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Durchgeschriebene Fassung der Tarifverträge 

für das Universitätsklinikum Frankfurt 
 
 
vereinbart zwischen dem Universitätsklinikum Frankfurt (UKF) und der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft (ver.di), Landesbezirk Hessen. 
 

Vorbemerkungen 
 
Die vorliegende durchgeschriebene Fassung der Tarifverträge für das Universitätsklinikum 
Frankfurt gibt den Stand des 9. Änderungstarifvertrages zum TV-UKF, des 8. Änderungstarif-
vertrages zum TVÜ-UKF und der 4. Änderungstarifverträge für Auszubildende und Praktikan-
tinnen, vereinbart am 6. April 2022, wieder. Sie ist im November 2022 zwischen den Parteien 
abgestimmt worden. 
 
Neben der Übernahme der Änderungen zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Län-
der (TV-L) enthält diese Fassung auch die neu für das UKF vereinbarten Tarifverträge  
 

 für dual Studierende in ausbildungsintegrierten Studiengängen, 

 für Auszubildende in Gesundheitsberufen, 

 für Studierende in einem dualen Hebammenstudium, 

 zur Entgeltumwandlung zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern. 
 
 
Hinzuweisen ist außerdem auf die ausdrücklich für das UKF vereinbarten Regelungen zur 
Übernahme und Kündigung von Tarifregelungen (§§ 39 und 40 TV-UKF) sowie der Eingrup-
pierung für den Bereich der hochschulausgebildeten Pflegekräfte und medizinisch-techni-
schen Assistentinnen und Assistenten. 
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Tarifvertrag für das 
Universitätsklinikum Frankfurt 

(TV-UKF) 

vom 27. Oktober 2008 
 

in der Fassung des 9. Änderungstarifvertrages 
vom 6. April 2022 

 
 
 
 
 
 

Zwischen 
 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 

wird folgendes vereinbart: 
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A.  Allgemeiner Teil 
 

Präambel 
 
In Umsetzung einer grundsätzlichen Anwendung des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) vereinbaren die Tarifvertragsparteien im Folgenden die jeweils angepassten 
Tarifverträge für die Beschäftigten des Universitätsklinikum Frankfurt. Darüber hinaus sind ge-
sonderte, auf die wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Rahmenbedingungen des UKF 
angepassten Tarifregelungen, Bestandteil dieses Tarifwerkes. 
Die Tarifvertragsparteien bekennen sich zur Gleichbehandlung aller Geschlechter: Sie sind 
sich einig, soweit in diesem Tarifvertrag Berufs- oder Tätigkeitsbezeichnungen bzw. Beschäf-
tigtenbegriffe verwendet werden, dass diese für alle Geschlechter gelten. 

 
 

Abschnitt I – Allgemeine Vorschriften 
 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
(1)  Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Beschäftigte), die in 

einem Arbeitsverhältnis zum Universitätsklinikum Frankfurt stehen.  
 

Protokollerklärung zu § 1 Absatz 1: entfällt 
 
(2)  Dieser Tarifvertrag gilt nicht für 
 

a) Beschäftigte als leitende Angestellte im Sinne des § 5 Absatz 3 Betriebsverfas-
sungsgesetz, wenn ihre Arbeitsbedingungen einzelvertraglich besonders verein-
bart sind, sowie für Chefärztinnen und Chefärzte. 

b) Beschäftigte, die ein über das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 15 hinausgehen-
des regelmäßiges Entgelt erhalten, die Zulage nach § 16 Absatz 5 bleibt hierbei 
unberücksichtigt. 

 
Niederschriftserklärung zu § 1 Absatz 2 Buchstabe b:  
Bei der Bestimmung des regelmäßigen Entgelts werden Leistungsentgelt, Zulagen und 
Zuschläge nicht berücksichtigt 

 
c) entfällt, 
d) entfällt, 
e) Auszubildende, Schülerinnen / Schüler, Volontärinnen / Volontäre und Praktikan-

tinnen / Praktikanten, 
f) Beschäftigte, für die Eingliederungszuschüsse nach den §§ 217 ff. SGB III gewährt 

werden, 
g) Beschäftigte, die Arbeiten nach den §§ 260 ff. SGB III verrichten, 
h) Leiharbeitnehmerinnen / Leiharbeitnehmer von Personal-Service-Agenturen, so-

fern deren Rechtsverhältnisse durch Tarifvertrag geregelt sind, 
i)  geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB IV, 
j)  entfällt, 
k) entfällt, 
l) entfällt, 
m) entfällt, 
n) entfällt, 
o) entfällt. 
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Protokollerklärung zu § 1 Absatz 2 Buchstabe k: entfällt 
 
(3)  Dieser Tarifvertrag gilt ferner nicht für 
 

a)  Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 
b)  wissenschaftliche und künstlerische Hilfskräfte, 
c)  studentische Hilfskräfte, 
d)  Lehrbeauftragte an Hochschulen, Akademien und wissenschaftlichen Forschungs-

einrichtungen sowie künstlerische Lehrkräfte an Kunst- und Musikhochschulen. 
 

Protokollerklärung zu § 1 Absatz 3: 
Ausgenommen sind auch wissenschaftliche und künstlerische Assistentinnen /  
Assistenten, Oberassistentinnen / Oberassistenten, Oberingenieurinnen / Oberin 
genieure und Lektoren beziehungsweise die an ihre Stelle tretenden landesrechtlichen 
Personalkategorien, deren Arbeitsverhältnis am 31. Oktober 2006 bestanden hat, für 
die Dauer des ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses. 
 
Niederschriftserklärung zu § 1 Absatz 3:  
Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass studentische Hilfskräfte Beschäftigte 
sind, zu deren Aufgabe es gehört, das hauptberufliche wissenschaftliche Personal in 
Forschung und Lehre sowie bei außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu unter-
stützen. 

 
(4)  Die Sonderregelungen für die nichtärztlichen Beschäftigten in Universitätskliniken und 

Krankenhäusern, § 43 TV-L, sind Bestandteil des TV-UKF. 
 
 
§ 2 Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit 
 
(1)  Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen. 
 
(2)  1Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeitgeber dürfen nur begründet werden, 

wenn die jeweils übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusam-
menhang stehen. 2Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhältnis. 

 
(3)  1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie können 

gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 
 
(4)  1Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine 

kürzere Zeit vereinbart ist. 2Bei Übernahme von Auszubildenden im unmittelbaren An-
schluss an das Ausbildungsverhältnis in ein Arbeitsverhältnis entfällt die Probezeit. 

 
 
§ 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen 
 
(1)  1Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist gewissenhaft und ordnungsgemäß 

auszuführen. 2Die Beschäftigten müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur frei-
heitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen. 

 
(2)  Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzli-

che Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit 
zu wahren; dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus. 
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(3) 1Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder 
sonstige Vergünstigungen mit Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. 2Ausnahmen 
sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. 3Werden den Beschäftigten derar-
tige Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverzüglich anzu-
zeigen. 

 
(4)  1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig 

vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen  
oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertrag-
lichen Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu be-
einträchtigen. 3Für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst kann eine Ablieferungs-
pflicht nach den Bestimmungen, die beim Arbeitgeber gelten, zur Auflage gemacht wer-
den. 

 
(5) 1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Beschäftigte zu ver-

pflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie zur Leistung der ar-
beitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in der Lage sind. 2Bei dem beauftragten Arzt 
kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt handeln, soweit sich 
die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt haben. 3Die Kosten dieser 
Untersuchung trägt der Arbeitgeber. 4Der Arbeitgeber kann die Beschäftigten auch bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses untersuchen lassen. 5Auf Verlangen der Be-
schäftigten ist er hierzu verpflichtet. 6Beschäftigte, die besonderen Ansteckungsgefah-
ren ausgesetzt oder in gesundheitsgefährdenden Bereichen beschäftigt sind, sind in 
regelmäßigen Zeitabständen ärztlich zu untersuchen. 

 
(6)  1Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. 

2Sie können das Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Bevollmäch-
tigte/n ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten 
erhalten. 4Die Beschäftigten müssen über Beschwerden und Behauptungen tatsächli-
cher Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor Aufnahme 
in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äußerung ist zu den Personalakten zu neh-
men. 

 
(7)  Für die Schadenshaftung der Beschäftigten finden die Bestimmungen, die für die Be-

amten des Landes Hessen jeweils gelten, entsprechende Anwendung. 
 
 
§ 4 Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung 
 
(1)  1Beschäftigte können aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen versetzt oder abge-

ordnet werden. 2Sollen Beschäftigte an eine Dienststelle oder einen Betrieb außerhalb 
des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich länger als drei Monate abge-
ordnet werden, so sind sie vorher zu hören. 

 
Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 1: 
1.  Abordnung ist die vom Arbeitgeber veranlasste vorübergehende Beschäftigung bei 

einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben oder eines ande-
ren Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses. 

2.  Versetzung ist die vom Arbeitgeber veranlasste, auf Dauer bestimmte Beschäfti-
gung bei einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben Arbeit-
gebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses. 

 
Niederschriftserklärung zu § 4 Absatz 1:  
Der Begriff "Arbeitsort" ist ein generalisierter Oberbegriff; die Bedeutung unterscheidet 
sich nicht von dem bisherigen Begriff "Dienstort".  
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(2)  1Beschäftigten kann im dienstlichen / betrieblichen oder öffentlichen Interesse mit ihrer 
Zustimmung vorübergehend eine mindestens gleich vergütete Tätigkeit bei einem Drit-
ten zugewiesen werden. 2Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert 
werden. 3Die Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt unberührt. 4Bezüge aus der Ver-
wendung nach Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet. 

 
Protokollerklärung zu § 4 Absatz 2: 
Zuweisung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses – die vorüber-
gehende Beschäftigung bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem der TV-UKF 
nicht zur Anwendung kommt. 
 

(3)  1Werden Aufgaben der Beschäftigten zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des 
Arbeitgebers bei weiterbestehendem Arbeitsverhältnis die arbeitsvertraglich geschul-
dete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen (Personalgestellung). 2§ 613a BGB 
sowie gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

 
Protokollerklärung zu § 4 Absatz 3: 
1Personalgestellung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses – 
die auf Dauer angelegte Beschäftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitäten der Perso-
nalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten vertraglich geregelt. 
 

 
§ 5 Qualifizierung 
 
(1)  1Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen In-

teresse von Beschäftigten und Arbeitgebern. 2Qualifizierung dient der Steigerung von 
Effektivität und Effizienz des öffentlichen Dienstes, der Nachwuchsförderung und der 
Steigerung von beschäftigungsbezogenen Kompetenzen. 3Die Tarifvertragsparteien 
verstehen Qualifizierung auch als Teil der Personalentwicklung. 

 
(2)  1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach diesem Tarifvertrag ein Angebot dar. 

2Aus ihm kann für die Beschäftigten kein individueller Anspruch außer nach Absatz 4 
abgeleitet werden. 3Es kann durch freiwillige Betriebsvereinbarung wahrgenommen 
und näher ausgestaltet werden. 4Entsprechendes gilt für Dienstvereinbarungen im 
Rahmen der personalvertretungsrechtlichen Möglichkeiten. 5Weitergehende Mitbe-
stimmungsrechte werden dadurch nicht berührt. 

 
(3)  1Qualifizierungsmaßnahmen sind 
 

a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen für 
die übertragenen Tätigkeiten (Erhaltungsqualifizierung), 

b)  der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung), 
c)  die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung für eine andere Tätig-

keit; Umschulung) und 
d)  die Einarbeitung bei oder nach längerer Abwesenheit (Wiedereinstiegsqualifizie-

rung). 
 

2Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme wird dokumentiert und den Be-
schäftigten schriftlich bestätigt. 

 
(4)  1Beschäftigte haben – auch in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 Buchstabe d – An-

spruch auf ein regelmäßiges Gespräch mit der jeweiligen Führungskraft. 2In diesem 
wird festgestellt, ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. 3Dieses Gespräch kann 
auch als Gruppengespräch geführt werden. 4Wird nichts Anderes geregelt, ist das Ge-
spräch jährlich zu führen. 
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(5)  Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen gelten als Arbeitszeit. 
 
(6)  1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten Qualifizierungsmaßnahme – ein-

schließlich Reisekosten – werden grundsätzlich vom Arbeitgeber getragen, soweit sie 
nicht von Dritten übernommen werden. 2Ein möglicher Eigenbeitrag wird in einer Qua-
lifizierungsvereinbarung geregelt. 3Die Betriebsparteien sind gehalten, die Grundsätze 
einer fairen Kostenverteilung unter Berücksichtigung des betrieblichen und individuel-
len Nutzens zu regeln. 4Ein Eigenbeitrag der Beschäftigten kann in Geld und / oder Zeit 
erfolgen. 

 
(7)  1Für eine Qualifizierungsmaßnahme nach Absatz 3 Satz 1 Buchstabe b oder c kann 

eine Rückzahlungspflicht der Kosten der Qualifizierungsmaßnahme in Verbindung mit 
der Bindung der / des Beschäftigten an den Arbeitgeber vereinbart werden. 2Dabei 
kann die / der Beschäftigte verpflichtet werden, dem Arbeitgeber Aufwendungen oder 
Teile davon für eine Qualifizierungsmaßnahme zu ersetzen, wenn das Arbeitsverhält-
nis auf Wunsch der / des Beschäftigten endet. 3Dies gilt nicht, wenn die / der Beschäf-
tigte nicht innerhalb von sechs Monaten entsprechend der erworbenen Qualifikation 
durch die Qualifizierungsmaßnahme beschäftigt wird, oder wenn die Beschäftigte we-
gen Schwangerschaft oder Niederkunft gekündigt oder einen Auflösungsvertrag ge-
schlossen hat. 4Die Höhe des Rückzahlungsbetrages und die Dauer der Bindung an 
den Arbeitgeber müssen in einem angemessenen Verhältnis stehen. 

 
(8)  Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die Qualifizierungsplanung einbezo-

gen werden. 
 
(9)  Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmaßnahmen so 

angeboten werden, dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermöglicht wird. 
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Abschnitt II – Arbeitszeit 
 
 

Protokollerklärung zu Abschnitt II: 
1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte 
unabhängig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (§ 6 Absatz 6 
und 7) möglich; dies gilt nicht bei Schicht- und Wechselschichtarbeit. 2In den Gleitzeit-
regelungen kann auf Vereinbarungen nach § 10 verzichtet werden. 3Sie dürfen keine 
Regelungen nach § 6 Absatz 4 enthalten. 4Bei In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages 
bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberührt. 

 
§ 6 Regelmäßige Arbeitszeit 
 
(1)  1Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit ausschließlich der Pausen 
 

a)  entfällt 
b)  beträgt 38,5 Stunden 
c)  entfällt 
d)  entfällt 

 
2Satz 2 entfällt. 3Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf Tage, aus dringlichen be-
trieblichen / dienstlichen Gründen auch auf sechs Tage verteilt werden. 
 

(2)  1Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist 
ein Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend von Satz 1 kann 
bei Beschäftigten, die ständig Wechselschicht oder Schichtarbeit zu leisten haben, so-
wie für die Durchführung so genannter Sabbatjahrmodelle ein längerer Zeitraum zu-
grunde gelegt werden. 

 
(3)  1Soweit es die betrieblichen / dienstlichen Verhältnisse zulassen, werden Beschäftigte 

am 24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Tabellenentgelts und 
der sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile von der Arbeit frei-
gestellt. 2Kann die Freistellung aus betrieblichen / dienstlichen Gründen nicht erfolgen, 
ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewähren. 3Die 
regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich für den 24. Dezember und 31. Dezember, so-
fern sie auf einen Werktag fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen Stunden.4Die 
Arbeitszeit an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, wird durch eine 
entsprechende Freistellung an einem anderen Werktag bis zum Ende des dritten Ka-
lendermonats ausgeglichen, wenn es die betrieblichen Verhältnisse zulassen; der Aus-
gleich soll möglichst aber schon bis zum Ende des nächsten Kalendermonats erfolgen. 
5Kann ein Freizeitausgleich nicht gewährt werden, erhält die / der Beschäftigte je 
Stunde 100 v. H. des Stundenentgelts; Stundenentgelt ist der auf eine Stunde entfal-
lende Anteil des monatlichen Entgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe nach der 
Entgelttabelle. 6Ist ein Arbeitszeitkonto eingerichtet, ist eine Buchung gemäß § 10 Ab-
satz 3 zulässig. 7In den Fällen des Satzes 4 steht der Zeitzuschlag von 35 v. H. (§ 8 
Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d) zu.8Für Beschäftigte, die regelmäßig nach einem Dienst-
plan eingesetzt werden, der Wechselschicht- oder Schichtdienst an sieben Tagen in 
der Woche vorsieht, vermindert sich die regelmäßige Wochenarbeitszeit um ein Fünftel 
der arbeitsvertraglich vereinbarten durchschnittlichen Wochenarbeitszeit, wenn sie an 
einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, nicht wegen des Feiertags, 
sondern dienstplanmäßig nicht zur Arbeit eingeteilt sind und deswegen an anderen 
Tagen der Woche ihre regelmäßige Arbeitszeit erbringen müssen. 9In den Fällen des 
Satzes 8 gelten die Sätze 4 bis 7 nicht. 
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Protokollerklärung zu § 6 Absatz 3 Satz 3: 
Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die Beschäftigten, die wegen 
des Dienstplans frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten müssten. 

 
(4)  Aus dringenden betrieblichen / dienstlichen Gründen kann auf der Grundlage einer Be-

triebs-/ Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Absatz 1, 2 und des § 12 Arbeitszeit-
gesetz von den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden. 

 
Protokollerklärung zu § 6 Absatz 4: 
In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die tägliche Ar-
beitszeit auf bis zu zwölf Stunden verlängert werden, wenn dadurch zusätzliche freie 
Schichten an Sonn- und Feiertagen erreicht werden. 

 
(5)  1Die Beschäftigten sind im Rahmen begründeter betrieblicher / dienstlicher Notwendig-

keiten verpflichtet, Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie 
– bei Teilzeitbeschäftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer Zu-
stimmung – Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit zu leis-
ten. 2Beschäftigte, die regelmäßig an Sonn- und Feiertagen arbeiten müssen, erhalten 
innerhalb von zwei Wochen zwei arbeitsfreie Tage. 3Hiervon soll ein freier Tag auf ei-
nen Sonntag fallen. 

 
(6)  1Durch Betriebs-/ Dienstvereinbarung kann ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von 

bis zu 45 Stunden eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors ge-
leisteten zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 
festgelegten Zeitraums ausgeglichen. 

 
(7)  1Durch Betriebs-/ Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tägliche 

Rahmenzeit von bis zu zwölf Stunden eingeführt werden. 2Die innerhalb der täglichen 
Rahmenzeit geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Ab-
satz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen. 

 
(8)  Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtar-

beit. 
 
(9)  Für das Universitätsklinikum Frankfurt kann eine Regelung nach den Absätzen 4, 6 und 

7 in einem landesbezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine Dienstverein-
barung nicht einvernehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber nach dem HPVG 
ein Letztentscheidungsrecht hat. 

 
(10)  entfällt 
 
(11)  1Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswärtigen 

Geschäftsort als Arbeitszeit. 2Für jeden Tag einschließlich der Reisetage wird jedoch 
mindestens die auf ihn entfallende regelmäßige, durchschnittliche oder dienstplanmä-
ßige Arbeitszeit berücksichtigt, wenn diese bei Nichtberücksichtigung der Reisezeit 
nicht erreicht würde. 3Überschreiten nicht anrechenbare Reisezeiten insgesamt 15 
Stunden im Monat, so werden auf Antrag 25 v. H. dieser überschreitenden Zeiten bei 
fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich gewährt und bei gleitender Arbeitszeit im Rah-
men der jeweils geltenden Vorschriften auf die Arbeitszeit angerechnet. 4Der besonde-
ren Situation von Teilzeitbeschäftigten ist Rechnung zu tragen. 5Soweit Einrichtungen 
in privater Rechtsform oder andere Arbeitgeber nach eigenen Grundsätzen verfahren, 
sind diese abweichend von den Sätzen 1 bis 4 maßgebend. 
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§ 7 Sonderformen der Arbeit 
 
(1)  1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen 

Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen die / der 
Beschäftigte durchschnittlich längstens nach Ablauf eines Monats erneut zu mindes-
tens zwei Nachtschichten herangezogen wird. 2Wechselschichten sind wechselnde Ar-
beitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und 
feiertags gearbeitet wird. 3Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens zwei 
Stunden Nachtarbeit umfassen. 

 
Niederschriftserklärung zu § 43 Nr. 4 TV-L (betreffend § 7 Absatz 1 TV-UKF):  
Der Anspruch auf die Wechselschichtzulage ist auch erfüllt, wenn unter Einhaltung der 
Monatsfrist zwei Nachtdienste geleistet werden, die nicht zwingend unmittelbar aufei-
nander folgen müssen.  

 
(2)  Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel 

des Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten 
von längstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindes-
tens 13 Stunden geleistet wird. 

 
(3)  1Beschäftigte sind verpflichtet, sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der re-

gelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufzuhalten, um 
im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen (Bereitschaftsdienst). 2Der Arbeitgeber darf Be-
reitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anfällt, erfah-
rungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. 

 
(4)  1Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers außer-

halb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle auf-
halten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. 2Der Arbeitgeber darf Rufbereitschaft nur 
anordnen, wenn erfahrungsgemäß lediglich in Ausnahmefällen Arbeit anfällt. 3Rufbe-
reitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Beschäftigte vom Arbeitgeber mit 
einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren technischen Hilfsmittel ausgestattet 
sind. 4Durch tatsächliche Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft kann die tägli-
che Höchstarbeitszeit von zehn Stunden überschritten werden (§§ 3, 7 Absatz 1 Nr. 1 
und Nr. 4 Arbeitszeitgesetz). 

 
(5)  Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr. 
 
(6)  Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschäftigte über die vereinbarte regel-

mäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von Vollbe-
schäftigten (§ 6 Absatz 1 Satz 1) leisten. 

 
(7)  Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die 

über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 6 Absatz 1) 
für die Woche dienstplanmäßig beziehungsweise betriebsüblich festgesetzten Arbeits-
stunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwoche ausgegli-
chen werden. 

 
(8)  Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Überstunden, die  
 

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Absatz 6 über 45 Stun-
den oder über die vereinbarte Obergrenze hinaus, 

b)  im Falle der Einführung einer täglichen Rahmenzeit nach § 6 Absatz 7 außerhalb 
der Rahmenzeit, 
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c)  im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit über die im Schichtplan festge-
legten täglichen Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan vorgesehenen 
Arbeitsstunden, die bezogen auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im 
Schichtplanturnus nicht ausgeglichen werden, angeordnet worden sind. 

 
(9)  Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Absatz 2 Arbeitszeitgesetz kann im Rahmen des 

§ 7 Arbeitszeitgesetz die tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über 
acht Stunden hinaus verlängert werden, wenn mindestens die acht Stunden über-
schreitende Zeit im Rahmen von Bereitschaftsdienst geleistet wird, und zwar wie folgt: 

 

a)  bei Bereitschaftsdiensten der Stufen A und B bis zu insgesamt maximal 16 Stun-
den täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum 
nicht, 

b)  bei Bereitschaftsdiensten der Stufen C und D bis zu insgesamt maximal 13 Stun-
den täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum 
nicht. 

 
(10)  1Auf Grund einer Dienst-/ Betriebsvereinbarung kann im Rahmen des § 7 Absatz 1 

Nr. 1 und Nr. 4 Arbeitszeitgesetz die tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitge-
setzes abweichend von den §§ 3 und 6 Absatz 2 Arbeitszeitgesetz über acht Stunden 
hinaus auf bis zu 24 Stunden ausschließlich der Pausen verlängert werden, wenn in 
die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fällt. 2Die 
Verlängerung setzt voraus: 

 

a)  eine Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle, 
b)  eine Belastungsanalyse gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz und 
c)  gegebenenfalls daraus resultierende Maßnahmen zur Gewährleistung des Ge-

sundheitsschutzes. 
 

3Für das Universitätsklinikum Frankfurt kann eine Regelung nach Satz 1 in einem lan-
desbezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht ein-
vernehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber nach dem HPVG ein Letztentschei-
dungsrecht hat. 
 

(11)  1Unter den Voraussetzungen des Absatzes 10 Satz 2 kann im Rahmen des § 7 Absatz 
2a Arbeitszeitgesetz eine Verlängerung der täglichen Arbeitszeit über acht Stunden 
hinaus auch ohne Ausgleich erfolgen. 2Dabei ist eine wöchentliche Arbeitszeit von bis 
zu maximal durchschnittlich 58 Stunden in den Bereitschaftsdienststufen A und B und 
von bis zu maximal durchschnittlich 54 Stunden in den Bereitschaftsdienststufen C und 
D zulässig. 3Für die Berechnung des Durchschnitts der wöchentlichen Arbeitszeit gilt 
§ 6 Absatz 2 Satz 1. 

 
Protokollerklärung zu § 7 Absatz 11: 
1Die Tarifvertragsparteien sind sich einig: Das In-Kraft-Treten des Tarifvertrages kann 
nicht der Anlass sein, die bestehenden betrieblichen und für die Beschäftigten günsti-
geren Regelungen zur Arbeitszeit zu kündigen und zu verändern. 2Ziel ist es, die Be-
lastungen durch eine entsprechende Arbeitszeitgestaltung zu verringern. 3Für jede Än-
derung der betrieblichen Regelungen, die zu einer längeren Arbeitszeit führen, ist zwin-
gende Voraussetzung:  
 
Im Rahmen des § 7 Absatz 2a Arbeitszeitgesetz 
- muss eine Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle erfolgen, 
- muss eine Belastungsanalyse gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz vorliegen und 
- müssen gegebenenfalls daraus resultierende Maßnahmen zur Gewährleistung des 

Gesundheitsschutzes umgesetzt werden und für diese Maßnahme müssen drin-
gende dienstliche oder betriebliche Gründe vorliegen. 
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4Mit dem Personal- oder Betriebsrat soll eine einvernehmliche Regelung getroffen wer-
den. 

 
(12)  1In den Fällen, in denen Teilzeitarbeit (§ 11) vereinbart wurde, verringern sich die 

Höchstgrenzen der wöchentlichen Arbeitszeit in Absatz 11 – beziehungsweise in den 
Fällen, in denen Absatz 11 nicht zur Anwendung kommt, die Höchstgrenze von 
48 Stunden – in demselben Verhältnis wie die Arbeitszeit dieser Teilzeitbeschäftigten 
zu der regelmäßigen Arbeitszeit der Vollbeschäftigten verringert worden ist. 2Mit Zu-
stimmung der / des Beschäftigten oder aufgrund von dringenden dienstlichen oder be-
trieblichen Belangen kann hiervon abgewichen werden. 

 
§ 8 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 
 
(1)  1Beschäftigte erhalten neben dem Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzu-

schläge. 2Die Zeitzuschläge betragen – auch bei Teilzeitbeschäftigten – je Stunde 
 

a) für Überstunden  
  in den Entgeltgruppen 1 bis 9b 

und P 5 bis P 10 

30 v. H. 

  in den Entgeltgruppen 10 bis 15  
und P 11 bis P 15 

15 v. H. 

b) für Nachtarbeit 20 v. H. 
c) für Sonntagsarbeit 25 v. H. 
d) bei Feiertagsarbeit  
  ohne Freizeitausgleich 135 v. H. 

  mit Freizeitausgleich 35 v. H. 

e) für Arbeit am 24. Dezember und am 31. Dezember jeweils 
ab 6 Uhr 

35 v. H. 

f) für Arbeit an Samstagen (gültig ab 01.01.2020)   
  für Beschäftigte nach § 38 Absatz 5 Satz 1, soweit 

die Samstagsarbeit nicht im Rahmen von Wechsel-
schicht- oder Schichtarbeit anfällt, 

20 v. H. 

  im Übrigen 0,64 €; 

 (Fassung bis 31.12.2019) 

für Arbeit an Samstagen von13 bis 21 Uhr 

 

  für Beschäftigte nach § 38 Abs. 5 Satz 1 0,64 €, 

  für die übrigen Beschäftigten, soweit die Samstagsarbeit 

nicht im Rahmen von Wechselschicht-oder Schichtarbeit 

anfällt 

 

 

20 v. H. 
 

In den Fällen der Buchstaben a bis f beziehen sich die Vomhundertsätze auf den Anteil 
des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe, der auf eine Stunde 
entfällt. 3Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach Satz 2 Buchstabe c bis f wird 
nur der höchste Zeitzuschlag gezahlt. 4Auf Wunsch der Beschäftigten können, soweit 
ein Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die betrieblichen / dienstlichen Verhält-
nisse es zulassen, die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge entsprechend dem 
jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde in Zeit umgewandelt und ausgeglichen wer-
den. 5Dies gilt entsprechend für Überstunden als solche. 

 
Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1 Satz 1: 
Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung nach der 
jeweiligen Entgeltgruppe und der individuellen Stufe, höchstens jedoch nach der 
Stufe 4. 
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Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d: 
1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet 
werden. 2Falls kein Freizeitausgleich gewährt wird, werden als Entgelt einschließlich 
des Zeitzuschlags und des auf den Feiertag entfallenden Tabellenentgelts höchstens 
235 v. H. gezahlt. 

 
(2)  1Überstunden sind grundsätzlich durch entsprechende Freizeit auszugleichen; für die 

Zeit des Freizeitausgleichs werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen, in Monats-
beträgen festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 2Sofern kein Arbeitszeitkonto 
nach § 10 eingerichtet ist, oder wenn ein solches besteht, die / der Beschäftigte jedoch 
keine Faktorisierung nach Absatz 1 geltend macht, erhält die / der Beschäftigte für 
Überstunden (§ 7 Absatz 7), die nicht bis zum Ende des dritten Kalendermonats – 
möglichst aber schon bis zum Ende des nächsten Kalendermonats – nach deren Ent-
stehen mit Freizeit ausgeglichen worden sind, je Stunde 100 v. H. des auf die Stunde 
entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe, 
höchstens jedoch nach der Stufe 4. 3Der Anspruch auf den Zeitzuschlag für Überstun-
den nach Absatz 1 besteht unabhängig von einem Freizeitausgleich. 

 
(3)  entfällt 
 
(4)  Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und die aus betrieblichen / dienstlichen 

Gründen nicht innerhalb des nach § 6 Absatz 2 Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums 
mit Freizeit ausgeglichen werden, erhält die / der Beschäftigte je Stunde 100 v. H. des 
auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe 
und Stufe. 

 
Protokollerklärung zu § 8 Absatz 4: 
Mit dem Begriff "Arbeitsstunden" sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen von 
Gleitzeitregelungen im Sinne der Protokollerklärung zu Abschnitt II anfallen, es sei 
denn, sie sind angeordnet worden. 

 
(5)  1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale je Entgeltgruppe gezahlt. 2Für 

eine Rufbereitschaft von mindestens zwölf Stunden wird für die Tage Montag bis Frei-
tag das Zweifache, für Samstag, Sonntag sowie für Feiertage das Vierfache des tarifli-
chen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt. 3Maßgebend für die 
Bemessung der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt. 
4Für Rufbereitschaften von weniger als zwölf Stunden werden für jede angefangene 
Stunde 12,5 v. H. des tariflichen Stundenentgelts nach der Entgelttabelle gezahlt. 5Die 
Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme innerhalb der Rufbereitschaft mit einem Einsatz 
außerhalb des Aufenthaltsorts im Sinne des § 7 Absatz 4 einschließlich der hierfür er-
forderlichen Wegezeiten wird auf eine volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für 
Überstunden sowie etwaiger Zeitzuschläge nach Absatz 1 bezahlt. 6Wird die Arbeits-
leistung innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne des § 7 Absatz 4 
telefonisch (zum Beispiel in Form einer Auskunft) oder mittels technischer Einrichtun-
gen erbracht, wird abweichend von Satz 5 die Summe dieser Arbeitsleistungen am 
Ende des Rufbereitschaftsdienstes auf die nächsten vollen 30 oder 60 Minuten gerun-
det und mit dem Entgelt für Überstunden sowie etwaiger Zeitzuschläge nach Absatz 1 
bezahlt; dauert der Rufbereitschaftsdienst länger als 24 Stunden (zum Beispiel an Wo-
chenenden), erfolgt die Aufrundung nach jeweils 24 Stunden. 7Absatz 1 Satz 4 gilt ent-
sprechend, soweit die Buchung auf das Arbeitszeitkonto nach § 10 Absatz 3 Satz 2 
zulässig ist. 8Für die Zeit der Rufbereitschaft werden Zeitzuschläge nicht gezahlt.  
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Protokollerklärung zu § 8 Absatz 5: 
Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine Pauschale gezahlt wird, ist 
auf den Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen. 

 
Niederschriftserklärung zu § 8 Absatz 5:  
a)  Zur Erläuterung von § 8 Absatz 5 und der dazugehörigen Protokollerklärung sind 

sich die Tarifvertragsparteien über folgendes Beispiel einig: "Beginnt eine Wochen-
endrufbereitschaft am Freitag um 15 Uhr und endet am Montag um 7 Uhr, so er-
halten Beschäftigte folgende Pauschalen: Zwei Stunden für Freitag, je vier Stun-
den für Samstag und Sonntag, keine Pauschale für Montag. Sie erhalten somit 
zehn Stundenentgelte“. 

b)  Zur Erläuterung von § 8 Absatz 5 Satz 6 sind sich die Tarifvertragsparteien über 
folgendes Beispiel einig:  

 

Während eines Rufbereitschaftsdienstes von Freitag 16 Uhr bis Montag 8 Uhr werden 
Arbeitsleistungen am Aufenthaltsort in folgendem Umfang geleistet:  
- Freitag 21.00 Uhr bis 21.08 Uhr (8 Minuten),  
- Samstag 8.00 Uhr bis 8.15 Uhr (15 Minuten) sowie 15.50 Uhr bis 16.18 Uhr  

(28 Minuten),  
- Sonntag 9.00 Uhr bis 9.35 Uhr (35 Minuten) sowie 22.00 Uhr bis 22.40 Uhr  

(40 Minuten). 
 

Es werden aufgerundet:  
- 8 und 15 Minuten = 23 Minuten auf 30 Minuten,  
- 28 und 35 Minuten = 63 Minuten auf 1 Stunde 30 Minuten,  
- 40 Minuten auf 60 Minuten (1 Stunde).  
 

(6)  Zur Berechnung des Entgelts wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der 
geleisteten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit gewertet und bezahlt: 

 
a)  1Ausschlaggebend sind die Arbeitsleistungen, die während des Bereitschafts-

dienstes erfahrungsgemäß durchschnittlich anfallen: 
 

  Stufe Arbeitsleistung innerhalb des  
Bereitschaftsdienstes: 

Bewertung als Ar-
beitszeit: 

 A 0 bis 10 v. H. 15 v. H. 

 B mehr als 10 bis 25 v. H. 25 v. H. 

 C mehr als 25 bis 40 v. H. 40 v. H. 

 D mehr als 40 bis 49 v. H. 55 v. H. 

 
2Ein der Stufe A zugeordneter Bereitschaftsdienst wird der Stufe B zugeteilt, wenn 
die / der Beschäftigte während des Bereitschaftsdienstes in der Zeit von 22 bis 6 
Uhr erfahrungsgemäß durchschnittlich mehr als dreimal dienstlich in Anspruch ge-
nommen wird. 

 
b) Entsprechend der Zahl der Bereitschaftsdienste je Kalendermonat, die vom Be-

schäftigten abgeleistet werden, wird die Zeit eines jeden Bereitschaftsdienstes zu-
sätzlich wie folgt als Arbeitszeit gewertet: 

 

 Zahl der Bereitschaftsdiese im Kalendermonat Bewertung als Arbeitszeit: 

 1. bis 8. Bereitschaftsdienst 25 v. H. 

 9. bis 12. Bereitschaftsdienst 35 v. H. 

 13. und folgende Bereitschaftsdienste 45 v. H. 
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c)  1Für die Zeit des Bereitschaftsdienstes an gesetzlichen Feiertagen erhöht sich die 
Bewertung nach Buchstabe a um 25 Prozentpunkte. 2Im Übrigen werden Zeitzu-
schläge (Absatz 1) für die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleis-
teten Arbeit nicht gezahlt. 

d)  Die Zuweisung zu den Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt durch die Betriebs-
parteien. 

 
e)  1Das Entgelt für die gewertete Bereitschaftsdienstzeit nach den Buchstaben a bis 

c bestimmt sich für übergeleitete Beschäftigte auf der Basis ihrer Eingruppierung 
am 31. Dezember 2008 nach der Anlage E. 2Für Beschäftigte, die nach dem 
30. September 2008 eingestellt werden und in den Fällen der Übertragung einer 
höher oder niedriger bewerteten Tätigkeit ist die Vergütungs- beziehungsweise 
Lohngruppe maßgebend, die sich zum Zeitpunkt der Einstellung beziehungsweise 
der Höher- oder Herabgruppierung bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts er-
geben hätte. 

 
f)  1Das Bereitschaftsdienstentgelt kann, soweit ein Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerich-

tet ist und die betrieblichen / dienstlichen Verhältnisse es zulassen (Absatz 1 Satz 
4), im Einvernehmen mit der / dem Beschäftigten im Verhältnis 1:1 in Freizeit (fak-
torisiert) abgegolten werden. 2Weitere Faktorisierungsregelungen können in einer 
einvernehmlichen Dienst- oder Betriebsvereinbarung getroffen werden. 

 
Protokollerklärung zu § 8 Absatz 6 Buchstabe f: 
Unabhängig von den Vorgaben des Absatzes 6 Buchstabe f kann der Arbeitgeber ei-
nen Freizeitausgleich anordnen, wenn dies zur Einhaltung der Vorschriften des Arbeits-
zeitgesetzes erforderlich ist. 
 
Niederschriftserklärung zu § 8 Absatz 6:  
Die Faktorisierung erfolgt entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde 
des vereinbarten Bereitschaftsdienstentgeltes.  
 

(7)  1Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschicht-
zulage von 150 Euro monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Wechselschichtarbeit 
leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 0,63 Euro pro Stunde. 

 
(8)  1Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 

60 Euro monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine 
Schichtzulage von 0,24 Euro pro Stunde. 

 
§ 9 Bereitschaftszeiten 
 
(1)  1Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die / der Beschäftigte am Arbeits-

platz oder einer anderen vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfügung halten 
muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbständig, gegebenenfalls auch auf Anordnung, 
aufzunehmen; in ihnen überwiegen die Zeiten ohne Arbeitsleistung. 2Für Beschäftigte, 
in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten 
fallen, gelten folgende Regelungen: 

 

a)  Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktori-
siert). 

b)  Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit 
nicht gesondert ausgewiesen. 

c)  Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf 
die Arbeitszeit nach § 6 Absatz 1 nicht überschreiten. 
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d)  Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stun-
den wöchentlich nicht überschreiten. 

 

3Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorübergehend angelegte Organisati-
onsmaßnahme besteht, bei der regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang Bereit-
schaftszeiten anfallen. 

 
(2)  1Die Anwendung des Absatzes 1 bedarf im Geltungsbereich des HPVG einer einver-

nehmlichen Dienstvereinbarung. 2§ 6 Absatz 9 gilt entsprechend. 
 
(3)  1Für Hausmeisterinnen / Hausmeister und für Beschäftigte im Rettungsdienst und in 

Rettungsdienstleitstellen, in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht unerheblichem 
Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gilt Absatz 1 entsprechend; Absatz 2 findet keine 
Anwendung. 2Für Beschäftigte im Rettungsdienst und in Rettungsdienstleitstellen be-
trägt in diesem Fall die zulässige tägliche Höchstarbeitszeit zwölf Stunden zuzüglich 
der gesetzlichen Pausen. 

 
Protokollerklärung zu § 9 Absatz 1 und 2: 
Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- und Schichtarbeit. 

 
 
§ 10 Arbeitszeitkonto 
 
(1)  1Durch Betriebs-/ Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. 

2Für das Universitätsklinikum Frankfurt kann eine Regelung nach Satz 1 auch in einem 
landesbezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht 
einvernehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber nach dem HPVG ein Letztent-
scheidungsrecht hat. 3Soweit ein Arbeitszeitkorridor (§ 6 Absatz 6) oder eine Rahmen-
zeit (§ 6 Absatz 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeitkonto einzurichten. 

 
(2)  1In der Betriebs-/ Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im gan-

zen Betrieb / in der ganzen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird. 2Alle Be-
schäftigten der Betriebs-/ Verwaltungsteile, für die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet 
wird, werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst. 

 
(3)  1Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei Anwendung des nach § 6 Absatz 2 

festgelegten Zeitraums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht 
durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach § 8 Absatz 1 Satz 5 und Absatz 4 sowie in 
Zeit umgewandelte Zuschläge nach § 8 Absatz 1 Satz 4 gebucht werden. 2Weitere 
Kontingente (zum Beispiel Rufbereitschafts-/ Bereitschaftsdienstentgelte) können 
durch Betriebs-/ Dienstvereinbarung zur Buchung freigegeben werden. 3Die / der Be-
schäftigte entscheidet für einen in der Betriebs-/ Dienstvereinbarung festgelegten Zeit-
raum, welche der in Satz 1 beziehungsweise Satz 2 genannten Zeiten auf das Arbeits-
zeitkonto gebucht werden. 

 
(4)  Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen 

Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach 
Absatz 3 Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein. 

 
Niederschriftserklärung zu § 10 Absatz 4:  
Durch diese Regelung werden aus dem Urlaubsrecht entlehnte Ansprüche nicht be-
gründet.  
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(5)  In der Betriebs-/ Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu tref-
fen: 

 

a)  Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das höchstzulässige Zeit-
guthaben (bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines bestimm-
ten Zeitraums anfallen dürfen; 

b)  Fristen für das Abbuchen von Zeitguthaben oder für den Abbau von Zeitschulden 
durch die / den Beschäftigten; 

c)  die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (zum 
Beispiel an so genannten Brückentagen) vorzusehen; 

d)  die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich 
kurzfristig widerruft. 

 
(6)  1Der Arbeitgeber kann mit der / dem Beschäftigten die Einrichtung eines Langzeitkon-

tos vereinbaren. 2In diesem Fall ist der Betriebs-/ Personalrat zu beteiligen und – bei 
Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers – eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen. 

 
Niederschriftserklärung zu § 43 Nr. 5 TV-L (betreffend §§ 6 bis 10 TV-UKF):  
Die Dokumentation der Arbeitszeit, der Mehrarbeit, der Überstunden, der Bereitschafts-
dienste usw. ist nicht mit dem Arbeitszeitkonto (§ 10 TV-UKF) gleichzusetzen. Arbeits-
zeitkonten können nur auf der Grundlage des § 10 TV-UKF durch Betriebs- bzw. 
Dienstvereinbarung eingerichtet und geführt werden.  

 
§ 11 Teilzeitbeschäftigung 
 
(1)  1Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeits-

zeit vereinbart werden, wenn sie  
 

a)  mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 
b)  einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen tat-

sächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche beziehungsweise be-
triebliche Belange nicht entgegenstehen. 2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 
ist auf Antrag auf bis zu fünf Jahre zu befristen. 3Sie kann verlängert werden; der 
Antrag ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschäfti-
gung zu stellen. 4Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im Rahmen 
der dienstlichen beziehungsweise betrieblichen Möglichkeiten der besonderen 
persönlichen Situation der / des Beschäftigten nach Satz 1 Rechnung zu tragen. 

 
(2)  Beschäftigte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen eine Teilzeitbeschäf-

tigung vereinbaren wollen, können von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass er mit ihnen 
die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung mit dem Ziel erörtert, zu einer entsprechen-
den Vereinbarung zu gelangen. 

 
(3)  Ist mit früher Vollbeschäftigten auf ihren Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbeschäf-

tigung vereinbart worden, sollen sie bei späterer Besetzung eines Vollzeitarbeitsplat-
zes bei gleicher Eignung im Rahmen der dienstlichen beziehungsweise betrieblichen 
Möglichkeiten bevorzugt berücksichtigt werden. 

 
 
  



 

26 

 

Abschnitt III – Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen 
 
 
§ 12  Eingruppierung 
 
(1)  1Die Eingruppierung der / des Beschäftigten richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen 

der Entgeltordnung (Anlage A). 2Die / der Beschäftigte erhält Entgelt nach der Entgelt-
gruppe, in der sie / er eingruppiert ist. 3Die / der Beschäftigte ist in der Entgeltgruppe 
eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr / ihm nicht nur vorüber-
gehend auszuübende Tätigkeit entspricht. 4Die gesamte auszuübende Tätigkeit ent-
spricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich mindestens zur 
Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines Tä-
tigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. 
5Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer 
Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z. B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Ar-
beitsvorgänge für die Feststellung, ob diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen 
zu beurteilen. 6Werden in einem Tätigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, 
gilt das in Satz 4 bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die gesamte auszuübende 
Tätigkeit, für jede Anforderung. 7Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von Satz 4 oder 6 
abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses. 8Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als 
Anforderung eine Voraussetzung in der Person der / des Beschäftigten bestimmt, muss 
auch diese Anforderung erfüllt sein. 

 
Protokollerklärungen zu § 12 Absatz 1: 
1. Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), 

die, bezogen auf den Aufgabenkreis der / des Beschäftigten, zu einem bei natürli-
cher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z. B. unterschriftsreife Be-
arbeitung eines Aktenvorgangs, eines Widerspruchs oder eines Antrags, Betreuung 
bzw. Pflege einer Person oder Personengruppe, Fertigung einer Bauzeichnung, Er-
stellung eines EKG, Durchführung einer Unterhaltungs- bzw. Instandsetzungsar-
beit). Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei hin-
sichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten werden. 

2. Eine Anforderung im Sinne der Sätze 4 und 5 ist auch das in einem Tätigkeitsmerk-
mal geforderte Herausheben der Tätigkeit aus einer niedrigeren Entgeltgruppe. 

 
(2)  Die Entgeltgruppe der / des Beschäftigten ist im Arbeitsvertrag anzugeben. 
 

Niederschriftserklärung zu § 12: entfällt 
 
§ 13 Eingruppierung in besonderen Fällen 
 
1Ist der / dem Beschäftigten eine andere, höherwertige Tätigkeit nicht übertragen worden, hat 
sich aber die ihr / ihm übertragene Tätigkeit (§ 12 Absatz 1 Satz 3) nicht nur vorübergehend 
derart geändert, dass sie den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als ihrer / seiner bisherigen 
Entgeltgruppe entspricht (§ 12 Absatz 1 Satz 4 bis 8), und hat die / der Beschäftigte die hö-
herwertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate lang ausgeübt, ist sie / er mit Beginn des 
darauffolgenden Kalendermonats in der höheren Entgeltgruppe eingruppiert. 2Für die zurück-
liegenden sechs Kalendermonate gilt § 14 sinngemäß.  
 
3Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tätigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, Arbeits-
unfähigkeit, Kur- oder Heilverfahren oder Vorbereitung auf eine Fachprüfung für die Dauer von 
insgesamt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, wird die Unterbrechungszeit 
in die Frist von sechs Monaten eingerechnet. 4Bei einer längeren Unterbrechung oder bei einer  
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Unterbrechung aus anderen Gründen beginnt die Frist nach der Beendigung der Unterbre-
chung von neuem. 5Wird der / dem Beschäftigten vor Ablauf der sechs Monate wieder eine 
Tätigkeit zugewiesen, die den Tätigkeitsmerkmalen ihrer / seiner bisherigen Entgeltgruppe 
entspricht, gilt § 14 sinngemäß. 
 
§ 14 Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit 
 
(1)  Wird Beschäftigten vorübergehend eine andere Tätigkeit übertragen, die den Tätig-

keitsmerkmalen einer höheren Entgeltgruppe entspricht, und wurde diese Tätigkeit 
mindestens einen Monat ausgeübt, erhalten sie für die Dauer der Ausübung eine per-
sönliche Zulage rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertragung der Tätigkeit. 

 
Niederschriftserklärung zu § 14 Absatz 1:  
a)  Ob die vorübergehend übertragene höherwertige Tätigkeit einer höheren Entgelt-

gruppe entspricht, bestimmt sich nach den gemäß § 18 Absatz 3 TVÜ-UKF fort-
geltenden Regelungen des § 22 Absatz 2 BAT bzw. den entsprechenden Rege-
lungen für Arbeiterinnen und Arbeiter.  

 Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass diese Niederschriftserklärung im Zu-
sammenhang mit einer neuen Entgeltordnung überprüft wird.  

b)  Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass die vertretungsweise Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit ein Unterfall der vorübergehenden Übertragung einer hö-
herwertigen Tätigkeit ist.  

 
(2)  1Durch landesbezirklichen Tarifvertrag kann für bestimmte Tätigkeiten festgelegt wer-

den, dass die Voraussetzung für die Zahlung einer persönlichen Zulage bereits erfüllt 
ist, wenn die vorübergehend übertragene Tätigkeit mindestens drei Arbeitstage ange-
dauert hat. 2Die Beschäftigten müssen dann ab dem ersten Tag der Vertretung in An-
spruch genommen worden sein. 

 
(3)  1Die persönliche Zulage bemisst sich für Beschäftigte in den Entgeltgruppen 9a bis 14 

aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Betrag, der sich für die / den Beschäftigte/n bei 
dauerhafter Übertragung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergeben hätte. 2Für Beschäf-
tigte, die in eine der Entgeltgruppen 1 bis 8 eingruppiert sind, beträgt die Zulage 

4,5 v. H. des individuellen Tabellenentgelts der / des Beschäftigten; bei vorübergehen-

der Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit über mehr als eine Entgeltgruppe gilt 
Satz 1 entsprechend. 

 
§ 15 Tabellenentgelt 
 
(1)  1Die / der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Höhe bestimmt sich 

nach der Entgeltgruppe, in die sie / er eingruppiert ist, und nach der für sie / ihn gelten-
den Stufe. 

 
Protokollerklärung zu § 15 Absatz 1: entfällt 

 
(2)  Die Höhe der Tabellenentgelte ist in den Anlagen B und C festgelegt.  
 
(3)  1Im Rahmen von landesbezirklichen Regelungen können für an- und ungelernte Tätig-

keiten in von Outsourcing und / oder Privatisierung bedrohten Bereichen in den Ent-
geltgruppen 1 bis 4 Abweichungen von der Entgelttabelle bis zu einer dort vereinbarten 
Untergrenze vorgenommen werden. 2Die Untergrenze muss im Rahmen der Spann-
breite des Entgelts der Entgeltgruppe 1 liegen. 3Die Umsetzung erfolgt durch Anwen-
dungsvereinbarung. 
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Niederschriftserklärung zu § 15:  
Als Tabellenentgelt gilt auch das Entgelt aus der individuellen Zwischenstufe und der 
individuellen Endstufe.  

 
§ 16 Stufen der Entgelttabelle 
 
(1)  1Die Entgeltgruppen 2 bis 15 umfassen jeweils sechs Stufen. 2Abweichend zu Satz 1 

umfassen die Entgeltgruppen P 5, P 6 und P 9 bis P 15 der Anlage C zum TV-UKF fünf 
Stufen; die Entgeltgruppen P 7 und P 8 vier Stufen. 3Die Abweichungen von Satz 1 
sind in den jeweiligen Tätigkeitsmerkmalen in der Entgeltordnung geregelt. 

 
(2)  1Bei der Einstellung werden die Beschäftigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine 

einschlägige Berufserfahrung vorliegt. 2Verfügen Beschäftigte über eine einschlägige 
Berufserfahrung von mindestens einem Jahr aus einem vorherigen befristeten oder 
unbefristeten Arbeitsverhältnis zum selben Arbeitgeber, erfolgt die Stufenzuordnung 
unter Anrechnung der Zeiten der einschlägigen Berufserfahrung aus diesem vorheri-
gen Arbeitsverhältnis. 3Ist die einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem 
Jahr in einem Arbeitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben worden, er-
folgt die Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise – bei Einstellung nach dem 31. Ja-
nuar 2010 und Vorliegen einer einschlägigen Berufserfahrung von mindestens drei 
Jahren – in Stufe 3. 4Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur 
Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder 
teilweise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorge-
sehene Tätigkeit förderlich ist. 

 
Protokollerklärungen zu § 16 Absatz 2: 
1.  Einschlägige Berufserfahrung ist eine berufliche Erfahrung in der übertragenen oder 

einer auf die Aufgabe bezogen entsprechenden Tätigkeit. 
2.  Ein Berufspraktikum nach dem TV Prakt-UKF gilt grundsätzlich als Erwerb einschlä-

giger Berufserfahrung. 
3.  Ein vorheriges Arbeitsverhältnis im Sinne des Satzes 2 besteht, wenn zwischen dem 

Ende des vorherigen und dem Beginn des neuen Arbeitsverhältnisses ein Zeitraum 
von längstens sechs Monaten liegt; bei Wissenschaftlerinnen / Wissenschaftlern ab 
der Entgeltgruppe 13 verlängert sich der Zeitraum auf längstens zwölf Monate. 

 
(2a)  Der Arbeitgeber kann bei Einstellung von Beschäftigten im unmittelbaren Anschluss an 

ein Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst (§ 34 Absatz 3 Satz 3 und 4) die beim vor-
herigen Arbeitgeber nach den Regelungen des TV-L, des TVÜ-Länder oder eines ver-
gleichbaren Tarifvertrages erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder teil-
weise berücksichtigen; Absatz 2 Satz 4 bleibt unberührt. 

 
(2b) 1Ab dem 1. März 2017 werden Auszubildende des Universitätsklinikum Frankfurt, die 

nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung im unmittelbaren Anschluss in ein Beschäf-
tigungsverhältnis übernommen werden, der Stufe 2 ihrer Entgeltgruppe zugeordnet, so-
weit für die Tätigkeit nicht bereits eine höhere Stufenzuordnung vorgesehen ist. 2Dies gilt 
auch für Fachschülerinnen in der Ausbildung zur Medizinisch-technischen Assistentin für 
Funktionsdiagnostik, zur Medizinisch-technischen Laboratoriumsassistentin, zur Medizi-
nisch-technischen Radiologieassistentin sowie Fachschüler in der Ausbildung zum Medi-
zinisch-technischen Assistenten für Funktionsdiagnostik, zum Medizinisch-technischen 
Laboratoriumsassistenten, zum Medizinisch-technischen Radiologieassistenten, die im 
Anschluss an ihre Ausbildung eine Beschäftigung im Universitätsklinikum Frankfurt auf-
nehmen, unter der Maßgabe, dass sie die im Rahmen der Ausbildung verpflichtenden 
Praktika / Praxiseinsätze am Universitätsklinikum Frankfurt absolviert haben. 
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(2c)  Abweichend zu Absatz 2 Satz 1 ist für Beschäftigte der Entgeltgruppen P 5, P 6 und P 9 
bis P 15 der Anlage C zum TV-UKF die Stufe 2 Eingangsstufe; für Beschäftigte der Ent-
geltgruppen P 7 und P 8 die Stufe 3. 

 
(3)  1Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit 

von ihrer Leistung gemäß § 17 Absatz 2 – nach folgenden Zeiten einer ununterbroche-
nen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit): 
- Stufe 2 nach einem Jahr   in Stufe 1, 
- Stufe 3 nach zwei Jahren   in Stufe 2, 
- Stufe 4 nach drei Jahren   in Stufe 3, 
- Stufe 5 nach vier Jahren   in Stufe 4 und 
- Stufe 6 nach fünf Jahren   in Stufe 5. 
2Die Abweichungen von Satz 1 sind in den jeweiligen Tätigkeitsmerkmalen in der Ent-
geltordnung geregelt. 

 
Niederschriftserklärung zu § 16 Absatz 3 Satz 2:  
Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass stichtagsbezogene Verwerfun-
gen zwischen übergeleiteten Beschäftigten und Neueinstellungen entstehen können.  
 

(4)  1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 2Einstellungen erfolgen zwingend in der 
Stufe 2 (Eingangsstufe). 3Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in der voran-
gegangenen Stufe erreicht; § 17 Absatz 2 bleibt unberührt. 

 
(5)  1Zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs, zur Bindung von 

qualifizierten Fachkräften oder zum Ausgleich höherer Lebenshaltungskosten kann Be-
schäftigten abweichend von der tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei Stufen 
höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg gewährt werden. 2Beschäftigte mit einem 
Entgelt der vorletzten Stufe und der Endstufe können bis zu 20 v. H. der Stufe 2 zu-
sätzlich erhalten. 3Die Zulage kann befristet werden. 4Sie ist auch als befristete Zulage 
widerruflich. 
 
Protokollerklärung zu § 16 Absatz 5: 
Sofern eine Entgeltgruppe keine Stufe 2 umfasst (Abs. 1), wird für die Berechnung der 
Zulage nach Satz 2 die erste vorhandene Stufe der Entgeltgruppe herangezogen. 
 

 
§ 16a  Stufenregelung für Beschäftigte im Bereich Sozial- und Erziehungsdienst  

 
Nr. 1 § 16 Absatz 1 Satz 1 gilt in folgender Fassung: 
 „Die Entgeltgruppen S 2 bis S 18 umfassen sechs Stufen.“ 
 
Nr. 2 § 16 Absatz 2 Satz 3 gilt für die Entgeltgruppen S 3 bis S 18 in folgender Fassung: 
 „3Ist die Berufserfahrung von mindestens einem Jahr in einem Arbeitsverhältnis zu ei-

nem anderen Arbeitgeber erworben worden, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2 be-
ziehungsweise – bei Vorliegen einer einschlägigen Berufserfahrung von mindestens 
vier Jahren – in Stufe 3. 

 
Nr. 3 § 16 Absatz 3 Satz 1 gilt für die Entgeltgruppe S 3 bis S 18 in folgender Fassung: 
 „1Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhängig-

keit von ihrer Leistung gemäß § 17 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten einer ununterbro-
chenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlauf-
zeit): 
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- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1 
- Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2 
- Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3 

- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 

- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5 
 
Nr. 4 Zuordnung der Entgeltgruppen: 
 Soweit in diesem Tarifvertrag auf bestimmte Entgeltgruppen der Anlage B Bezug ge-

nommen wird, entspricht 

 

die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe 

S 2 2 

S 3 4 

S 4 5 

S 5 (nicht besetzt) 6 

S 6 (nicht besetzt) 
S 7, S 8a, S 8b 

8 

S 9, S 10 (nicht besetzt), S 11a 9a 

S 11b, S 12, S 13, S 14 9b 

S 15, S 16 10 

S 17 11 

S 18 12 
 
 

§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen 
 
(1)  Die Beschäftigten erhalten das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe vom Beginn des 

Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht wird. 
 
(2)  1Bei Leistungen der Beschäftigten, die erheblich über dem Durchschnitt liegen, kann 

die erforderliche Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verkürzt werden. 2Bei 
Leistungen, die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für 
das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert werden. 3Bei einer Verlängerung 
der Stufenlaufzeit hat der Arbeitgeber jährlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für 
die Verlängerung noch vorliegen. 4Für die Beratung von schriftlich begründeten Be-
schwerden von Beschäftigten gegen eine Verlängerung nach Satz 2 beziehungsweise 
3 ist eine betriebliche Kommission zuständig. 5Die Mitglieder der betrieblichen Kom-
mission werden je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Betriebs-/ Personalrat benannt; 
sie müssen dem Betrieb / der Dienststelle angehören. 6Der Arbeitgeber entscheidet auf 
Vorschlag der Kommission darüber, ob und in welchem Umfang der Beschwerde ab-
geholfen werden soll. 

 
Protokollerklärung zu § 17 Absatz 2: 
Die Instrumente des § 17 Absatz 2 unterstützen die Anliegen der Personalentwicklung. 
 
Protokollerklärung zu § 17 Absatz 2 Satz 2: 
Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer Berufs-
krankheit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursache in geeigneter Weise 
zu berücksichtigen. 
 
Protokollerklärung zu § 17 Absatz 2 Satz 6: 
Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung über die leistungsbezo-
gene Stufenzuordnung. 
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(3)  1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne des § 16 Absatz 3 Satz 1 ste-
hen gleich: 

 

a)  Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, 
b)  Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 22 bis zu 39 Wochen, 
c)  Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 
d)  Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich 

ein dienstliches beziehungsweise betriebliches Interesse anerkannt hat, 
e)  Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalender-

jahr, 
f)  Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit. 
 

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von 
Satz 1 erfasst werden, und Elternzeit, sind unschädlich; sie werden aber nicht auf die 
Stufenlaufzeit angerechnet. 3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren erfolgt 
eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der Unterbrechung erreichten Stufe voran-
geht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; die Stufenlaufzeit beginnt mit 
dem Tag der Arbeitsaufnahme. 4Zeiten, in denen Beschäftigte mit einer kürzeren als 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten 
beschäftigt waren, werden voll angerechnet. 

 
Protokollerklärungen zu § 17 Abs. 3: 
1. 1Für am 1. Januar 2018 vorhandene Beschäftigte der Entgeltgruppen 9 bis 15 (An-

lage B zum TV-UKF) wird die bis zum 31. Dezember 2017 in Stufe 5 bzw. in der 
individuellen Endstufe zurückgelegte Zeit angerechnet. 2Ist das Tabellenentgelt der 
Stufe 6 niedriger als der bisherige Betrag der individuellen Endstufe, werden die 
Beschäftigten erneut einer individuellen Endstufe unter Beibehaltung der bisherigen 
Entgelthöhe zugeordnet; § 6 Absatz 4 Sätze 2 bis 4 TVÜ-UKF gelten entsprechend. 

2. Für am 1. Januar 2018 vorhandene Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 mit einer be-
sonderen Stufenlaufzeit von fünf Jahren in Stufe 2 oder von sieben Jahren in Stufe 
3 wird die bis zum 31. Dezember 2017 in Stufe 4 bzw. in der individuellen Endstufe 
zurückgelegte Zeit angerechnet. 2Ist das Tabellenentgelt der Stufe 4 zuzüglich des 
Erhöhungsbetrages nach Anlage B zum TV-UKF niedriger als der bisherige Betrag 
der individuellen Endstufe, verbleiben die Beschäftigten in ihrer individuellen End-
stufe unter Beibehaltung der bisherigen Entgelthöhe; § 6 Absatz 4 Sätze 2 bis 4 
TVÜ-UKF gelten entsprechend. 

 

(4)  1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe aus den Entgeltgruppen E 1 bis 14 der 
Anlage B TV-UKF beziehungsweise aus der Entgeltgruppe P5 bis P14 der Anlage C TV-
UKF werden die Beschäftigten der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren 
Entgeltgruppe erreicht haben, mindestens jedoch der Stufe 2. 2Die Stufenlaufzeit in der 
höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. 3Bei einer Eingrup-
pierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die / der Beschäftige der in der höheren Ent-
geltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen; die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stu-
fenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet. 
4Die / Der Beschäftigte erhält vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung wirk-
sam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 3 festgelegten 
Stufe der betreffenden Entgeltgruppe. 5Eine Besitzstandszulage nach § 9 oder § 17 Ab-
satz 5 Satz 2 TVÜ-UKF bleibt hiervon unberührt.  

 
(4a)  1Garantiebeträge, die sich aus dem bis zum 28. Februar 2017 geltenden Recht ergeben 

haben werden solange weitergewährt, wie die Anspruchsvoraussetzungen gegeben 
sind, längstens bis zum 28. Februar 2022. 2Die Garantiebeträge für diese Beschäftigten 
betragen 
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a) in den Entgeltgruppen 2 bis 8 

- 33,11 Euro  ab 1. Januar 2019, 
- 34,17 Euro  ab 1. Januar 2020, 
- 34,65 Euro  ab 1. Januar 2021, 

 
b) in den Entgeltgruppen 9a bis 15 

- 66,18 Euro  ab 1. Januar 2019,  
- 68,30 Euro  ab 1. Januar 2020, 
- 69,26 Euro  ab 1. Januar 2021. 

 
§ 18  entfällt 
 
 
§ 19 Erschwerniszuschläge 
 
(1)  1Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten gezahlt, die außergewöhnliche Erschwer-

nisse beinhalten. 2Dies gilt nicht für Erschwernisse, die mit dem Berufs- oder Tätigkeits-
bild verbunden sind, das der Eingruppierung zugrunde liegt. 

 
(2)  Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne des Absatzes 1 ergeben sich grundsätzlich 

nur bei Arbeiten 
 

a)  mit besonderer Gefährdung, 
b)  mit extremer nicht klimabedingter Hitzeeinwirkung, 
c)  mit besonders starker Schmutz- oder Staubbelastung, 
d)  mit besonders starker Strahlenexposition oder 
e)  unter sonstigen vergleichbar erschwerten Umständen. 

 
(3) Zuschläge nach Absatz 1 werden nicht gewährt, soweit der außergewöhnlichen Er-

schwernis durch geeignete Vorkehrungen, insbesondere zum Arbeitsschutz, ausrei-
chend Rechnung getragen wird. 

 
(4)  1Die Zuschläge betragen in der Regel 5 bis 15 v. H. – in besonderen Fällen auch ab-

weichend – des auf eine Stunde entfallenden Anteils des monatlichen Tabellenentgelts 
der Stufe 2 der Entgeltgruppe 2. 2Teilzeitbeschäftigte erhalten Erschwerniszuschläge, 
die nach Stunden bemessen werden, in voller Höhe; sofern sie pauschaliert gezahlt 
werden, gilt dagegen § 24 Absatz 2. 

 
(5)  1Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die Höhe der Zuschläge werden tarifvertraglich 

vereinbart. 2Bis zum In-Kraft-Treten eines entsprechenden Tarifvertrages gelten die 
bisherigen tarifvertraglichen Regelungen fort. 

 
 
§ 20 Jahressonderzahlung 
 
(1)  Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf 

eine Jahressonderzahlung. 
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(2)  1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftigten  
 

in den Entgeltgruppen ab dem Kalenderjahr 2022  

1 bis 4 87,43 v. H. 

5 bis 8 
P 5 bis P 8 

88,14 v. H. 

9a bis 11 
P 9 bis P 15 

74,35 v. H. 

12 und 13 46,47 v. H. 

14 und 15 32,53 v. H. 

 
der Bemessungsgrundlage nach Absatz 3. 2Für die Anwendung des Satzes 1 werden 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 13Ü bei einem Bezug des Tabellenentgelts aus den 
Stufen 2 und 3 der Entgeltgruppe 13, im Übrigen der Entgeltgruppe 14 zugeordnet.  
 
Niederschriftserklärung zu § 20 Absatz 2 Satz 1:  
Die Tarifvertragsparteien stimmen überein, dass die Beschäftigten der Entgeltgruppe 
2Ü zu den Entgeltgruppen 1 bis 8 und die Beschäftigten der Entgeltgruppe 15Ü zu den 
Entgeltgruppen 14 bis 15 gehören.  
 

(3)  1Bemessungsgrundlage im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 ist das monatliche Entgelt, 
das den Beschäftigten in den Kalendermonaten Juli, August und September durch-
schnittlich gezahlt wird; unberücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Überstunden 
und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen 
Mehrarbeits- oder Überstunden), Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien.  
2Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. 3Bei 
Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nach dem 31. August begonnen hat, tritt an die 
Stelle des Bemessungszeitraums der erste volle Kalendermonat des Arbeitsverhältnis-
ses; anstelle des Bemessungssatzes der Entgeltgruppe am 1. September tritt die Ent-
geltgruppe des Einstellungstages. 4In den Fällen, in denen im Kalenderjahr der Geburt 
des Kindes während des Bemessungszeitraums eine elterngeldunschädliche Teilzeit-
beschäftigung ausgeübt wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach dem Be-
schäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn der Elternzeit. 

 
Protokollerklärung zu § 20 Absatz 3: 
1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die 
gezahlten Entgelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei 
einer Änderung des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im Bemessungszeitraum nicht für alle 
Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte der drei Monate 
addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 mul-
tipliziert. 3Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei 
unberücksichtigt. 4Besteht während des Bemessungszeitraums an weniger als 30 Ka-
lendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalen-
dertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich. 
 
Niederschriftserklärung zu § 20 Absatz 3:  
Bemessungsgrundlage sind die im jeweiligen Referenzmonat (Juli, August, Septem-
ber) fälligen Bezüge (§ 24) einschließlich der nicht in Monatsbeträgen festgelegten Be-
züge gem. § 24 Abs. 1 Satz 4. 

 
(4)  1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden 

Kalendermonat, in dem Beschäftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des 
Entgelts nach § 21 haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die 
Beschäftigte kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen  
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a)  entfällt 
b)  Beschäftigungsverboten nach § 3 Absätze 1 und 2 Mutterschutzgesetz, 
c)  Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitge-

setz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag 
vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld bestanden hat. 

 
3Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermonate, in denen Beschäftigten 
Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe des zustehenden Kran-
kengelds oder einer entsprechenden gesetzlichen Leistung ein Krankengeldzuschuss 
nicht gezahlt worden ist. 
 

(5)  1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November ausgezahlt. 2Ein 
Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt wer-
den. 

 
(6)  1Beschäftigte, die bis zum 01. Oktober 2008 Altersteilzeitarbeit vereinbart haben, er-

halten die Jahressonderzahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis wegen Ren-
tenbezugs vor dem 1. Dezember endet. 2In diesem Falle treten an die Stelle des Be-
messungszeitraums gemäß Absatz 3 die letzten drei Kalendermonate vor Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. 
 

§ 21 Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung 
 
1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 22 Absatz 1, § 26 und § 27 werden das Tabellen-
entgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 
2Nicht in Monatsbeträgen festgelegte Entgeltbestandteile werden als Durchschnitt auf Basis 
der letzten drei vollen Kalendermonate, die dem maßgebenden Ereignis für die Entgeltfortzah-
lung vorhergehen (Berechnungszeitraum), gezahlt. 3Ausgenommen hiervon sind das zusätz-
lich gezahlte Entgelt für Überstunden und Mehrarbeit (mit Ausnahme der im Dienstplan vorge-
sehenen Mehrarbeits- oder Überstunden sowie etwaiger Überstundenpauschalen), Leistungs-
entgelte, Jahressonderzahlungen sowie besondere Zahlungen nach § 23. 
 

Protokollerklärungen zu § 21 Satz 2 und 3: 
1.  1Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Satz 2 sind Ka-

lendermonate, in denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhältnis bestanden 
hat. 2Hat das Arbeitsverhältnis weniger als drei Kalendermonate bestanden, sind die 
vollen Kalendermonate, in denen das Arbeitsverhältnis bestanden hat, zugrunde zu 
legen. 3Bei Änderungen der individuellen Arbeitszeit werden die nach der Arbeits-
zeitänderung liegenden vollen Kalendermonate zu Grunde gelegt. 

2.  1Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 beträgt 1/65 aus der Summe der zu berück-
sichtigenden Entgeltbestandteile, die für den Berechnungszeitraum zugestanden 
haben, wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit durchschnittlich auf fünf 
Tage verteilt ist. 2Maßgebend ist die Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des Be-
rechnungszeitraums. 3Bei einer abweichenden Verteilung der Arbeitszeit ist der Ta-
gesdurchschnitt entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln.  

3.  1Liegt zwischen der Begründung des Arbeitsverhältnisses oder der Änderung der 
individuellen Arbeitszeit und dem maßgeblichen Ereignis für die Entgeltfortzahlung 
kein voller Kalendermonat, ist der Tagesdurchschnitt anhand der konkreten indivi-
duellen Daten zu ermitteln. 2Dazu ist die Summe der zu berücksichtigenden Entgelt-
bestandteile, die für diesen Zeitraum zugestanden haben, durch die Zahl der tat-
sächlich in diesem Zeitraum erbrachten Arbeitstage zu teilen. 
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4.  1Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein, 
sind die berücksichtigungsfähigen Entgeltbestandteile, die vor der Entgeltanpas-
sung zustanden, um 90 v. H. des Vomhundertsatzes für die allgemeine Entgeltan-
passung zu erhöhen. 2Der Erhöhungssatz beträgt für 

 
- vor dem 1. Januar 2021 zustehende Entgeltbestandteile 1,26 v. H. und 
- vor dem 1. Dezember 2022 zustehende Entgeltbestandteile 2,52 v. H. 

 
Niederschriftserklärung zu § 21 Satz 2:  
Bereitschaftsdienstentgelte und Rufbereitschaftsentgelte einschließlich des Entgelts 
für die Inanspruchnahme während der Rufbereitschaft fallen unter die Regelung des 
§ 21 Satz 2.  

 
 
§ 22 Entgelt im Krankheitsfall 
 
(1)  1Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung 

verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer von sechs 
Wochen das Entgelt nach § 21. 2Bei erneuter Arbeitsunfähigkeit infolge derselben 
Krankheit sowie bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die gesetzlichen Best-
immungen. 3Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch 
die Arbeitsverhinderung im Sinne von § 3 Absatz 2, § 3a und § 9 Entgeltfortzahlungs-
gesetz.  

 
Protokollerklärung zu § 22 Absatz 1 Satz 1: 
Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeigeführt wurde. 
 

(2)  1Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Absatz 1 erhalten die Beschäftigten für die Zeit, 
für die ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt werden, 
einen Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den tatsäch-
lichen Barleistungen des Sozialleistungsträgers und dem Nettoentgelt. 2Nettoentgelt ist 
das um die gesetzlichen Abzüge verminderte Entgelt im Sinne des § 21; bei freiwillig 
in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Beschäftigten ist dabei deren 
Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag abzüglich Arbeitgeberzuschuss zu 
berücksichtigen. 3Bei Beschäftigten, die in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sicherungsfrei oder die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung befreit sind, sind bei der Berechnung des Krankengeldzuschusses diejenigen 
Leistungen zu Grunde zu legen, die ihnen als Pflichtversicherte in der gesetzlichen 
Krankenversicherung zustünden. 

 
Protokollerklärung zu § 22 Absatz 2: 
Im Falle der Arbeitsverhinderung nach § 3a Entgeltfortzahlungsgesetz stehen den tat-
sächlichen Barleistungen des Sozialversicherungsträgers das Krankengeld nach § 44a 
SGB V oder die tatsächlichen Leistungen des privaten Krankenversicherungsträgers 
oder des Beihilfeträgers gleich. 

 
(3)  1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäftigungszeit (§ 34 Absatz 3) 

 
a)  von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende der 13. Woche und 
b)  von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende der 39. Woche 
 
seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt. 2Maßgeb-
lich für die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschäftigungszeit, die im Laufe  
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der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit vollendet wird. 3Innerhalb eines Kalender-
jahres kann das Entgelt im Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 insgesamt längstens bis 
zum Ende der in Absatz 3 Satz 1 genannten Fristen bezogen werden; bei jeder neuen 
Arbeitsunfähigkeit besteht jedoch mindestens der sich aus Absatz 1 ergebende An-
spruch. 

 
(4)  1Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus 

gezahlt; § 8 Entgeltfortzahlungsgesetz bleibt unberührt. 2Krankengeldzuschuss wird 
zudem nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an Beschäftigte eine Rente 
oder eine vergleichbare Leistung auf Grund eigener Versicherung aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung  
oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln 
der Beschäftigten finanziert ist. 3Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige Über-
zahlungen gelten als Vorschuss auf die in demselben Zeitraum zustehenden Leistun-
gen nach Satz 2; die Ansprüche der Beschäftigten gehen insoweit auf den Arbeitgeber 
über. 4Der Arbeitgeber kann von der Rückforderung des Teils des überzahlten Betrags, 
der nicht durch die für den Zeitraum der Überzahlung zustehenden Bezüge im Sinne 
des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, die / der Beschäftigte hat 
dem Arbeitgeber die Zustellung des Rentenbescheids schuldhaft verspätet mitgeteilt. 

 
 
§ 23 Besondere Zahlungen 
 
(1)  1Einen Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen nach Maßgabe des Vermögens-

bildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben Beschäftigte, deren Arbeitsver-
hältnis voraussichtlich mindestens sechs Monate dauert. 2Für Vollbeschäftigte beträgt 
die vermögenswirksame Leistung für jeden vollen Kalendermonat 6,65 Euro. 3Der An-
spruch entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem die / der Beschäftigte dem 
Arbeitgeber die erforderlichen Angaben schriftlich mitteilt, und für die beiden vorange-
gangenen Monate desselben Kalenderjahres; die Fälligkeit tritt nicht vor acht Wochen 
nach Zugang der Mitteilung beim Arbeitgeber ein. 4Die vermögenswirksame Leistung 
wird nur für Kalendermonate gewährt, für die den Beschäftigten Tabellenentgelt, Ent-
geltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 5Für Zeiten, für die Krankengeld-
zuschuss zusteht, ist die vermögenswirksame Leistung Teil des Krankengeldzuschus-
ses. 6Die vermögenswirksame Leistung ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 

 
(2)  1Beschäftigte erhalten ein Jubiläumsgeld bei Vollendung einer Beschäftigungszeit 

(§ 34 Absatz 3) 
 

a)  von 25 Jahren in Höhe von 350 Euro, 
b)  von 40 Jahren in Höhe von 500 Euro. 

 

2Teilzeitbeschäftigte erhalten das Jubiläumsgeld in voller Höhe. 
 

(3)  1Beim Tod von Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nicht geruht hat, wird der Ehe-
gattin / dem Ehegatten oder den Kindern ein Sterbegeld gewährt; der Ehegattin / dem 
Ehegatten steht die Lebenspartnerin / der Lebenspartner im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes gleich. 2Als Sterbegeld wird für die restlichen Tage des Sterbemonats 
und – in einer Summe – für zwei weitere Monate das Tabellenentgelt der / des Verstor-
benen gezahlt. 3Die Zahlung des Sterbegeldes an einen der Berechtigten bringt den 
Anspruch der Übrigen gegenüber dem Arbeitgeber zum Erlöschen; die Zahlung auf 
das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung. 
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Protokollerklärung zu § 23 Absatz 3: 
Entgeltgruppenzulagen gelten, soweit tarifvertraglich nichts Anderes vereinbart ist, bei 
der Bemessung des Sterbegeldes als Bestandteil des Tabellenentgelts. 
 

(4) Für die Erstattung von Reise- und Umzugskosten sowie Trennungsgeld finden die 
Bestimmungen, die für die Beamtinnen und Beamten des Landes Hessen jeweils gel-
ten, entsprechende Anwendung. 

 
§ 24 Berechnung und Auszahlung des Entgelts 
 
(1)  1Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile 

ist der Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas Abweichendes 
geregelt ist. 2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats (Zahltag) für den laufen-
den Kalendermonat auf ein von der / dem Beschäftigten benanntes Konto innerhalb 
eines Mitgliedstaats der Europäischen Union. 3Fällt der Zahltag auf einen Samstag  
oder auf einen Wochenfeiertag, gilt der vorhergehende Werktag, fällt er auf einen 
Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werktag als Zahltag. 4Entgeltbestandteile, die 
nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach § 21 sind 
am Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fällig. 

 
Protokollerklärungen zu § 24 Absatz 1: 
1.  Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die für eine kostenfreie beziehungsweise kos-

tengünstigere Überweisung in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
erforderlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie die dadurch entstehenden 
zusätzlichen Überweisungskosten. 

2.  entfällt 
 

(2)  Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas Anderes geregelt ist, erhalten Teilzeit-
beschäftigte das Tabellenentgelt (§ 15) und alle sonstigen Entgeltbestandteile in dem 
Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit an 
der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter entspricht. 

 
(3)  1Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile 

nicht für alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den An-
spruchszeitraum entfällt. 2Besteht nur für einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf 
Entgelt, wird für jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübliche Arbeitsstunde 
der auf eine Stunde entfallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Mo-
natsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile gezahlt. 3Zur Ermittlung des auf eine 
Stunde entfallenden Anteils sind die in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestand-
teile durch das 4,348-fache der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Absatz 1 
und entsprechende Sonderregelungen) zu teilen. 

 
(4)  1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein Bruchteil eines Cents von mindes-

tens 0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden. 2Zwi-
schenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen gerundet. 3Jeder Entgeltbe-
standteil ist einzeln zu runden.  

 
(5)  Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt 

Absatz 3 entsprechend. 
 
(6)  1Durch Nebenabrede zum Arbeitsvertrag können neben dem Tabellenentgelt zu-

stehende Entgeltbestandteile (zum Beispiel Zeitzuschläge, Erschwerniszuschläge, 
Überstundenentgelte) pauschaliert werden. 2Die Nebenabrede ist mit einer Frist von 
drei Monaten jeweils zum Ende eines Kalenderhalbjahres kündbar. 
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§ 25 Betriebliche Altersversorgung 
 
Die Beschäftigten haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
unter Eigenbeteiligung nach Maßgabe des Tarifvertrages über die betriebliche Altersversor-
gung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (ATV) vom 1. März 2002 in der für die Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder jeweils geltenden Fassung. 
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Abschnitt IV – Urlaub und Arbeitsbefreiung 
 
 

Protokollerklärung zu Abschnitt IV:  
1Die Bestimmungen der HUrlVO finden im Geltungsbereich des TV-UKF entspre-
chende Anwendung, soweit diese über die Regelungen des Abschnitt IV hinausgehen. 
2Von § 1 TV-UKF erfasste Beschäftigte, die im Kalenderjahr 2013 nach Maßgabe des 
Artikels III § 1 des Tarifvertrages zu § 71 BAT betreffend Besitzstandswahrung vom 
23. Februar 1961 oder nach Maßgabe des entsprechenden Kabinettsbeschlusses vom 
6. April 1965 (Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des MTArb) einen Anspruch auf 
Erholungsurlaub von 33 Arbeitstagen (nach Erreichen des fünfzigsten Lebensjahres) 
erworben haben, erhalten für die Dauer des über den 31.12.2013 hinaus fortbestehen-
den Arbeitsverhältnisses bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Arbeits-
tage weiterhin 33 Arbeitstage Erholungsurlaub jährlich. 3Bei einer anderen Verteilung 
der wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche erhöht  
oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. Entsprechendes gilt für Be-
schäftigte bis einschließlich des Geburtenjahrgangs 1973. 
 

 
§ 26 Erholungsurlaub 
 
(1)  1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fort-

zahlung des Entgelts (§ 21). 2Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage 
in der Kalenderwoche beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 30 Arbeits-
tage. 3Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen die Beschäftigten dienstplanmäßig 
oder betriebsüblich zu arbeiten haben oder zu arbeiten hätten, mit Ausnahme der auf 
Arbeitstage fallenden gesetzlichen Feiertage, für die kein Freizeitausgleich gewährt 
wird. 4Bei einer anderen Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in 
der Woche erhöht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. 5Verbleibt 
bei der Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag 
ergibt, wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als ei-
nem halben Urlaubstag bleiben unberücksichtigt. 6Der Erholungsurlaub muss im lau-
fenden Kalenderjahr gewährt werden; er kann auch in Teilen genommen werden. 

 
Protokollerklärung zu § 26 Absatz 1 Satz 6: 
Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend gewährt werden; dabei soll ein Ur-
laubsteil von zwei Wochen Dauer angestrebt werden. 

 
(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden Maßgaben: 

 

a) Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten 
des folgenden Kalenderjahres angetreten werden. Kann der Erholungsurlaub we-
gen Arbeitsunfähigkeit oder aus betrieblichen / dienstlichen Gründen nicht bis zum 
31. März angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten. 

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Jahres, steht als Erho-
lungsurlaub für jeden vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel des Ur-
laubsanspruchs nach Absatz 1 zu; § 5 Bundesurlaubsgesetz bleibt unberührt. 

c) Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs 
einschließlich eines etwaigen tariflichen Zusatzurlaubs für jeden vollen Kalender-
monat um ein Zwölftel. 

d) Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt. 
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§ 27 Zusatzurlaub 
 
(1)  1Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs gelten die für die Beamten des Landes Hes-

sen jeweils maßgebenden Bestimmungen für Grund und Dauer sinngemäß. 2Die be-
amtenrechtlichen Bestimmungen gelten nicht für den Zusatzurlaub für Wechselschicht-
arbeit, Schichtarbeit und Nachtarbeit. 

 
(2)  Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit nach § 7 Absatz 1 oder ständig Schicht-

arbeit nach § 7 Absatz 2 leisten und denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 1 oder 
Absatz 8 Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag Zusatzurlaub 

 
a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhängende Monate und 
b) bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende Monate. 

 
(3)  Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (zum Beispiel ständige 

Vertreter) erhalten Beschäftigte, denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 2 oder Ab-
satz 8 Satz 2 zusteht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub für  

 

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Wechselschichtarbeit geleistet 
haben, und 

b) je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Schichtarbeit geleistet haben. 
 
(4)  1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme 

von § 208 SGB IX wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr ge-
währt. 2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zu-
sammen 35 Arbeitstage nicht überschreiten. 3Satz 2 ist für Zusatzurlaub nach den Ab-
sätzen 2 und 3 hierzu nicht anzuwenden. 4Bei Beschäftigten, die das 50. Lebensjahr 
vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine Höchstgrenze von 39 Arbeitstagen; 
maßgebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe des 
Kalenderjahres vollendet wird. 

 
(5) Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Absatz 2 Buchstabe b entsprechend. 
 

Protokollerklärung zu § 27 Absatz 2 und 3: 
1Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder 
Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen 
nach Absatz 2 oder 3 erfüllt sind. 2Für die Feststellung, ob ständige Wechselschichtar-
beit oder ständige Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung durch Arbeitsbefrei-
ung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in den Grenzen des 
§ 22 unschädlich. 

 
(6)  1Beschäftigte erhalten Zusatzurlaub im Kalenderjahr bei einer Leistung im Kalenderjahr 

von mindestens 
150 Nachtarbeitsstunden 1 Arbeitstag 
300 Nachtarbeitsstunden 2 Arbeitstage 
450 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage 
600 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage. 
2Bei Teilzeitkräften ist die Zahl der in Satz 1 geforderten Nachtarbeitsstunden entspre-
chend dem Verhältnis der vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit zur 
regelmäßigen Arbeitszeit von entsprechenden Vollzeitkräften zu kürzen. 3Nachtarbeits-
stunden, die in Zeiträumen geleistet werden, für die Zusatzurlaub für Wechselschicht- 
oder Schichtarbeit zusteht, bleiben unberücksichtigt. 4Bei Anwendung des Satzes 1 
werden nur die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit in der Zeit zwischen 21 Uhr 
und 6 Uhr dienstplanmäßig beziehungsweise betriebsüblich geleisteten Nachtarbeits-
stunden berücksichtigt. 5Absatz 4 und Absatz 5 finden Anwendung. 
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(7)  (Gültig ab 01.01.2020) 1Besteht im Kalenderjahr 2020 Anspruch auf mindestens drei 
Tage Zusatzurlaub nach Absatz 2 Buchstabe a, wird ein weiterer Tag Zusatzurlaub 
gewährt. 2Im Kalenderjahr 2021 wird bei einem Anspruch auf mindestens drei Tage 
Zusatzurlaub nach Absatz 2 Buchstabe a ein weiterer Tag Zusatzurlaub gewährt; be-
steht Anspruch auf mindestens vier Tage Zusatzurlaub nach Absatz 2 Buchstabe a, 
wird ein zweiter zusätzlicher Tag Zusatzurlaub gewährt. 3Ab dem Kalenderjahr 2022 
wird für je zwei Tage Zusatzurlaubsanspruch nach Absatz 2 Buchstabe a ein zusätzli-
cher Tag Zusatzurlaub gewährt. 

 
(8) (Gültig ab 01.01.2020) 1Soweit Zusatzurlaub für ständige Wechselschichtarbeit zu-

steht, wird abweichend von Absatz 4 Satz 1 Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und 
sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme von § 208 SGB IX nur bis zu insgesamt sieben 
Arbeitstagen im Kalenderjahr 2020, acht Arbeitstagen im Kalenderjahr 2021 und neun 
Arbeitstagen ab dem Kalenderjahr 2022 gewährt. 2Im Übrigen gilt § 27 Absatz 4 ent-
sprechend. 

 
Protokollerklärung zu Absatz 6: 
Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach den abgeleisteten Nachtarbeitsstun-
den und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 6 Satz 1 
erfüllt sind. 
 

 
§ 28 Sonderurlaub 
 
Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung 
des Entgelts Sonderurlaub erhalten. 
 
 
§ 29 Arbeitsbefreiung 
 
(1)  1Nur die nachstehend aufgeführten Anlässe gelten als Fälle nach § 616 BGB, in denen 

Beschäftigte unter Fortzahlung des Entgelts in dem angegebenen Ausmaß von der 
Arbeit freigestellt werden: 

 
a) 

 
Niederkunft der Ehefrau / der Lebenspartnerin im Sinne 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes 

1 Arbeitstag 

b) 
 

Tod der Ehegattin / des Ehegatten, der Lebenspartnerin 
/ des Lebenspartners im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes, eines Kindes oder Elternteils 

2 Arbeitstage 

c) 
 

Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an ei-
nen anderen Ort 

1 Arbeitstag 

d)  25.- und 40.-jähriges Arbeitsjubiläum 1 Arbeitstag 
e)  Schwere Erkrankung  

 
aa) einer / eines Angehörigen, soweit sie / er in demselben 

Haushalt lebt, im Kalenderjahr 
1 Arbeitstag 

 

bb) eines Kindes, dass das 12. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein An-
spruch nach § 45 SGB V besteht oder bestanden hat, im 
Kalenderjahr bis zu  

4 Arbeitstage 

 

cc) einer Betreuungsperson, wenn Beschäftigte deshalb die 
Betreuung ihres Kindes, dass das 8. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat oder wegen körperlicher, geistiger o-
der seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig ist, 
übernehmen müssen, im Kalenderjahr bis zu 

4 Arbeitstage 
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f)  Ärztliche Behandlung von Beschäf-
tigten, wenn diese während der Ar-
beitszeit erfolgen muss,  

 erforderliche nachgewiesene 
Abwesenheitszeit einschließ-
lich erforderlicher Wegezei-
ten 

 
2Eine Freistellung nach Buchstabe e erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege 
oder Betreuung nicht sofort zur Verfügung steht und die Ärztin / der Arzt in den Fällen 
der Doppelbuchstaben aa) und bb) die Notwendigkeit der Anwesenheit der / des Be-
schäftigten zur vorläufigen Pflege bescheinigt. 3Die Freistellung darf insgesamt fünf Ar-
beitstage im Kalenderjahr nicht überschreiten. 
 
Niederschriftserklärung zu § 29 Absatz 1 Buchstabe f:  
Die ärztliche Behandlung erfasst auch die ärztliche Untersuchung und die ärztlich ver-
ordnete Behandlung.  

 
(2)  1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht besteht 

der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts, wenn die Arbeitsbefreiung gesetzlich vor-
geschrieben ist und soweit die Pflichten nicht außerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls 
nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können; soweit die Beschäftigten An-
spruch auf Ersatz des Entgelts geltend machen können, besteht kein Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung. 2Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Ersatzanspruchs als Vor-
schuss auf die Leistungen der Kostenträger. 3Die Beschäftigten haben den Ersatzan-
spruch geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an den Arbeitgeber abzuführen. 

 
(3)  1Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzah-

lung des Entgelts bis zu drei Arbeitstagen gewähren. 2In begründeten Fällen kann bei 
Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die dienst-
lichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten. 

 
Protokollerklärung zu § 29 Absatz 3 Satz 2: 
Zu den „begründeten Fällen“ können auch solche Anlässe gehören, für die kein An-
spruch auf Arbeitsbefreiung besteht (zum Beispiel Umzug aus persönlichen Gründen). 

 
(4)  1Auf Antrag kann den gewählten Vertreterinnen / Vertretern der Bezirksvorstände, der 

Landesbezirksvorstände, der Landesbezirksfachbereichsvorstände, der Bundesfach-
bereichsvorstände, der Bundesfachgruppenvorstände sowie des Gewerkschaftsrates 
beziehungsweise entsprechender Gremien anderer vertragsschließender Gewerk-
schaften zur Teilnahme an Tagungen Arbeitsbefreiung bis zu acht Werktagen im Jahr 
unter Fortzahlung des Entgelts erteilt werden; dringende dienstliche oder betriebliche 
Interessen dürfen der Arbeitsbefreiung nicht entgegenstehen. 2Zur Teilnahme an Tarif-
verhandlungen kann auf Anfordern einer der vertragsschließenden Gewerkschaften 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts ohne zeitliche Begrenzung erteilt wer-
den. 

 
(5)  Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von Berufsbildungsausschüssen nach 

dem Berufsbildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen von Sozialversiche-
rungsträgern kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts ge-
währt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder betriebliche Interessen entge-
genstehen. 

 
(6)  In den Fällen der Absätze 1 bis 5 werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen Ent-

geltbestandteile, die in Monatsbeträgen festgelegt sind, weitergezahlt. 
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Abschnitt V – Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
 
 
§ 30 Befristete Arbeitsverträge 
 
(1)  1Befristete Arbeitsverträge sind zulässig auf Grundlage des Teilzeit- und Befristungs-

gesetzes sowie anderer gesetzlicher Vorschriften über die Befristung von Arbeitsver-
trägen. 2Für Beschäftigte deren Tätigkeit vor dem 1. Januar 2007 der Rentenversiche-
rung der Angestellten unterlegen hätte, gelten die Besonderheiten in den Absätzen 2 
bis 5. 

 
(2)  1Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge mit sachlichem Grund sind nur zulässig, 

wenn die Dauer des einzelnen Vertrages fünf Jahre nicht übersteigt; weitergehende 
Regelungen im Sinne von § 23 Teilzeit- und Befristungsgesetz bleiben unberührt. 2Be-
schäftigte mit einem Arbeitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauerar-
beitsplätzen bevorzugt zu berücksichtigen, wenn die sachlichen und persönlichen Vo-
raussetzungen erfüllt sind. 

 
(3)  1Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwölf Monate 

nicht unterschreiten; die Vertragsdauer muss mindestens sechs Monate betragen. 2Vor 
Ablauf des Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber zu prüfen, ob eine unbefristete oder 
befristete Weiterbeschäftigung möglich ist. 

 
(4)  1Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne sachlichen Grund gelten die ersten sechs Wo-

chen und bei befristeten Arbeitsverträgen mit sachlichem Grund die ersten sechs Mo-
nate als Probezeit. 2Innerhalb der Probezeit kann der Arbeitsvertrag mit einer Frist von 
zwei Wochen zum Monatsschluss gekündigt werden. 

 
(5)  1Eine ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit ist nur zulässig, wenn die Ver-

tragsdauer mindestens zwölf Monate beträgt. 2Nach Ablauf der Probezeit beträgt die 
Kündigungsfrist in einem oder mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhältnissen bei 
demselben Arbeitgeber  

 
 von insgesamt mehr als sechs Monaten   vier Wochen, 

 von insgesamt mehr als einem Jahr   sechs Wochen 

zum Schluss eines Kalendermonats, 

 von insgesamt mehr als zwei Jahren   drei Monate, 

 von insgesamt mehr als drei Jahren   vier Monate 

zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 

3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschädlich, es sei denn, dass das Aus-
scheiden von der / dem Beschäftigten verschuldet oder veranlasst war. 4Die Unterbre-
chungszeit bleibt unberücksichtigt. 
 
Protokollerklärung zu § 30 Absatz 5: 
Bei mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhältnissen führen weitere vereinbarte 
Probezeiten nicht zu einer Verkürzung der Kündigungsfrist. 

 
(6)  Die §§ 31 und 32 bleiben von den Regelungen der Absätze 3 bis 5 unberührt. 
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§ 31 Führung auf Probe 

 
(1) 1Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Gesamtdauer von 

zwei Jahren vereinbart werden. 2Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine höchstens 
zweimalige Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig. 3Die beiderseitigen Kündi-
gungsrechte bleiben unberührt. 

 
(2)  Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 auszuübenden Tätigkeiten mit Wei-

sungsbefugnis. 
 
(3)  1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der / dem Be-

schäftigten vorübergehend eine Führungsposition bis zu der in Absatz 1 genannten 
Gesamtdauer übertragen werden. 2Der / dem Beschäftigten wird für die Dauer der 
Übertragung eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenent-
gelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei Höhergruppierung nach 
§ 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergebenden Tabellenentgelt gewährt. 3Nach Fristablauf 
endet die Erprobung. 4Bei Bewährung wird die Führungsfunktion auf Dauer übertragen; 
ansonsten erhält die / der Beschäftigte eine der bisherigen Eingruppierung entspre-
chende Tätigkeit. 

 
§ 32 Führung auf Zeit 
 
(1)  1Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Dauer von vier 

Jahren vereinbart werden. 2Folgende Verlängerungen des Arbeitsvertrages sind zuläs-
sig: 

 

a)  in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchstens zweimalige Verlängerung bis zu 
einer Gesamtdauer von acht Jahren, 

b)  ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreimalige Verlängerung bis zu einer Gesamt-
dauer von zwölf Jahren. 

 

3Zeiten in einer Führungsposition nach Buchstabe a bei demselben Arbeitgeber kön-
nen auf die Gesamtdauer nach Buchstabe b zur Hälfte angerechnet werden. 4Die all-
gemeinen Vorschriften über die Probezeit (§ 2 Absatz 4) und die beiderseitigen Kündi-
gungsrechte bleiben unberührt. 

 
(2)  Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 auszuübenden Tätigkeiten mit Wei-

sungsbefugnis. 
 
(3)  1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der / dem Be-

schäftigten vorübergehend eine Führungsposition bis zu den in Absatz 1 genannten 
Fristen übertragen werden. 2Der / dem Beschäftigten wird für die Dauer der Übertra-
gung eine Zulage gewährt in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellen-
entgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei Höhergruppierung nach 
§ 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergebenden Tabellenentgelt, zuzüglich eines Zuschlags 
von 75 v. H. des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten der Entgelt-
gruppe, die der übertragenen Funktion entspricht, zur nächsthöheren Entgeltgruppe 
nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2. 3Nach Fristablauf erhält die / der Beschäftigte eine 
der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag und die Zulage 
entfallen. 
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§ 33 Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung 
 
(1)  Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung 
 

a) mit Ablauf des Monats, in dem die / der Beschäftigte das gesetzlich festgelegte 
Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat, 

b) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflösungsvertrag). 
 
(2) 1Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines 

Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach die / der Be-
schäftigte voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. 2Die / der Beschäftigte hat den Ar-
beitgeber von der Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. 3Be-
ginnt die Rente erst nach der Zustellung des Rentenbescheids, endet das Arbeitsver-
hältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages. 4Liegt im Zeitpunkt 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine nach § 175 SGB IX erforderliche Zu-
stimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf 
des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des Integrationsamtes. 5Das Ar-
beitsverhältnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungsträgers 
eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem Fall ruht das Arbeitsverhältnis für den 
Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird; beginnt die Rente rückwirkend, ruht 
das Arbeitsverhältnis ab dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat der Zustellung 
des Rentenbescheids folgt. 

 
(3)  Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet beziehungsweise ruht das Arbeitsverhält-

nis nicht, wenn die / der Beschäftigte nach ihrem / seinem vom Rentenversicherungs-
träger festgestellten Leistungsvermögen auf ihrem / seinem bisherigen oder einem an-
deren geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden könnte, soweit drin-
gende dienstliche beziehungsweise betriebliche Gründe nicht entgegenstehen und  
die / der Beschäftigte innerhalb von zwei Wochen nach Zugang des Rentenbescheids 
ihre / seine Weiterbeschäftigung schriftlich beantragt.  

 
(4)  1Verzögert die / der Beschäftigte schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie / er 

Altersrente nach § 236 oder § 236a SGB VI oder ist sie / er nicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids das Gutach-
ten einer Amtsärztin / eines Amtsarztes oder einer / eines nach § 3 Absatz 5 Satz 2 
bestimmten Ärztin / Arztes. 2Das Arbeitsverhältnis endet in diesem Fall mit Ablauf des 
Monats, in dem der / dem Beschäftigten das Gutachten bekannt gegeben worden ist. 

 
(5)  1Soll die / der Beschäftigte, deren / dessen Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 Buchstabe 

a geendet hat, weiterbeschäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzu-
schließen. 2Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum 
Monatsende gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts Anderes vereinbart ist. 

 
§ 34 Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
 
(1) 1Die Kündigungsfrist beträgt bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeits-

verhältnisses zwei Wochen zum Monatsschluss. 2Im Übrigen beträgt die Kündigungs-
frist bei einer Beschäftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) bis zu einem Jahr ein Monat 
zum Monatsschluss, 
von mehr als einem Jahr  6 Wochen, 
von mindestens 5 Jahren  3 Monate, 
von mindestens 8 Jahren  4 Monate, 
von mindestens 10 Jahren  5 Monate, 
von mindestens 12 Jahren  6 Monate 
zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 
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(2)  1Arbeitsverhältnisse von Beschäftigten, die das 40. Lebensjahr vollendet haben, kön-
nen nach einer Beschäftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren 
durch den Arbeitgeber nur aus einem wichtigen Grund gekündigt werden. 2Soweit Be-
schäftigte nach den bis zum 30. September 2008 geltenden Tarifregelungen unkündbar 
waren, bleiben sie unkündbar. 

 
(3)  1Beschäftigungszeit ist die Zeit, die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis zu-

rückgelegt wurde, auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unberücksichtigt bleibt die Zeit ei-
nes Sonderurlaubs gemäß § 28, es sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des Son-
derurlaubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches Interesse anerkannt. 3Wech-
seln Beschäftigte zwischen Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich dieses Tarifvertra-
ges erfasst werden, werden die Zeiten bei dem anderen Arbeitgeber als Beschäfti-
gungszeit anerkannt. 4Auf Antrag des Beschäftigten gilt dies auch für Zeiten einer Be-
schäftigung in der ehemalige Rhein-Main Service Personal GmbH (RMPS). 5Der An-
trag kann ab dem 1. Juli 2022 gestellt werden. 6Satz 3 gilt entsprechend bei einem 
Wechsel von einem anderen öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber. 

 
§ 35 Zeugnis 
 
(1)  Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die Beschäftigten Anspruch auf ein 

schriftliches Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit; es muss sich auch auf Führung 
und Leistung erstrecken (Endzeugnis). 

 
(2)  Aus triftigen Gründen können Beschäftigte auch während des Arbeitsverhältnisses ein 

Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis). 
 
(3)  Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhältnisses können die Beschäftigten ein 

Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges Zeugnis). 
 
(4)  Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich auszustellen. 
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Abschnitt VI – Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
 
§ 36 Anwendung weiterer Tarifverträge 
 
1Die in der Anlage 1 TVÜ-UKF Teil C aufgeführten Tarifverträge und Tarifvertragsregelungen 
gelten fort, soweit im TVÜ-UKF, in seinen Anlagen oder in diesem Tarifvertrag nicht ausdrück-
lich etwas Anderes bestimmt ist. 2Die Fortgeltung dieser Tarifverträge beschränkt sich auf den 
bisherigen Geltungsbereich (zum Beispiel Arbeiter / Angestellte). 
 
 
§ 37 Ausschlussfrist 
 
(1)  1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Aus-

schlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Beschäftigten oder vom Arbeit-
geber schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die ein-
malige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus. 

 
(2)  Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozialplan. 
 
 
§ 38 Begriffsbestimmungen 
 
(1)  entfällt 
 
(2)  Sofern auf die Begriffe "Betrieb", "betrieblich" oder "Betriebspartei" Bezug genommen 

wird, gilt die Regelung für Verwaltungen sowie für Parteien nach dem Personalvertre-
tungsrecht entsprechend; es sei denn, es ist etwas Anderes bestimmt. 

 
(3)  Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur ohne Entscheidung der Einigungs-

stelle vor. 
 
(4)  Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Beschäftigte, die ausweislich einer Bescheini-

gung des beauftragten Arztes (§ 3 Absatz 5) nicht mehr in der Lage sind, auf Dauer die 
vertraglich geschuldete Arbeitsleistung in vollem Umfang zu erbringen, ohne deswegen 
zugleich teilweise oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im Sinne des SGB VI zu 
sein. 

 
(5)  1Die Regelungen für Angestellte finden Anwendung auf Beschäftigte, deren Tätigkeit vor 

dem 1. Januar 2007 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hätte. 2Die Re-
gelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter finden Anwendung auf Beschäftigte, deren Tä-
tigkeit vor dem 1. Januar 2007 der Rentenversicherung der Arbeiter unterlegen hätte. 

 
 
§ 38a entfällt 
 
 
§ 38b Übergangsvorschriften 

 
1Bei Beschäftigten, die Pflichtmitglied einer auf landesrechtlicher oder bundesrechtlicher 
Grundlage errichteten berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne von § 6 Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 SGB VI sind, endet das Arbeitsverhältnis abweichend von § 33 Absatz 1 Buch-
stabe a mit Erreichen der für die jeweilige Versorgungseinrichtung nach dem Stand vom  
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1. April 2019 geltenden Altersgrenze für eine abschlagsfreie Altersrente, sofern dies zu einem 
späteren Zeitpunkt als nach § 33 Absatz 1 Buchstabe a erfolgt. 2Nach dem 1. April 2019 wirk-
sam werdende Änderungen der satzungsmäßigen Bestimmungen der Versorgungseinrichtun-
gen im Hinblick auf das Erreichen der Altersgrenze für eine abschlagsfreie Altersrente sind nur 
dann maßgeblich, wenn die sich daraus ergebende Altersgrenze mit der gesetzlich festgeleg-
ten Altersgrenze zum Erreichen der Regelaltersrente übereinstimmt. 
 
§ 39 In-Kraft-Treten, Laufzeit 
 
(1) 1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2008 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten 

§ 26 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe b und c sowie § 27 am 1. Januar 2009 in Kraft. 
 
(2)  1Dieser Tarifvertrag kann von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von drei Monaten 

zum Schluss eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekündigt werden. 2Abweichend hier-
von kann die Anlage H zum TV-UKF, sowie jede in der Anlage H aufgeführte Bestim-
mung einzeln, schriftlich mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende gekündigt 
werden. 

 
(3)  Eine Kündigung auf landesbezirklicher Ebene gemäß § 39 Absatz 3 TV-L wirkt nicht 

auf den TV-UKF. 
 
 
§ 40  Wirkung von (Teil-) Kündigungen bzw. Änderungen des TV-L auf den TV-UKF 
 
(1)  1Kündigt die Tarifgemeinschaft deutscher Länder bzw. die Vereinte Dienstleistungsge-

werkschaft (ver.di) Tarifregelungen des TV-L gemäß § 39 TV-L oder den TV-L ergän-
zenden bzw. ersetzenden Tarifregelungen (z.B. Anlagen zum TV-L), so gelten die ent-
sprechenden Regelungen des TV-UKF ebenfalls als gekündigt. 2Satz 1 gilt auch, falls 
einzelne Bestimmungen der von einer Kündigung betroffenen Tarifregelungen des TV-
UKF von denen des TV-L abweichen, sofern im Folgenden nichts Anderes geregelt ist. 

 
(2)  1Kündigt die Tarifgemeinschaft deutscher Länder bzw. die Vereinte Dienstleistungsge-

werkschaft (ver.di) Tarifregelungen gemäß § 23 TVA-L-BBiG, § 21 TVA-L Pflege, § 21, 
§ 18 TV-Prakt-L, § 21 TVA-L Gesundheit oder zusätzlich vereinbarte Tarifverträge, so 
gelten die entsprechenden Tarifregelungen bzw. Tarifverträge des Universitätsklini-
kums ebenfalls als gekündigt. 2Satz 1 gilt auch, falls einzelne Bestimmungen der hier-
durch gekündigten Tarifregelungen bzw. Tarifverträge von den zwischen ver.di und TdL 
vereinbarten Tarifregelungen bzw. Tarifverträgen abweichen, sofern im Folgenden 
nichts Anderes geregelt ist. 

 
(3)  Die so gekündigten Tarifregelungen entfalten Nachwirkung.  
 
(4)  Der ver.di Landesbezirk Hessen informiert das Universitätsklinikum Frankfurt über eine 

Kündigung nach den Absätzen 1 und 2 unverzüglich. 
 
(5)  1Die Inhalte der zwischen der Tarifgemeinschaft deutscher Länder und ver.di verein-

barten Änderungstarifverträgen zum TV-L, zu den TV-L ergänzenden bzw. ersetzen-
den Tarifregelungen (z.B. Anlagen zum TV-L), zu den Änderungstarifverträgen zum 
TVA-L-BBiG, TVA-L Pflege, TV-Prakt-L, TVA-L Gesundheit oder von zusätzlich verein-
barten Tarifverträgen gelten im gleichem Umfang und zum gleichen Zeitpunkt auch für 
das Universitätsklinikum. 2Sie sind zwischen den Parteien dieses Tarifvertrages in Re-
daktionsgesprächen umzusetzen. 3Für den Zeitraum der Redaktionsgespräche besteht 
Friedenspflicht. 
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(6a) 1Die Tarifvertragsparteien dieses Tarifvertrages können von dem in Absatz 5 festge-
legten Grundsatz einvernehmlich abweichen und eigenständige Regelungen vereinba-
ren. 2Die sich hieraus ergebenden abweichenden Tarifregelungen sind in der Anlage 
H zum TV-UKF ausgewiesen.  

 
(6b) Für die in der Anlage H um TV-UKF aufgeführten Tarifregelungen gilt der Grundsatz 

der Übernahme der Tarifeinigungen gemäß Absatz 4 nur dann, wenn sich die Tarifver-
tragsparteien dieses Tarifvertrages darauf verständigen können. Ansonsten bleibt es 
bei den in der Anlage H aufgeführten Regelungen. 
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Tarifvertrag für das 
Universitätsklinikum Frankfurt 

(TV-UKF) 
vom 27. Oktober 2008 

 
in der Fassung des 9. Änderungstarifvertrages 

vom 6. April 2022 
 
 
 
 
 

zwischen  
 
  
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 
und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di),  
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 
 
 
 

abgestimmte durchgeschriebene Fassung. 
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B.  Anlagen 
 

Anlage A zum TV-UKF 
Entgeltordnung zum TV-UKF 

 
 

Gliederung 
 
Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung 
 
Teil I  Allgemeine Tätigkeitsmerkmale für den Verwaltungsdienst 
 
Teil II  Tätigkeitsmerkmale für bestimmte Beschäftigtengruppen 
 
1. nicht besetzt 
2. Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker, Psychotherapeutinnen und Psy-
 chotherapeuten, Tierärztinnen und Tierärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte 

2.1 Apothekerinnen und Apotheker 
2.2 – 2.3 nicht besetzt 
2.4 Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 

3. nicht besetzt 
4. Berechnerinnen und Berechner von Dienst- und Versorgungsbezügen sowie von Ent-

gelten, Beschäftigte in Landesversorgungsämtern 
5.-9. nicht besetzt 
10. Beschäftigte in Gesundheitsberufen 

10.1 aufgehoben 
10.2 Audiologie-Assistentinnen und Audiologie-Assistenten 
10.3 Amtliche Fachassistentinnen und Fachassistenten, Desinfektorinnen und  

Desinfektoren, Gesundheitsaufseherinnen und Gesundheitsaufseher, Seeha-
fengesundheitsaufseherinnen und Seehafen-Gesundheitsaufseher 

10.4 Diätassistentinnen und Diätassistenten 
10.5 Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten 
10.6 Logopädinnen und Logopäden 
10.7 Masseurinnen und Masseure und medizinische Bademeisterinnen und  
 Bademeister 
10.8 Medizinische Fachangestellte, zahnmedizinische Fachangestellte 
10.9 Präparationstechnische Assistentinnen und Assistenten, Sektionsgehilfinnen  
 und Sektionsgehilfen 
10.10 Medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten, medizinisch-techni- 
 sche Gehilfinnen und Gehilfen 
10.11 Orthoptistinnen und Orthoptisten 
10.12 Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte 
10.13 Pharmazeutisch-technische Assistentinnen und Assistenten 
10.14 Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten 
10.15 Zahntechnikerinnen und Zahntechniker 
10.16 Leitende Beschäftigte in Gesundheitsberufen 

11. Beschäftigte in der Informations- und Kommunikationstechnik 
12. Beschäftigte im Controlling 
13.-17.  nicht besetzt 
18. Beschäftigte im Rettungsdienst 

18.1 Beschäftigte in Leitstellen 
18.2 Beschäftigte im Rettungsdienst 
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19. nicht besetzt 
20. Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst 
 20.1-20.3 nicht besetzt 

20.4 Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter / Sozialpädagoginnen und Sozialpäda- 
gogen, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Ju-
gendpsychotherapeuten / Psychagoginnen und Psychagogen, Bewährungs-
helferinnen und Bewährungshelfer, Heilpädagoginnen und Heilpädagogen 

20.5 nicht besetzt 
20.6 Erzieherinnen und Erzieher, Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger 

21.  nicht besetzt 
22. Ingenieurinnen und Ingenieure, Beschäftigte in technischen Berufen 

22.1 Ingenieurinnen und Ingenieure 
22.2 Technikerinnen und Techniker 
22.3 Technische Assistentinnen und Assistenten 
22.4 Laborantinnen und Laboranten 

23.-24. nicht besetzt 
25. Wirtschaftspersonal 

25.1 Beschäftigte im Küchenwirtschaftsdienst 
25.2 nicht besetzt 
25.3 Leiterinnen und Leiter der Hauswirtschaft und Beschäftigte im Wirtschafts-

dienst mit Teilaufgaben 
 

Teil III  Beschäftigte mit körperlich / handwerklich geprägten Tätigkeiten 
 
Vorbemerkungen zu Teil III der Entgeltordnung 
 
1. Allgemeine Tätigkeitsmerkmale 
2. Besondere Tätigkeitsmerkmale für sämtliche Bereiche 

2.1 Facharbeiter 
2.2 Fahrer, Maschinenführer, Tankwarte und Wagenpfleger 
2.3 Hausmeister, Sportplatzmeister, Pförtner, Reinigungs- und Wachpersonal 
2.4 Kesselwärter (Heizer), Maschinisten, Turbinenmaschinisten und Schichtführer 

an Hochdruckkesselanlagen 
3. Besondere Tätigkeitsmerkmale für einzelne Bereiche 

3.1 – 3.2 nicht besetzt 
3.3 Beschäftigte im Gesundheitswesen  

Anhang zu Teil III der Entgeltordnung  
Richtlinien für verwaltungseigene Prüfungen 
 
Teil IV  Beschäftigte im Pflegedienst  
 
Vorbemerkungen zu Teil IV der Entgeltordnung 
1. Leitende Beschäftigte in der Pflege  
2. Leitende Beschäftigte in der Pflege mit wissenschaftlicher Hochschulbildung oder  

vergleichbarer Qualifikation sowie Beschäftigte in der Pflegeentwicklung 
3. Lehrkräfte in der Pflege 
4. Beschäftigte in der Pflege 
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Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung 
 
1. 
(1)  Für das Verhältnis der Teile I und II zueinander gelten die Regelungen der Absätze 2 

bis 4.  
 
(2)  1Für Beschäftigte, deren Tätigkeit in besonderen Tätigkeitsmerkmalen des Teils II auf-

geführt ist, gelten nur die Tätigkeitsmerkmale dieses Teils. 2Die Tätigkeitsmerkmale 
des Teils I gelten für diese Beschäftigten weder in der Entgeltgruppe, in der ihre Tätig-
keit in Teil II aufgeführt ist, noch in einer höheren Entgeltgruppe. 3Die Sätze 1 und 2 
gelten nicht für sonstige Beschäftigte der Entgeltgruppen 13 bis 15 des Teils I, die auf-
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten im 
Sinne des Teils I ausüben, es sei denn, dass ihre Tätigkeit in besonderen Tätigkeits-
merkmalen des Teils II aufgeführt ist. 4Entfällt. 

 
Protokollerklärung zu Nr. 1 Abs. 2 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Ent-
geltordnung: 
Soweit die einem Beschäftigten gem. Abs. 1 übertragene Tätigkeit im Geltungsbereich 
des TV-L den besonderen Tätigkeitsmerkmalen des Teils II zuzuordnen wäre, diese 
besonderen Tätigkeitsmerkmale aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung aber 
nicht in die Entgeltordnung des TV-UKF aufgenommen wurden, besteht Einvernehmen 
zwischen den Tarifvertragsparteien, dass diese speziellen Tätigkeitsmerkmale der Ent-
geltordnung zum TV-L auch im Geltungsbereich des TV-UKF angewandt werden. 

 
(3)  1Für Beschäftigte, deren Tätigkeit nicht in Teil II aufgeführt ist, gelten die Tätigkeits-

merkmale des Teils I, sofern in Satz 2 nicht etwas Anderes geregelt ist. 2Die Tätigkeits-
merkmale der Entgeltgruppen 2 bis 12 des Teils I gelten nur, sofern die auszuübende 
Tätigkeit einen unmittelbaren Bezug zu den eigentlichen Aufgaben der betreffenden 
Verwaltungsdienststellen, -behörden oder -institutionen hat.  

 
Niederschriftserklärung zu Nr. 1 Abs. 3 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der 
Entgeltordnung: 
Satz 2 gilt für alle Entgeltgruppen und alle Bereiche, Abteilungen und Institute des Uni-
versitätsklinikums. 

 
(4) 1Ist in einem Tätigkeitsmerkmal des Teils I oder II eine Vorbildung oder Ausbildung als 

Anforderung bestimmt, sind Beschäftigte, die die geforderte Vorbildung oder Ausbil-
dung nicht besitzen,  
- wenn nicht auch „sonstige Beschäftigte“ von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst wer-

den oder  
- wenn auch „sonstige Beschäftigte“ von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst werden, 

diese Beschäftigten jedoch nicht die Voraussetzungen des „sonstigen Beschäftig-
ten“ erfüllen,  

bei Erfüllung der sonstigen Anforderungen dieses Tätigkeitsmerkmals in der nächst 
niedrigeren Entgeltgruppe eingruppiert. 2Satz 1 gilt entsprechend für Tätigkeitsmerk-
male, die bei Erfüllung qualifizierter Anforderungen eine höhere Eingruppierung vorse-
hen; Satz 1 gilt nicht, wenn die Entgeltordnung für diesen Fall ein Tätigkeitsmerkmal 
(z.B. „in der Tätigkeit von …“) enthält. 3Gegenüber den Entgeltgruppen 14 und 13Ü gilt 
hierbei die Entgeltgruppe 13 als nächstniedrigere Entgeltgruppe. 
 

2. 
Für Beschäftigte mit körperlich / handwerklich geprägten Tätigkeiten gelten nur die Tätigkeits-
merkmale des Teils III. 
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Protokollerklärung zu Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltord-
nung: 
In Teil III sind nur die Beschäftigten eingruppiert, die bei Fortgeltung des alten Rechts 
im Lohngruppenverzeichnis des MTArb eingereiht gewesen wären. 
 

3. 
Für Beschäftigte im Pflegedienst gelten nur die Tätigkeitsmerkmale des Teils IV. 
 
4. 
entfällt 
 
5. 
Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe 1 des Teils I gilt unabhängig von den Nummern 1 
und 3 für Tätigkeiten der Teile II und IV. 
 
6. 
1Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Beschäftigten abhängig ist, rechnen 
hierzu auch Angehörige der vergleichbaren Besoldungsgruppen. 2Bei der Zahl der unterstell-
ten bzw. beaufsichtigten oder der in dem betreffenden Bereich beschäftigten Personen zählen 
Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten 
Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten. 3Für die Eingruppierung 
ist es unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stel-
len nicht besetzt sind. 
 
7. 
Ständige Vertreterinnen und Vertreter sind nicht die Vertreterinnen und Vertreter in Urlaubs- 
und sonstigen Abwesenheitsfällen. 
 
8. 
entfällt 
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Teil I 
Allgemeine Tätigkeitsmerkmale für den Verwaltungsdienst 

 
 
Entgeltgruppe 15 
 
1. Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch 
das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 14 
Fallgruppe 1 heraushebt. 

 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
2. Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen mindestens fünf Be-
schäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung ständig 
unterstellt sind. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 
Entgeltgruppe 14 
 
1. Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch 
besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 13 heraushebt. 

 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
2. Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich min-
destens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Ent-
geltgruppe 13 heraushebt. 

 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
3. Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich 
dadurch aus der Entgeltgruppe 13 heraushebt, dass sie mindestens zu einem Drittel 
hochwertige Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben erfordert. 

 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
4. Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen mindestens drei Be-
schäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung ständig 
unterstellt sind.  

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)  
  



 

56 

 

Entgeltgruppe 13 
 
Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Er-
fahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
Entgeltgruppe 12 
 
Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren Tätig-
keit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgelt-
gruppe 11 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
 
Entgeltgruppe 11 
 
Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren Tätig-
keit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 
1 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 

 
Entgeltgruppe 10 
 
Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren Tätig-
keit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der 
Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 1 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
 
Entgeltgruppe 9b 
 
1. Beschäftigte der Fallgruppen 2 oder 3, 

deren Tätigkeit sich dadurch aus der Fallgruppe 2 oder 3 heraushebt, dass sie beson-
ders verantwortungsvoll ist. 
(Fassung bis 31.12.2019) 
Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren Tätig-

keit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 2 heraushebt, dass sie besonders ver-

antwortungsvoll ist. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 

 
2. Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 

Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse und selbständige Leistungen erfor-
dert. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3, 4 und 5) 

 
3. Absatz 3 gültig ab 01.01.2020: Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen-

dienst und im Außendienst mit abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechen-
der Tätigkeit. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 11) 
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Entgeltgruppe 9a 
 

Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit selbständige Leistungen erfordert.  
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 
(Fassung bis 31.12.2019) 
Beschäftigte im Büro, Buchhalterei, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren Tätigkeit gründ-

liche und vielseitige Fachkenntnisse und selbständige Leistungen erfordert.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3, 5 und 6) 

 
Entgeltgruppe 8 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Drittel selbständige 
Leistungen erfordert. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 
(Fassung bis 31.12.2019) 
Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren Tätigkeit gründ-

liche und vielseitige Fachkenntnisse und mindestens zu einem Drittel selbständige Leistungen erfordert. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3, 5 und 6) 

 
Entgeltgruppe 6 
 
Gültig ab 01.01.2020: Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 oder 2, deren Tätigkeit 
vielseitige Fachkenntnisse erfordert. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 6) 
(Fassung bis 31.12.2019) 
Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren Tätigkeit gründ-

liche und vielseitige Fachkenntnisse erfordert. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 6) 

 
Entgeltgruppe 5 
 
1. Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 

Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert. 
 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 7) 
 
2. Absatz 2 gültig ab 01.01.020: Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen-

dienst und im Außendienst mit erfolgreich abgeschlossener Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren 
und entsprechender Tätigkeit. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 12) 
 
Entgeltgruppe 4 
 
1. Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst mit 

schwierigen Tätigkeiten. 
 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 8) 
 
2. Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 

Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 3 heraushebt, dass sie mindestens zu 
einem Viertel gründliche Fachkenntnisse erfordert. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 7) 
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Entgeltgruppe 3 
 
Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst mit Tätigkei-
ten, für die eine eingehende Einarbeitung bzw. eine fachliche Anlernung erforderlich ist, die 
über eine Einarbeitung im Sinne der Entgeltgruppe 2 hinausgeht. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
 
Entgeltgruppe 2 
 
Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst mit einfachen 
Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 9) 

 
Entgeltgruppe 1 
 
Beschäftigte mit einfachsten Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 10) 
 

Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1 
(1)  Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen so-

wie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hochschu-
len anerkannt sind. 

(2) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das 
Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung oder mit ei-
ner Masterprüfung oder mit einer Magisterprüfung beendet worden ist. 2Diesen 
Prüfungen steht eine Promotion nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung 
einer ersten Staatsprüfung oder einer Diplomprüfung oder einer Masterprüfung  
oder einer Magisterprüfung nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht 
vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt 
auch vor, wenn der Master an einer Fachhochschule erlangt wurde und den Zu-
gang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikations-
ebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang das Akkreditie-
rungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem jeweils gelten-
den Landesbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes 
bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert ist. 

(3) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass die 
Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindes-
tens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlä-
gige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hoch-
schulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Ab-
schluss eine Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semestern – ohne etwaige 
Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelorstudi-
engang erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs Se-
mester für den Abschluss vorgeschrieben sind. 

(4) Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wis-
senschaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Aner-
kennungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt 
wurde. 
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Nr. 2  
(1)  Im Sinne der Nr. 6 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung ist 

vergleichbar die Entgeltgruppe 13 der Besoldungsgruppe A 13. 
(2)  Bei der Zahl der Unterstellten zählen nicht mit: 

a) entfällt 
b) Beschäftige, die nach Teil II Abschnitt 22 (Ingenieurinnen und Ingenieure, tech-

nische Berufe) eingruppiert sind 
c) Beamte der Besoldungsgruppen A 13, soweit sie der Laufbahn des gehobenen 

Dienstes bzw. der entsprechenden Qualifikationsebene angehören 
 

Nr. 3 
Buchhaltereidienst im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals bezieht sich nur auf Tätigkei-
ten von Beschäftigten, die mit kaufmännischer Buchführung beschäftigt sind. 
 
Nr. 4 
Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in den Entgeltgrup-
pen 6, 8 und 9a geforderten gründlichen und vielseitigen Fachkenntnissen eine Stei-
gerung der Tiefe und der Breite nach. 
 
Nr. 5 
Selbständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entspre-
chendes selbständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung einer eigenen 
geistigen Initiative; eine leichte geistige Arbeit kann diese Anforderung nicht erfüllen. 

 
Nr. 6 
1Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das gesamte 
Gebiet der Verwaltung / des Betriebes, in der / dem der Beschäftigte tätig ist, zu bezie-
hen. 2Der Aufgabenkreis des Beschäftigten muss aber so gestaltet sein, dass er nur 
beim Vorhandensein gründlicher und vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß be-
arbeitet werden kann. 
 
Nr. 7 
Erforderlich sind nähere Kenntnisse von Gesetzen, Verwaltungsvorschriften und Tarif-
bestimmungen usw. des Aufgabenkreises. 
 
Nr. 8 
Schwierige Tätigkeiten sind solche, die mehr als eine eingehende Einarbeitung bzw. 
mehr als eine fachliche Anlernung i. S. der Entgeltgruppe 3 erfordern, z. B. durch einen 
höheren Aufwand an gedanklicher Arbeit. 
 
Nr. 9 
1Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die weder eine Vor- noch eine Ausbildung, aber 
eine Einarbeitung erfordern, die über eine sehr kurze Einweisung oder Anlernphase 
hinausgeht. 2Die Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkei-
ten, die für die Beherrschung der Arbeitsabläufe als solche erforderlich sind. 
 
Nr. 10 
1Einfachste Tätigkeiten üben z. B. aus 

- Beschäftigte in der Essens- und Getränkeausgabe, 
- Garderobenpersonal, 
- Beschäftigte, die spülen, Gemüse putzen oder sonstige Tätigkeiten im Haus und 

Küchenbereich ausüben, 
- Beschäftigte in der Reinigung von Außenbereichen wie Höfe, Wege, Grünanlagen, 

Parks, 
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- Wärterinnen und Wärter von Bedürfnisanstalten, 
- Serviererinnen und Servierer, 
- Hausarbeiterinnen und Hausarbeiter 
- Hausgehilfinnen und Hausgehilfen. 
2Ergänzungen können durch landesbezirklichen Tarifvertrag geregelt werden. 

 
Nr. 11 gültig ab 01.01.2020: 
(1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im 

Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz 
„Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschluss-
grad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde.  

(2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 
akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelo-
rausbildungsgängen an Berufsakademien. 

(3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung 
in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der 
Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs Semestern – ohne etwaige Praxis-
semester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 

(4) Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hoch-
schulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als 
dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde. 

 
Nr. 12 gültig ab 01.01.2020: 
Anerkannte Ausbildungsberufe sind die nach dem Berufsbildungsgesetz oder der 
Handwerksordnung staatlich anerkannten oder als staatlich anerkannt geltenden Aus-
bildungsberufe. 
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Teil II 
Tätigkeitsmerkmale für bestimmte Beschäftigtengruppen 

 
 
1. nicht besetzt 
 
2. Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker, Tierärztinnen und Tier-

ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte 
 
2.1 Apothekerinnen und Apotheker 
 

Entgeltgruppe 15 
 
Apothekerinnen und Apotheker als Leitung von Apotheken, denen mindestens vier 
Apothekerinnen und Apotheker durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt 
sind. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
 
Entgeltgruppe 14 
 
Apothekerinnen und Apotheker. 
 
Protokollerklärung Nr. 1: 
1Bei der Zahl der unterstellten Apothekerinnen und Apotheker zählen nur diejenigen 
unterstellten Apothekerinnen und Apotheker mit, die in einem Arbeits- oder Beamten-
verhältnis zu derselben Arbeitgeberin oder demselben Arbeitgeber oder Dienstherrin 
oder Dienstherrn stehen oder im Krankenhaus von einer/einem sonstigen öffentlichen 
Arbeitgeberin oder Arbeitgeber oder Dienstherrin oder Dienstherrn zur Krankenversor-
gung eingesetzt werden. 2Gegen Stundenentgelt tätige Apothekerinnen und Apothe-
ker, die im Jahresdurchschnitt nicht mehr als 18 Stunden wöchentlich zur Arbeitsleis-
tung herangezogen werden, zählen nicht mit. 
 
Protokollerklärung Nr. 2: 
1Apothekerinnen und Apotheker mit einer Weiterbildung zur/m Fachapothekerin / Fach-
apotheker für klinische Pharmazie, Arzneimittelinformation, pharmazeutische Analytik 
und Technologie erhalten eine monatliche Zulage gemäß Anlage F Abschnitt IIa Nr. 2. 
2Die Zulage verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Ta-
rifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz; So-
ckelbeträge, Mindestbeträge und vergleichbare nicht lineare Steigerungen bleiben un-
berücksichtigt. 
 

2.2 - 2.3 nicht besetzt 
 
2.4 Psychotherapeuten 

 
Entgeltgruppe 14 
Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
jeweils mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und mit Approbation 
und entsprechender Tätigkeit. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
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Protokollerklärung gültig ab 01.01.2020: 
 
Nr. 1 
Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen sowie 
andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hochschulen aner-
kannt sind. 
 
Nr. 2 
1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Stu-
dium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung oder mit einer Mas-
terprüfung oder mit einer Magisterprüfung beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht 
eine Promotion nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprü-
fung oder einer Diplomprüfung oder einer Masterprüfung oder einer Magisterprüfung 
nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abge-
schlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt auch vor, wenn der Master an 
einer Fachhochschule erlangt wurde und den Zugang zur Laufbahn des höheren 
Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene eröffnet; dies setzt voraus, 
dass der Masterstudiengang das Akkreditierungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, 
solange dies nach dem jeweils geltenden Landesbeamtenrecht für den Zugang zur 
Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene gefor-
dert ist.  
 
Nr. 3 
1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass die Ab-
schlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das 
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebun-
dene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechti-
gung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudi-
enzeit von mehr als sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungsse-
mester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Vorausset-
zung auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss vorgeschrie-
ben sind. 
 
Nr. 4 
Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wissen-
schaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungs-
stelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde.“ 
 

3. nicht besetzt 

4. Berechnerinnen und Berechner von Dienst- und Versorgungsbezügen  

sowie von Entgelten, Beschäftigte in Landesversorgungsämtern 

Entgeltgruppe 10 
 
1. Beschäftigte in der Sachbearbeitung einer Rechtsabteilung eines Landesversor-

gungsamtes, die Vorverfahren sowie Streitverfahren erster oder zweiter Instanz be-
arbeiten. 

 
2. Beschäftigte in der Sachbearbeitung der Abteilung Versorgung eines Landesversor-

gungsamtes mit schwierigen Aufgaben (schwierige Aufgaben sind z. B. Bearbeiten 
von Grundsatzfragen, von Berichtigungs- oder Rückforderungsfällen nach §§ 40 ff. 
VfG). 
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Entgeltgruppe 9b 
 
Beschäftigte, denen mindestens drei Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 6 
durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
1. Beschäftigte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 

heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse Ent-
gelte einschließlich der Krankenbezüge und Urlaubsentgelte selbständig errechnen 
und die damit zusammenhängenden Arbeiten (z. B. Feststellen der Versicherungs-
pflicht in der Sozialversicherung und der Zusatzversicherung, Bearbeiten von Ab-
tretungen und Pfändungen) selbständig ausführen sowie den damit zusammenhän-
genden Schriftwechsel selbständig führen. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 

2. Beschäftigte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2 
heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse die für 
die Errechnung und Zahlbarmachung der Entgelte einschließlich der Krankenbe-
züge und Urlaubsentgelte im DV-Verfahren notwendigen Merkmale und die sonsti-
gen Anspruchsvoraussetzungen feststellen, die erforderlichen Arbeiten (z. B. Fest-
stellen der Versicherungspflicht in der Sozialversicherung und der Zusatzversiche-
rung, Bearbeiten von Abtretungen und Pfändungen) und Kontrollen zur maschinel-
len Berechnung verantwortlich vornehmen sowie den damit zusammenhängenden 
Schriftwechsel selbständig führen. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

 
Entgeltgruppe 8 
 
Beschäftigte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2 her-
aushebt, dass sie aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse die für die 
Errechnung und Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge im DV-Verfah-
ren notwendigen Merkmale und die sonstigen Anspruchsvoraussetzungen feststellen, 
die erforderlichen Arbeiten (z. B. Bearbeiten von Abtretungen und Pfändungen) und 
Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen sowie den damit 
zusammenhängenden Schriftwechsel selbständig führen. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 3) 
 
Entgeltgruppe 6 
 
1. Beschäftigte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 5 heraushebt, 

dass sie aufgrund der angegebenen Merkmale Dienst- oder Versorgungsbezüge, 
Entgelte einschließlich der Krankenbezüge und Urlaubsentgelte selbständig errech-
nen. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 

 
2. Beschäftigte, die aufgrund der angegebenen Merkmale die für die Errechnung und 

Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Entgelte einschließlich der 
Krankenbezüge und Urlaubsentgelte im DV-Verfahren erforderlichen Arbeiten und 
Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 
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Entgeltgruppe 5 
 
Berechnerinnen und Berechner von Dienst- oder Versorgungsbezügen, von Entgelten 
einschließlich der Krankenbezüge oder Urlaubsentgelte, deren Tätigkeit gründliche 
Fachkenntnisse erfordert. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 
 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1   
Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn Beschäftigte die Beschäftigungszeit sowie 
das Tabellenentgelt nach §§ 15 und 16 bei der Einstellung nicht festzusetzen und Ab-
tretungen und Pfändungen nicht zu bearbeiten haben. 
 
Nr. 2   
Zu den Dienst- und Versorgungsbezügen bzw. den Entgelten im Sinne dieses Tätig-
keitsmerkmals gehören gegebenenfalls auch sonstige Leistungen, z. B. Kindergeld, 
Beitragszuschuss nach § 257 SGB V und vermögenswirksame Leistungen. 
 
Nr. 3  
Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn Beschäftigte das Besoldungsdienstalter 
erstmals, die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge erstmals, die ruhegehaltfähige Dienst-
zeit bei der Einstellung nicht festzusetzen, keine Widerspruchsbescheide zu erteilen 
und Abtretungen und Pfändungen nicht zu bearbeiten haben. 
 

5.-9.  nicht besetzt 

10. Beschäftigte in Gesundheitsberufen 

Vorbemerkung 
 
1. 
 

Die Bezeichnungen umfassen auch 

Audiologie-Assistentinnen und Audio-
logie-Assistenten 

Audiometristinnen und Audiometristen 

Ergotherapeutinnen und Ergothera-
peuten 

Beschäftigungstherapeutinnen und  
Beschäftigungstherapeuten 

Masseurinnen und Masseure und me-
dizinische Bademeisterinnen und Ba-
demeister 

Masseurinnen und Masseure 

Medizinische Fachangestellte Arzthelferinnen und Arzthelfer 

Pharmazeutisch-kaufmännische Ange-
stellte 

Apothekenhelferinnen und Apothekenhel-
fer 

Physiotherapeutinnen und Physiothe-
rapeuten 

Krankengymnastinnen und Krankengym-
nasten 

Präparationstechnische Assistentin-
nen und Assistenten 

Dermoplastikerinnen und Dermoplastiker, 
Moulageurinnen und Moulageure, Biolo-
giemodellmacherinnen und Biologiemodel-
macher 

Zahnmedizinische Fachangestellte Zahnärztliche Helferinnen und Helfer 
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2. Die Tätigkeitsmerkmale des Abschnitts 10 umfassen jeweils auch die sonstigen Be-
schäftigten, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Kenntnisse entspre-
chende Tätigkeiten ausüben. 
 

10.1 aufgehoben 
 
10.2  Audiologie-Assistentinnen und Audiologie-Assistenten 
 

Entgeltgruppe 9b 
 
Audiologie-Assistentinnen und Audiologie-Assistenten mit staatlicher Anerkennung  
oder mit mindestens zweijähriger Fachausbildung an Universitätskliniken oder medizi-
nischen Akademien, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungsaufgaben mit 
einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind. 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
Audiologie-Assistentinnen und Audiologie-Assistenten mit staatlicher Anerkennung  
oder mit mindestens zweijähriger Fachausbildung an Universitätskliniken oder medizi-
nischen Akademien und entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Audiologie-Assistentinnen und Audiologie-Assistenten mit staatlicher Anerkennung  
oder mit mindestens zweijähriger Fachausbildung an Universitätskliniken oder medizi-
nischen Akademien und entsprechender Tätigkeit. 
 
Protokollerklärung: 
Schwierige Aufgaben sind z. B. Fertigung von Sprach-, Spiel- und Reflexaudiogram-
men, Gehörprüfung bei Kleinkindern und geistig behinderten Patienten sowie Gehör-
geräteanpassung und Gehörerziehung - Hörtraining - bei Kleinkindern. 

 
10.3 Amtliche Fachassistentinnen und Fachassistenten, Desinfektorinnen und Desin-

fektoren, Gesundheitsaufseherinnen und Gesundheitsaufseher 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
1. Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung als Leiter des technischen Betrie-

bes von Desinfektionsanstalten, denen mindestens 18 Desinfektorinnen und Desin-
fektoren mit Prüfung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 
 
2. Gesundheitsaufseherinnen und Gesundheitsaufseher mit Prüfung und entsprechen-

der Tätigkeit, denen mindestens fünf Gesundheitsaufseherinnen und Gesundheits-
aufseher oder Beschäftigte in der Tätigkeit von Gesundheitsaufsehern durch aus-
drückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
3. Gesundheitsaufseherinnen und Gesundheitsaufseher mit Prüfung und entsprechen-

der Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen. 
 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 6) 
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Entgeltgruppe 8 
 
1. Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung als Leitung des technischen Betrie-

bes von Desinfektionsanstalten, denen mindestens neun Desinfektorinnen und Des-
infektoren mit Prüfung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 
 

2. Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung als ausdrücklich bestellte ständige 
Vertretung von Leitungen des technischen Betriebes von Desinfektionsanstalten, 
denen mindestens 18 Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung durch aus-
drückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 
 

3. Gesundheitsaufseherinnen und Gesundheitsaufseher mit Prüfung und entsprechen-
der Tätigkeit, denen mindestens zwei Gesundheitsaufseherinnen oder Gesund-
heitsaufseher oder Beschäftigte in der Tätigkeit von Gesundheitsaufsehern durch 
ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 

4. Gesundheitsaufseherinnen und Gesundheitsaufseher mit Prüfung und entsprechen-
der Tätigkeit, die in nicht unerheblichem Umfange schwierige Aufgaben im gesam-
ten Aufgabenbereich einer Gesundheitsaufseherin oder eines Gesundheitsaufse-
hers erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 6 und 7) 
 

Entgeltgruppe 6 
 
1. Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung als ausdrücklich bestellte ständige 

Vertretung von Leitungen des technischen Betriebes von Desinfektionsanstalten, 
denen mindestens neun Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung durch aus-
drückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 

 
2. Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung und entsprechender Tätigkeit, de-

nen mindestens vier Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung durch aus-
drückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 
3. Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung, die in nicht unerheblichem Um-

fange Aufsichtstätigkeit bei Begasungen mit hochgiftigen Stoffen auf Schiffen, 
schwimmenden Geräten oder an Land in Gebäuden, Silos, Containern und Wag-
gons ausüben. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 7) 

 
4. Gesundheitsaufseherinnen und Gesundheitsaufseher mit Prüfung und entsprechen-

der Tätigkeit. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

 
Entgeltgruppe 5 
 
Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung und entsprechender Tätigkeit, denen 
mindestens zwei Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind. 
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Entgeltgruppe 4 
 
1. Amtliche Fachassistentinnen und Fachassistenten. 

 
2. Desinfektorinnen und Desinfektoren mit Prüfung und entsprechender Tätigkeit. 

 
Entgeltgruppe 3 
 
1. Desinfektionshelferinnen und Desinfektionshelfer. 

(keine Stufe 6) 
 

2. Beschäftigte in der Tätigkeit von Gesundheitsaufsehern. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
Entgeltgruppe 2 
 

Beschäftigte als Hilfskraft im Sinne des bis zum 31. Dezember 1992 geltenden § 2 
Nr. 1 Buchst. b der Hilfskräfteverordnung – Frisches Fleisch – (HKrFrFlV). 

 
Protokollerklärungen: 

 
Nr. 1  
1Beschäftigte, die die Tätigkeit einer Gesundheitsaufseherin / eines Gesundheitsauf-
sehers ausüben und die Prüfung als Gesundheitsaufseher deshalb nicht abgelegt ha-
ben, weil in dem betreffenden Land eine Prüfungsmöglichkeit für Gesundheitsaufseher 
nicht besteht, werden nach den Tätigkeitsmerkmalen für Gesundheitsaufseher mit Prü-
fung eingruppiert.  
 
Nr. 2 entfällt 
 
Nr. 3   
Besonders schwierige Aufgaben sind z. B. 
- Mitwirkung bei der Prüfung des Bestandes und der erfolgten Anwendung der Be-

täubungsmittel aufgrund einschlägiger Kenntnisse der gesetzlichen Betäubungsmit-
telvorschriften; 

-  Entscheidungsbefugnis für dringende Quarantänemaßnahmen im Rahmen der 
durch den zuständigen Arzt erteilten Ermächtigung. 

 
Nr. 4 entfällt 
 
Nr. 5   
Zu den Desinfektionsanstalten rechnen auch entsprechende Einrichtungen mit anderer 
Bezeichnung. 
 
Nr. 6   
1Schwierige Aufgaben sind z. B. die Begutachtung von Flächennutzungsplänen und 
die Begutachtung von großen Bauvorhaben mit noch nicht gesicherter Wasserversor-
gung und Abwässerbeseitigung. 2Zur Erfüllung der schwierigen Aufgaben gehört auch, 
dass die Gesundheitsaufseherin / der Gesundheitsaufseher den Sachverhalt bewertet, 
daraus die notwendigen Folgerungen zieht und die hiermit zusammenhängenden Be-
richte, Gutachten und sonstigen Schreiben entwirft. 
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Nr. 7   
Der Umfang der schwierigen Aufgaben bzw. der Tätigkeiten ist nicht mehr uner-
heblich, wenn er etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht.  

 
10.4 Diätassistentinnen und Diätassistenten 
 

Vorbemerkung 
Diätassistenten am Universitätsklinikum Frankfurt erhalten eine monatliche Zulage 
nach Anlage F Abschnitt IIa Nr. 1. 
 
Entgeltgruppe 9b 
 
Diätassistentinnen und Diätassistenten mit zusätzlicher Ausbildung als Ernährungsbe-
rater oder Ernährungsberaterin und mit entsprechender Tätigkeit. 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
Diätassistentinnen und Diätassistenten mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige 
Aufgaben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Diätassistentinnen und Diätassistenten mit entsprechender Tätigkeit. 
 
Protokollerklärung: 
Schwierige Aufgaben sind z. B.: 
- Diätberatung von einzelnen Patienten, 
- selbständige Durchführung von Ernährungserhebungen, 
- Mitarbeit bei Grundlagenforschung im Fachbereich klinische Ernährungslehre,  

Herstellung und Berechnung spezifischer Diätformen bei dekompensierten Leber-
zirrhosen, Niereninsuffizienz, Hyperlipidämien, 

- Stoffwechsel-Bilanz-Studien, 
- Maldigestion und Malabsorption nach Shunt-Operationen, 
- Kalzium-Test-Diäten, 
- spezielle Anfertigung von Sondenernährung für Patienten auf Intensiv- und Wach-

stationen. 
 

10.5 Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten  
 

Vorbemerkung 
Ergotherapeuten am Universitätsklinikum Frankfurt erhalten eine monatliche Zulage 
nach Anlage F Abschnitt IIa Nr. 1. 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige 
Aufgaben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten mit entsprechender Tätigkeit. 
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Protokollerklärung: 
Schwierige Aufgaben sind z. B. Beschäftigungstherapie bei Querschnittslähmungen, in 
Kinderlähmungsfällen, mit spastisch Gelähmten, in Fällen von Dysmelien, in der Psy-
chiatrie oder Geriatrie. 

 
10.6 Logopädinnen und Logopäden  
 

Vorbemerkung 
Logopäden am Universitätsklinikum erhalten eine monatliche Zulage nach Anlage F 
Abschnitt IIa Nr. 1. 
 
Entgeltgruppe 9b 
 
Logopädinnen und Logopäden mit entsprechender Tätigkeit, die als Hilfskräfte bei wis-
senschaftlichen Forschungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verant-
wortlichkeit tätig sind. 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
Logopädinnen und Logopäden mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben 
erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Logopädinnen und Logopäden mit entsprechender Tätigkeit. 

 
Protokollerklärung: 
Schwierige Aufgaben sind z. B. die Behandlung von Kehlkopflosen, von Patienten nach 
Schlaganfällen oder Gehirnoperationen, von Patienten mit Intelligenzminderungen, von 
Aphasiepatienten, von Patienten mit spastischen Lähmungen im Bereich des Sprach-
apparates. 

 
10.7 Masseurinnen und Masseure und medizinische Bademeisterinnen und Bade-

meister  
 

Vorbemerkung 
Masseure und medizinische Bademeister am Universitätsklinikum erhalten eine mo-
natliche Zulage nach Anlage F Abschnitt IIa Nr. 1. 

 
Entgeltgruppe 9a 
 
Masseurinnen und Masseure und medizinische Bademeisterinnen und Bademeister 
mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens acht Masseurinnen und Masseure und 
medizinische Bademeisterinnen und Bademeister oder Beschäftigte in der Tätigkeit 
von Masseuren und medizinischen Bademeistern durch ausdrückliche Anordnung 
ständig unterstellt sind. 
 
Entgeltgruppe 8 
 
1. Masseurinnen und Masseure und medizinische Bademeisterinnen und Bademeister 

mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens vier Masseurinnen und Masseure 
und medizinische Bademeisterinnen und Bademeister oder Beschäftigte in der Tä-
tigkeit von Masseuren und medizinischen Bademeistern durch ausdrückliche An-
ordnung ständig unterstellt sind. 
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2. Masseurinnen und Masseure und medizinische Bademeisterinnen und Bademeister 
mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens zwei Masseurinnen und Masseure 
und medizinische Bademeisterinnen und Bademeister oder Beschäftigte in der Tä-
tigkeit von Masseuren und medizinischen Bademeistern durch ausdrückliche An-
ordnung ständig unterstellt sind und die schwierige Aufgaben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung) 

 
Entgeltgruppe 6 
 
1. Masseurinnen und Masseure und medizinische Bademeisterinnen und Bademeister 

mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens zwei Masseurinnen und Masseure 
und medizinische Bademeisterinnen und Bademeister oder Beschäftigte in der Tä-
tigkeit von Masseuren und medizinischen Bademeistern durch ausdrückliche An-
ordnung ständig unterstellt sind. 

 
2. Masseurinnen und Masseure und medizinische Bademeisterinnen und Bademeister 

mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen. 
 (Hierzu Protokollerklärung) 
 
Entgeltgruppe 4 
 
Masseurinnen und Masseure und medizinische Bademeisterinnen und Bademeister 
mit entsprechender Tätigkeit. 
 
Entgeltgruppe 3 
 
Beschäftigte in der Tätigkeit von Masseuren und medizinischen Bademeistern.  
(keine Stufe 6) 
 
Protokollerklärung: 
Schwierige Aufgaben sind z. B. Verabreichung von Kohlensäure- oder Sauerstoffbä-
dern bei Herz- und Kreislaufbeschwerden, Massage- oder Bäderbehandlung nach 
Schlaganfällen oder bei Kinderlähmung, Massagebehandlung von frisch Operierten.  
 

10.8  Medizinische Fachangestellte, zahnmedizinische Fachangestellte 
 
Vorbemerkung 
Medizinische Fachangestellte und zahnmedizinische Fachangestellte an Universitäts-
kliniken erhalten eine monatliche Zulage nach Anlage F Abschnitt IIa Nr. 1. 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Zahnmedizinische Fachangestellte mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens 
zehn zahnmedizinische Fachangestellte oder Beschäftigte in der Tätigkeit von zahn-
medizinischen Fachangestellten durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt 
sind. 
 
Entgeltgruppe 6 
 
1. Medizinische Fachangestellte mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufga-

ben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
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2. Zahnmedizinische Fachangestellte mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens 
fünf zahnmedizinische Fachangestellte oder Beschäftigte in der Tätigkeit von zahn-
medizinischen Fachangestellten durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt 
sind. 

 
Entgeltgruppe 5 
 
1. Medizinische Fachangestellte mit entsprechender Tätigkeit. 

 
2. Zahnmedizinische Fachangestellte mit entsprechender Tätigkeit.  

 
Entgeltgruppe 3 

 
1. Beschäftigte in der Tätigkeit von medizinischen Fachangestellten. 

 
2. Beschäftigte in der Tätigkeit von zahnmedizinischen Fachangestellten.  

 
Protokollerklärung: 
Schwierige Aufgaben sind z. B. Patientenabrechnungen im stationären und ambulan-
ten Bereich, Durchführung von Elektro-Kardiogrammen mit allen Ableitungen, Einfär-
ben von cytologischen Präparaten oder gleich schwierige Einfärbungen. 
 

10.9 Präparationstechnische Assistentinnen und Assistenten, Sektionsgehilfinnen 
und Sektionsgehilfen  
 
Entgeltgruppe 9a 
 
Präparationstechnische Assistentinnen und Assistenten, die in nicht unerheblichem 
Umfange schwierige Aufgaben erfüllen und mindestens zu einem Drittel ihrer Gesamt-
tätigkeit selbständig Demonstrationen im Hörsaal vorbereiten und bei der Durchführung 
mitwirken. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 3) 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Präparationstechnische Assistentinnen und Assistenten mit entsprechender Tätigkeit. 
 
Entgeltgruppe 6 
 
Sektionsgehilfinnen und Sektionsgehilfen, die in nicht unerheblichem Umfange auch 
Tätigkeiten von präparationstechnischen Assistentinnen und Assistenten ausüben und 
denen mindestens zwei Sektionsgehilfinnen und Sektionsgehilfen durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 
 
Entgeltgruppe 3 
 
Sektionsgehilfinnen und Sektionsgehilfen. 
 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1 entfällt 
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Nr. 2   
Der Umfang der schwierigen Aufgaben bzw. der Tätigkeiten ist nicht mehr unerheblich, 
wenn er etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht. 
 
Nr. 3   
Schwierige Aufgaben sind z. B. Herstellung von Korrosionspräparaten, Darstellung fei-
nerer Gefäße und Nerven. 

 
10.10 Medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten, medizinisch-techni-

sche Gehilfinnen und Gehilfen 
 

Vorbemerkungen 
1.  Medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten im Sinne dieses Ab-

schnittes sind Medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten für Funkti-
onsdiagnostik, Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentinnen und Assis-
tenten, Medizinisch-technische Radiologieassistentinnen und Assistenten und zy-
tologisch-technische Assistentinnen und Assistenten. 

2.  Medizinisch-technische Assistentinnen und medizinisch-technische Gehilfinnen 
am Universitätsklinikum erhalten eine monatliche Zulage nach Anlage F Ab-
schnitt IIa. 

 
Entgeltgruppe 10  
 
Leitende medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten, denen mindestens 
16 medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten, medizinisch-technische 
Gehilfinnen und Gehilfen oder sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fä-
higkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, durch ausdrück-
liche Anordnung ständig unterstellt sind.  
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

 
Entgeltgruppe 9b 
 
1. Medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten mit entsprechender Tätig-

keit, denen mindestens zwei medizinisch-technische Assistentinnen und Assisten-
ten, medizinisch- technische Gehilfinnen oder Gehilfen, oder sonstige Beschäftigte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tä-
tigkeiten ausüben, durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 8, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen For-
schungsaufgaben mit einem besonderen Maß an Verantwortung tätig sind. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 

3.  Beschäftigte der Entgeltgruppe 8, die mindestens zur Hälfte eine oder mehrere der 
folgenden Aufgaben erfüllen: 
- Wartung, Kalibrierung, Justierung, Validierung hochwertiger und schwierig zu be-

dienenden Messgeräten,  
- Qualitätssichernde Tätigkeiten wie z. B. interne und externe Qualitätskontrolle 

(Ringversuch), 
- Schwierige komplexe mehrstufige histologische, mikrobiologische, virologische, 

hämatologische, hämostasiologische, molekularbiologische, und klinisch-chemi-
sche Testverfahren (schwierige, komplexe, mehrstufige Virusisolierungen und 
Antikörperbestimmungen),  

- Validierung neuer Tests, Methoden oder Messgeräten für diagnostische Unter-
suchungen, 

- Tätigkeiten im Bereich des Qualitätsmanagements, wie z.B. eigenverantwortliche 
Erstellung von Standardanweisungen, 
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- schwierige interoperative Röntgenaufnahme, 
- interoperatives Monitoring, Mitwirkung bei der prächirurgischen Epilepsiediag-

nostik und -OP, Mitwirkung bei der Implantation von Hirnelektroden, Mitwirkung 
bei der Komadiagnostik 

- Vorbereitung und Mitwirkung bei der Protonentherapie 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 8, die zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Staatlich geprüfte Medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten mit jeweils 
entsprechender Tätigkeit. 
 
Entgeltgruppe 6 
 
Medizinisch-technische Gehilfinnen und Gehilfen mit staatlicher Prüfung nach zweise-
mestriger Ausbildung mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben. 
 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1  
Leitende medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten im Sinne dieses Tä-
tigkeitsmerkmals sind Assistentinnen und Assistenten, denen unter der Verantwortung 
einer Ärztin / eines Arztes für eine Laboratoriumsabteilung oder für eine radiologische 
Abteilung insbesondere die Arbeitseinteilung, die Überwachung des Arbeitsablaufs und 
der Arbeitsausführung durch ausdrückliche Anordnung übertragen sind.  
 
Nr. 2  
Medizinisch-technische Assistentinnen und Assistenten, die im Rahmen ihrer Tätigkeit 
als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungsaufgaben mit einem besonders hohen 
Maß von Verantwortlichkeit tätig sind, werden auch dann als solche eingruppiert, wenn 
sie im Rahmen dieser Tätigkeit Aufgaben erfüllen, die im Tätigkeitsmerkmal der Ent-
geltgruppe 9a genannt sind. 
 
Nr. 3 
Schwierige Aufgaben sind z.B.: 
- der Diagnostik vorausgehende Arbeiten bei selbstständiger Verfahrenswahl auf his-

tologischem, mikrobiologischem, serologischem, hämatologischen, hämostasiologi-
schem (Gerinnung) und quantitativ klinisch-chemischem Gebiet, 

- technische Validierung, Plausibilitätskontrolle und Freigabe von diagnostischen Un-
tersuchungsergebnissen  

- Wartung, Justierung und Kalibrierung von hochwertigen und schwierig bedienenden 
Messgeräten  

-  fachgerechtes Vorbereiten, Behandeln von Kontroll- und Kalibriermaterialien inklu-
sive der Durchführung und deren Beurteilung und Dokumentation  

- schwierige histologische, mikrobiologische, virologische, hämatologische, hämosta-
siologische, molekularbiologische, und klinisch-chemische Testverfahren (z.B. 
schwierige Hormonbestimmung, schwierige Allergiediagnostik, schwierige Antikör-
perbestimmungen), 
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- die Durchführung von Untersuchungsverfahren zur röntgenologischen Funktionsdi-
agnostik

- messtechnische Aufgaben und Hilfeleistung bei der Verwendung von radioaktiven
Stoffen,

- schwierige medizinisch radiologische Verfahren
- Tätigkeiten in der radiologischen Untersuchung von Kindern bis zum sechsten Le-

bensjahr
- Bedienung eines Elektronenmikroskops sowie Verbreitung der Präparate für Elekt-

ronenmikroskopie.
- Durchführung schwieriger molekularbiologischer Untersuchungsverfahren (z.B.

Hybridisierung oder Blot), schwieriger Hormonbestimmungen, schwierige Fermen-
taktivitätsbestimmungen, schwierige gerinnungsphysiologische Untersuchungen),

- Vorbereitung und Durchführung von röntgenologische Gefäßuntersuchungen in
dem Schädel, Brust, und Bauchhöhle, Mitwirkung bei Herzkatheterisierungen,
Schicht Aufnahmen in den drei oder mehr Dimensionen mit Spezialgeräten (CT,
MRT, SPECT, etc.), Arbeiten an Linearbeschleunigern, Durchführung von Szintigra-
phien unter Belastung (z.B. Myokardszintigraphie), szintigraphische Spezialuntersu-
chungen (z.B. Sentinelszintigraphie),

- Durchführung von Untersuchungsverfahren bei denen mehrere Untersuchungen
kombiniert werden z.B. SPECT-CT,

- Vorbereitung und Mitwirkung von röntgenologisch gestützten Gewebeentnahmen,
- Tätigkeiten in der Telemedizin oder Teleradiologie,
- Mitwirkung bei der Hirntodbestimmung oder
- invasive Eingriffe mit z.B. kryostatischen Maßnahmen im EPU-Labor,
- Betreuen und Anleiten von Praktikant*innen, Schülern und neuen Mitarbeiter*innen.

Nr. 4 
Beschäftigte, die im Rahmen ihrer Tätigkeit als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen For-
schungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortung tätig sind, sind 
auch dann als solche eingruppiert, wenn sie im Rahmen dieser Tätigkeit Aufgaben er-
füllen, die in der Protokollerklärung Nr. 3 genannt sind. 
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10.11 Orthoptistinnen und Orthoptisten 

Entgeltgruppe 9b 

Orthoptistinnen und Orthoptisten mit entsprechender Tätigkeit, die als Hilfskräfte bei 
wissenschaftlichen Forschungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verant-
wortlichkeit tätig sind. 

Entgeltgruppe 9a 

Orthoptistinnen und Orthoptisten mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufga-
ben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung) 

Entgeltgruppe 8 

Orthoptistinnen und Orthoptisten mit entsprechender Tätigkeit. 

Protokollerklärung: 
Schwierige Aufgaben sind z. B. die Behandlung eingefahrener beidäugiger Anomalien, 
exzentrischer Fixationen und Kleinstanomalien. 

10.12 Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte 

Entgeltgruppe 6 

1. Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte mit entsprechender Tätigkeit in Arznei-
mittelausgabestellen, denen mindestens drei pharmazeutisch-kaufmännische An-
gestellte oder Beschäftigte in der Tätigkeit von pharmazeutisch-kaufmännischen
Angestellten durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

2. Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte mit entsprechender Tätigkeit, die
schwierige Aufgaben erfüllen.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)

Entgeltgruppe 5 

Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte mit entsprechender Tätigkeit. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

Entgeltgruppe 3 

Beschäftigte in der Tätigkeit von pharmazeutisch-kaufmännischen Angestellten. 

Protokollerklärungen: 

Nr. 1   
Den pharmazeutisch-kaufmännischen Angestellten stehen Drogistinnen und Drogisten 
gleich. 

Nr. 2   
Apotheken sind keine Arzneimittelausgabestellen im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals. 
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Nr. 3   
Schwierige Aufgaben sind z. B. Taxieren, Mitwirkung bei der Herstellung von sterilen 
Lösungen oder sonstigen Arzneimitteln unter Verantwortung eines Apothekers. 

 
10.13 Pharmazeutisch-technische Assistentinnen und Assistenten  
 

Vorbemerkung 
Pharmazeutisch-technische Assistenten am Universitätsklinikum erhalten eine monat-
liche Zulage nach Anlage F Abschnitt IIa Nr. 1. 
 
Entgeltgruppe 9b 
 
Pharmazeutisch-technische Assistentinnen und Assistenten mit entsprechender Tätig-
keit, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungsaufgaben mit einem beson-
ders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind. 
(Hierzu Protokollerklärung Nrn. 1) 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
Pharmazeutisch-technische Assistentinnen und Assistenten mit entsprechender Tätig-
keit, die in nicht unerheblichem Umfange schwierige Aufgaben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 

 
Entgeltgruppe 8 
 
Pharmazeutisch-technische Assistentinnen und Assistenten mit entspre-
chender Tätigkeit. 
(Hierzu Protokollerklärung Nrn. 1) 
 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1  
Den pharmazeutisch-technischen Angestellten stehen Drogisten gleich. 
 
Nr. 2  
Der Umfang der schwierigen Aufgaben bzw. der Tätigkeiten ist nicht mehr unerheblich, 
wenn er etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht. 
 
Nr. 3  
Schwierige Aufgaben sind z.B.: 
- In der chemisch-physikalischen Analyse: gravimetrische, titrimetrische und fotomet-

rische Bestimmungen einschl. Komplexometrie, Leitfähigkeitsmessungen und chro-
matografische Analysen. 

- In der Pflanzenanalyse: Anfertigung mikroskopischer Schnitte.  
- Schwierige Identitäts- und Reinheitsprüfungen nach dem Deutschen Arzneibuch 

(Chemikalien, Drogen). 
- Herstellung und Kontrolle steriler Lösungen der verschiedensten Zusammensetzun-

gen in größerem Umfang unter Verwendung moderner Apparaturen. 
- Herstellung von sonstigen Arzneimitteln in größerem Umfang unter Verwendung 

moderner in der Galenik gebräuchlicher Apparaturen (Suppositorien, Salben, Pul-
vergemische, Ampullen, Tabletten u.a.). 

- Herstellung von Arzneizubereitungen nach Rezept oder Einzelvorschrift. 
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10.14  Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten 
 

Vorbemerkung 
Physiotherapeuten am Universitätsklinikum erhalten eine monatliche Zulage nach An-
lage F Abschnitt IIa Nr. 1. 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten mit entsprechender Tätigkeit, die 
schwierige Aufgaben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten mit entsprechender Tätigkeit. 
 
Protokollerklärung: 
Schwierige Aufgaben sind z. B. Krankengymnastik nach Lungen- oder Herzoperatio-
nen, nach Herzinfarkten, bei Querschnittslähmungen, in Kinderlähmungsfällen, mit 
spastisch Gelähmten, in Fällen von Dysmelien, nach Verbrennungen, in der Psychiatrie 
oder Geriatrie, nach Einsatz von Endoprothesen. 

 
10.15 Zahntechnikerinnen und Zahntechniker 

 
Entgeltgruppe 10 
 
Zahntechnikermeisterinnen und Zahntechnikermeister, denen mindestens 16 Zahn-
technikermeisterinnen und Zahntechnikermeister oder Zahntechnikerinnen und Zahn-
techniker durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
 
Entgeltgruppe 9b 
 
1. Zahntechnikermeisterinnen und Zahntechnikermeister oder Zahntechnikerinnen 

und Zahntechniker mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens zwei Beschäf-
tigte mit Tätigkeiten mindestens der Entgeltgruppe 8 Fallgruppe 3 durch ausdrück-
liche Anordnung ständig unterstellt sind. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

 
2. Zahntechnikermeisterinnen und Zahntechnikermeister oder Zahntechnikerinnen 

und Zahntechniker mit entsprechender Tätigkeit, die als Hilfskräfte bei wissenschaft-
lichen Forschungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit 
tätig sind. 

 
Entgeltgruppe 9a 
 
1. Zahntechnikermeisterinnen und Zahntechnikermeister mit entsprechenden Tätig-

keiten, die Kenntnisse in der kieferchirurgischen Prothetik erfordern, oder die 
Epithesen herstellen. 

 
2. Zahntechnikermeisterinnen und Zahntechnikermeister oder Zahntechnikerinnen 

und Zahntechniker, denen an Universitätskliniken die handwerkliche Unterweisung 
von Studenten in zahntechnischen Arbeiten obliegt. 
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Entgeltgruppe 8 
 
1. Zahntechnikermeisterinnen und Zahntechnikermeister mit entsprechender Tätigkeit. 
 
2. Zahntechnikerinnen und Zahntechniker mit entsprechenden Tätigkeiten, die Kennt-

nisse in der kieferchirurgischen Prothetik erfordern, oder die Epithesen herstellen. 
 
3. Zahntechnikerinnen und Zahntechniker mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige 

Aufgaben erfüllen. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 
 
Entgeltgruppe 6 
 
Zahntechnikerinnen und Zahntechniker mit entsprechender Tätigkeit. 
 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1 entfällt 
 
Nr. 2  
Schwierige Aufgaben sind z. B. Tätigkeiten in der zahnärztlichen Keramik, in der Kiefer-

Orthopädie, in der Parallelometertechnik, in der Vermessungstechnik für Einstück-
gussprothesen, in der Geschiebetechnik. 

 
10.16 Leitende Beschäftigte in Gesundheitsberufen 

 
Vorbemerkungen 
 
1. Diese Tätigkeitsmerkmale finden in den Bereichen der Abschnitte10 und 18 An-

wendung, sofern im jeweiligen Unterabschnitt keine Fallgruppen für Leitungsaufga-
ben vorgesehen sind. 

 
2. Die Tarifvertragsparteien legen dem Aufbau der Tätigkeitsmerkmale für Abtei-

lungs-, Gruppen- bzw. Teamleitung (organisatorische Einheiten) bei Gesundheits-
berufen (außerhalb Pflege) folgende regelmäßige Organisationsstruktur zu 
Grunde: 
a. Der Leitung einer kleineren organisatorischen Einheit sind nicht mehr als neun 

Beschäftigte unterstellt. 
b. Der Leitung einer größeren organisatorischen Einheit sind nicht mehr als 16 

Beschäftigte unterstellt. 
c. Der Leitung einer besonders großen organisatorischen Einheit sind mehr als 

16 Beschäftigte unterstellt. 
Bei der Zahl der unterstellten Beschäftigten zählen Teilzeitbeschäftigte entspre-
chend dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitszeit zur 
regelmäßigen Arbeitszeit einer / eines Vollzeitbeschäftigten. Für die Eingruppie-
rung ist es unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung 
ausgewiesene Stellen nicht besetzt sind. 

 
3. Soweit für vergleichbare organisatorische Einheiten von den vorstehenden Bezeich-

nungen abweichende Bezeichnungen verwandt werden, ist dies unbeachtlich. 
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Entgeltgruppe 12 
 
1. Beschäftigte, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verant-

wortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt. 
 
2. Leiterinnen oder Leiter einer besonders großen organisatorischen Einheit mit mehr 

als 24 Beschäftigten. 
 
Entgeltgruppe 11 
 
1. Leiterinnen oder Leiter einer besonders großen organisatorischen Einheit. 

 
2. Ständige Vertreterinnen und Vertreter von Leiterinnen oder Leitern der Entgelt-

gruppe 12 Fallgruppe 2. 
 
Entgeltgruppe 10 
 
1. Leiterinnen oder Leiter einer größeren organisatorischen Einheit. 
 
2. Ständige Vertreterinnen und Vertreter von Leitungen der Entgeltgruppe 11. 
 
Entgeltgruppe 9b 
 
1. Beschäftigte als Leitung einer kleineren organisatorischen Einheit.  
 
2. Beschäftigte als ständige Vertretung von Leitungen der Entgeltgruppe 10 Fall-

gruppe 1. 
 

11. Beschäftigte in der Informations- und Kommunikationstechnik 
 (gültig ab 01.01.2021) 
 

Vorbemerkungen 
 
1. 1Nach diesem Abschnitt sind Beschäftigte eingruppiert, die sich mit Systemen der 

Informations- und Kommunikationstechnik befassen ohne Rücksicht auf ihre orga-
nisatorische Eingliederung. 2Zu diesen Systemen zählen insbesondere informati-
onstechnische Hard- und Softwaresysteme, Anwendungsprogramme, Datenban-
ken, Komponenten der Kommunikationstechnik in lokalen IKT-Netzen und IKT-Weit-
verkehrsnetzen sowie Produkte und Services, die mit diesen Systemen erstellt wer-
den. 3Dabei werden Tätigkeiten im gesamten Lebenszyklus eines solchen IKT-Sys-
tems erfasst, also dessen Planung, Spezifikation, Entwurf, Design, Erstellung, Im-
plementierung, Test, Integration in die operative Umgebung, Produktion, Optimie-
rung und Tuning, Pflege, Fehlerbeseitigung und Qualitätssicherung. 4Auch Tätigkei-
ten zur Sicherstellung der Informationssicherheit fallen unter die nachfolgenden 
Merkmale. 5Da mit den informationstechnischen Systemen in der Regel Produkte 
oder Services erstellt werden, gelten die nachfolgenden Tätigkeitsmerkmale auch 
für die Beschäftigten in der Produktionssteuerung und im IKT-Servicemanagement. 
6Nicht unter diesen Abschnitt fallen Beschäftigte, die lediglich IKT-Systeme anwen-
den oder Beschäftigte, die lediglich die Rahmenbedingungen für die Informations- 
und Kommunikationstechnik schaffen und sich die informations-technischen Spezi-
fikationen von den IKT-Fachleuten zuarbeiten lassen. 
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2.  
(1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule 

im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zu-
satz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Ab-
schlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde.  

(2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 
akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelo-
rausbildungsgängen an Berufsakademien. 

(3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprü-
fung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeug-
nis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine andere landes-
rechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfor-
dert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs Semestern – 
ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 

(4) Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene 
Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungs-
stelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde. 

 
Entgeltgruppe 13 
 
1. Beschäftigte der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 2, deren Tätigkeit sich mindestens zu 

einem Drittel durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 12 
Fallgruppe 2 heraushebt. 

 
2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit mindestens dreijähriger praktischer Erfah-

rung, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer IT-Gruppe bestellt sind und 
denen mindestens 
a)  zwei Beschäftigte dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 12 oder 
b)  drei Beschäftigte dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 11  
 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 
Entgeltgruppe 12 
 
1. Beschäftigte der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit mindestens dreijähriger prakti-

scher Erfahrung, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung oder durch Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 
11 Fallgruppe 2 heraushebt. 

 
2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit mindestens dreijähriger prakti-

scher Erfahrung, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeu-
tung oder durch Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 heraus-
hebt. 

 
3. Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit mindestens dreijähriger praktischer Erfah-

rung, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer IT-Gruppe bestellt sind und 
denen mindestens  
a)  zwei Beschäftigte dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 11 oder 
b)  drei Beschäftigte dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 10 durch aus-

drückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
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Entgeltgruppe 11 
 
1. Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 

durch besondere Leistungen aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt.  
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

 
2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen 

aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt.  
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

 
Entgeltgruppe 10 
 
1. Beschäftigte mit einschlägiger abgeschlossener Hochschulbildung (z. B. in der 

Fachrichtung Informatik) und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tä-
tigkeiten ausüben. 

 
2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 9b, deren Tätigkeit einen Gestaltungsspielraum er-

fordert, der über den Gestaltungsspielraum in Entgeltgruppe 8 hinausgeht. 
 
Entgeltgruppe 9b 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 9a, deren Tätigkeit umfassende Fachkenntnisse erfor-
dert. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 
 
Entgeltgruppe 9a 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 8, deren Tätigkeit zusätzliche Fachkenntnisse erfor-
dert. 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, deren Tätigkeit über die Standardfälle hinaus Gestal-
tungsspielraum erfordert. 
 
Entgeltgruppe 7 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, die ohne Anleitung tätig sind. 
 
Entgeltgruppe 6 
 
1. Beschäftigte mit einschlägiger abgeschlossener Berufsausbildung (z. B. Fachinfor-

matiker der Fachrichtungen Anwendungsentwicklung oder Systemintegration, Tech-
nische Systeminformatiker, IT-System-Kaufleute oder IT-Systemelektroniker) und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

 
2. Beschäftigte, deren Tätigkeit gründliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordert.  

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
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Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1  
Besondere Leistungen sind Tätigkeiten, deren Bearbeitung besondere Fachkenntnisse 
und besondere praktische Erfahrung voraussetzt oder die eine fachliche Weisungsbe-
fugnis beinhalten. 
 
Nr. 2  
Umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in der Entgeltgruppe 9a gefor-
derten Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite nach. 
 
Nr. 3  
1Gründliche Fachkenntnisse erfordern nähere Kenntnisse von Rechtsvorschriften oder 
näheres kaufmännisches oder technisches Fachwissen usw. des Aufgabenkreises. 
2Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das gesamte 
Gebiet der Verwaltung (des Betriebes), bei der der Beschäftigte tätig ist, zu beziehen. 
3Der Aufgabenkreis des Beschäftigten muss aber so gestaltet sein, dass er nur beim 
Vorhandensein gründlicher und vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbei-
tet werden kann.“ 
 
 
 

Fassung des Abschnitts 11 bis zum 31.12.2020: 

 

11.  Beschäftigte in der Informationstechnik 
 

Allgemeine Vorbemerkungen  

 

1. 1Informationstechnik (IT) stellt die Summe der technischen und organisatorischen Mittel 

(Hardware, Software, Dienste) zur Unterstützung von Verwaltungsprozessen sowie der ver-

schiedenen informations- und datenverarbeitenden Prozesse (der Beschaffung, Verarbei-

tung, Speicherung, Übertragung und Bereitstellung von Informationen) dar. 2Dienste sind 

Anwendungsmöglichkeiten in Netzen, z. B. Internet, E-Mail, Webservices.  

 

2. Unter diesen Abschnitt fallen Beschäftigte als Leiter von IT-Gruppen, in der IT-Organisa-

tion, in der Programmierung, in der IT-Systemtechnik und in der Datenerfassung ohne Rück-

sicht auf ihre organisatorische Eingliederung.  

 

3. Ist für eine Tätigkeit in der Informationstechnik eine abgeschlossene wissenschaftliche 

Hochschulbildung (Protokollerklärung Nr. 1 zu Teil I) erforderlich, gelten abweichend von 

Nr. 1 Absatz 2 Satz 2 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung die Tätig-

keitsmerkmale der Entgeltgruppen 13 bis 15 des Teils I. 

 
11.1 Beschäftigte als Leiter von IT-Gruppen  

 

Vorbemerkungen  

 

1. 1IT-Gruppen haben die folgenden Aufgaben:  

a)  Entwicklung neuer IT-Verfahren oder wesentliche Änderung bzw. Ergänzung bestehen-

der IT-Verfahren einschließlich jeweils der Einführung, 

b)  Übernahme von IT-Verfahren einschließlich Einführung oder 

c)  Pflege eingeführter IT-Verfahren. 
2Sie befassen sich  

a)  nur mit IT-Organisation oder nur mit Programmierung oder  

b)  mit IT-Organisation und Programmierung.   
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2. Leiter von IT-Gruppen haben neben den allgemeinen Führungsaufgaben – insbesondere 

Personaleinsatz, Überwachung der Arbeit, Anordnungen in Sonderfällen – und der Aufsicht 

z. B. folgende besondere Aufgaben:  

a) In der IT-Organisation:  

aa)  Entgegennahme und Besprechung von Aufträgen der Fachbereiche bzw. der Anwen-

der,  

bb)  Entwicklung einer Gesamtvorstellung zur Erledigung eines Auftrags,  

cc)  Formulierung von Arbeitsaufträgen und Verteilung an die Beschäftigten in der IT-

Organisation, Koordinierung der Arbeiten einschließlich Terminüberwachung,  

dd)  Anleitung und Beratung der Beschäftigten in der IT-Organisation,  

ee)  Zusammenstellen, Prüfen und Beurteilen der Ergebnisse,  

ff)  Besprechung der erarbeiteten Verfahrensvorschläge mit der Programmierung und 

ggf. mit der IT-Systemtechnik,  

gg)  Auswahl geeigneter IT-Verfahren für eine Übernahme,  

hh)  Prüfung der organisatorischen Voraussetzungen für die Übernahme und Einführung 

von IT-Verfahren,  

ii)  Prüfung der Dokumentation – einschließlich der Anwender- bzw. Benutzerhandbü-

cher –, insbesondere der Systemarchitektur und der Programmiervorgaben auf Voll-

ständigkeit und Richtigkeit,  

jj)  Überwachung der Einführung entwickelter oder übernommener IT-Verfahren ein-

schließlich der Funktionstests.  

b)  In der Programmierung:  

aa) Entgegennahme und Besprechung von Programmieraufträgen,  

bb)  Prüfung der organisatorischen Vorgaben aus programmiertechnischer Sicht, ggf. 

Ergänzung und Änderung der Vorgaben im Einvernehmen mit der IT-Organisation,  

cc)  Entwurf einer Konzeption für jedes Programm einschließlich Festlegung der Pro-

grammbausteine,  

dd)  Verteilung der Arbeitsaufträge an die Beschäftigten in der Programmierung und Ko-

ordinierung der Programmierarbeiten innerhalb der IT-Gruppe einschließlich Ter-

minüberwachung,  

ee)  Anleitung und Beratung der Beschäftigten in der Programmierung,  

ff)  Prüfung der Programmdokumentation und der Dokumentation für das Rechenzent-

rum auf Vollständigkeit und Richtigkeit.  

 

3.  1Leiter von IT-Gruppen im Sinne dieses Unterabschnitts sind nur Beschäftigte, die auch in 

der IT-Organisation und / oder in der Programmierung tätig sind, z. B. mit folgenden Auf-

gaben:  

a)  Zusammenstellen von Arbeitsergebnissen von Beschäftigten in der IT-Organisation,  

b)  Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen (z. B. betriebswirtschaftliche Investitionsrechnungen, 

Nutzen-Kosten-Untersuchungen),  

c)  Verknüpfen der in der IT-Gruppe angefertigten Programme,  

d)  Prüfung verknüpfter Programme auf Funktionsfähigkeit.  
2Der Anteil dieser Aufgaben darf 10 v. H. der gesamten Tätigkeit nicht unterschreiten.  

 

Entgeltgruppe 12  

 

Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer IT-Gruppe bestellt sind und 

deren Tätigkeit sich durch die Zahl der durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten 

Beschäftigten in der IT-Organisation oder in der Programmierung sowie durch den Umfang 

und die Schwierigkeit der Koordinierung mit anderen Stellen aus der Entgeltgruppe 11 dieses 

Unterabschnitts heraushebt.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)  
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Entgeltgruppe 11  
 

Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer IT-Gruppe bestellt sind und 

deren Tätigkeit sich durch die Zahl der durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten 

Beschäftigten in der IT-Organisation oder in der Programmierung sowie durch den Umfang 

oder die Schwierigkeit der Koordinierung mit anderen Stellen aus der Entgeltgruppe 10 dieses 

Unterabschnitts heraushebt.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

 

Entgeltgruppe 10  
 

Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer IT-Gruppe bestellt sind.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)  

 

Protokollerklärungen:  

 

Nr. 1  

Beschäftigte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind  

a)  Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbildung (Bachelor- bzw. ent-

sprechender Hochschulabschluss) und mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäf-

tigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätig-

keiten ausüben,  

b) Beschäftigte, die vor ihrem Einsatz in dieser Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkennt-

nisse im Sinne des Tätigkeitsmerkmals der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 2 des Teils I –  

außerhalb der Informationstechnik – erworben haben, mit einer zusätzlichen Aus- oder Fort-

bildung, die das IT-Grund- und -Fachwissen vermittelt hat, wie es den Rahmenrichtlinien 

für die DV-Aus- und -Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95 a vom 22. 

Mai 1981) für Beschäftigte in der DV-Anwendungsorganisation oder in der Anwendungs-

programmierung oder den Regelungen, die diese ergänzen und / oder ersetzen, entspricht, 

sowie mit einer praktischen Ausbildung oder einer praktischen Tätigkeit von mindestens 

neun Monaten in der IT-Organisation und der Programmierung mit entsprechender Tätig-

keit.  

 

Nr. 2  

(1) 1Eine IT-Gruppe ist nur dann gegeben, wenn dem Leiter mindestens drei Beschäftigte in 

der IT-Organisation oder in der Programmierung mindestens der Entgeltgruppe 9a Fall-

gruppe 1 des Unterabschnitts 2 oder der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 1 des Unterab-

schnitts 3 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 2Sind dem Leiter auch 

Beschäftigte in der IT-Systemtechnik durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt, 

zählen sie mit.  

(2)  Bei der Zahl der Unterstellten zählen Beschäftigte mit Tätigkeiten im Sinne des Absatzes 1 

mit, die nicht unter diesen Tarifvertrag fallen, wenn sie dem Leiter durch ausdrückliche 

Anordnung ständig fachlich unterstellt sind. 

 

11.2 Beschäftigte in der IT-Organisation  

 

Vorbemerkungen  

 

1. Die IT-Organisation umfasst  

a)  die Entwicklung neuer IT-Verfahren und die wesentliche Änderung bzw. Ergänzung be-

stehender IT-Verfahren für Fachaufgaben mit  

aa)  Ist-Aufnahme und -Analyse,  

bb)  Erarbeitung von Lösungsvorschlägen bzw. des Sollkonzepts,  
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cc)  Vorbereitung der Einführung im Rechenzentrum und im Fachbereich bzw. beim An-

wender und  

dd) Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen (z. B. betriebswirtschaftliche Investitionsrechnun-

gen, Nutzen-Kosten-Untersuchungen) im Allgemeinen in einem phasenweisen Vor-

gehen,  

b)  die Übernahme vorhandener IT-Verfahren für Fachaufgaben mit Vergleich, Bewertung 

und Auswahl von geeigneten Verfahren sowie Festlegung der erforderlichen Anpassungs-

maßnahmen,  

c)  die Einführung neu entwickelter, geänderter oder ergänzter sowie übernommener IT-

Verfahren für Fachaufgaben im Fachbereich bzw. beim Anwender und die Mitwirkung 

an der Einführung im Rechenzentrum und  

d)  die Kontrolle eingeführter IT-Verfahren für Fachaufgaben.  

 

2. IT-Teilaufgaben im Rahmen der Vorbemerkung Nr. 1 sind z. B.:  

a)  Ist-Aufnahme in einem Bereich,  

b)  Auswertung von Ergebnissen der Ist-Aufnahme, z. B. Mengengerüst (Fallzahlen, Bear-

beitungszeiten, Personaleinsatz), verwendete Daten und Dateien (Inhalt, Zahl und Art 

der Zeichen, Aufbau, Datenträger, Sortierfolge, Zahl der Fälle), Datenflusspläne,  

c)  Entwerfen eines Datenmodells (z. B. Soll-Konzepts).  

 

3. 1Beschäftigte in der IT-Organisation haben bei der Entwicklung neuer IT-Verfahren und bei 

der wesentlichen Änderung bzw. Ergänzung bestehender IT-Verfahren für Fachaufgaben 

insbesondere  

a)  das technische Grobkonzept und die technische Systemarchitektur einschließlich der 

Maßnahmen zur Datensicherung festzulegen und  

b)  das technische Feinkonzept zu erarbeiten.  
2Entsprechendes gilt für die Übernahme, Einführung und Kontrolle von IT-Verfahren. 

4.  

(1) Zur Tätigkeit eines Beschäftigten in der IT-Organisation kann auch die Organisation 

konventioneller Arbeitsabläufe im Rahmen eines IT-Verfahrens gehören. 

(2) Ist-Aufnahme und -Analyse, Vorbereitung der Einführung und Einführung von IT-Ver-

fahren und Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen können auch anderen Beschäftigten über-

tragen sein, ohne dass diese damit Beschäftigte in der IT-Organisation im Sinne dieses 

Unterabschnitts sind.  

 

Entgeltgruppe 11  

 

Beschäftigte in der IT-Organisation mit vertieften IT- bzw. Fachkenntnissen, die Fachaufgaben 

hohen Schwierigkeitsgrades selbständig bearbeiten.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  

 

Entgeltgruppe 10  

 

1. Beschäftigte in der IT-Organisation, die Fachaufgaben hohen Schwierigkeitsgrades selb-

ständig bearbeiten.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)  

2. Beschäftigte in der IT-Organisation mit vertieften IT- bzw. Fachkenntnissen, die Fachaufga-

ben mittleren Schwierigkeitsgrades selbständig bearbeiten.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  

 

3. Beschäftigte in der IT-Organisation mit vertieften IT- bzw. Fachkenntnissen, die im Rahmen 

von Fachaufgaben hohen Schwierigkeitsgrades diesem Schwierigkeitsgrad entsprechende 

IT-Teilaufgaben selbständig bearbeiten.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  
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Entgeltgruppe 9b  

 

1. Beschäftigte in der IT-Organisation, die Fachaufgaben mittleren Schwierigkeitsgrades selb-

ständig bearbeiten.  

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)  

 

2. Beschäftigte in der IT-Organisation, mit vertieften IT- bzw. Fachkenntnissen, die Fachauf-

gaben einfachen Schwierigkeitsgrades selbständig bearbeiten.  

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  

 

3. Beschäftigte in der IT-Organisation, die im Rahmen von Fachaufgaben hohen Schwierig-

keitsgrades diesem Schwierigkeitsgrad entsprechende IT-Teilaufgaben selbständig bearbei-

ten.  

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)  

 

4. Beschäftigte in der IT-Organisation mit vertieften IT- bzw. Fachkenntnissen, die im Rahmen 

von Fachaufgaben mittleren Schwierigkeitsgrades diesem Schwierigkeitsgrad entspre-

chende IT-Teilaufgaben selbständig bearbeiten.  

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  

 

Entgeltgruppe 9a  

 

1. Beschäftigte in der IT-Organisation, die Fachaufgaben einfachen Schwierigkeitsgrades 

selbständig bearbeiten.  

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)  

 

2. Beschäftigte in der IT-Organisation, die im Rahmen von Fachaufgaben mittleren Schwierig-

keitsgrades diesem Schwierigkeitsgrad entsprechende IT-Teilaufgaben selbständig bearbei-

ten.  

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)  

 

Protokollerklärungen:  

 

Nr. 1  

Beschäftigte im Sinne der Tätigkeitsmerkmale sind  

a) Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbildung (Bachelor- bzw. ent-

sprechender Hochschulabschluss) und mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäf-

tigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätig-

keiten ausüben,  

b) Beschäftigte, die vor ihrem Einsatz in dieser Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkennt-

nisse im Sinne des Tätigkeitsmerkmals der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 2 des Teils I – au-

ßerhalb der Informationstechnik – erworben haben,  

mit einer zusätzlichen Aus- oder Fortbildung, die das IT-Grund- und -Fachwissen vermittelt 

hat, wie es den Rahmenrichtlinien für die DV-Aus- und -Fortbildung in der öffentlichen Ver-

waltung (BAnz. Nr. 95 a vom 22. Mai 1981) für Beschäftigte in der DV-Anwendungsorgani-

sation oder den Regelungen, die diese ergänzen und / oder ersetzen, entspricht, sowie mit 

einer praktischen Ausbildung oder einer praktischen Tätigkeit von mindestens neun Monaten 

in der IT-Organisation und der Programmierung mit entsprechender Tätigkeit.  

 

Nr. 2  
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus  

a) bei den in Protokollerklärung Nr. 1 Buchst. a genannten Beschäftigten, dass sie vertiefte 

Fachkenntnisse der im Rahmen der IT-Organisation behandelten Aufgabenbereiche, der Or-

ganisation der Verwaltung oder des Betriebes und der angewendeten Arbeitstechniken er-

worben und diese Kenntnisse bei ihrer Tätigkeit anzuwenden haben,  
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b) bei den in Protokollerklärung Nr. 1 Buchst. b genannten Beschäftigten, dass sie, ausgehend 

von der für sie geforderten zusätzlichen Aus- oder Fortbildung, vertiefte IT-Kenntnisse ein-

schließlich der anzuwendenden Arbeitstechniken erworben und diese Kenntnisse bei ihrer 

Tätigkeit anzuwenden haben.  

 

Nr. 3  

Ob Fachaufgaben einen hohen, mittleren oder einfachen Schwierigkeitsgrad haben, richtet sich 

insbesondere nach  

-  der Anzahl der zu koordinierenden Organisationseinheiten,  

-  dem Grad der Vernetzung und der Vielfalt der programmierten und zu programmierenden 

Schnittstellen,  

-  der Anzahl der verwendeten Tools und der technischen Komponenten,  

-  den Anforderungen an die zu ergreifenden Maßnahmen aufgrund des Schutzbedarfs sowie  

-  der Komplexität der Architektursteuerung.  

 

11.3 Beschäftigte in der Programmierung  

 

Vorbemerkungen  

 

1. 1Die Programmierung umfasst die Neuprogrammierung, die Programmänderung und die 

Programmpflege, ggf. auf der Basis der Ergebnisse der IT-Organisation, insbesondere auf 

der Basis der Festlegung des Ablaufs der maschinellen Verarbeitung und der Programmier-

vorgaben sowie der Festlegungen durch den Leiter der IT-Gruppe; hierzu gehören z. B.  

a) der Entwurf oder die Anpassung von Aktivitätsdiagrammen, Strukturdiagrammen und 

Prozessplanungen,  

b) der Test der Programme oder Programmbausteine einschließlich Entwicklung von Test-

fällen,  

c) die Anfertigung oder Anpassung der Dokumentation.  
2Dabei ist es unerheblich, wenn für die Lösung der Programmiervorgabe Frameworks oder 

Standardprogramme eingesetzt werden.  

 

2. 1Zur Programmierung gehört auch die Übernahme fremder, d. h. an anderer Stelle entwi-

ckelter und ggf. auch dort weitergepflegter Programme – als spezielle Programme für eine 

Aufgabe bzw. ein Aufgabengebiet –, ggf. aufgrund entsprechender Entscheidungen und Vor-

gaben der IT-Organisation. 2Zur Übernahme fremder Programme oder fremder Program-

mänderungen gehören z. B.  

a) geringfügige aufgabenbedingte Änderungen, ggf. nach entsprechenden Vorgaben der IT-

Organisation,  

b)  Anpassung der Programme oder Programmänderungen an die IT-technischen Bedingun-

gen der übernehmenden Stelle (z. B. Hardware, Betriebssystem und andere Software, Da-

tenbankverwaltungssystem, Schnittstellen zwischen Web-Services, Programmiercodes),  

c) Anpassung der Dokumentation – einschließlich der Unterlagen für das Rechenzentrum – 

und der Unterlagen für die Anwender (z. B. Anwender- bzw. Benutzerhandbuch),  

d) Test der Programme oder Programmänderungen,  

e) Implementierung der Programme oder Programmänderungen.  

 

Entgeltgruppe 11  

 

Beschäftigte in der Programmierung mit vertieften IT- bzw. Fachkenntnissen, die selbständig 

Programme oder Programmbausteine für Programmiervorgaben hohen Schwierigkeitsgrades 

anfertigen, entsprechende Programme oder Programmbausteine ändern, pflegen oder überneh-

men und ggf. anpassen.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  
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Entgeltgruppe 10  

 

1. Beschäftigte in der Programmierung, die selbständig Programme oder Programmbausteine 

für Programmiervorgaben hohen Schwierigkeitsgrades anfertigen, entsprechende Pro-

gramme oder Programmbausteine ändern, pflegen oder übernehmen und ggf. anpassen.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)  

 

2. Beschäftigte in der Programmierung mit vertieften IT- bzw. Fachkenntnissen, die selbständig 

Programme oder Programmbausteine für Programmiervorgaben mittleren Schwierigkeits-

grades anfertigen, entsprechende Programme oder Programmbausteine ändern, pflegen  

oder übernehmen und ggf. anpassen.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  

 

Entgeltgruppe 9b  

 

1. Beschäftigte in der Programmierung, die selbständig Programme oder Programmbausteine 

für Programmiervorgaben mittleren Schwierigkeitsgrades anfertigen, entsprechende Pro-

gramme oder Programmbausteine ändern, pflegen oder übernehmen und ggf. anpassen.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)  

 

2. Beschäftigte in der Programmierung mit vertieften IT bzw. Fachkenntnissen, die selbständig 

Programme oder Programmbausteine für Programmiervorgaben einfachen Schwierigkeits-

grades anfertigen, entsprechende Programme oder Programmbausteine ändern, pflegen 

oder übernehmen und ggf. anpassen.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  

 

Entgeltgruppe 9a  

 

1. Beschäftigte in der Programmierung, die selbständig Programme oder Programmbausteine 

für Programmiervorgaben einfachen Schwierigkeitsgrades anfertigen, entsprechende Pro-

gramme oder Programmbausteine ändern, pflegen oder übernehmen und ggf. anpassen.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)  

 

2. Beschäftigte in der Programmierung, die bei der Anfertigung, Änderung, Pflege oder Über-

nahme und ggf. Anpassung von Programmen oder Programmbausteinen mitwirken und die 

auch nähere Fachkenntnisse der im Rahmen der Programmierung behandelten Aufgaben-

bereiche, der Organisation der Verwaltung oder des Betriebes und der angewendeten Ar-

beitstechniken erworben und diese Kenntnisse bei ihrer Tätigkeit anzuwenden haben.  

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 4)  

 

Entgeltgruppe 8  

 

Beschäftigte in der Programmierung, die bei der Anfertigung, Änderung, Pflege oder Über-

nahme und ggf. Anpassung von Programmen oder Programmbausteinen mitwirken.  

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 4)  

 

Protokollerklärungen:  

 

Nr. 1  

Beschäftigte im Sinne der Tätigkeitsmerkmale sind  

a) Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbildung (Bachelor- bzw. ent-

sprechender Hochschulabschluss) und mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäf-

tigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätig-

keiten ausüben,  
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b) Beschäftigte, die vor ihrem Einsatz in dieser Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkennt-

nisse im Sinne des Tätigkeitsmerkmals der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 2 des Teils I –  

außerhalb der Informationstechnik – erworben haben, mit einer zusätzlichen Aus- oder Fort-

bildung, die das IT-Grund- und -Fachwissen vermittelt hat, wie es den Rahmenrichtlinien 

für die DV-Aus- und -Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95 a vom 

22. Mai 1981) für Beschäftigte in der Anwendungsprogrammierung oder den Regelungen, 

die diese ergänzen und / oder ersetzen, entspricht, sowie mit einer praktischen Ausbildung 

oder einer praktischen Tätigkeit von mindestens neun Monaten in der IT-Organisation und 

der Programmierung mit entsprechender Tätigkeit.  

 

Nr. 2  

Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus  

a) bei den in Protokollerklärung Nr. 1 Buchst. a genannten Beschäftigten, dass sie vertiefte 

Fachkenntnisse der im Rahmen der Programmierung behandelten Aufgabenbereiche, der 

Organisation der Verwaltung oder des Betriebes und der angewendeten Arbeitstechniken 

erworben und diese Kenntnisse bei ihrer Tätigkeit anzuwenden haben,  

b) bei den in Protokollerklärung Nr. 1 Buchst. b genannten Beschäftigten, dass sie, ausgehend 

von der für sie geforderten zusätzlichen Aus- oder Fortbildung, vertiefte IT-Kenntnisse ein-

schließlich der anzuwendenden Arbeitstechniken erworben und diese Kenntnisse bei ihrer 

Tätigkeit anzuwenden haben.  

 

Nr. 3  

Ob Programmiervorgaben einen hohen, mittleren oder einfachen Schwierigkeitsgrad haben, 

richtet sich insbesondere nach  

-  der Anzahl der verwendeten Tools (z. B. Softwareentwicklungs-Tools, Debugger, Frame-

work) und der technischen Komponenten,  

-  der Anzahl und Struktur der Schnittstellen zu anderen Programmen,  

-  dem Umfang des Schutzbedarfs der Anwendung,  

-  der Zerlegung von Softwaresystemen in Schichten,  

-  der Komplexität der Transaktionen sowie  

-  der Zahl der parallel eingesetzten Betriebssysteme mit jeweils spezifischen Anpassungen.  

 

Nr. 4  
1Die Mitwirkung besteht z. B. in  

a)  der Anfertigung von Teilen der Programmdokumentation;  

b)  dem Entwurf der Programmlogik von einzelnen Funktionen eines Programms oder eines 

Programmbausteins und der anschließenden Umsetzung in eine Programmiersprache;  

c)  dem Entwerfen von Testdaten nach Anweisung, dem manuellen Erarbeiten der Kontroller-

gebnisse für die Testdaten, der maschinellen Durchführung des Tests, dem Vergleich der 

manuellen und maschinellen Ergebnisse;  

d)  der Analyse der Ursache einzelner Fehler.  
2Die Umsetzung in eine Programmiersprache allein fällt nicht unter die Mitwirkung.  

 

11.4  Beschäftigte in der IT-Systemtechnik  

 

Vorbemerkung  
1Die IT-Systemtechnik umfasst unterschiedliche, abgrenzbare Teilgebiete, wie z. B. Betriebssys-

teme, Datenbanksoftware, Programmiersprachen, Hardware-Konfigurationen, Datenübertra-

gungsnetze. Beschäftigten in der IT-Systemtechnik obliegt auf mindestens einem Teilgebiet der 

Entwurf, die Auswahl, Bereitstellung, Implementierung, Überwachung (Fehleranalyse und -be-

seitigung), Optimierung oder Fortentwicklung der einzusetzenden bzw. eingesetzten Hardware- 

oder Softwarekomponenten sowie die Beratung und Unterstützung.  

  



 

90 

 

Entgeltgruppe 12  

 

Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbildung 

(Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit sowie sons-

tige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre-

chende Tätigkeiten ausüben, mit übergreifenden Kenntnissen auf den unterschiedlichen Teilge-

bieten der IT-Systemtechnik, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 

1 dieses Unterabschnittes heraushebt, dass ihnen durch ausdrückliche Anordnung zusätzlich 

Leitungs- und Koordinierungstätigkeiten übertragen und mindestens drei Beschäftigte in der 

IT-Systemtechnik mindestens der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 1 dieses Unterabschnitts ständig 

unterstellt sind.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4)  

 

Entgeltgruppe 11  

 

1. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 10 

Fallgruppe 1 dieses Unterabschnittes heraushebt, dass ihnen durch ausdrückliche Anord-

nung zusätzlich Leitungs- und Koordinierungstätigkeiten übertragen und mindestens drei 

Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mindestens der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 1 dieses 

Unterabschnitts ständig unterstellt sind.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 4) 

 

2. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit übergreifenden Kenntnissen auf den unterschiedli-

chen Teilgebieten der IT-Systemtechnik, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 

10 Fallgruppe 1 dieses Unterabschnitts heraushebt, dass ihnen durch ausdrückliche Anord-

nung zusätzlich Leitungs- und Koordinierungstätigkeiten übertragen und mindestens drei 

Beschäftigte in der IT-Systemtechnik ständig unterstellt sind.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  

 

3. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit übergreifenden Kenntnissen auf den unterschiedli-

chen Teilgebieten und vertieften Fachkenntnissen auf mindestens einem Teilgebiet der IT-

Systemtechnik, die Aufgaben mit einer hohen Funktionsvielfalt selbständig bearbeiten und 

deren Tätigkeit sich durch die Größe des von ihnen auszufüllenden Gestaltungsspielraums 

aus der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 1 dieses Unterabschnitts heraushebt.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 5)  

 

Entgeltgruppe 10  

 

1. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, die Aufgaben mit einer hohen Funktionsvielfalt selb-

ständig bearbeiten und deren Tätigkeit sich durch die Größe des von ihnen auszufüllenden 

Gestaltungsspielraums aus der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 1 dieses Unterabschnitts her-

aushebt.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)  
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2. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit übergreifenden Kenntnissen auf den unterschiedli-

chen Teilgebieten und vertieften Fachkenntnissen auf mindestens einem Teilgebiet der IT-

Systemtechnik, die Aufgaben mit einer hohen Funktionsvielfalt selbständig bearbeiten.  

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 5)  

 

3. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit übergreifenden Kenntnissen auf den unterschiedli-

chen Teilgebieten und vertieften Fachkenntnissen auf mindestens einem Teilgebiet der IT-

Systemtechnik, die Aufgaben mit wenig differenzierten Funktionen selbständig bearbeiten 

und deren Tätigkeit sich durch die Größe des von ihnen auszufüllenden Gestaltungsspiel-

raums aus der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 3 dieses Unterabschnitts heraushebt.  

(Hierzu Protokollerklärung Nrn. 2 und 5)  

 

Entgeltgruppe 9b 

 

1. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, die Aufgaben mit einer hohen Funktionsvielfalt selb-

ständig bearbeiten.  

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)  

 

2. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, die Aufgaben mit wenig differenzierten Funktionen selb-

ständig bearbeiten und deren Tätigkeit sich durch die Größe des von ihnen auszufüllenden 

Gestaltungsspielraums aus der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 1 dieses Unterabschnitts her-

aushebt.  

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2)  

 

3. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit übergreifenden Kenntnissen auf den unterschiedli-

chen Teilgebieten und vertieften Fachkenntnissen auf mindestens einem Teilgebiet der IT-

Systemtechnik, die Aufgaben mit wenig differenzierten Funktionen selbständig bearbeiten.  

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5)  

 

Entgeltgruppe 9a  

 

1. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, die Aufgaben mit wenig differenzierten Funktionen selb-

ständig bearbeiten.  
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2. Beschäftigte in der IT-Systemtechnik mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulausbil-

dung (Bachelor- bzw. entsprechender Hochschulabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, soweit nicht anderweitig eingruppiert.  

 

Protokollerklärungen:  

 

Nr. 1  

Aufgaben in der IT-Systemtechnik haben eine hohe Funktionsvielfalt, wenn  

a) bei Software-Aufgaben die System- oder Betriebssoftware viele Funktionen erfüllt, z. B. Si-

cherstellung der Revisionsfähigkeit, Zugriffsoptimierung bei komplexen Systemen, Datensi-

cherheit (Verfügbarkeit, Integrität, Vertraulichkeit, Authentizität), Rechteverwaltung, Her-

stellung der Transparenz oder Durchführung von Monitoring,  

b) bei Hardware-Aufgaben die Server- und Betriebssysteme eine hohe Komplexität aufweisen.  

 

Nr. 2  
1Ein großer Gestaltungsspielraum ist beim Entwurf, bei der Auswahl oder bei der Optimierung 

und Fortentwicklung von Systemsoftware und / oder Hardware-Konfigurationen gegeben. 2Er 

kann bei entsprechender Komplexität auch bei der Datenbankverwaltung, bei der Pflege, Anwen-

dung oder Weiterentwicklung von Systemhilfen, bei der Verwaltung von Netzwerken oder bei der 

Gestaltung von Arbeitsabläufen bestehen.  

 

Nr. 3  

Erforderlich ist, dass die Beschäftigten übergreifende Kenntnisse auf den unterschiedlichen 

Teilgebieten der IT-Systemtechnik erworben und diese Kenntnisse in der Leitungs- und Koordi-

nierungstätigkeit zur Gewährleistung des Gesamtzusammenhangs der systemtechnischen Fra-

gestellungen anzuwenden haben.  

 

Nr. 4. entfällt 

 

Nr. 5  

Erforderlich ist, dass die Beschäftigten übergreifende Kenntnisse auf den unterschiedlichen 

Teilgebieten und vertiefte Fachkenntnisse auf mindestens einem Teilgebiet der IT-Systemtechnik 

erworben und diese Kenntnisse unter Berücksichtigung des Gesamtzusammenhangs der system-

technischen Fragestellungen anzuwenden haben.  

 

11.5  Beschäftigte in der Datenerfassung  

 

Vorbemerkungen  
 

1.  

(1)  Datenerfassung im Sinne dieses Unterabschnitts ist die Bedienung eines Gerätes mit Tas-

tatur (Alphazeichen, numerische Zeichen sowie Satz- und Sonderzeichen) oder mit sonsti-

gen Erfassungshilfen (z. B. Funktionstasten, Lichtstift, Digitizer), um  

a)  Daten von Vorlagen in eine Datenverarbeitungsanlage, ein programmgesteuertes Da-

tenerfassungs- bzw. Datensammelsystem oder auf einen Datenträger für Zwecke der 

Datenverarbeitung zu übertragen oder  

b)  die Richtigkeit und Vollständigkeit der Datenerfassung zu prüfen und festgestellte Feh-

ler (Abweichungen der erfassten Daten von den Vorlagen) zu berichtigen, ohne dass – 

außer in den Fällen der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 4 dieses Unterabschnitts – die Da-

ten inhaltlich verändert werden.  

(2) Datenerfassung im Sinne dieses Unterabschnitts ist auch die Leitung von Datenerfassungs-

gruppen.  
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2. Die Tätigkeit von Schreibkräften in der Texterfassung, z. B. die Direkteingabe in Texterfas-

sungsautomaten oder in andere Texterfassungsmedien sowie die Fertigung von Schreiben 

oder sonstigen geschlossenen Textteilen in maschinenlesbaren Schriftarten (z. B. OCR-

Schrift), ist keine Datenerfassung im Sinne dieses Unterabschnitts.  

 

3. Beschäftigte, die zur Erledigung ihrer fachlichen Aufgabe auch Daten erfassen (z. B. bei 

wissenschaftlich-technischen Berechnungen im Dialog, bei der Fortschreibung von Daten-

beständen einschließlich Auskünften aus den Beständen, im Schalterdienst – z. B. in Kassen 

–, im Meldewesen, im Kfz-Halterregister, bei der Patientenaufnahme in Krankenhäusern, 

bei Buchhaltungstätigkeiten, bei der Lagerhaltung), fallen nicht unter diesen Unterabschnitt.  

 

Entgeltgruppe 9a  

 

Beschäftigte in der Datenerfassung, denen eine oder mehrere Gruppen mit insgesamt mindes-

tens 40 Beschäftigten in der Datenerfassung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt 

sind.  

 

Entgeltgruppe 8  

 

Beschäftigte in der Datenerfassung, denen eine oder mehrere Gruppen mit insgesamt mindes-

tens 25 Beschäftigten in der Datenerfassung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt 

sind.  

 

Entgeltgruppe 6  

 

1. Beschäftigte in der Datenerfassung, denen mindestens zehn Beschäftigte in der Datenerfas-

sung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind.  

 

2. Beschäftigte in der Datenerfassung, die Programm- und Steueranweisungen erfassen und 

dabei Formalfehler (Abweichungen von üblichen Symboldarstellungen in den Vorlagen) 

selbständig berichtigen.  

 

3. Beschäftigte in der Datenerfassung, die in erheblichem Umfang Steuergeräte programmge-

steuerter Datenerfassungssysteme mit mehreren Datenerfassungsstationen oder von Daten-

sammelsystemen bedienen oder Programm- und Steueranweisungen für entsprechende Sys-

teme aufgrund von Handbüchern erstellen.  

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)  

 

4. Beschäftigte in der Datenerfassung, die sich dadurch aus der Entgeltgruppe 4 dieses Unter-

abschnitts herausheben, dass sie in nicht unerheblichem Umfang nach vorgegebenen Ar-

beitsanweisungen selbständig Urbelege prüfen und Daten verschlüsseln, offensichtliche Da-

tenfehler berichtigen oder Daten formal ergänzen, soweit diese zusätzlichen Tätigkeiten 

gründliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordern.  

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2)  

 

Entgeltgruppe 4  

 

Beschäftigte in der Datenerfassung, die mit vielfältigen Formaten (z. B. Erfassungsbelege, Bild-

schirmmasken) mit wesentlich unterschiedlichem Inhalt und Aufbau arbeiten oder die aus viel-

fältigen Formaten mit wesentlich unterschiedlichem Inhalt und Aufbau fehlerhaft erfasste Daten 

berichtigen.  
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Entgeltgruppe 3  

 

Beschäftigte in der Datenerfassung, soweit nicht anderweitig eingruppiert.  

(keine Stufe 6)  

 
Protokollerklärungen:  

 

Nr. 1  

Der Umfang der Tätigkeit ist erheblich, wenn er mindestens ein Drittel der gesamten Tätigkeit 

ausmacht.  

 

Nr. 2  

Der Umfang der Tätigkeit ist nicht mehr unerheblich, wenn er etwa ein Viertel der gesamten 

Tätigkeit ausmacht. 

 
12. Beschäftigte im Controlling 

 
Entgeltgruppe 15 
 
1.  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, denen die Leitung einer zentralen Controllingab-

teilung übertragen wurde. 
 
2.  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit 

verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 14, Fallgruppe 2 her-
aushebt. 

 
3.  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, mit besonders schwierigen Aufgaben des stra-

tegischen Controllings und besonderer Bedeutung für das Unternehmen. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 4) 

 
Entgeltgruppe 14 
 
1. Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, die mindestens zu einem Drittel Aufgaben des 

strategischen Controllings erfüllen. 
 
2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 

durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 13 heraus-
hebt. 

 
Entgeltgruppe 13 
 

Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
 

Entgeltgruppe 12 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 11 mit langjähriger praktischer Erfahrung und besonde-
ren Aufgaben.  
(Hierzu Protokollerklärungen Nr. 2 und 3) 
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Entgeltgruppe 11 
 
Controllerinnen und Controller mit abgeschlossener Hochschulbildung und entspre-
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkei-
ten und Kenntnisse entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1  
Entsprechende Tätigkeiten sind u. a. Aufbereitung und Verdichtung von steuerungsre-
levanten Informationen des Kosten-, Leistungs-, Prozess- und Qualitätscontrolling zur 
effektiven Beratung des Vorstands sowie der Kliniken, Institute und Dezernate. Dies 
umfasst auch das Medizin- und Personalcontrolling. 
 
Nr. 2  
Besondere Aufgaben sind z. B. die aktive Gestaltung und Teilnahme an den Budget-/ 
Tarifverhandlungen, die Erarbeitung von Sonderanalysen. 
 
Nr. 3  
Langjährige Berufserfahrung bedeutet mindestens drei Jahre. Bei Neueinstellungen 
werden die Zeiten der Berufserfahrung nach Entgeltgruppe 11 als einschlägige Berufs-
erfahrung im Sinne des § 16 Abs. 2 bei der Einstufung berücksichtigt. 
 
Nr. 4  
Die besondere Schwierigkeit setzt voraus, dass die Aufgabenerledigung den Einsatz 
verschiedener komplexer Controllinginstrumente fordert. 
 
 
 

13. - 17. nicht besetzt 
 
18. Beschäftigte im Rettungsdienst 

 
18.1 Beschäftigte in Leitstellen (gültig ab 01.01.2020) 

 
Entgeltgruppe 9a 
 
Disponenten in Leitstellen mit der nach Landesrecht jeweils geforderten Qualifikation 
mit entsprechender Tätigkeit. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Beschäftigte in Leitstellen mit qualifizierter Anrufannahme und Anrufweiterleitung.  
 
Protokollerklärung: 
1Sofern überwiegend schwierige Dispositionen auszuüben sind, wird eine monatliche 
Entgeltgruppenzulage nach Anlage F Abschnitt I Nr. 9 gezahlt. 2Die Zulage verändert 
sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die 
jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz; Sockelbeträge, Mindestbeträge 
und vergleichbare nichtlineare Steigerungen bleiben unberücksichtigt. 
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18.2 Beschäftigte im Rettungsdienst (gültig ab 01.01.2020) 
 
Entgeltgruppe 10 
 
Leiter von Rettungswachen, denen mindestens 40 Beschäftigte durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind. 
 
Entgeltgruppe 9b  
 
1. Leiter von Rettungswachen. 
 
2. Ständige Vertreter von Leitern von Rettungswachen, denen mindestens 40 Beschäf-

tigte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
 
Entgeltgruppe 9a  
 
Ständige Vertreter von Leitern von Rettungswachen. 
 
Entgeltgruppe P 8 (gemäß Anlage C zum TV-UKF) 
 
Notfallsanitäter mit entsprechenden Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
Entgeltgruppe 6 
 
Rettungsassistenten mit entsprechender Tätigkeit. 
 
Entgeltgruppe 4 
 
Rettungssanitäter mit entsprechender Tätigkeit. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 

 
Protokollerklärungen (gültig ab 01.01.2020):  

 
 Nr. 1  

1Notfallsanitäter, die als Praxisanleiter eingesetzt sind und die berufspädagogische Zu-
satzqualifikation im Umfang von mindestens 200 Stunden absolviert haben, erhalten 
für die Dauer der Tätigkeit als Praxisanleiter eine monatliche Zulage nach Anlage F 
Abschnitt IV Nr. 9. 2Die Zulage verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um 
den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten 
Vomhundertsatz; Sockelbeträge, Mindestbeträge und vergleichbare nichtlineare Stei-
gerungen bleiben unberücksichtigt. 

 
 Nr. 2 

Diese Beschäftigten erhalten eine Entgeltgruppenzulage in Höhe von 2,3 v. H. ihres 
jeweiligen Tabellenentgelts. 
 
 
(Fassung bis 31.12.2019) 

 

Entgeltgruppe 9b 

 

Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten, die durch ausdrückliche Anordnung als Lei-

tung einer Rettungsleitstelle bestellt und denen mindestens 16 in der Rettungsleitstelle tätige 

Beschäftigte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
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Entgeltgruppe 9a 

 

Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten, die durch ausdrückliche Anordnung als Lei-

tung einer Rettungsleitstelle bestellt und denen mindestens zehn in der Rettungsleitstelle tätige 

Beschäftigte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 

Entgeltgruppe 8 

 

Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten, die durch ausdrückliche Anordnung als Lei-

tung einer Rettungsleitstelle bestellt sind. 

 

Entgeltgruppe 7 

 

1. Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten, die durch ausdrückliche Anordnung als 

Leitung einer Rettungswache bestellt und denen mindestens 16 in der Rettungswache tätige 

Beschäftigte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 

2. Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten, die in Rettungsleitstellen tätig sind. 

 

Entgeltgruppe 6 

 

1. Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten, die durch ausdrückliche Anordnung als 

Leitung einer Rettungswache bestellt sind. 

(Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine monatliche Entgeltgruppenzulage gemäß 

Anlage F Abschnitt I Nr. 11.) 

 

2. Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten mit entsprechender Tätigkeit. 

 

Entgeltgruppe 4 

 

Rettungssanitäterinnen und Rettungssanitäter mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Be-

schäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tä-

tigkeiten ausüben. 

 

 
 

19. nicht besetzt 
 
20. Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst  
 Fassung ab 01.01.2020 

 
Vorbemerkungen 
 
1. 1Die – im Unterschied zu dem Teil II Abschnitt G der Anlage 1a zum BAT erfolgte – 

Untergliederung dieses Abschnitts dient ausschließlich der besseren Übersichtlich-
keit und nicht einer Veränderung des rechtlichen Verhältnisses der Tätigkeitsmerk-
male zueinander. 2Insbesondere stellen die Tätigkeitsmerkmale dieses Abschnitts 
insgesamt, nicht aber die Zusammenfassung von Tätigkeitsmerkmalen in den jewei-
ligen Unterabschnitten für sich eine abschließende spezielle Eingruppierungsrege-
lung im Sinne der Rechtsprechung des BAG (z. B. Urt. vom 5. Juli 2006 – 4 AZR 
555/05) dar. 3So können z.B. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung bei Erfüllen 
der Voraussetzungen als „sonstige Beschäftigte“ nach den in Unterabschnitt 4 auf-
geführten Tätigkeitsmerkmalen eingruppiert sein, obwohl Erzieherinnen mit staatli-
cher Anerkennung nur in Tätigkeitsmerkmalen des Unterabschnitts 6 benannt sind. 
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2. 1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung in den Unterabschnitten 1, 2 und 3 ist für 
das jeweilige Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom 1. Oktober bis 31. De-
zember des vorangegangenen Kalenderjahres vergebenen, je Tag gleichzeitig be-
legbaren Plätze zugrunde zu legen. 2Eine Unterschreitung der maßgeblichen je Tag 
gleichzeitig belegbaren Plätze von nicht mehr als 5 v. H. führt nicht zur Herabgrup-
pierung. 3Eine Unterschreitung um mehr als 5 v. H. führt erst dann zur Herabgrup-
pierung, wenn die maßgebliche Platzzahl drei Jahre hintereinander unterschritten 
wird. 4Eine Unterschreitung auf Grund vom Arbeitgeber verantworteter Maßnahmen 
(z.B. Qualitätsverbesserungen) führt ebenfalls nicht zur Herabgruppierung. 5Hiervon 
bleiben organisatorische Maßnahmen infolge demografischer Handlungsnotwen-
digkeiten unberührt. 

 
20.1 - 20.3 nicht besetzt 

 
20.4 Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter / Sozialpädagoginnen und Sozialpädago-

gen, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendli-
chentherapeuten / Psychagoginnen und Psychagogen, Bewährungshelferinnen 
und Bewährungshelfer, Heilpädagoginnen und Heilpädagogen 
 
Entgeltgruppe S 18 
 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen und Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entspre-
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich 
aus der Entgeltgruppe S 17 Fallgruppe 1 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
Entgeltgruppe S 17 
 
1.  Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen und Sozialpädago-

gen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen und Heilpädagogen mit 
abgeschlossener Hochschulbildung und mit staatlicher Anerkennung mit jeweils ent-
sprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fä-
higkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätig-
keit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 
heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

 
2.  Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsy-

chotherapeuten und Kinder- und Jugendpädagoginnen und Kinder- und Jugendpä-
dagogen / Psychagoginnen und Psychagogen mit staatlicher Anerkennung oder 
staatlich anerkannter Prüfung und entsprechender Tätigkeit. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 

 
Entgeltgruppe S 15 
 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen und Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entspre-
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten  
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und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich min-
destens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Ent-
geltgruppe S 12 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
Entgeltgruppe S 14  
 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen und Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorge-
sehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sons-
tige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent-
sprechende Tätigkeiten ausüben, die Entscheidungen zur Vermeidung der Gefährdung 
des Kindeswohls treffen und in Zusammenarbeit mit dem Familiengericht beziehungs-
weise Vormundschaftsgericht Maßnahmen einleiten, welche zur Gefahrenabwehr er-
forderlich sind, oder mit gleichwertigen Tätigkeiten, die für die Entscheidung zur 
zwangsweisen Unterbringung von Menschen mit psychischen Krankheiten erforderlich 
sind (z.B. Sozialpsychiatrischer Dienst der örtlichen Stellen der Städte). 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3) 
 
Entgeltgruppe S 12 
 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen und Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorge-
sehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sons-
tige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent-
sprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen Tätigkeiten.  
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 4) 
 
Entgeltgruppe S 11b 
 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagoginnen und Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorge-
sehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sons-
tige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent-
sprechende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
Entgeltgruppe S 9 
 
1.  Heilpädagoginnen und Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entspre-

chender Tätigkeit. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 

 
2.  Beschäftigte in der Tätigkeit von Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbil-

dung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher 
Anerkennung. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
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Entgeltgruppe S 8b  
 
Beschäftigte in der Tätigkeit von Sozialarbeitern / Sozialpädagogen mit staatlicher An-
erkennung. 
(Keine Stufen 5 und 6)  
 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1  
(1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im 

Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz 
„Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschluss-
grad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde.  

(2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 
akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelo-
rausbildungsgängen an Berufsakademien. 

(3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung 
in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der 
Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs Semestern – ohne etwaige Praxis-
semester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 

(4) Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hoch-
schulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als 
dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde. 

 
Nr. 2  
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten / Psychagogen mit abgeschlossener wis-
senschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit werden von diesem 
Tätigkeitsmerkmal nicht erfasst. 
 
Nr. 3  
1Das „Treffen von Entscheidungen zur Vermeidung der Gefährdung des Kindeswohls 
und die Einleitung von Maßnahmen in Zusammenarbeit mit dem Familiengericht be-
ziehungsweise Vormundschaftsgericht, welche zur Gefahrenabwehr erforderlich sind“, 
sind im Allgemeinen Sozialen Dienst bei Tätigkeiten im Rahmen der Fallverantwortung 
bei  
- Hilfen zur Erziehung nach § 27 SGB VIII, 
- der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII, 
- der Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42 SGB VIII), 
- der Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten (§ 50 SGB VIII) 
einschließlich der damit in Zusammenhang stehenden Tätigkeiten erfüllt. 2Die Durch-
führung der Hilfen nach den getroffenen Entscheidungen (z.B. Erziehung in einer Ta-
gesgruppe, Vollzeitpflege oder Heimerziehung) fällt nicht unter die Entgeltgruppe S 14. 
3Die in Aufgabengebieten außerhalb des Allgemeinen Sozialen Dienstes wie z.B. Er-
ziehungsbeistandschaft, Pflegekinderdienst, Adoptionsvermittlung, Jugendgerichts-
hilfe, Vormundschaft, Pflegschaft auszuübenden Tätigkeiten fallen nicht unter die Ent-
geltgruppe S 14, es sei denn, dass durch Organisationsentscheidung des Arbeitgebers 
im Rahmen dieser Aufgabengebiete ebenfalls Tätigkeiten auszuüben sind, die die Vo-
raussetzungen von Satz 1 erfüllen. 
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Nr. 4   
Schwierige Tätigkeiten sind z.B. die 
a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen,  
b) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten Personen,  
c) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nachgehende Fürsorge für ehemalige 

Heimbewohner,  
d) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge für ehemalige 

Strafgefangene,  
e) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Beschäftigter mindestens der Entgeltgruppe 

S 9.  
 
Nr. 5 
Unter Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung sind Beschäftigte zu verstehen, die 
einen nach Maßgabe der Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung an 
Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002) gestal-
teten Ausbildungsgang für Heilpädagogen mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolg-
reich abgeschlossen und die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „staat-
lich anerkannte Heilpädagogin / staatlich anerkannter Heilpädagoge“ erworben haben. 

 
20.5  nicht besetzt 

 
20.6 Erzieherinnen, Kinderpflegerinnen 

 
Entgeltgruppe S 17 
 
Beschäftigte mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens 24 Beschäftigte der 
Entgeltgruppe S 8a. 
 
Entgeltgruppe S 15 
 
Beschäftigte mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens zwölf Beschäftigte 
der Entgeltgruppe S 8a. 
 
Entgeltgruppe S 9 
 
1. Beschäftigte mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens acht Beschäf-

tigte der Entgeltgruppe S 8a. 
 
2. Erzieherinnen und Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger 

und Heilerzieherinnen und Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung und jeweils ent-
sprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fä-
higkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit fachlich 
koordinierenden Aufgaben für mindestens drei Beschäftigte mindestens der Entgelt-
gruppe S 8b.  
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)  

 
Entgeltgruppe S 8b 
 
Erzieherinnen und Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger 
und Heilerzieherinnen und Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechen-
der Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit besonders schwierigen 
fachlichen Tätigkeiten. 
(Stufe 5 nach sechs Jahren in Stufe 4 und Stufe 6 nach acht Jahren in Stufe 5) 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)  
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Entgeltgruppe S 8a 
 
Erzieherinnen und Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger 
und Heilerzieherinnen und Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechen-
der Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)  

 
Entgeltgruppe S 4 
 
1. Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung oder mit staatli-

cher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die auf-
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 4)  

 
2. Beschäftigte in der Tätigkeit von Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen oder 

Heilerzieherinnen mit staatlicher Anerkennung. 
(Keine Stufen 5 und 6)  
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)  

 
Entgeltgruppe S 3 
 
Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher 
Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
 
Entgeltgruppe S 2 
 
Beschäftigte in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung. 
(Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3)  
 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1   
1Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen gilt auch die Tätigkeit in Schulkinder-
gärten, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht schulpflichtige Kinder und die 
Betreuung von über 18-jährigen Personen (z.B. in Einrichtungen für behinderte Men-
schen im Sinne des § 2 SGB IX oder für Obdachlose). 2Die Tätigkeit von Erzieherinnen 
in Schulkindergärten, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht schulpflichtige 
Kinder setzt voraus, dass überwiegend Kinder, die im nächsten Schuljahr schulpflichtig 
werden, nach einem speziellen pädagogischen Konzept gezielt auf die Schule vorbe-
reitet werden. 
 
Nr. 2  
Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind auch 
a) Kindergärtnerinnen und Hortnerinnen mit staatlicher Anerkennung oder staatlicher 

Prüfung, 
b)  Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen, die in Kinderkrippen tätig sind, 
c) Beschäftigte mit einem Bachelorabschluss „Kindheitspädagogik“ bzw. „Elementar-

pädagogik“, wenn sie in der Erziehung von Kindern und Jugendlichen eingesetzt 
sind,  

eingruppiert.  
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Nr. 3  
Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B. die 
a)  Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufga-

ben in der gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zuge-
wiesen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten Men-
schen im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

b) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder 
von Kindern und / oder Jugendlichen mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten, 

c) Tätigkeiten in Jugendzentren / Häusern der offenen Tür, 
d) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen, 
e) fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Beschäftigte mindestens 

der Entgeltgruppe S 8a, 
f) Tätigkeiten einer Facherzieherin mit einrichtungsübergreifenden Aufgaben. 
 
Nr. 4 
Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B. 
a) Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX und 

in psychiatrischen Kliniken, 
b)  die allein verantwortliche Betreuung von Gruppen z.B. in Randzeiten, 
c)  Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufga-

ben in der gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zuge-
wiesen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten Men-
schen im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

d)  Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder 
in Gruppen von Kindern und / oder Jugendlichen mit wesentlichen Erziehungs-
schwierigkeiten, 

e)  Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen. 
 

 
Fassung des Abschnitt 20 bis 31.12.2019: 

 

Vorbemerkung 

 
1Die – im Unterschied zu dem Teil II Abschnitt G der Anlage 1a zum BAT erfolgte – Unterglie-

derung dieses Abschnitts dient ausschließlich der besseren Übersichtlichkeit und nicht einer 

Veränderung des rechtlichen Verhältnisses der Tätigkeitsmerkmale zueinander. 2Insbesondere 

stellen die Tätigkeitsmerkmale dieses Abschnitts insgesamt, nicht aber die Zusammenfassung 

von Tätigkeitsmerkmalen in den jeweiligen Unterabschnitten für sich eine abschließende spezi-

elle Eingruppierungsregelung im Sinne der Rechtsprechung des BAG (z. B. Urt. vom 

5. Juli 2006 – 4 AZR 555/05) dar. 3So können z. B. Erzieherinnen und Erzieher mit staatlicher 

Anerkennung bei Erfüllen der Voraussetzungen als „sonstige Beschäftigte" nach den in Unter-

abschnitt 4 aufgeführten Tätigkeitsmerkmalen eingruppiert sein, obwohl Erzieherinnen und Er-

zieher mit staatlicher Anerkennung nur in Tätigkeitsmerkmalen des Unterabschnitts 6 benannt 

sind. 4Beschäftigte im Sinne von § 29a Absatz 2 TVÜ-UKF, die einen Antrag nach § 29a Absatz 

3 TVÜ-UKF nicht gestellt haben, erhalten eine Entgeltgruppenzulage im Sinne von Anlage F 

Abschnitt I Nrn. 12 bis 14 TV-UKF, wenn sie bei Anwendung von § 12 TV-UKF nach einer der 

in § 1 Nrn. 6 aufgeführten Fallgruppen des Teils II Abschnitt 20 der Entgeltordnung zum TV-

UKF eingruppiert wären. 

 

20.1 - 20.3 nicht besetzt 
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20.4 Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter / Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, Kinder- 

und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten / 

Psychagoginnen und Psychagogen, Bewährungshelferinnen und Bewährungshelfer, Heilpä-

dagoginnen und Heilpädagogen 

 

Vorbemerkung 

 

1. 1Beschäftigte, die nach diesem Unterabschnitt eingruppiert sind, erhalten für die Dauer der 

Tätigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kinder- oder einem Jugendwohnheim oder einer 

vergleichbaren Einrichtung (Heim) 

 

a) eine monatliche Zulage in Höhe von 61,36 Euro, wenn in dem Heim überwiegend behinderte 

Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder und / oder Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten zum Zwecke der Erziehung, Ausbildung oder Pflege ständig un-

tergebracht sind; 

b) eine monatliche Zulage in Höhe von 30,68 Euro, wenn nicht überwiegend solche Personen 

ständig untergebracht sind. 
2Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Ent-

gelt oder Entgeltfortzahlung nach § 21 haben. 3Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes 

(§ 23 Absatz 3) zu berücksichtigen. 

 

2. Absatz 1 gilt nicht für Beschäftigte der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 1 sowie Beschäftigte 

der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 2. 

 

Entgeltgruppe 12 

 

Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter / Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen mit staatli-

cher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund 

gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren 

Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgelt-

gruppe 11 Fallgruppe 2 heraushebt. 

 

Entgeltgruppe 11 

 

1. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsychothe-

rapeuten / Psychagoginnen und Psychagogen mit staatlicher Anerkennung oder staatlich 

anerkannter Prüfung und entsprechender Tätigkeit. 

 

2. Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter / Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen mit 

staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die auf-

grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausü-

ben, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgelt-

gruppe 9b Fallgruppe 1 heraushebt (Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine monat-

liche Entgeltgruppenzulage gemäß Anlage F Abschnitt I Nr. 14). 

 

Entgeltgruppe 10 

 

1. Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter / Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen mit 

staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die auf-

grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausü-

ben, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und 

Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 1 heraushebt. 

 

2. Bewährungshelferinnen und Bewährungshelfer. 
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Entgeltgruppe 9b 

 

1. Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter / Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen mit 

staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die auf-

grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausü-

ben, mit schwierigen Tätigkeiten. 

(Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine monatliche Entgeltgruppenzulage gemäß 

Anlage F Abschnitt I Nr. 5.) 

(Hierzu Protokollerklärung) 

 

2. Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter / Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen mit 

staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die auf-

grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausü-

ben (Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine monatliche Entgeltgruppenzulage ge-

mäß Anlage F Abschnitt I Nr. 12). 

 

Entgeltgruppe 9a 

 

Heilpädagoginnen und Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätig-

keit. 

 

Entgeltgruppe 8 

 

Beschäftigte in der Tätigkeit von Sozialarbeitern / Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken-

nung. 

 

Protokollerklärung: 

 

Schwierige Tätigkeiten sind z. B. die 

a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 

b) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten Personen, 

c) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nachgehende Fürsorge für ehemalige Heim-

bewohner, 

d) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge für ehemalige Straf-

gefangene, 

e) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Beschäftigter mindestens der Entgeltgruppe 9b Fall-

gruppe 2 oder der Entgeltgruppe 9a. 

 

20.5 nicht besetzt 

 

20.6  Erzieherinnen und Erzieher, Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger 

 

Vorbemerkung  

 

1. 1Beschäftigte, die nach diesem Unterabschnitt eingruppiert sind, erhalten für die Dauer der 

Tätigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kinder- oder einem Jugendwohnheim oder einer 

vergleichbaren Einrichtung (Heim) 

a) eine monatliche Zulage in Höhe von 61,36 Euro, wenn in dem Heim überwiegend behinderte 

Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder und / oder Jugendliche mit wesentlichen 

Erziehungsschwierigkeiten zum Zwecke der Erziehung, Ausbildung oder Pflege ständig un-

tergebracht sind; 
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b) eine monatliche Zulage in Höhe von 30,68 Euro, wenn nicht überwiegend solche Personen 

ständig untergebracht sind. 
 2Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Ent-

gelt oder Entgeltfortzahlung nach § 21 haben. 3Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes 

(§ 23 Absatz 3) zu berücksichtigen. 

 

2. Absatz 1 gilt nicht für Beschäftigte der Entgeltgruppe 8 Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe 9a 

 

1. Erzieherinnen und Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so-

wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens 

drei Beschäftigte mindestens der Fallgruppe 2. 

(Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine monatliche Entgeltgruppenzulage gemäß 

Anlage F Abschnitt I Nrn. 7 und 13). 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

 

2. Erzieherinnen und Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie 

sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent-

sprechende Tätigkeiten ausüben, mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten. 

(Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine monatliche Entgeltgruppenzulage gemäß 

Anlage F Abschnitt I Nr. 13.) 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 

 

Entgeltgruppe 8 

 

1. Erzieherinnen und Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so-

wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben, in Schulkindergärten, Vorklassen oder Vermittlungs-

gruppen für nicht schulpflichtige Kinder. 

(Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine monatliche Entgeltgruppenzulage gemäß 

Anlage F Abschnitt I Nrn. 10 und 13.) 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 4) 

 

2. Erzieherinnen und Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit so-

wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 

entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

(Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine monatliche Entgeltgruppenzulage gemäß 

Anlage F Abschnitt I Nr. 13.) 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

 

Entgeltgruppe 6 

 

Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prü-

fung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fä-

higkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen fachli-

chen Tätigkeiten. 

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 
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Entgeltgruppe 5 

 

1. Beschäftigte in der Tätigkeit von Erziehern mit staatlicher Anerkennung.  

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

 

2. Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher 

Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwer-

tiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

 

Entgeltgruppe 3 

 

Beschäftigte in der Tätigkeit von Kinderpflegern mit staatlicher Anerkennung. 

 

Protokollerklärungen: 

 

Nr. 1  

Als entsprechende Tätigkeit von Erziehern gilt auch die Betreuung von über 18-jährigen Per-

sonen (z. B. in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder für Ob-

dachlose) 

 

Nr. 2  

Nach diesem Tätigkeitsmerkmal eingruppiert sind auch 

a) Kindergärtnerinnen und Kindergärtner und Hortnerinnen und Hortner mit staatlicher An-

erkennung oder staatlicher Prüfung 

b) Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen, die in Kinderkrippen tätig sind. 

 

Nr. 3  

Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B. die 

a) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der 

gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit ei-

nem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten Kindern im Sinne des § 2 SGB IX 

in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

b) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder von Kin-

dern und / oder Jugendlichen mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten, 

c) Tätigkeiten in Jugendzentren / Häusern der offenen Tür, 

d) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen, 

e) Fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Beschäftigte mindestens der Ent-

geltgruppe 6, 

f) Tätigkeiten einer Facherzieherin / eines Facherziehers mit einrichtungsübergreifenden Auf-

gaben. 

 

Nr. 4  

Die Tätigkeit setzt voraus, dass überwiegend Kinder, die im nächsten Schuljahr schulpflichtig 

werden, nach einem speziellen pädagogischen Konzept gezielt auf die Schule vorbereitet wer-

den. 

 

Nr. 5  

Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B. 

a) Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX und in psy-

chiatrischen Kliniken, 

b) allein verantwortliche Betreuung von Gruppen z. B. in Randzeiten, Tätigkeiten in Integrati-

onsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen Förde-

rung behinderter und nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von min- 
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destens einem Drittel von behinderten Kindern im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen 

der Kindertagesbetreuung, 

c) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in Gruppen 

von Kindern und / oder Jugendlichen mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten, 

d) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen. 

 

 
 

21. nicht besetzt 
 
22. Ingenieure, Beschäftigte in technischen Berufen 
 
22.1 Ingenieure 

 
Vorbemerkungen 
 
1. Unter „technischer Ausbildung" ist der erfolgreiche Besuch einer Schule zu verste-

hen, deren Abschlusszeugnisse zum Eintritt in die Laufbahn des gehobenen tech-
nischen Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene berechtigen. 

 
2.  

(1) 1Beschäftigte, die nach diesem Unterabschnitt eingruppiert sind, erhalten eine 
monatliche Zulage in Höhe von 23,01 Euro. 2Die Zulage wird nur für Zeiträume 
gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt oder Entgeltfortzah-
lung nach § 21 haben. 3Die Zahlung erfolgt längstens bis zu einer Überarbeitung 
bzw. Neuregelung des Abschnitts 22 Unterabschnitt 1. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Beschäftigte im Sinne der Protokollerklärung Nr.1. 
 

Entgeltgruppe 13 
 
1. Technische Beschäftigte mit technischer Ausbildung sowie sonstige Beschäftigte, 

die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tä-
tigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch das Maß 
der Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 1 heraushebt. 

 
2. Vermessungstechnische und landkartentechnische Beschäftigte mit technischer 

Ausbildung sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich zu 
mindestens einem Drittel durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Ent-
geltgruppe 12 Fallgruppe 3 heraushebt. 

 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
Entgeltgruppe 12 
 
1. Technische Beschäftigte mit technischer Ausbildung und langjähriger praktischer 

Erfahrung sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit langjähriger praktischer 
Erfahrung, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 
durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 1 
heraushebt. 

 
2. Technische Beschäftigte mit technischer Ausbildung und langjähriger praktischer 

Erfahrung sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und  
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ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit langjähriger praktischer 
Erfahrung, deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung oder durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus 
der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 1 heraushebt. 

 
3. Vermessungstechnische und landkartentechnische Beschäftigte mit technischer 

Ausbildung und langjähriger praktischer Erfahrung sowie sonstige Beschäftigte, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei-
ten ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, deren Tätigkeit sich durch be-
sondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch schöpferische oder Spezialauf-
gaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 3 heraushebt. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 

4. Vermessungstechnische und landkartentechnische Beschäftigte mit technischer 
Ausbildung und langjähriger praktischer Erfahrung sowie sonstige Beschäftigte, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei-
ten ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, deren Tätigkeit sich zu mindes-
tens einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch schöp-
ferische oder Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 3 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 

Entgeltgruppe 11 
 
1. Technische Beschäftigte mit technischer Ausbildung sowie sonstige Beschäftigte, 

die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tä-
tigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen aus der Ent-
geltgruppe 10 Fallgruppe 1 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
 

2. Technische Beschäftigte mit technischer Ausbildung sowie sonstige Beschäftigte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tä-
tigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch beson-
dere Leistungen aus der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 1 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
 

3. Vermessungstechnische und landkartentechnische Beschäftigte mit technischer 

Ausbildung in selbständiger Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte in selbständiger 

Tätigkeit, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre-

chende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen aus 
der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 2 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 

4. Vermessungstechnische und landkartentechnische Beschäftigte mit technischer 
Ausbildung in selbständiger Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte in selbständiger 
Tätigkeit, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre-
chende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch 
besondere Leistungen aus der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 2 heraushebt. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
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Entgeltgruppe 10 
 
1. Technische Beschäftigte mit technischer Ausbildung und entsprechender Tätigkeit 

sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Er-
fahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 4) 

 
2. Vermessungstechnische und landkartentechnische Beschäftigte mit technischer 

Ausbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausü-
ben. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 5) 

 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1   
(1) 1Vermessungstechnische und landkartentechnische Beschäftigte, die vor dem  

1. Juli 1972 eine der technischen Ausbildung nach der Vorbemerkung zu diesem 
Unterabschnitt gleichwertige behördliche Prüfung abgelegt haben, werden den 
vermessungstechnischen und landkartentechnischen Beschäftigten mit techni-
scher Ausbildung nach der Vorbemerkung zu diesem Unterabschnitt gleichge-
stellt. 2Das gleiche gilt, wenn die behördliche Prüfung nach dem 30. Juni 1972 ab-
gelegt worden ist, die Ausbildung jedoch vor dem 1. Juli 1972 begonnen hat. 

 
(2) ’Den vermessungstechnischen Angestellten mit einer vor dem 1. Juli 1972 abge-

legten gleichwertigen behördlichen Prüfung stehen die behördlich geprüften Kul-
turbautechniker gleich, die vor dem 1. Juli 1972 die behördliche Prüfung nach der 
hessischen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für kulturbautechnische Ange-
stellte der Wasserwirtschaftsverwaltung vom 21. Januar 1958 (Staats-Anzeiger für 
das Land Hessen S. 134) erfolgreich abgelegt haben. 2Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 

 
Nr. 2 
Besonders schwierige Tätigkeiten und bedeutende Aufgaben im Sinne dieses Tätig-
keitsmerkmals sind z. B.: 
a) Ausführung von umfangreichen Vermessungen zur Fortführung oder Neueinrich-

tung des Liegenschaftskatasters (Katastervermessungen)mit widersprüchlichen 
Unterlagen oder von umfangreichen Katastervermessungen mit gleichem Schwie-
rigkeitsgrad (z. B. in Grubensenkungsgebieten); 

b) Absteckungen für umfangreiche Ingenieurbauten, z. B. Brücken-, Hochstraßen-, 
Tunnelabsteckungen oder Absteckungen anderer vergleichbarer Verkehrsbauten, 
ggf. einschließlich der Vor- und Folgearbeiten; 

c) Lagefestpunktvermessungen (Erkundung bzw. Erkundung und Messung) in engbe-
bauten Gebieten oder unter gleich schwierigen Verhältnissen (Lagefestpunkte sind 
trigonometrische Polygon- und gleichwertige Punkte); 

d) Ausführung oder Auswertung von Präzisionsvermessungen in übergeordneten Net-
zen des Lage- oder Höhenfestpunktfeldes; 

e) Aufsichts- und Prüftätigkeit bei der Auswertung von Katastervermessungen mit wi-
dersprüchlichen Unterlagen oder bei kartografischen, nivellitischen, fotogrammetri-
schen, typografischen oder trigonometrischen Arbeiten oder bei Bodenordnungs-
verfahren mit gleichem Schwierigkeitsgrad. (Das Fehlen der Aufsichtstätigkeit ist 
unerheblich, wenn dem Beschäftigten besonders schwierige Prüfungen übertragen 
sind, z. B. Prüftätigkeit zur Übernahme von Messungsschriften bei umfangreichen 
Fortführungs- oder Neuvermessungen auf Grund neuer Aufnahmenetze); 
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f) Aufsichts- und Prüftätigkeit bei der Prüfung fertiger Arbeitsergebnisse der Flurberei-
nigung, ggf. einschließlich der Herstellung der Unterlagen für die Berichtigung des 
Grundbuches und der vermessungstechnischen Unterlagen für die Berichtigung 
des Liegenschaftskatasters, oder beim Ausbau der gemeinschaftlichen Anlagen in 
allen Verfahren eines Flurbereinigungsamtes. (Bei größeren Flurbereinigungsäm-
tern kann dieses Merkmal auch von mehreren Beschäftigten erfüllt werden); 

g) Verantwortliche Ausführung der vermessungstechnischen Ingenieurarbeiten eines 
Flurbereinigungsverfahrens (ausführender vermessungstechnischer Sachbearbei-
ter oder erster technischer Sachbearbeiter); 

h) Vermessungstechnische Auswertung von Bauleitplänen unter besonderen techni-
schen Schwierigkeiten. 

 
Nr. 3   
Besondere Leistungen sind z. B.: Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen, deren Be-
arbeitung besondere Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrung oder künst-
lerische Begabung voraussetzt, sowie örtliche Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung 
von schwierigen Bauten und Bauabschnitten sowie deren Abrechnung. 
 
Nr. 4  
Entsprechende Tätigkeiten sind z. B.: 
a) Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen nicht nur einfacher Art einschließlich Mas-

sen-, Kosten- und statischen Berechnungen und Verdingungsunterlagen, Bearbei-
tung der damit zusammenhängenden laufenden technischen Angelegenheiten – 
auch im technischen Rechnungswesen –, örtliche Leitung oder Mitwirkung bei der 
Leitung von Bauten und Bauabschnitten sowie deren Abrechnung; 

b) Ausführung besonders schwieriger Analysen, Schiedsanalysen oder selbständige 
Erledigung neuartiger Versuche nach kurzer Weisung in Versuchslaboratorien, Ver-
suchsanstalten und Versuchswerkstätten. 

 
Nr. 5 
Entsprechende Tätigkeiten sind z. B.: 
a) Ausführung oder Auswertung von trigonometrischen oder topografischen Messun-

gen nach Lage und Höhe nicht nur einfacher Art, von Katastermessungen oder von 
bautechnischen Messungen nicht nur einfacher Art; fotogrammetrische Auswertun-
gen und Entzerrungen,  

b) kartografische Entwurfs- und Fortführungsarbeiten. 
 

22.2 Technikerinnen und Techniker 
 

 Vorbemerkungen 
1.  

(1)  Die Tätigkeitsmerkmale dieses Unterabschnitts gelten auch für Kerntechnike-
rinnen und Kerntechniker, Reaktortechnikerinnen und Reaktortechniker, Re-
chenmaschinentechnikerinnen und Rechenmaschinentechniker, Synchrotron-
technikerinnen und Synchrotrontechniker, Tieftemperaturtechnikerinnen und 
Tieftemperaturtechniker und Vakuumtechnikerinnen und Vakuumtechniker in 
Kernforschungseinrichtungen. 

(2) Kernforschungseinrichtungen sind Reaktoren sowie Hochenergiebeschleuni-
ger- und Plasmaforschungsanlagen und ihre hiermit räumlich oder funktionell 
verbundenen Institute und Einrichtungen. 

(3) Hochenergiebeschleunigeranlagen im Sinne dieser Regelung sind solche, de-
ren Endenergie bei der Beschleunigung von Elektronen 100 Mill. Elektronenvolt 
(MeV), bei Protonen, Deuteronen und sonstigen schweren Teilchen 20 MeV 
überschreitet. 
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(4) Plasmaforschungsanlagen im Sinne dieser Regelung sind solche Anlagen, de-
ren Energiespeicher mindestens 1 Million Joule aufnimmt und mindestens 1 
Million VA als Impulsleistung abgibt oder die für länger als 1 msec mit Magnet-
feldern von mindestens 50.000 Gauß arbeiten und in denen eine kontrollierte 
Kernfusion angestrebt wird. 

 
2. Die Tätigkeitsmerkmale dieses Unterabschnitts gelten auch für Beschäftigte, die 

diese Tätigkeiten unter der Bezeichnung „Baustellenaufseherinnen und Baustellen-
aufseher (Bauaufseherinnen und Bauaufseher)“ oder unter der Bezeichnung 
„Zeichnerinnen und Zeichner" ausüben. 

 
3. Für Beschäftigte mit einer Ausbildung als Chemotechniker im Sinne der Rahmen-

ordnung der staatlichen Prüfung für Chemotechniker vom 14./15. Mai 1964 bzw. 
vom 31. Juli1970 gelten die Tätigkeitsmerkmale des Unterabschnitts 3 (Technische 
Assistenten). 

 
Entgeltgruppe 9b (gültig ab 01.01.2020) 
 
Staatlich geprüfte Technikerinnen und Techniker sowie sonstige Beschäftigte, die auf-
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben in einer Tätigkeit der Entgeltgruppe 9a, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

 
Entgeltgruppe 9a 
 
Fassung ab 01.01.2020: 
Staatlich geprüfte Technikerinnen und Techniker mit entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, die selbständig tätig sind. 
 
 
(Fassung bis zum 31.12.2019) 

 

1. Staatlich geprüfte Technikerinnen und Techniker sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund 

gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, in 

einer Tätigkeit der Fallgruppe 2, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

 (Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine monatliche Entgeltgruppenzulage gemäß 

Anlage F Abschnitt I Nr. 9.) 

 

2. Staatlich geprüfte Technikerinnen und Techniker mit entsprechender Tätigkeit sowie sons-

tige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre-

chende Tätigkeiten ausüben, die selbständig tätig sind. 

 
 
Entgeltgruppe 8 (gültig ab 01.01.2020) 
 
Staatlich geprüfte Technikerinnen und Techniker mit entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
 
 
Entgeltgruppe 7: bis 31.12.2019 

Staatlich geprüfte Technikerinnen und Techniker mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 

Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 

Tätigkeiten ausüben. 
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22.3 Technische Assistentinnen und Assistenten 
 

Vorbemerkung 
 
1. Technische Assistentinnen und Assistenten mit staatlicher Anerkennung im Sinne 

der Tätigkeitsmerkmale dieses Unterabschnitts sind z. B. chemisch-technische  
Assistentinnen und Assistenten, physikalisch-technische Assistentinnen und Assis-
tenten oder landwirtschaftlich-technische Assistentinnen und Assistenten jeweils 
mit staatlicher Anerkennung. 

 
2. Die Tätigkeitsmerkmale des Abschnitts 22.3 umfassen jeweils auch die sonstigen 

Beschäftigten, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Kenntnisse ent-
sprechende Tätigkeiten ausüben. 
 

3. Chemisch-technische Assistenten und biologisch-technische Assistenten an Univer-
sitätskliniken erhalten eine monatliche Zulage nach Anlage F Abschnitt IIa Nr. 1. 
 

Entgeltgruppe 10 
 
Technische Assistentinnen und Assistenten mit staatlicher Anerkennung mit entspre-
chender Tätigkeit, die als Lehrkräfte an staatlich anerkannten Schulen für technische 
Assistenten eingesetzt sind und deren Tätigkeit besondere Kenntnisse und Erfahrun-
gen erfordert.  
 

 Entgeltgruppe 9b 
 

Technische Assistentinnen und Assistenten mit staatlicher Anerkennung mit entspre-
chender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen, die ein besonders hohes Maß an 
Verantwortlichkeit erfordern. 
 

 Entgeltgruppe 9a 
 

Technische Assistentinnen und Assistenten mit staatlicher Anerkennung mit entspre-
chender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen und in nicht unerheblichem Um-

fang verantwortlichere Tätigkeiten verrichten, sowie Laborantinnen und Laboranten mit 

Abschlussprüfung, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent-
sprechende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Protokollerklärung) 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Technische Assistentinnen und Assistenten mit staatlicher Anerkennung mit entspre-
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, die schwierige Aufgaben 
erfüllen. 
 
Entgeltgruppe 6 
 
Technische Assistentinnen und Assistenten mit staatlicher Anerkennung mit ent-
sprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fä-
higkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
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Protokollerklärung: 
Der Umfang der verantwortlicheren Tätigkeiten ist nicht mehr unerheblich, wenn er 
etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht. 

 
22.4 Laborantinnen und Laboranten 
 

Entgeltgruppe 7 
 
Laborantinnen und Laboranten und Werkstoffprüferinnen und Werkstoffprüfer mit Ab-
schlussprüfung, die sich in Entgeltgruppe 6 besonders bewährt haben, und deren Tä-
tigkeit sich durch selbständige Leistungen aus der Entgeltgruppe 6 heraushebt. 

 
Entgeltgruppe 6 
 
Laborantinnen und Laboranten und Werkstoffprüferinnen und Werkstoffprüfer mit Ab-
schlussprüfung, deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen aus der Entgelt-
gruppe 5 heraushebt. 
 
Entgeltgruppe 5 
 
Laborantinnen und Laboranten und Werkstoffprüferinnen und Werkstoffprüfer mit Ab-
schlussprüfung und entsprechender Tätigkeit. 
 
Entgeltgruppe 4 
 
Beschäftigte in der Tätigkeit von Laboranten oder Werkstoffprüfern, deren Tätigkeit 
sich dadurch aus der Entgeltgruppe 3 heraushebt, dass sie schwierig ist. 
 
Entgeltgruppe 3 
 
Beschäftigte in der Tätigkeit von Laboranten oder Werkstoffprüfern. 
(keine Stufe 6) 

 
22.5 - 22.12 nicht besetzt 
 
23. - 24. nicht besetzt 
 
25. Wirtschaftspersonal 
 
25.1 Beschäftigte im Küchenwirtschaftsdienst 

 
Entgeltgruppe 10 
 
1. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als Leitung von Küchen, 
in denen durchschnittlich täglich mehr als 1.500 Vollportionen hergestellt werden. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 
2. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als Leitung von Küchen, 
in denen durchschnittlich täglich mehr als 1.000 Vollportionen hergestellt werden, 
wenn der Küche eine Diätküche eingegliedert ist. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
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Entgeltgruppe 9b 
 
1. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als durch ausdrückliche 

Anordnung bestellte ständige Vertretung von Leitungen von Küchen, in denen 

durchschnittlich täglich mehr als 1.500 Vollportionen hergestellt werden. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 

2. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-
schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als Leitung von Küchen, 
in denen durchschnittlich täglich mehr als 1.000 Vollportionen hergestellt werden. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 

 
3. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als durch ausdrückliche 

Anordnung bestellte ständige Vertretung von Leitungen von Küchen, in denen 

durchschnittlich täglich mehr als 1.000 Vollportionen hergestellt werden, wenn der 
Küche eine Diätküche eingegliedert ist.  
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

4. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-
schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als Leitung von Küchen, 
in denen durchschnittlich täglich mehr als 500 Vollportionen hergestellt werden, 
wenn der Küche eine Diätküche eingegliedert ist. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

Entgeltgruppe 9a 
 

1. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-
schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als durch ausdrückliche 

Anordnung bestellte ständige Vertretung von Leitungen von Küchen, in denen 

durchschnittlich täglich mehr als 1.000 Vollportionen hergestellt werden. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 

2. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-
schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als Leitung von Küchen, 
in denen durchschnittlich täglich mehr als 500 Vollportionen hergestellt werden. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 

3. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-
schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als durch ausdrückliche 

Anordnung bestellte ständige Vertretung von Leitungen von Küchen, in denen 

durchschnittlich täglich mehr als 500 Vollportionen hergestellt werden, wenn der Kü-
che eine Diätküche eingegliedert ist. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

4. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-
schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als Leitung von Küchen, 
in denen durchschnittlich täglich mehr als 250 Vollportionen hergestellt werden, 
wenn der Küche eine Diätküche eingegliedert ist. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
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5. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-
schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten denen durch ausdrückli-
che Anordnung die Arbeitsvorbereitung, die Überwachung des Arbeitsablaufes und 
die Einteilung des Personals in einer Küche übertragen ist, in der durchschnittlich 
täglich mehr als 1.500 Vollportionen hergestellt werden. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 

 
Entgeltgruppe 8 
 
1. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als Leitung von Küchen, 
in denen durchschnittlich täglich bis zu 250 Vollportionen hergestellt werden, wenn 
der Küche eine Diätküche eingegliedert ist. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

2. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-
schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als durch ausdrückliche 

Anordnung bestellte ständige Vertretung von Leitungen von Küchen, in denen 

durchschnittlich täglich mehr als 250 Vollportionen hergestellt werden, wenn der Kü-
che eine Diätküche eingegliedert ist. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 
Entgeltgruppe 7 
 
1. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als Leitung von Küchen, 
in denen durchschnittlich täglich mehr als 250 Vollportionen hergestellt werden. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 
2. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als durch ausdrückliche 

Anordnung bestellte ständige Vertretung von Leitungen von Küchen, in denen 

durchschnittlich täglich mehr als 500 Vollportionen hergestellt werden. 
 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 
3. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten denen durch ausdrückli-
che Anordnung die Arbeitsvorbereitung, die Überwachung des Arbeitsablaufes und 
die Einteilung des Personals in einer Küche übertragen ist, in der durchschnittlich 
täglich mehr als 1.000 Vollportionen hergestellt werden.  
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 

 
Entgeltgruppe 6 

 
1. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als Leitung von Küchen. 
 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 3) 
 
2. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-

schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als durch ausdrückliche 

Anordnung bestellte ständige Vertretung von Leitungen von Küchen, in denen 

durchschnittlich täglich bis zu 250 Vollportionen hergestellt werden, wenn der Küche 
eine Diätküche eingegliedert ist. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
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3. Küchenmeisterinnen und Küchenmeister, Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirt-
schaftsleiter oder Diätassistentinnen und Diätassistenten als durch ausdrückliche 

Anordnung bestellte ständige Vertretung von Leitungen von Küchen, in denen 

durchschnittlich täglich mehr als 250 Vollportionen hergestellt werden. 
 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 
Entgeltgruppe 5 
 
Wirtschafterinnen und Wirtschafter (Hauswirtschafterinnen und Hauswirtschafter) mit 
entsprechender Tätigkeit, soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 

 
Entgeltgruppe 4 
 
Beschäftigte, die als ständige Vertretung von Küchenleitungen durch ausdrückliche An-
ordnung bestellt sind, soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
(keine Stufe 6) 
 
Entgeltgruppe 3 
 
Beschäftigte im Küchenwirtschaftsdienst mit Tätigkeiten, für die eine eingehende Ein-
arbeitung bzw. eine fachliche Anlernung erforderlich ist, die über eine Einarbeitung im 
Sinne der Entgeltgruppe 2 hinausgeht. 
(keine Stufe 6) 
 
Entgeltgruppe 2 
 
Beschäftigte im Küchenwirtschaftsdienst mit einfachen Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 6) 

 
Protokollerklärungen: 

 
Nr. 1   
(1)  1Hängt die Eingruppierung von der Zahl der Vollportionen ab, so ist Teilverpfle-

gung mit folgenden Anteilen in Vollportionen umzurechnen: 
- Frühstück mit  21,66 Prozent, 
- Mittagessen mit  39,17 Prozent und 
- Abendessen mit 39,17 Prozent. 
2Wird in einer Küche nur Mittagessen zubereitet, so werden die Mittagessenporti-
onen zur Hälfte als Vollportionen angerechnet. 

 
(2)  1Bei der Zahl der Vollportionen bleibt die Zahl der Diätportionen unberücksichtigt. 

2Werden von der Hauptküche an die Diätküche die Grundnahrungsmittel (z. B. 
Kartoffeln, Fleisch, Gemüse) geliefert, gilt folgender Umrechnungsschlüssel: 
a) Bei Lieferung der Grundnahrungsmittel für alle Mahlzeiten gelten drei Diätpor-

tionen als zwei Vollportionen. 
b) Werden die Grundnahrungsmittel nicht für alle Mahlzeiten geliefert, gelten drei 

Diätportionen als eine Vollportion. 
 

Nr. 2  
(1)  Küchenmeister sind Beschäftigte, die bei der Industrie- und Handelskammer die 

Prüfung als Küchenmeister bestanden haben. 
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(2) Den Küchenmeistern werden gleichgestellt: 
a) Köchinnen und Köche mit Abschlussprüfung nach sechsjähriger Berufsaus-

übung als Köchin und Koch, 
b) Metzger (Fleischer, Schlachter), Bäcker oder Konditoren mit Abschlussprüfung 

nach achtjähriger Berufsausübung als Köchin und Koch, beim Nachweis der 
Meisterprüfung bereits nach dreijähriger Berufsausübung als Köchin und Koch. 

 
Nr. 3   
Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirtschaftsleiter sind Beschäftigte mit staatlicher 
Prüfung oder mit staatlicher Anerkennung als Hauswirtschaftsleiterin und Hauswirt-
schaftsleiter, als Wirtschaftsleiterin und Wirtschaftsleiter oder als hauswirtschaftliche 
Betriebsleiterin und Betriebsleiter. 

 
Nr. 4   
(1)  Eine Diätküche ist im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals in eine Küche eingeglie-

dert, wenn die Leitung der Hauptküche folgende Zuständigkeiten hat: 
a) Personalausgleich für die Hauptküche und Diätküche, Personalzuweisung für 

die Diätküche, 
b) Dienstplangestaltung für beide Küchen, 
c) Verantwortung für die technische Abwicklung des Essentransportes beider Kü-

chen. 
(2) Eine räumlich getrennte Unterbringung der Diätküche steht ihrer Eingliederung in 

die Hauptküche bei Erfüllung der vorstehenden Buchstaben a bis c nicht entgegen, 
wenn diese Diätküche mit den Grundnahrungsmitteln (z. B. Kartoffeln, Fleisch, 
Gemüse) durch die Hauptküche versorgt wird. 

(3) Durch die Eingliederung der Diätküche wird die Verantwortung der Diätküchenlei-
tung für die hergestellten Diätportionen nicht berührt. 

 
Nr. 5  
(1)  Wirtschafterinnen und Wirtschafter sind Beschäftigte mit abgeschlossener Berufs-

ausbildung und staatlicher Prüfung als Wirtschafterin oder Wirtschafter, die 
a) mit der selbständigen Führung der gesamten Hauswirtschaft oder 
b) mit der selbständigen Erledigung von Teilgebieten der Hauswirtschaft oder 

in Teilgebieten der Küchenwirtschaft, z. B. 
- Aufstellen des Speiseplans, 
- Zubereitung der Nahrung oder Beaufsichtigen des Küchenpersonals, 
- Bestellen und Berechnen der Nahrungsmittel, oder 
in Teilgebieten der Hauspflege, z. B.  
- Aufsicht über Pflege und Reinigen des Hauses, 
- Beschaffen der Pflege- und Reinigungsmittel, oder 
in Teilgebieten der Wäschereinigung und -pflege, z. B.  
- Aufsicht über Reinigen und Instandhalten der Wäsche, 
- Beschaffen und Kontrollieren der Wäsche, oder  
in Teilgebieten der Materialverwaltung, z. B.  
- Beschaffen, Ausgeben, Abrechnen und Kontrollieren von Material  
beauftragt sind. 

(2) Beschäftigte, die im Geltungsbereich dieses Tarifvertrages mindestens fünf Jahre 
die Tätigkeit von Wirtschafterinnen und Wirtschafter ausgeübt haben, ohne die 
staatliche Prüfung abgelegt zu haben, werden für diesen Tarifvertrag den Wirt-
schafterinnen und Wirtschafter mit staatlicher Prüfung gleichgestellt. 
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Nr. 6 
Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die weder eine Vor- noch eine Ausbildung, aber 
eine Einarbeitung erfordern, die über eine sehr kurze Einweisung oder Anlernphase 
hinausgeht. Die Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkei-
ten, die für die Beherrschung der Arbeitsabläufe als solche erforderlich sind. 
 

25.2 nicht besetzt 
 
25.3 Leitung der Hauswirtschaft und Beschäftigte im Wirtschaftsdienst mit Teilaufga-

ben 
 
Entgeltgruppe 8 
 
Wirtschafterinnen und Wirtschafter oder Beschäftigte im Wirtschaftsdienst als Maga-
zinvorsteherin und Magazinvorsteher für Nahrungsmittel, Textilien, Hausrat und Wirt-
schaftsbedarf in Anstalten mit mehr als 1.500 planmäßigen Betten. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

 
Entgeltgruppe 6 
 
1. Hauswirtschaftsleiterinnen und Hauswirtschaftsleiter mit entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 4) 
 

2. Wirtschafterinnen und Wirtschafter oder Beschäftigte im Wirtschaftsdienst als Ma-
gazinvorsteherin und Magazinvorsteher für Nahrungsmittel, Textilien, Hausrat und 
Wirtschaftsbedarf in Anstalten mit mehr als 750 planmäßigen Betten. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 

3. Wirtschafterinnen und Wirtschafter oder Beschäftigte im Wirtschaftsdienst als Ma-
gazinvorsteherin oder Magazinvorsteher für Nahrungsmittel oder für Textilien, Haus-
rat und Wirtschaftsbedarf in Anstalten mit mehr als 1.500 planmäßigen Betten. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 

Entgeltgruppe 5 
 
1. Wirtschafterinnen und Wirtschafter oder Beschäftigte im Wirtschaftsdienst als Ma-

gazinvorsteherin und Magazinvorsteher für Nahrungsmittel, Textilien, Hausrat und 
Wirtschaftsbedarf, soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 5) 
 

2. Wirtschafterinnen und Wirtschafter oder Beschäftigte im Wirtschaftsdienst als Ma-
gazinvorsteherin und Magazinvorsteher für Nahrungsmittel oder Textilien, Hausrat 
und Wirtschaftsbedarf in Anstalten mit mehr als 750 planmäßigen Betten. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 

Entgeltgruppe 3 
 
Beschäftigte im Wirtschaftsdienst mit Teilaufgaben mit Tätigkeiten, für die eine einge-
hende Einarbeitung bzw. eine fachliche Anlernung erforderlich ist, die über eine Einar-
beitung im Sinne der Entgeltgruppe 2 hinausgeht. 
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Entgeltgruppe 2 
 
Beschäftigte im Wirtschaftsdienst mit Teilaufgaben mit einfachen Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 6) 
 
Protokollerklärungen: 

 
Nr. 1 
(1)  Wirtschafterinnen und Wirtschafter sind Beschäftigte mit staatlicher Prüfung als 

Wirtschafterin und Wirtschafter, die 
a) mit der selbständigen Führung der gesamten Hauswirtschaft oder 
b) mit der selbständigen Erledigung von Teilgebieten der Hauswirtschaft oder in 

Teilgebieten der Küchenwirtschaft, z. B. 
- Aufstellen des Speiseplans, 
- Zubereitung der Nahrung oder Beaufsichtigen des Küchenpersonals, 
- Bestellen und Berechnen der Nahrungsmittel,  
 oder in Teilgebieten der Hauspflege, z. B. 
- Aufsicht über Pflege und Reinigen des Hauses, 
- Beschaffen der Pflege- und Reinigungsmittel,  
 oder in Teilgebieten der Wäschereinigung und -pflege, z. B. 
- Aufsicht über Reinigen und Instandhalten der Wäsche,  
- Beschaffen und Kontrollieren der Wäsche,  
 oder in Teilgebieten der Materialverwaltung, z. B. 
- Beschaffen, Ausgeben, Abrechnen und Kontrollieren von Material  
beauftragt sind. 

(2) Beschäftigte, die im Geltungsbereich dieses Tarifvertrages mindestens fünf Jahre 
die Tätigkeit von Wirtschafterinnen und Wirtschafter ausgeübt haben, ohne die 
staatliche Prüfung abgelegt zu haben, werden für diesen Tarifvertrag den Wirt-
schafterinnen und Wirtschaftern mit staatlicher Prüfung gleichgestellt.  

 
Nr. 2 
Beschäftigte im Wirtschaftsdienst sind Arbeitnehmer, die im Wirtschaftsdienst Teilauf-
gaben wahrzunehmen haben, für die keine staatliche Prüfung als Wirtschafterin und 
Wirtschafter, sondern lediglich eine abgeschlossene, mindestens zweijährige, ein-
schlägige Berufsausbildung erforderlich ist. 
 
Nr. 3  
Hauswirtschaftsleiterinnen sind Beschäftigte mit staatlicher Prüfung oder mit staatli-
cher Anerkennung als Hauswirtschaftsleitung, als Wirtschaftsleitung oder als hauswirt-
schaftliche Betriebsleitung. 
 
Nr. 4  
(1)  Hauswirtschaftsleitungen üben eine entsprechende Tätigkeit aus, wenn sie der 

Hauswirtschaft (Küchenwirtschaft, Wäschereinigung und -pflege und Reinigungs-
dienst) vorstehen und ihnen der Einkauf oder die Anforderung von Lebensmitteln 
oder sonstigen Verbrauchsmitteln, gegebenenfalls einschließlich der Kostenbe-
rechnung und der Wirtschaftsbuchführung, obliegen. 

(2)  Die entsprechende Tätigkeit der Hauswirtschaftsleitung gilt auch dann als erfüllt, 
wenn wegen der Versorgung durch eine auswärtige Küche oder wegen der Wä-
schereinigung durch eine auswärtige Wäscherei oder wegen der Hausreinigung 
durch ein Reinigungsinstitut eines dieser Teilgebiete nicht von der Hauswirt-
schaftsleitung selbst wahrgenommen wird. 

(3)  Küchenmeisterinnen und Küchenmeister werden nach diesem Tätigkeitsmerkmal 
eingruppiert, wenn sie die in dem Tätigkeitsmerkmal geforderte Tätigkeit ausüben. 
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Nr. 5 
Dieses Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn von den Teilgebieten Textilien, Hausrat 
und Wirtschaftsbedarf ein Teilgebiet im Magazin nicht enthalten ist. 
 
Nr. 6  
1Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die weder eine Vor- noch eine Ausbildung, aber 
eine Einarbeitung erfordern, die über eine sehr kurze Einweisung oder Anlernphase 
hinausgeht. 2Die Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkei-
ten, die für die Beherrschung der Arbeitsabläufe als solche erforderlich sind. 

 
25.4  nicht besetzt  
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Teil III 
Beschäftigte mit körperlich / handwerklich 

geprägten Tätigkeiten 
 
 
Vorbemerkungen zu Teil III der Entgeltordnung 
 
 
1. 1Die Fallgruppen des Abschnitts 1 (Allgemeine Tätigkeitsmerkmale) gelten, sofern die 

Tätigkeit nicht in besonderen Tätigkeitsmerkmalen der Abschnitte 2 und 3 aufgeführt ist. 
2Dies gilt nicht für Beschäftigte der Entgeltgruppe 2, die überwiegend Arbeiten zu ver-
richten haben, die die Körperkräfte außerordentlich beanspruchen. 

 
2.  

(1)  1Die besonderen Tätigkeitsmerkmale des Abschnitts 3, die für bestimmte Verwal-
tungen, Ämter und Betriebe (z. B. für die Polizeiverwaltung) vorgesehen sind, gelten 
nur für die Beschäftigten in diesen Verwaltungen, Ämtern und Betrieben. 2Das 
schließt nicht aus, dass Beschäftigte außerhalb dieser Verwaltungen, Ämter und 
Betriebe, die gleichartige Tätigkeiten zu verrichten haben, bei Erfüllung der allge-
meinen Tätigkeitsmerkmale in dieselbe Entgeltgruppe eingruppiert sind. 

(2) Die Tätigkeitsmerkmale, die für ein bestimmtes Fachgebiet (z. B. für das Vermes-
sungswesen) vorgesehen sind, gelten für alle Beschäftigten in diesem Fachgebiet 
ohne Rücksicht darauf, in welcher Verwaltung, welchem Amt oder Betrieb sie tätig 
sind. 

 
3. Erfolgt eine Eingruppierung nach einem besonderen Tätigkeitsmerkmal, kommt es auf 

die berufliche Vorbildung nicht an, es sei denn, das Tätigkeitsmerkmal fordert eine be-
stimmte Ausbildung oder eine andere berufliche Qualifikation. 

 
4.  

(1)  Anerkannte Ausbildungsberufe sind die nach dem Berufsbildungsgesetz oder der 
Handwerksordnung staatlich anerkannten oder als staatlich anerkannt geltenden 
Ausbildungsberufe. 2In besonderen Tätigkeitsmerkmalen genannte Ausbildungsbe-
rufe umfassen auch die entsprechenden früheren Ausbildungsberufe. 

(2) Der Besitz eines Handwerksmeisterbriefs, eines Industriemeisterbriefs oder eines 
Meisterbriefs in einem anderen anerkannten Ausbildungsberuf hat keinen Einfluss 
auf die Eingruppierung, soweit dieser nicht ausdrücklich in einem Tätigkeitsmerkmal 
gefordert ist. 

(3) Zu den Beschäftigten mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem ein-
schlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindes-
tens drei Jahren gehören auch die Beschäftigten der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 2 
mit verwaltungseigener Prüfung. 
 

5. entfällt 
 
6. entfällt 
 
7. Die Richtlinien für die verwaltungseigenen Prüfungen, deren Ablegung die Vorausset-

zung für die Eingruppierung in bestimmte Entgeltgruppen bildet, sind im Anhang zu Teil 
III festgelegt. 
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8.  
(1) 1Beschäftigte, die zu Vorarbeitern von Beschäftigten der Entgeltgruppen 1 bis 4 be-

stellt worden sind, erhalten für die Dauer der Tätigkeit als solche eine monatliche 
Zulage gemäß Anlage F Abschnitt III Nr. 1. 2Beschäftigte, die zu Vorarbeitern von 
Beschäftigten mindestens der Entgeltgruppe 5 bestellt worden sind, erhalten für die 
Dauer der Tätigkeit als solche eine monatliche Zulage gemäß Anlage F Abschnitt 
III Nr. 2. 3Die Vorarbeiterzulage verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen 
um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten 
Vomhundertsatz; Sockelbeträge, Mindestbeträge und vergleichbare nichtlineare 
Steigerungen bleiben unberücksichtigt. 

(2) 1Sofern ein Anspruch auf die Vorarbeiterzulage nicht für alle Tage eines Kalender-
monats besteht, gilt § 24 Absatz 3. 2Wird die Bestellung zur Vorarbeiterin / zum 
Vorarbeiter widerrufen, so wird die Vorarbeiterzulage für die Dauer von zwei Wo-
chen weitergezahlt, es sei denn, dass die Bestellung von vornherein für eine be-
stimmte Zeit erfolgt ist. 

(3) 1Vorarbeiterinnen und Vorarbeiter sind Beschäftigte, die durch schriftliche Verfü-
gung zu Gruppenführern von Beschäftigten bestellt worden sind und selbst mitar-
beiten. 2Die Gruppe muss außer dem Vorarbeiter aus mindestens zwei Beschäftig-
ten bestehen. 3Zur Arbeit zugeteilte Insassen von psychiatrischen Krankenanstal-
ten, Justizvollzugsanstalten, Landesblindenanstalten, Landesjugendheimen und 
Beschäftigte von Firmen rechnen wie entsprechende Beschäftigte. 4Auszubildende 
nach dem Tarifvertrag für Auszubildende der Länder nach dem Berufsbildungsge-
setz (TVA-L BBiG) vom 12. Oktober 2006 in der jeweils geltenden Fassung können 
ab dem dritten Ausbildungsjahr als Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 
gerechnet werden. 

(4) Beschäftigte, bei denen die Aufsichtsfunktion zum Inhalt ihrer Tätigkeit gehört, sind 
nicht Vorarbeiter im Sinne dieser Vorschrift. 

(5) Bei der Sicherung des Lohnstandes nach der Protokollerklärung zum 1. Abschnitt 
des TVÜ-UKF gilt die Vorarbeiterzulage als Bestandteil des Monatstabellenlohnes. 

 
 

1. Allgemeine Tätigkeitsmerkmale 
 
Entgeltgruppe 7 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppen 1 und 2, die besonders hochwertige Ar-
beiten verrichten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 
Entgeltgruppe 6 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppen 1 und 2, die hochwertige Arbeiten ver-
richten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 
 
Entgeltgruppe 5 
 
1. Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkannten 

Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren, die in 

ihrem oder einem diesem verwandten Beruf beschäftigt werden. 
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2. Beschäftigte, die nach einer mindestens dreijährigen ununterbrochenen Beschäfti-
gung in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von min-
destens drei Jahren eine verwaltungseigene Prüfung erfolgreich abgelegt haben 
und eine entsprechende Tätigkeit ausüben. 
 

Entgeltgruppe 4 
 
Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkannten Aus-
bildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von weniger als drei Jahren, die in ihrem 
oder einem diesem verwandten Beruf beschäftigt werden. 
 
Entgeltgruppe 3 
 
1. Beschäftigte mit Tätigkeiten, für die eine eingehende Einarbeitung erforderlich ist. 

(Keine Stufe 6) 
 

2. Angelernte Beschäftigte. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
 

3. Beschäftigte mit Tätigkeiten der Entgeltgruppe 2, die die Körperkräfte außeror-
dentlich beanspruchen oder mit besonderer Verantwortung verbunden sind. 
 

Entgeltgruppe 2 
 
Beschäftigte mit einfachen Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 4) 
 
Entgeltgruppe 1 
 
Beschäftigte mit einfachsten Tätigkeiten. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5) 
 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1  
Besonders hochwertige Arbeiten sind Arbeiten, die neben vielseitigem hochwertigem 
fachlichem Können besondere Umsicht und Zuverlässigkeit erfordern. 
 
Nr. 2  
Hochwertige Arbeiten sind Arbeiten, die an das Überlegungsvermögen und das fachli-
che Geschick des Beschäftigten Anforderungen stellen, die über das Maß dessen hin-
ausgehen, das von einem solchen Beschäftigten üblicherweise verlangt werden kann. 
 
Nr. 3  
Das sind Beschäftigte mit Tätigkeiten, die eine handwerkliche oder fachliche Anlernung 
erfordern. 
 
Nr. 4  
Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die weder eine Vor- noch eine Ausbildung, aber 
eine Einarbeitung erfordern, die über eine sehr kurze Einweisung oder Anlernphase 
hinausgeht. 2Die Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkei-
ten, die für die Beherrschung der Arbeitsabläufe als solche erforderlich sind. 
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Nr. 5  
1Einfachste Tätigkeiten üben z. B. aus 
- Essens- und Getränkeausgabepersonal, 
- Garderobenpersonal, 
- Beschäftigte, die spülen, Gemüse putzen oder sonstige Tätigkeiten im Haus- und 

Küchenbereich ausüben, 
- Reinigungspersonal in Außenbereichen wie Höfen, Wegen, Grünanlagen, Parks, 
- Wärterinnen und Wärter von Bedürfnisanstalten, 
- Serviererinnen und Servierer, 
- Hausarbeiterinnen und Hausarbeiter 
- Hausgehilfinnen und Hausgehilfen. 
2Ergänzungen können durch landesbezirklichen Tarifvertrag geregelt werden. 

 

2. Besondere Tätigkeitsmerkmale für sämtliche Bereiche 
 
2.1 Facharbeiterinnen und Facharbeiter 

 
Entgeltgruppe 9a 
 
1. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1 mit erfolgreich ab-

geschlossener Ausbildung in einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf 
mit einer Ausbildungsdauer von dreieinhalb Jahren, die als Bedienerinnen und Be-
diener von CNC-gesteuerten Maschinen komplizierte Werkstücke aus unterschied-
lichen Materialien herstellen und dafür selbständig nach Fertigungsunterlagen Ar-
beitsablaufprogramme ergänzen, Maschinenprogramme eingeben, testen und fah-
ren sowie Programmfehler feststellen und beseitigen. 
 

2. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1 mit erfolgreich ab-
geschlossener Ausbildung in einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf 
mit einer Ausbildungsdauer von dreieinhalb Jahren, die bei Einsatz von Laser-
schneidtechnik und Lasergraviertechnik selbständig Arbeitsablaufprogramme er-
gänzen, eingeben, testen und fahren sowie Programmfehler feststellen und beseiti-
gen. 
 

3. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1 mit erfolgreich ab-
geschlossener Ausbildung in einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf 
mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren mit Meisterbrief, die in gro-
ßen Arbeitsstätten mit zentraler Haus- und Betriebstechnik komplizierte Anlagen 
warten, instandsetzen, die Betriebsbereitschaft gewährleisten und in der Lage sind, 
die Regelung und Steuerung der Anlagen technischen Änderungen anzupassen. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 

Entgeltgruppe 8 
 
Aufzugsmonteurinnen und Aufzugsmonteure mit einschlägiger Ausbildung nach Ent-
geltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1, die elektrisch gesteuerte Aufzüge oder 
sonstige komplizierte Aufzugsanlagen mit Befehlsspeicherung unter Einbeziehung des 
eigentlichen Steuerteils warten und instandsetzen. 
 
Entgeltgruppe 7 
 
Aufzugsmonteurinnen und Aufzugsmonteure. 
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Protokollerklärungen: 
Nr. 1  
Einschlägige anerkannte Ausbildungsberufe im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind 
z. B. Systemelektroniker, Elektroniker für Betriebstechnik, Mechatroniker für Kältetech-
nik, Anlagenmechaniker für Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik, Elektroniker für Au-
tomatisierungstechnik. 
 
Nr. 2  
Komplizierte Anlagen im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind z. B. zentrale Mess-, 
Steuer- und Regelanlagen für Heiz-, Klima-, Sanitär- und Elektrotechnik. 

 
2.2 Fahrerinnen und Fahrer, Maschinenführerinnen und Maschinenführer, Tankwar-

tinnen und Tankwarte und Wagenpflegerinnen und Wagenpfleger  
 

Entgeltgruppe 5 
 
1. Führerinnen und Führer von Baugeräten und Erdbewegungsmaschinen (z. B. Bag-

ger, Krane, Planierraupen, Straßenhobel, Walzen). 
 

2. Fahrerinnen und Fahrer von Lastkraftwagen oder Lastkraftwagenzügen mit einem 
Ladegewicht von mehr als 5 t. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
 

3. Fahrerinnen und Fahrer von Mehrzweckfahrzeugen (Unimog u.a.) bei regelmäßiger 
Verwendung verschiedener Anbaugeräte. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 3) 
 

4. Fahrerinnen und Fahrer von Omnibussen mit mindestens 14 Fahrgastsitzen. 
 
Entgeltgruppe 4 
 
1. Fahrerinnen und Fahrer von Elektrofahrzeugen oder Elektrokarren, die nach der 

Straßenverkehrszulassungsordnung mit amtlichen Kennzeichen zum Verkehr zu-
gelassen sind und überwiegend im öffentlichen Verkehr eingesetzt sind. 
 

2. Fahrerinnen und Fahrer von Gabelstaplern, die nach der Straßenverkehrszulas-
sungsordnung mit amtlichen Kennzeichen zum Verkehr zugelassen sind und über-
wiegend im öffentlichen Verkehr eingesetzt sind. 
 

3. Fahrerinnen und Fahrer von Gabelstaplern mit einer Hubkraft von mehr als 1 t, die 
nicht zum öffentlichen Verkehr zugelassen sind. 
 

4. Kraftwagenfahrerinnen und Kraftwagenfahrer. 
 

Entgeltgruppe 3 
 

1. Fahrerinnen und Fahrer von Elektrofahrzeugen oder Elektrokarren. 
 

2. Fahrerinnen und Fahrer von Gabelstaplern, die nicht zum öffentlichen Verkehr zu-
gelassen sind. 
 

3. Tankwartinnen und Tankwarte ohne abgeschlossene Ausbildung als Tankwart. 
 

4. Wagenpflegerinnen und Wagenpfleger. 
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Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1  
Bei Verringerung des Ladegewichts durch Anbringen von Ladegeräten oder anderen 
Geräten ist vom Ladegewicht ohne Geräte auszugehen. 
 
Nr. 2  
Eine regelmäßige Verwendung verschiedener Anbaugeräte liegt vor, wenn verschie-
dene Anbaugeräte in ständiger Wiederkehr, jedoch nicht nur gelegentlich verwendet 
werden. 
 
Nr. 3 
Durch die Eingruppierung sind die Zuschläge nach § 29 MTArb – ausgenommen die 
Zuschläge nach Nr. A 20 Buchst. c) und d), Nrn. A 25 bis 28 und A 82 sowie Nrn. M 7 
und 8 TVZ zum MTL II – im Zusammenhang mit der Verwendung der Anbaugeräte 
abgegolten.  
 

2.3  Hausmeisterinnen und Hausmeister, Sportplatzmeisterinnen und Sportplatz-
meister, Pförtnerinnen und Pförtner, Reinigungs- und Wachpersonal 

 
Entgeltgruppe 5 
 
1. Hausmeisterinnen und Hausmeister mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in 

einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer 
von mindestens drei Jahren. 

 
2. Sportplatzwartinnen und Sportplatzwarte (Sportplatzmeisterinnen und Sportplatz-

meister) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem einschlägigen aner-
kannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren. 

 
Entgeltgruppe 4 
 
1. Hausmeisterinnen und Hausmeister. 
 
2. Sportplatzwartinnen und Sportplatzwarte (Sportplatzmeisterinnen und Sportplatz-

meister). 
 
Entgeltgruppe 3 

 
1. Pförtnerinnen und Pförtner 

a) an verkehrsreichen Eingängen, 
b) mit einfachem Fernsprechvermittlungsdienst, 
c) die in nicht unerheblichem Umfang mit schriftlichen Arbeiten beschäftigt werden 

oder 
d) mit Fernsprechvermittlungsdienst mit mehr als einem Amtsanschluss.  
 (Hierzu Protokollerklärung) 
 

2. Wächterinnen und Wächter mit Dienstwaffen, Begleithunden oder im Freien. 
 
3. Pförtnerinnen und Pförtner.  
 Bis 31.12.2019: (keine Stufe 6) 

 
4. Reinigerinnen und Reiniger von Werkstätten und Maschinenhallen.  
 Bis 31.12.2019: (keine Stufe 6) 
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Entgeltgruppe 2 
 
1. Reinigerinnen und Reiniger auf selbst fahrenden Reinigungsmaschinen, die diese 

Maschinen auch warten. 
 
2. Wächterinnen und Wächter. 
 
3. Reinigerinnen und Reiniger, soweit nicht in Entgeltgruppe 1 eingruppiert. 
 Bis 31.12.2019: (keine Stufe 6) 

 
Protokollerklärung: 
Zu den schriftlichen Arbeiten gehört nicht das Ausfüllen von Besucherzetteln. 
 

2.4 nicht besetzt 
 
2.5 Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer), Maschinistinnen 

und Maschinisten, Turbinenmaschinisten und Turbomaschinisten und Schicht-
führerinnen und Schichtführer an Hochdruckkesselanlagen 

 
Entgeltgruppe 8 
 
1. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) 

a) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für Sanitär-, 
Heizungs- und Klimatechnik oder in einem artverwandten anerkannten metallver-
arbeitenden oder in einem anerkannten elektrotechnischen Ausbildungsberuf mit 
einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren oder 

b) mit Kesselwärterprüfung, die eine Heizungsanlage mit mindestens 29,308 Mio. 
kJ/h oder mehrere Heizungsanlagen mit zusammen mindestens 29,308 Mio. kJ/h 

verantwortlich betreiben, wenn ihnen mindestens drei Kesselwärterinnen und 

Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) mit Ausbildung nach Buchstabe a) oder 
Buchstabe b) unterstellt sind. 

 
2. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) 

c) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für Sanitär-, 
Heizungs- und Klimatechnik oder in einem artverwandten anerkannten metallver-
arbeitenden oder in einem anerkannten elektrotechnischen Ausbildungsberuf mit 
einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren oder 

d) mit Kesselwärterprüfung, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 7 
heraushebt, dass besonders schwierige Instandsetzungen oder Instandhaltun-
gen neben der Beaufsichtigung oder Wartung von Regelanlagen zur Steuerung 
angeschlossener Unterzentralen zu erledigen sind. 

 
3. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1, deren Tätigkeit sich 

dadurch aus der Entgeltgruppe 7 heraushebt, dass besonders schwierige Instand-
setzungsarbeiten an komplizierten elektrischen Mess- und Regelanlagen selbstän-
dig und verantwortlich auszuführen sind. 
 

4. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) 
a) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für Sanitär-, 

Heizungs- und Klimatechnik oder in einem artverwandten anerkannten metallver-
arbeitenden oder in einem anerkannten elektrotechnischen Ausbildungsberuf mit 
einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren oder 

b) mit Kesselwärterprüfung an Hochdruckkesselanlagen, die zugleich Schalttafel-
wärterin und Schalttafelwärter sind. 
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5. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) 
a) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für  

Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik oder in einem artverwandten anerkannten 
metallverarbeitenden oder in einem anerkannten elektrotechnischen Ausbil-
dungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren oder 

b) mit Kesselwärterprüfung an Hochdruckkesselanlagen, die zugleich Schichtführe-
rin und Schichtführer sind. 

 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 

6. Schichtführerinnen und Schichtführer an Hochdruckkesselanlagen.  
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
 

7. Turbinenmaschinistinnen und Turbinenmaschinisten mit erfolgreich abgeschlosse-
ner Ausbildung in einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer 
Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren, die zugleich auch Schalttafelwärte-
rin und Schalttafelwärter sind. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 
 

Entgeltgruppe 7 
 
1. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) 

a) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für  
Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik oder in einem artverwandten anerkannten 
metallverarbeitenden oder in einem anerkannten elektrotechnischen Ausbil-
dungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren oder 

b) mit Kesselwärterprüfung, die eine Heizungsanlage mit mindestens 12,560 Mio. 
kJ/h oder mehrere Heizungsanlagen mit zusammen mindestens 12,560 Mio. kJ/h 

verantwortlich betreiben, wenn ihnen mindestens drei Kesselwärterinnen und 

Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) unterstellt sind. 
 

2. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) 
a) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für  

Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik oder in einem artverwandten anerkannten 

metallverarbeitenden oder in einem anerkannten elektrotechnischen Ausbil-

dungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren oder  
b) mit Kesselwärterprüfung die eine Heizungsanlage mit mindestens 29,308 Mio. 

kJ/h oder mehrere Heizungsanlagen mit zusammen mindestens 29,308 Mio. kJ/h 
verantwortlich betreiben. 

 
3. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) 

a) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für Sanitär-, 
Heizungs- und Klimatechnik oder in einem artverwandten anerkannten metallver-
arbeitenden oder in einem anerkannten elektrotechnischen Ausbildungsberuf mit 
einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren oder 

b) mit Kesselwärterprüfung an Hochdruckkesselanlagen. 
 

4. Schalttafelwärterinnen und Schalttafelwärter in Heizkraftwerken. 
 
5. Turbinenmaschinistinnen und Turbomaschinisten mit erfolgreich abgeschlossener 

Ausbildung in einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil-
dungsdauer von mindestens drei Jahren in Heizkraftwerken. 
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Entgeltgruppe 6 
 
1. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) 

a) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für 
Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik oder in einem artverwandten anerkannten 
metallverarbeitenden oder in einem anerkannten elektrotechnischen Ausbil-
dungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren oder 

b) mit Kesselwärterprüfung, die eine Heizungsanlage mit mindestens 12,560 Mio. 
kJ/h oder mehrere Heizungsanlagen mit zusammen mindestens 12,560 Mio. kJ/h 
verantwortlich betreiben. 

 
2. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) 

a) mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für Sanitär-, 
Heizungs- und Klimatechnik oder in einem artverwandten anerkannten metallver-
arbeitenden oder in einem anerkannten elektrotechnischen Ausbildungsberuf mit 
einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren oder 

b) mit Kesselwärterprüfung die eine Heizungsanlage mit mindestens 8,374 Mio. 
kJ/h oder mehrere Heizungsanlagen mit zusammen mindestens 8,374 Mio. kJ/h 
verantwortlich betreiben, wenn ihnen mindestens zwei Kesselwärterinnen und 
Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) unterstellt sind. 

 
3. Maschinistinnen und Maschinisten mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in 

einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer 
von mindestens drei Jahren für die Wärmeverteilung. 

 
Entgeltgruppe 5 
 
1. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) mit erfolgreich ab-

geschlossener Ausbildung als Anlagenmechaniker für Sanitär-, Heizungs- und Kli-
matechnik oder in einem artverwandten anerkannten metallverarbeitenden oder in 
einem anerkannten elektrotechnischen Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungs-
dauer von mindestens drei Jahren an 
a) Anlagen, die der amtlichen Überwachung unterliegen, 
b) einer Warmwasserheizungsanlage mit mindestens 2,093 Mio. kJ/h oder mehre-

ren Warmwasserheizungsanlagen mit zusammen mindestens 2,093 Mio. kJ/h  
oder 

c) einer Dampfheizungsanlage mit mindestens 1,465 Mio. kJ/h oder mehreren 
Dampfheizungsanlagen mit zusammen mindestens 1,465 Mio. kJ/h. 

 
2. Maschinistinnen und Maschinisten mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in 

einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer 

von mindestens drei Jahren an Bekohlungs- und Entaschungsanlagen, an Entga-
sungs-, Speisepumpen- und Wasseraufbereitungsanlagen von Hochdruckkesselan-
lagen. 

 
3. Maschinistinnen und Maschinisten für die Wärmeverteilung. 
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Entgeltgruppe 4 
 
1. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer) mit Kesselwärterprü-

fung an 
a) Anlagen, die der amtlichen Überwachung unterliegen, 
b) einer Warmwasserheizungsanlage mit mindestens 2,093 Mio. kJ/h oder mehre-

ren Warmwasserheizungsanlagen mit zusammen mindestens Mio. kJ/h oder 
c) einer Dampfheizungsanlage mit mindestens 1,465 Mio. kJ/h oder mehreren 

Dampfheizungsanlagen mit zusammen mindestens 1,465 Mio. kJ/h. 
 

2. Beschäftigte als Maschinisten ohne abgeschlossene Ausbildung in einem einschlä-
gigen anerkannten Ausbildungsberuf an Bekohlungs- und Entaschungsanlagen, an 
Entgasungs-, Speisepumpen- und Wasseraufbereitungsanlagen von Hochdruck-
kesselanlagen. 

 
Entgeltgruppe 3 
 
1. Beschäftigte als Helfer an Heizungsanlagen. 
 
2. Kesselwärterinnen und Kesselwärter (Heizerinnen und Heizer). 
 
3. Beschäftigte als Bekohler oder Entschlacker an Hochdruckkesselanlagen. 

 
Protokollerklärungen: 
 
Nr. 1  
Schichtführerinnen und Schichtführer an Hochdruckkesselanlagen sind die für die Kes-
selanlagen neben der / dem aufsichtführenden Schichtmeisterin / Schichtmeister ver-
antwortlichen Beschäftigten. 
 
Nr. 2  
Nr. 8 Absatz 4 der Vorbemerkungen zu Teil III gilt nicht. 
 

2.6 nicht besetzt  
 
2.7 nicht besetzt 
 

3. Besondere Tätigkeitsmerkmale für einzelne Bereiche 
 
3.1 - 3.2 nicht besetzt 
 
3.3 Beschäftigte im Gesundheitswesen 

 
Entgeltgruppe 9a 
 
1. Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1 mit erfolgreich ab-

geschlossener Ausbildung in einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf 

mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren mit Meisterbrief oder mit 
einer zusätzlichen fachlichen Fortbildung, die verschiedene Spezialeinrichtungen 
bzw. Spezialanlagen warten, instandsetzen, die Betriebsbereitschaft gewährleisten 
und in der Lage sind, die Regelung und Steuerung der Anlagen technischen Ände-
rungen anzupassen. 
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 
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2. Orthopädiemechanikerinnen und Orthopädiemechaniker und Bandagistinnen und 

Bandagisten mit Ausbildung nach Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1, 

deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 7 heraushebt, dass sie regel-
mäßig schwierigste Arbeiten beim Anfertigen, Anpassen und Korrigieren von kom-
plizierten orthopädischen Heil- und Hilfsmitteln selbständig ausführen. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 3) 

 
Entgeltgruppe 8 
 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1, deren Tätigkeit sich 
dadurch aus der Entgeltgruppe 7 heraushebt, dass sie besonders schwierige Instand-
setzungsarbeiten an komplizierten medizinischen Geräten selbständig ausführen und 
die Verantwortung für die Funktionstüchtigkeit der Geräte tragen. 
(Hierzu Protokollerklärung Nr. 4) 
 
Entgeltgruppe 7 
 
Orthopädiemechanikerinnen und Orthopädiemechaniker und Bandagistinnen und 

Bandagisten mit Ausbildung nach Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1, die 

Arbeiten verrichten, die an das Überlegungsvermögen und das fachliche Geschick des 
Beschäftigten Anforderungen stellen, die über das Maß dessen hinausgehen, das von 
einer Orthopädiemechanikerin / einem Orthopädiemechaniker und Bandagistin / Ban-
dagisten üblicherweise verlangt werden kann. 
 
Entgeltgruppe 6 
 
Orthopädiemechanikerinnen und Orthopädiemechaniker und Bandagistinnen und 
Bandagisten mit Ausbildung nach Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 des Abschnitts 1. 
 
Entgeltgruppe 3 
 
1. Anatomiehelferinnen und Anatomiehelfer. 

 
2. entfällt 

 
3. Beschäftigte an Verbrennungsanlagen. 

 
4. Krankenträgerinnen und Krankenträger. 

 
5. entfällt 

 
6. entfällt 

 
7. Badewärterinnen und Badewärter (Badegehilfinnen und Badegehilfen) in medizini-

schen Bädern. 
(keine Stufe 6) 
 

Protokollerklärungen: 
 

Nr. 1  
Einschlägige anerkannte Ausbildungsberufe im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind 
z. B. Mechatroniker, Energieelektroniker, Kälteanlagenbauer, Zentralheizungs- und 
Lüftungsbauer, Mess- und Regelmechaniker. 
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Nr. 2  
Spezialeinrichtungen bzw. Spezialanlagen im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind 
z.B. zentrale Sauerstoffanlagen, zentrale Vakuumanlagen, zentrale Lachgasanlagen, 
zentrale Druckluftanlagen, zentrale Sterilisationsanlagen, zentrale Destillieranlagen, 
zentrale Mess-, Steuer- und Regelanlagen für Klima- und Kälteanlagen in Krankenhäu-
sern der Maximalversorgung. 

 
Nr. 3  
Schwierigste Arbeiten sind z. B. 
a) selbständige und gestaltende Mitwirkung bei der Neukonstruktion und Entwicklung 

bisher nicht gebräuchlicher Hilfsmittel und Körperersatzstücke oder deren Teile, 
b) Anfertigung 

- von schwierigen Kraftzugbandagen und Steuerungssystemen bei der Herstel-
lung willkürlich funktionierender Prothesen, 

- von Bandagen und korrigierenden Apparaten zur Behandlung schwieriger  
Skoliosen, 

- von Hals- und Kopfstützen aus Kunststoffmaterial, 
- von Bandagen zur Rentension habitueller Gelenkluxationen und 
- von Bandagen für Darm- und Vaginalprolapse oder künstlichem After, 

c) Anfertigung von Redressionskorsetts für hochgradige Verkrümmungen der Wirbel-
säule, besonders schwierige Prothesenversorgungen, etwa bei Exartikulationen, 
Gelenkversteifungen und Gliedmaßenfehlstellungen, 

d) Versorgung von Kindern mit angeborenen Fehlbildungen der Gliedmaßen (Dysme-
lien) mit Prothesen und Orthesen, 

e) Konstruktion und Anfertigung von aktiv beweglichen Kunstarmen und Kunsthänden 
mit hochentwickelten technischen Systemen. 

 
Nr. 4  
Komplizierte medizinische Geräte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind z. B. 
a) elektrische Überwachungsanlagen auf Intensivstationen oder in Operationsräumen 

zur Messung von Temperatur, Blutdruck, Atmung – sog. elektronische Kranken-
schwestern –, 

b) komplizierte Elektrokardiografen, 
c) Gas-Chromatografen, 
d) Geräte zur Erstellung von Blutanalysen, 
e) Pulswellengeschwindigkeitsmesser, 
f) Schockgeräte und ähnliche Geräte. 
 

3.4 - 3.16 nicht besetzt 
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Anhang zu Teil III der Entgeltordnung zum TV-UKF 
 
 

Richtlinien für verwaltungseigene Prüfungen 

 
 

Richtlinie für verwaltungseigene Prüfungen in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf nach Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 2 
Teil III Abschnitt 1 der Entgeltordnung zum TV-UKF 

 
 
 

Nr. 1 
Allgemeines 

 
(1) Diese Richtlinie gilt für verwaltungseigene Prüfungen in einem anerkannten Ausbil-

dungsberuf nach Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 2 Teil III Abschnitt 1 (allgemeine Tätigkeits-
merkmale) der Entgeltordnung zum TV-UKF.  

 
(2) Verwaltungseigene Prüfungen können nur für Tätigkeiten abgelegt werden, die in dem 

Bereich der Verwaltung oder in dem Betrieb vorkommen, bei dem der Beschäftigte tätig 
ist. 

 
(3) 1Der Beschäftigte hat die mindestens dreijährige ununterbrochene Beschäftigung nach 

Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 2 Teil III Abschnitt 1 der Entgeltordnung zum TV-UKF mit 
einschlägigen Tätigkeiten des Ausbildungsberufs, in dem er die Prüfung ablegen will, zu 
verbringen. 2Die dreijährige Beschäftigung soll in der Regel in der Verwaltung oder in 
dem Betrieb geleistet worden sein, in dem der Beschäftigte tätig ist. 3Als einschlägige 
Tätigkeit gilt nicht schon allein die mechanische Bedienung von Arbeits- oder Werkzeug-
maschinen. 

 
 

Nr. 2 
Zulassungsantrag 

 
1Der Beschäftigte hat einen schriftlichen Antrag auf Zulassung zur Prüfung (unter Angabe des 
Ausbildungsberufs) bei der Dienststelle einzureichen. 2Die Dienststelle entscheidet über die 
Zulassung. 
 
Protokollerklärung: 
Dem Antrag soll stattgegeben werden, wenn es sich um einen Beschäftigten handelt, dem in 
Zukunft voraussichtlich überwiegend Tätigkeiten übertragen werden, die sonst nur von ausge-
bildeten Beschäftigten ausgeführt werden. 
 
 

Nr. 3 
Prüfungsausschuss 

 
(1) Die Prüfung ist vor einem Prüfungsausschuss abzulegen.  
 
(2) Der Ausschuss setzt sich zusammen aus: 

 
a) einem sachverständigen Beamten oder sachverständigen Beschäftigten als Vorsit-

zenden, 
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b) einem Meister oder Werkmeister des betreffenden Ausbildungsberufs als Beisitzer, 
c) einem Beschäftigten mit einer Ausbildung nach Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 Teil III 

Abschnitt 1 der Entgeltordnung zum TV-UKF in dem betreffenden Berufszweig als 
Beisitzer. 

 
(3) Die Prüfung kann auch vom Prüfungsausschuss einer anderen Verwaltung oder eines 

anderen Betriebes des Arbeitgebers abgenommen werden. 
 
 

Nr. 4 
Prüfungsanforderungen 

 
(1) 1Mit der Prüfung soll der Nachweis erbracht werden, dass der Beschäftigte die in dem 

betreffenden Ausbildungsberuf gebräuchlichen Handgriffe und Fertigkeiten mit genügen-
der Sicherheit ausübt und die notwendigen Fachkenntnisse besitzt. 2Diese Kenntnisse 
und Fertigkeiten müssen den an einen Beschäftigten der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 
Teil III Abschnitt 1 der Entgeltordnung zum TV-UKF durchschnittlich zu stellenden An-
forderungen entsprechen. 

 
(2) 1Die Prüfung soll von den Gegebenheiten der Betriebspraxis ausgehen. 2Sie besteht aus 

einem praktischen und einem mündlichen Teil. 3Das Hauptgewicht ist auf den prakti-
schen Teil zu legen, in dem der Beschäftigte durch eine geeignete Arbeitsprobe sein 
praktisches Können nachzuweisen hat. 

 
 

Nr. 5 
Prüfung 

 
(1) Der Prüfungstermin und der Prüfungsort werden vom Vorsitzenden des Prüfungsaus-

schusses festgesetzt und den Beteiligten rechtzeitig bekanntgegeben. 
 
(2) 1Über den Verlauf der Prüfung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die neben dem Ge-

samtergebnis auch die Bewertung des praktischen und mündlichen Prüfungsteils ent-
halten soll. 2Die Niederschrift ist von allen Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu un-
terschreiben. 

 
(3) Nach beendeter Prüfung entscheidet der Prüfungsausschuss auf Grund des Ergebnis-

ses der praktischen und mündlichen Prüfung, ob der Beschäftigte bestanden hat und 
teilt das Ergebnis dem Beschäftigten sofort mit. 

 
(4) 1Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses gibt die Prüfungsunterlagen mit der Nieder-

schrift über das Ergebnis der Prüfung an die zuständige Dienststelle. 2Hat der Beschäf-
tigte die Prüfung bestanden, stellt ihm die Dienststelle hierüber ein Zeugnis aus. 3In dem 
Zeugnis ist anzugeben, in welchem Ausbildungsberuf die Prüfung abgelegt worden ist. 

 
(5) Die Prüfungsunterlagen mit der Niederschrift über das Ergebnis der Prüfung sowie eine 

Abschrift des Zeugnisses sind zu den Personalakten des Beschäftigten zu nehmen. 
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Nr. 6 
Wiederholung der Prüfung 

 
(1) 1Hat der Beschäftigte die Prüfung nicht bestanden, so kann er sie – nach einer vom 

Prüfungsausschuss zu bestimmenden Frist – wiederholen. 2Die Frist soll mindestens 
sechs Monate betragen; sie ist in der Prüfungsniederschrift festzulegen. 3Der Beschäf-
tigte hat die Prüfung in allen Teilen zu wiederholen. 

 
(2) Eine weitere Wiederholung der Prüfung ist nicht zulässig. 
 
 

Nr. 7 
Prüfungsgebühren 

 
Prüfungsgebühren werden nicht erhoben. 
 
 

Nr. 8 
Entgeltfortzahlung 

 
Dem Beschäftigten wird zum Ablegen der Prüfung Freistellung von der Arbeit unter Entgelt-
fortzahlung für die Dauer der zwingend notwendigen Abwesenheit gewährt. 
 
 

Nr. 9 
Reisekosten 

 
1Dem Beschäftigten werden die notwendigen Auslagen für die Benutzung der regelmäßig ver-
kehrenden öffentlichen Verkehrsmittel nach den jeweiligen reisekostenrechtlichen Regelun-
gen der Länder erstattet. 2Im Übrigen können zur Bestreitung der Mehrausgaben am Prüfungs-
ort nach den jeweiligen reisekostenrechtlichen Regelungen der Länder Zuschüsse in Höhe 
des bei Dienstreisen zustehenden Tage- und Übernachtungsgeldes gezahlt werden. 
 
 

Nr. 10 
Anerkennung von verwaItungseigenen Prüfungen 

 
1Die bei einer Verwaltung oder einem Betrieb des Arbeitgebers abgelegte verwaltungseigene 
Prüfung gilt für den gesamten Bereich des Arbeitgebers. 2Eine verwaltungseigene Prüfung, 
die bei einem anderen Arbeitgeber abgelegt worden ist, kann anerkannt werden, wenn diese 
Prüfung Voraussetzung für die Einstellung war. 
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Teil IV 
Beschäftigte im Pflegedienst 

 

Vorbemerkungen zu Teil IV der Entgeltordnung 
 
1. 1Die Bezeichnung „Pflegehelferinnen und Pflegehelfer" umfasst auch Gesundheits- und 

Krankenpflegehelferinnen und Gesundheits- und Krankenpflegehelfer sowie Altenpfle-
gehelferinnen und Altenpflegehelfer. 2Die Bezeichnung "Pflegerinnen und Pfleger" um-
fasst Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesundheits- und Krankenpfleger, Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 
sowie Altenpflegerinnen und Altenpfleger in allen Fachrichtungen bzw. Spezialisierun-
gen. 

 
2. Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesundheits- und Krankenpfleger, die die 

Tätigkeiten von Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegern oder von Altenpflegerinnen und Altenpflegern ausüben, sind als 
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
ger bzw. als Altenpflegerinnen und Altenpfleger eingruppiert. 

 
3. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-

ger, die die Tätigkeiten von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesundheits- 
und Krankenpflegern oder von Altenpflegerinnen und Altenpflegern ausüben, sind als 
Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesundheits- und Krankenpfleger bzw. als 
Altenpflegerinnen und Altenpfleger eingruppiert. 

 
4. Altenpflegerinnen und Altenpfleger, die die Tätigkeiten von Gesundheits- und Kranken-

pflegerinnen und Gesundheits- und Krankenpflegern ausüben, sind als Gesundheits- 
und Krankenpflegerinnen und Gesundheits- und Krankenpfleger eingruppiert. 

 
5. Nach den Tätigkeitsmerkmalen für Pflegerinnen und Pfleger sind auch Hebammen und 

Entbindungspfleger sowie Operationstechnische Assistentinnen und Assistenten und 
Anästhesietechnische Assistentinnen und Assistenten mit abgeschlossener Ausbildung 
nach der DKG-Empfehlung vom 17. September 2013 in der jeweiligen Fassung oder 
nach gleichwertiger landesrechtlicher Regelung, die die Tätigkeit von Gesundheits- und 
Krankenpflegerinnen und Gesundheits- und Krankenpflegern oder von Gesundheits- 
und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern auszu-
üben haben, eingruppiert. 

 
6. Zu der entsprechenden Tätigkeit von Pflegehelferinnen und Pflegehelfern bzw. von Pfle-

gerinnen und Pflegern gehört auch die Tätigkeit in Ambulanzen, Blutzentralen und Dia-
lyseeinheiten, soweit es sich nicht überwiegend um eine Verwaltungs- oder Empfangstä-
tigkeit handelt. 

 
7. Die Bezeichnungen umfassen auch 
 

Gesundheits-und Krankenpflegehelferinnen  
und 
Gesundheits- und Krankenpflegehelfer 

Krankenpflegehelferinnen 
und  
Krankenpflegehelfer 

Gesundheits- und Krankenpflegerinnen 
und 
Gesundheits- und Krankenpfleger 

Krankenschwestern 
und 
Krankenpfleger 

Gesundheits-und Kinderkrankenpflegerinnen  
und 
Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 

Kinderkrankenschwestern 
und 
Kinderkrankenpfleger 
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8. Die Bezeichnungen „Hebamme“ bzw. Lehrhebamme“ umfassen auch die männlichen 
Bezeichnungen „Entbindungspfleger“ bzw. „Lehrentbindungspfleger“. 

 
9. Nr. 6 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung gilt mit folgenden Maßga-

ben: 
a) Personen, die zu einem Teil ihrer Arbeitszeit unterstellt oder zu einem Teil ihrer Ar-

beitszeit in einem Bereich beschäftigt sind, zählen entsprechend dem Verhältnis die-

ses Anteils zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten. 
b) 1Schülerinnen und Schüler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- 

und Kinderkrankenpflege, Gesundheits- und Krankenpflegehilfe und Entbindungs-
pflege sowie Personen, die sich in einer Ausbildung in der Altenpflege befinden, blei-

ben außer Betracht. 2Für die Berücksichtigung von Stellen, auf die Schülerinnen und 

Schüler angerechnet werden, gilt Satz 3 der Nr. 6 der Vorbemerkungen zu allen Tei-

len der Entgeltordnung. 
 

10.  
(1) 1Pflegepersonen der Entgeltgruppen P 5 bis P 12, die die Grund- und Behandlungs-

pflege zeitlich überwiegend bei 
a) an schweren Infektionskrankheiten erkrankten Patienten (z. B. Tuberkulose-Pa-

tienten), die wegen der Ansteckungsgefahr in besonderen Infektionsabteilungen 
oder Infektionsstationen untergebracht sind, 

b) Kranken in geschlossenen oder halb geschlossenen (Open-door-system) psychi-
atrischen Abteilungen oder Stationen, 

c) Kranken in geriatrischen Abteilungen oder Stationen, 
d) gelähmten oder an multipler Sklerose erkrankten Patienten, 
e) Patienten nach Transplantationen innerer Organe oder von Knochenmark, 
f) an AIDS (Vollbild) erkrankten Patienten, 
g) Patienten, bei denen Chemotherapien durchgeführt oder die mit Strahlen oder 

mit inkorporierten radioaktiven Stoffen behandelt werden, 
ausüben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine monatliche Zulage.  
2Sie beträgt in den Fällen des Buchstaben a) 150 € und in den Fällen der Buchsta-
ben b) bis g) 90 €. 3Die Zulage steht auch bei Erfüllung mehrerer Tatbestände nur 
einmal zu; ergeben sich bei Erfüllung mehrerer Tatbestände unterschiedlich hohe 
Zulagenbeträge, wird nur die betragsmäßig höchste Zulage gezahlt. 

 
(2) 1Pflegepersonen der Entgeltgruppen P 5 bis P 12, die zeitlich überwiegend in Ein-

heiten für Intensivmedizin Patienten pflegen, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit 
eine monatliche Zulage von 150 Euro. 2Neben der Zulage nach Satz 1 steht eine 
Zulage nach Absatz 1 der Vorbemerkung Nr. 10 nicht zu. 

 
(3) 1Pflegepersonen der Entgeltgruppen P 5 bis P 12, welche die Grund- und Behand-

lungspflege bei schwer brandverletzten Patienten ausüben in Einheiten für schwer 
Brandverletzte, denen durch die zentrale Anlaufstelle für die Vermittlung von Betten 
für Schwerbrandverletzte in der Bundesrepublik Deutschland bei der Einsatzzent-
rale / Rettungsleitstelle der Feuerwehr Hamburg Schwerbrandverletzte vermittelt 
werden, erhalten eine Zulage gemäß Anlage F Abschnitt IV Nr. 1 für jede volle Ar-
beitsstunde dieser Pflegetätigkeit. 2Die Zulage verändert sich bei allgemeinen Ent-
geltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgelt-
gruppe festgelegten Vomhundertsatz; Sockelbeträge, Mindestbeträge und ver-
gleichbare nichtlineare Steigerungen bleiben unberücksichtigt. 3Eine nach Absatz 1, 
2 oder 3 zustehende Zulage vermindert sich um den Betrag, der in demselben Ka-
lendermonat nach Satz 1 zusteht. 
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11. Beschäftigte in der Funktionsdiagnostik, in der Endoskopie, im Operationsdienst und im 
Anästhesiedienst erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine monatliche Zulage von  
45 Euro, soweit diesen Beschäftigten keine Zulage nach den Vorbemerkungen Nr. 10 
zu Teil IV der Entgeltordnung gezahlt wird. 

 
12. 1Beschäftigte nach Abschnitt 4 erhalten eine monatliche Zulage nach Anlage F Abschnitt 

III Nr. 1. 2Die Zulage verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von 
den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz; 
Sockelbeträge, Mindestbeträge und vergleichbare nichtlineare Steigerungen bleiben un-
berücksichtigt. 3Sie wird nur für die Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen An-
spruch auf Entgelt oder Entgeltfortzahlung nach § 21 haben. 4Sie ist bei der Bemessung 
des Sterbegeldes (§ 23 Absatz 3) zu berücksichtigen. 
 

13. 1Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter in der Pflege mit berufspädagogischer Zu-
satzqualifikation nach bundesrechtlicher Regelung und entsprechender Tätigkeit erhal-
ten für die Dauer der Tätigkeit als Praxisanleiterin / Praxisanleiter eine monatliche Zulage 
nach Anlage F Abschnitt III Nr. 2 TV-UKF. 2Ausgenommen hiervon sind Beschäftigte der 
Entgeltgruppe P 11 Abschnitt 4 der Anlage A zum TV-UKF. 3Die Zulage verändert sich 
bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die je-
weilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz; Sockelbeträge, Mindestbeträge 
und vergleichbare nicht lineare Steigerungen bleiben unberücksichtigt. 4Die Praxisanlei-
tung wird durch ausdrückliche Anordnung zusätzlich zur Tätigkeit übertragen. 5Sie muss 
zeitlich nicht überwiegen. 
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1. Leitende Beschäftigte in der Pflege 
 

Vorbemerkungen 
 
(1) Die Tarifvertragsparteien legen den Aufbau der Tätigkeitsmerkmale für Leitungs-

kräfte in der Pflege folgende regelmäßige Organisationsstruktur zu Grunde: 
 
(2) Die stellvertretende fachliche Gruppenleitung stellt die unterste Verantwortlich-

keitsebene dar. Sie umfasst die ständige Vertretung von Gruppenleitungen 
 
(3) Die Eingruppierung von Gruppenleitungen ist durch die Anzahl der unterstellten Be-

schäftigten differenziert. Bei der Zahl der unterstellten Beschäftigten zählen Teil-
zeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag ver-
einbarten Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit einer / eines Vollzeitbeschäftig-
ten. Für die Eingruppierung ist es unschädlich, wenn im Organisations- und Stel-
lenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht besetzt sind. 

 
(4) Bereichsleitungen sind verantwortlich für klinische Spezialgebiete. Sie sind nach 

Ziffer 2 des Teils IV der Entgeltordnung eingruppiert. 
 
(5) Pflegedienstleitungen sind nach Ziffer 2 des Teils IV der Entgeltordnung eingrup-

piert. 
 

Entgeltgruppe P 15 
 
Beschäftigte als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter großer Gruppen mit in der Regel 
mehr als 24 Beschäftigten in folgenden Bereichen: 

 OP 

 Intensiv 

 Anästhesie 
(Keine Stufe 1) 
 
Entgeltgruppe P 14 
 
1. Beschäftigte als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter großer Gruppen mit in der Re-

gel mehr als 24 Beschäftigten. 
(Keine Stufe 1) 

 
2. Beschäftigte als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter in folgenden Bereichen  

 OP 

 Intensiv 

 Anästhesie 
(Keine Stufe 1) 

 
3. Beschäftigte als stellvertretende fachliche Gruppenleitung, denen die Stellvertretung 

von Gruppenleitungen gemäß Entgeltgruppe P 15 übertragen wurde. 
 (Keine Stufe 1) 
 
Entgeltgruppe P 13 
 
1. Beschäftigte als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter mit in der Regel nicht mehr als 

24 Beschäftigten. 
 (Keine Stufe 1) 
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2. Beschäftigte als stellvertretende fachliche Gruppenleitung, denen die Stellvertretung 
von Gruppenleitungen gemäß Entgeltgruppe P14, Fallgruppe 1 übertragen ist. 

 (Keine Stufe 1) 
 
3. Beschäftigte als stellvertretende fachliche Gruppenleitung, denen die Stellvertretung 

von Gruppenleitungen gemäß Entgeltgruppe P14, Fallgruppe 2 übertragen ist. 
 (Keine Stufe 1) 
 
Entgeltgruppe P 12 
 
1. Beschäftigte als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter mit in der Regel nicht mehr als 

12 unterstellten Beschäftigten. 
 (Keine Stufe 1) 
 
2. Beschäftigte als stellvertretende fachliche Gruppenleitung, denen die Stellvertretung 

von Gruppenleitungen gemäß Entgeltgruppe P13, Fallgruppe 1 übertragen ist. 

 (Keine Stufe 1) 
 
Entgeltgruppe P 11 
 
Beschäftigte als stellvertretende fachliche Gruppenleitung. 
(Keine Stufe 1) 
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2.  Beschäftigte in der Pflege mit Hochschulbildung oder vergleichbarer 

Qualifikation, Beschäftigte in der Pflegeentwicklung, Hebammen sowie leitende 

Beschäftigte mit wissenschaftlicher Hochschulbildung 

 
Vorbemerkungen  
 
Nr. 1  
(1) Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen so-

wie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hochschu-
len anerkannt sind.  

(2) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das 
Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung oder mit ei-
ner Masterprüfung oder mit einer Magisterprüfung beendet worden ist. 2Diesen 
Prüfungen steht eine Promotion nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung 
einer ersten Staatsprüfung oder einer Diplomprüfung oder einer Masterprüfung  
oder einer Magisterprüfung nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht 
vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt 
auch vor, wenn der Master an einer Fachhochschule erlangt wurde und den Zu-
gang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikations-
ebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang das Akkreditie-
rungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem jeweils gelten-
den Landesbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes 
bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert ist. 

(3) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass die 
Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens 
das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige 
fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzu-
gangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss 
eine Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semestern – ohne etwaige Praxisse-
mester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelorstudiengang 
erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für 
den Abschluss vorgeschrieben sind.  

(4) Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wis-
senschaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Aner-
kennungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt 
wurde. 

 
Nr. 2  
Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im Sinne 
des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhoch-
schule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Ba-
chelorgrad verliehen wurde.  
 
(1) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 

akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelo-
rausbildungsgängen an Berufsakademien.  

(2) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung 
in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der 
Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs Semestern – ohne etwaige Praxis-
semester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist.  
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(3) Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hoch-
schulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als 
dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde. 

 
Nr. 3  
1.  Die hochschulische Ausbildung befähigt insbesondere: 
 

a)  zur Steuerung und Gestaltung hochkomplexer Pflegeprozesse auf der Grund-
lage wissenschaftsbasierter oder wissenschaftsorientierter Entscheidungen,  

 
b)  vertieftes Wissen über Grundlagen der Pflegewissenschaft, des gesellschaft-

lich institutionellen Rahmens des pflegerischen Handelns sowie des normativ-
institutionellen Systems der Versorgung anzuwenden und die Weiterentwick-
lung der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung dadurch maßgeblich 
mitzugestalten,  

 
c)  sich Forschungsgebiete der professionellen Pflege auf dem neuesten Stand 

der gesicherten Erkenntnisse erschließen und forschungsgestützte Prob-
lemlösungen wie auch neue Technologien in das berufliche Handeln übertra-
gen zu können sowie berufsbezogene Fort- und Weiterbildungsbedarfe zu er-
kennen,  

 
d)  sich kritisch reflexiv und analytisch sowohl mit theoretischem als auch prakti-

schem Wissen auseinandersetzen und wissenschaftsbasiert innovative Lö-
sungsansätze zur Verbesserung im eigenen beruflichen Handlungsfeld entwi-
ckeln und implementieren zu können und  

 
e)  an der Entwicklung von Qualitätsmanagementkonzepten, Leitlinien und Ex-

pertenstandards mitzuwirken.  
 

2. Für Hebammen gilt dies sinngemäß.  
 
Entgeltgruppe 15 (gemäß Anlage B zum TV-UKF)  
 
1.  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, Fallgruppe 1, sowie sonstige Beschäftigte, die 

aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei-
ten ausüben, deren Tätigkeit sich  

 durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie  

 erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung aus der Entgelt-
gruppe 13, Fallgruppe 1, heraushebt.  

2.  Beschäftigte, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe 
ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist, wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1.  

 
Entgeltgruppe 14 (gemäß Anlage B zum TV-UKF)  
 
1.  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, Fallgruppe 1, sowie sonstige Beschäftigte, die 

aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei-
ten ausüben, deren Tätigkeit sich  

 mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder  

 mindestens zu einem Drittel durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei 
besonders schwierigen Aufgaben aus der Entgeltgruppe 13, Fallgruppe 1, her-
aushebt.  

2.  Beschäftigte, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe 
ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist, wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1.  
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Entgeltgruppe 13 (gemäß Anlage B zum TV-UKF)  
 
1.  Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und ent-

sprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fä-
higkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.  

2.  Beschäftigte im UKF, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und 
der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist, wie Tätigkeiten nach Fall-
gruppe 1.  

 
Entgeltgruppe 12 (gemäß Anlage B zum TV-UKF)  
 
1.  Beschäftigte in der Pflegeentwicklung bzw. Pflegeforschung mit abgeschlossener 

Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit. 
2.  Beschäftigte, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verant-

wortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt. 
 
Entgeltgruppe 11 (gemäß Anlage B zum TV-UKF) 
 
Beschäftigte, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus 
der Entgeltgruppe 9b heraushebt 
 
Entgeltgruppe 10 (gemäß Anlage B zum TV-UKF)  
 
Beschäftigte, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9b heraushebt.  
 
Entgeltgruppe 9b (gemäß Anlage B zum TV-UKF) 
 
Beschäftigte mit abgeschlossener Hochschulbildung und den Anforderungen der Vor-
bemerkung Nr. 3 entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.  
(Vergleiche Vorbemerkung) 
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3. Lehrkräfte in der Pflege 
 

Vorbemerkungen 
 
Nr. 1 
(1)  Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen so-

wie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hochschu-
len anerkannt sind. 

(2)  1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das 
Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung oder mit ei-
ner Masterprüfung oder mit einer Magisterprüfung beendet worden ist. 2Diesen 
Prüfungen steht eine Promotion nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung 
einer ersten Staatsprüfung oder einer Diplomprüfung oder einer Masterprüfung  
oder einer Magisterprüfung nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht 
vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt 
auch vor, wenn der Master an einer Fachhochschule erlangt wurde und den Zu-
gang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikations-
ebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang das Akkreditie-
rungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem jeweils gelten-
den Landesbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes 
bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert ist.  

(3)  1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass die 
Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens 
das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige 
fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzu-
gangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss 
eine Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semestern – ohne etwaige Praxisse-
mester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelorstudiengang 
erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für 
den Abschluss vorgeschrieben sind. 

(4)  Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wis-
senschaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Aner-
kennungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt 
wurde. 

 
Nr. 2 
(1)  Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im 

Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz 
„Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschluss-
grad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde.  

(2)  1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 
akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelo-
rausbildungsgängen an Berufsakademien. 

(3)  Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung 
in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der 
Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs Semestern – ohne etwaige Praxis-
semester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 

(4)  Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hoch-
schulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als 
dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde. 
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Entgeltgruppe 15 (gemäß Anlage B zum TV-UKF)  
 
Leiterin oder Leiter einer Schule. 
 
Entgeltgruppe 14 (gemäß Anlage B zum TV-UKF)  
 
Stellvertretende Leiterinnen oder Leiter einer Schule. 
 
Entgeltgruppe 13 (gemäß Anlage B zum TV-UKF) 
 
Lehrkräfte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und mit erfolg-
reich absolviertem Vorbereitungsdienst (Referendariat) mit entsprechender Tätigkeit 
sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Er-
fahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
 
Protokollerklärung zur Entgeltgruppe 13: 
Diplompflegepädagoginnen und Diplompflegepädagogen (FH) mit entsprechender Tä-
tigkeit erfüllen die Anforderungen des im Tätigkeitsmerkmals vorgesehenen „sonstigen 
Beschäftigten“. 

 
Entgeltgruppe 11 (gemäß Anlage B zum TV-UKF) 
 
Lehrkräfte an Pflegeschulen mit abgeschlossener Hochschulbildung und entspre-
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkei-
ten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
 
Entgeltgruppe 10 (gemäß Anlage B zum TV-UKF) 
 

Lehrkräfte mit entsprechender Zusatzqualifikation. 
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4. Beschäftigte in der Pflege 
 

Entgeltgruppen P 5 
 
Pflegehelferinnen und Pflegehelfer mit entsprechender Tätigkeit. 
(Keine Stufe 1) 
 
Entgeltgruppe P 6 
 
Pflegehelferinnen und Pflegehelfer mit mindestens einjähriger Ausbildung und ent-
sprechender Tätigkeit. 
(Keine Stufe 1) 
 
Entgeltgruppe P 7 
 
1. Pflegerinnen und Pfleger mit mindestens dreijähriger Ausbildung und entsprechen-

der Tätigkeit. 
 (Keine Stufen 1 + 2) 
 
2. Medizinische Fachangestellte und zahnmedizinische Fachangestellte sowie Rettungs-

assistentinnen und Rettungsassistenten oder Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter, 
die Tätigkeiten eines Pflegers / einer Pflegerin auszuüben haben. 

 (Keine Stufen 1 + 2) 
 
Entgeltgruppe P 8 
 
1. Pflegerinnen und Pfleger der Entgeltgruppen P 7, deren Tätigkeit sich aufgrund beson-

derer Schwierigkeit aus der Entgeltgruppe P 7 heraushebt 
 (Keine Stufen 1 + 2) 
 
Protokollerklärung zu Fallgruppe 1: 
Tätigkeiten, die sich aufgrund besonderer Schwierigkeit aus der Entgeltgruppe P7 
herausheben, sind 
a. Tätigkeiten in Spezialbereichen, in denen eine Fachweiterbildung nach der DKG- 

Empfehlung zur Weiterbildung von Gesundheits- und (Kinder-) Krankenpflegekräf-
ten (siehe Protokollerklärung zu Entgeltgruppe P10, Fallgruppe 1) vorgesehen ist, 

b. Tätigkeiten in den Spezialbereichen 
- Stroke Unit 
- Infektion 
- Neurochirurgie 
- Zentrale Notaufnahme 
- Gerontopsychiatrie 
- Psychiatrische Akutaufnahme 

c. die Wahrnehmung einer der folgenden besonderen pflegerischen Aufgaben außer-
halb von Spezialbereichen nach Buchstabe a und b: 
- Wundmanagerin oder Wundmanager, 
- Gefäßassistentin oder Gefäßassistent, 
- Breast Nurse / Lactation, 
- Painnurse  
 

2. Medizinische Fachangestellte und zahnmedizinische Fachangestellte mit Einsatz in 
den Bereichen OP und Anästhesie, die Tätigkeiten einer Pflegerin / eines Pflegers aus-
zuüben haben. 

 (Keine Stufen 1 + 2) 
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3. Operationstechnische Assistentinnen und Assistenten und Anästhesietechnische As-
sistentinnen und Assistenten mit entsprechender Tätigkeit. 

 (Keine Stufen 1 + 2) 
 
Entgeltgruppe P 9 
 
1. Hebammen und Entbindungspfleger mit mindestens dreijähriger Ausbildung und ent-

sprechender Tätigkeit. 
 (Keine Stufe 1) 
 
2. (Fallgruppe 2 gültig ab 01.01.2020)  
 Pflegerinnen und Pfleger mit mindestens dreijähriger Ausbildung und abgeschlossener 

Fachweiterbildung in Intermediate Care (DKG) und entsprechender Tätigkeit. 
 (Keine Stufe 1) 
 
Entgeltgruppe P 10 
 
1. Pflegerinnen und Pfleger mit mindestens dreijähriger Ausbildung mit abgeschlossener 

Fachweiterbildung und entsprechender Tätigkeit. 
 (Keine Stufe 1) 
 
Protokollerklärung zu Fallgruppe 1: 
1Bei den Fachweiterbildungen muss es sich entweder um eine Fachweiterbildung nach 
§ 1 der DKG-Empfehlung zur pflegerischen Weiterbildung vom 29. September 2015 in 
der jeweiligen Fassung bzw. um eine gleichwertige Weiterbildung nach § 21 dieser 
DKG-Empfehlung oder um eine Fachweiterbildung nach § 1 der DKG-Empfehlung für 
die Weiterbildung Notfallpflege vom 29. November 2016 in der jeweiligen Fassung han-
deln. 2Eine Gleichwertigkeit ist ebenfalls mit einem Bachelor-Abschluss eines einschlä-
gigen fachspezifischen Studienganges gegeben, dessen Zugangsvoraussetzungen 
eine mindestens dreijährige Pflegeausbildung beinhaltet. 

 
2. Pflegerinnen und Pfleger mit erfolgreich abgeschlossener Fachweiterbildung zur Hygi-

enefachkraft und entsprechender Tätigkeit. 
 (Keine Stufe 1) 
 
Entgeltgruppe P 11 
 
Pflegerinnen und Pfleger der Entgeltgruppe P 10 Fallgruppe 1 mit berufspädago-
gischer Zusatzqualifikation nach bundesrechtlicher Regelung, die auf Stationen oder 
in Bereichen eingesetzt sind, für die aufgrund gesetzlicher Regelung die Beschäfti-
gung von Praxisanleitern vorgeschrieben ist und denen durch ausdrückliche Anord-
nung die Praxisanleitung übertragen wurde. 
(Keine Stufe 1) 
 
Protokollerklärung:  
Die Praxisanleitung wird durch ausdrückliche Anordnung zusätzlich zur Tätigkeit 
entsprechend Entgeltgruppe P 10 Fallgruppe 1 übertragen und muss zeitlich nicht 
überwiegen. 
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Tarifvertrag für das 
Universitätsklinikum Frankfurt 

(TV-UKF) 
vom 27. Oktober 2008 

 
in der Fassung des 9. Änderungstarifvertrages 

vom 6. April 2022 
 
 
 
 
 

zwischen  
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 
und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di),  
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 
 

 
 
abgestimmte durchgeschriebene Fassung. 
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B.  Anlagen (Entgelttabellen) 
 

Anlage B Entgelttabelle für die Entgeltgruppen 1 bis 15 
Anlage C Entgelttabelle für Pflegekräfte 
Anlage D nicht besetzt 
Anlage E Bereitschaftsdienstentgelte 
Anlage F Beträge der in der Entgeltordnung (Anlage A zum TV-UKF) geregelten  
 Zulagen 
Anlage G Entgelttabellen für Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst 
Anlage H Zusatzregelungen für das Universitätsklinikum Frankfurt gemäß §§ 39  
 und 40 TV-UKF 
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Anlage B zum TV-UKF 
 
 

Entgelttabelle für Beschäftigte in den Entgeltgruppen 1 bis 15 
 

Monatsbeträge in Euro 
 

- gültig vom 1. Januar 2021 bis 30. November 2022 - 

  

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 4.880,65 5.247,42 5.441,24 6.129,64 6.650,92 6.850,45 

14 4.418,91 4.752,85 5.026,88 5.441,24 6.076,14 6.258,43 

13 4.074,30 4.385,28 4.619,20 5.073,66 5.701,88 5.872,94 

12 3.672,04 3.930,82 4.478,85 4.960,05 5.581,59 5.749,03 

11 3.553,15 3.792,20 4.064,48 4.478,85 5.080,35 5.232,76 

10 3.427,65 3.662,23 3.930,82 4.204,82 4.726,15 4.867,94 

9b 3.051,16 3.277,32 3.424,65 3.831,78 4.178,10 4.303,46 

9a 3.051,16 3.277,32 3.326,44 3.424,65 3.831,78 3.945,49 

8 2.866,21 3.087,04 3.209,79 3.326,44 3.455,35 3.535,15 

7 2.696,84 2.912,50 3.074,75 3.197,52 3.295,75 3.381,67 

6 2.651,42 2.864,88 2.983,94 3.105,46 3.185,24 3.271,18 

5 2.547,60 2.757,73 2.876,79 2.989,89 3.080,89 3.142,28 

4 2.432,59 2.644,64 2.793,45 2.876,79 2.960,14 3.013,70 

3 2.401,55 2.608,91 2.668,44 2.763,68 2.841,07 2.906,55 

2 2.240,12 2.436,27 2.495,81 2.555,33 2.692,24 2.835,13 

1  2.037,44 2.067,18 2.102,90 2.138,63 2.227,92 
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Anlage B zum TV-UKF 
 
 

Entgelttabelle für Beschäftigte in den Entgeltgruppen 1 bis 15 
 

Monatsbeträge in Euro 
  

- gültig ab 1. Dezember 2022 - 

  

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 5.017,31 5.394,35 5.593,59 6.301,27 6.837,15 7.042,26 

14 4.542,64 4.885,93 5.167,63 5.593,59 6.246,27 6.433,67 

13 4.188,38 4.508,07 4.748,54 5.215,72 5.861,53 6.037,38 

12 3.774,86 4.040,88 4.604,26 5.098,93 5.737,87 5.910,00 

11 3.652,64 3.898,38 4.178,29 4.604,26 5.222,60 5.379,28 

10 3.523,62 3.764,77 4.040,88 4.322,55 4.858,48 5.004,24 

9b 3.136,59 3.369,08 3.520,54 3.939,07 4.295,09 4.423,96 

9a 3.136,59 3.369,08 3.419,58 3.520,54 3.939,07 4.055,96 

8 2.946,46 3.173,48 3.299,66 3.419,58 3.552,10 3.634,13 

7 2.772,35 2.994,05 3.160,84 3.287,05 3.388,03 3.476,36 

6 2.725,66 2.945,10 3.067,49 3.192,41 3.274,43 3.362,77 

5 2.618,93 2.834,95 2.957,34 3.073,61 3.167,15 3.230,26 

4 2.500,70 2.718,69 2.871,67 2.957,34 3.043,02 3.098,08 

3 2.468,79 2.681,96 2.743,16 2.841,06 2.920,62 2.987,93 

2 2.302,84 2.504,49 2.565,69 2.626,88 2.767,62 2.914,51 

1  2.094,49 2.125,06 2.161,78 2.198,51 2.290,30 
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Anlage C zum TV-UKF 
 

 

Entgelttabelle für Pflegekräfte 
 

Monatsbeträge in Euro 
 

- gültig vom 1. Januar 2021 bis 30. November 2022 - 

 
 

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

1 2 3 4 5 6 

P 15  4.350,10 4.492,72 4.849,28 5.276,01 5.438,99 

P 14  4.244,85 4.384,02 4.731,96 5.204,70 5.290,96 

P 13  4.139,61 4.275,33 4.614,64 4.859,63 4.922,90 

P 12  3.929,12 4.057,93 4.379,99 4.577,83 4.669,84 

P 11  3.718,63 3.840,55 4.145,35 4.347,79 4.439,81 

P 10  3.521,94 3.623,16 3.945,23 4.100,49 4.198,26 

P 9  3.352,80 3.521,94 3.623,16 3.841,69 3.933,72 

P 8   3.238,11 3.426,09 3.577,90 3.780,00 

P 7   3.091,51 3.358,04 3.524,31 3.673,05 

P 6  2.625,11 2.785,02 3.124,83 3.266,51 3.426,39 

P 5  2.585,12 2.651,79 2.758,37 2.893,41 3.081,26 
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Anlage C zum TV-UKF 
 

 

Entgelttabelle für Pflegekräfte 
 

Monatsbeträge in Euro 
 

- gültig ab 1. Dezember 2022 - 

 
 

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

1 2 3 4 5 6 

P 15  4.471,90 4.618,52 4.985,06 5.423,74 5.591,28 

P 14  4.363,71 4.506,77 4.864,45 5.350,43 5.439,11 

P 13  4.255,52 4.395,04 4.743,85 4.995,70 5.060,74 

P 12  4.039,14 4.171,55 4.502,63 4.706,01 4.800,60 

P 11  3.822,75 3.948,09 4.261,42 4.469,53 4.564,12 

P 10  3.620,55 3.724,61 4.055,70 4.215,30 4.315,81 

P 9  3.446,68 3.620,55 3.724,61 3.949,26 4.043,86 

P 8    3.328,78 3.522,02 3.678,08 3.885,84 

P 7    3.178,07 3.452,07 3.622,99 3.775,90 

P 6  2.698,61 2.863,00 3.212,33 3.357,97 3.522,33 

P 5  2.657,50 2.726,04 2.835,60 2.974,43 3.167,54 
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Anlage E zum TV-UKF 
 
 
Bereitschaftsdienstentgelte 
 

 

A.  
Beschäftigte, deren Eingruppierung  

sich nach der Anlage 1 a zum BAT/BAT-O richtet 
 

- gültig vom 1. Januar 2021 bis 30. November 2022 - 

Vergütungsgruppe 
Tarifgebiet West  

€ 

VergGr. I 41,83 

VergGr. Ia 38,33 

VergGr. Ib 35,30 

VergGr. IIa 32,32 

VergGr. III 29,18 

VergGr. Iva 26,85 

VergGr. IVb 24,72 

VergGr. Va/b 23,84 

VergGr. Vc 22,64 

VergGr. VIb 21,03 

VergGr. VII 19,72 

VergGr. VIII 18,55 

VergGr. IXa 17,87 

VergGr. IXb 17,51 

VergGr. X 16,62 
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Anlage E zum TV-UKF 
 
 
Bereitschaftsdienstentgelte 
 

 

B. 
Beschäftigte, deren Eingruppierung 

sich nach der Anlage 1 b zum BAT/BAT-O richtet 
 

- gültig vom 1. Januar 2021 bis 30. November 2022 - 

 
 

Vergütungsgruppe 
Tarifgebiet West  

€ 

Kr. XIII 34,74 

Kr. XII 32,00 

Kr. XI 30,18 

Kr. X 28,36 

Kr. IX 26,75 

Kr. VIII 26,26 

Kr. VII 24,77 

Kr. VI 24,02 

Kr. Va 23,14 

Kr. V 22,53 

Kr. IV 21,39 

Kr. III 20,27 

Kr. II 19,30 

Kr. I 18,43 
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Anlage E zum TV-UKF 
 
 
Bereitschaftsdienstentgelte 
 

 

 

C. 
Beschäftigte, deren Eingruppierung 

sich nach dem MTArb/MTArb-O richtet 
 

- gültig vom 1. Januar 2021 bis 30. November 2022 - 

 
 

Lohngruppe 
Tarifgebiet West  

€ 

Lgr. 9 23,49 

Lgr. 8a 22,98 

Lgr. 8 22,48 

Lgr. 7a 21,98 

Lgr. 7 21,50 

Lgr. 6a 21,03 

Lgr. 6 20,59 

Lgr. 5a 20,14 

Lgr. 5 19,68 

Lgr. 4a 19,27 

Lgr. 4 18,84 

Lgr. 3a 18,43 

Lgr. 3 18,02 

Lgr. 2a 17,61 

Lgr. 2 17,27 

Lgr. 1a 16,90 

Lgr. 1 16,50 

 



 

159 

 

Anlage E zum TV-UKF 

 
 
Bereitschaftsdienstentgelte 
 
 

A.  
Beschäftigte, deren Eingruppierung  

sich nach der Anlage 1 a zum BAT/BAT-O richtet 
 

- gültig ab 1. Dezember 2022 - 
 
 

Vergütungsgruppe 
Tarifgebiet West  

€ 

VergGr. I 43,00 

VergGr. Ia 39,40 

VergGr. Ib 36,29 

VergGr. IIa 33,22 

VergGr. III 30,00 

VergGr. IVa 27,60 

VergGr. IVb 25,41 

VergGr. Va/b 24,51 

VergGr. Vc 23,27 

VergGr. VIb 21,62 

VergGr. VII 20,27 

VergGr. VIII 19,07 

VergGr. IXa 18,37 

VergGr. IXb 18,00 

VergGr. X 17,09 
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Anlage E zum TV-UKF 
 
 
Bereitschaftsdienstentgelte 
 
 

B. 
Beschäftigte, deren Eingruppierung 

sich nach der Anlage 1 b zum BAT/BAT-O richtet 
 

- gültig ab 1. Dezember 2022 - 

 
 

Vergütungsgruppe 
Tarifgebiet West  

€ 

Kr. XIII 35,71 

Kr. XII 32,90 

Kr. XI 31,03 

Kr. X 29,15 

Kr. IX 27,50 

Kr. VIII 27,00 

Kr. VII 25,46 

Kr. VI 24,69 

Kr. Va 23,79 

Kr. V 23,16 

Kr. IV 21,99 

Kr. III 20,84 

Kr. II 19,84 

Kr. I 18,95 
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Anlage E zum TV-UKF 
 
 
Bereitschaftsdienstentgelte 
 

 

C. 
Beschäftigte, deren Eingruppierung 

sich nach dem MTArb/MTArb-O richtet 
 

- gültig ab 1. Dezember 2022 - 

 
 

Lohngruppe 
Tarifgebiet West  

€ 

Lgr. 9 24,15 

Lgr. 8a 23,62 

Lgr. 8 23,11 

Lgr. 7a 22,60 

Lgr. 7 22,10 

Lgr. 6a 21,62 

Lgr. 6 21,17 

Lgr. 5a 20,70 

Lgr. 5 20,23 

Lgr. 4a 19,81 

Lgr. 4 19,37 

Lgr. 3a 18,95 

Lgr. 3 18,52 

Lgr. 2a 18,10 

Lgr. 2 17,75 

Lgr. 1a 17,37 

Lgr. 1 16,96 
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Anlage F zum TV-UKF 
 
 

Beträge der in der Entgeltordnung (Anlage A zum TV-UKF) 
geregelten Zulagen 

 
- gültig vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021 - 

 
 
I. Entgeltgruppenzulagen gemäß Teil II Der Entgeltordnung 
 

1Die Entgeltgruppenzulagen gemäß Teil II der Entgeltordnung verändern sich bei allgemei-
nen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgelt-
gruppe festgelegten Vomhundertsatz, Sockelbeträge, Mindestbeträge und vergleichbare 
nichtlineare Steigerungen bleiben unberücksichtigt. 2Sie betragen: 
 

 

Nr. der  
Entgeltgruppenzulage 

Euro/Monat 

1 166,23 

2 156,79 

3 145,42 

4 137,18 

5 132,98 

6 129,68 

7 (unbesetzt) 

8 116,73 

9 102,88 

10 (unbesetzt) 

11 61,39 

12 (unbesetzt) 

13 (unbesetzt) 

14 (unbesetzt) 

15 91,45 
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II.  Vorarbeiterzulagen gemäß Nr. 8 der Vorbemerkungen zu Teil III der Entgelt-
 ordnung 
 
Die Vorarbeiterzulagen gemäß Nr. 8 der Vorbemerkungen zu Teil III der Entgeltordnung 
betragen: 
 

Nr. der  
Entgeltgruppenzulage 

Euro/Monat 

1 171,68 

2 293,87 

 
 
III. Zulagen für Beschäftigte im Pflegedienst gemäß Teil IV der Entgeltordnung 
 
 Die Zulage für Beschäftigte im Pflegedienst beträgt: 
 

Nr. der  
Entgeltgruppenzulage 

Euro/Monat 

1 125,34 
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Anlage F zum TV-UKF 

 
 

Beträge der in der Entgeltordnung (Anlage A zum TV-UKF) 
geregelten Zulagen 

 
- gültig vom 1. Januar 2022 bis 30. November 2022 - 

 
 
I. Entgeltgruppenzulagen gemäß Teil II Der Entgeltordnung 
 

1Die Entgeltgruppenzulagen gemäß Teil II der Entgeltordnung verändern sich bei allgemei-
nen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgelt-
gruppe festgelegten Vomhundertsatz, Sockelbeträge, Mindestbeträge und vergleichbare 
nichtlineare Steigerungen bleiben unberücksichtigt. 2Sie betragen 
 
 

Nr. der  
Entgeltgruppenzulage 

Euro/Monat 

1 166,23 

2 156,79 

3 145,42 

4 137,18 

5 132,98 

6 129,68 

7 (unbesetzt) 

8 116,73 

9 102,88 

10 (unbesetzt) 

11 61,39 

12 (unbesetzt) 

13 (unbesetzt) 

14 (unbesetzt) 

15 91,45 
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II. Vorarbeiterzulagen gemäß Nr. 8 der Vorbemerkungen zu Teil III der  
 Entgeltordnung  
 
Die Vorarbeiterzulagen gemäß Nr.8 der Vorbemerkungen zu Teil III der Entgeltordnung be-
tragen: 
 

Nr. der  
Entgeltgruppenzulage 

Euro/Monat 

1 171,68 

2 293,87 

 

 
IIa. Zulagen für bestimmte Beschäftigte am Universitätsklinikum gemäß Teil II der 

Entgeltordnung  
 

Nr. 1: 
1Die Zulagen  
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 4 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 5 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 6 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 7 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 8 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 10 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 13 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 14 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß Nr. 2 der Vorbemerkungen zu Abschnitt 22 Unterabschnitt 3 des Teils II 

der Entgeltordnung und 
betragen 70,00 Euro. 2Sie verändern sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um 
den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten 
Vomhundertsatz; Sockelbeträge, Mindestbeträge und vergleichbare nichtlineare Stei-
gerungen bleiben unberücksichtigt. 3Sie wird nur für die Zeiträume gezahlt, in denen 
Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt oder Entgeltfortzahlung nach § 21 haben. 
4Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 Absatz 3) zu berücksichtigen. 
 
Nr. 2 
Zulage gemäß Abschnitt 2.1 zum Teil II der Anlage A: 
Sie beträgt ab 1. Juli 2022 (erstmaliger Anspruch): 
250 Euro. 
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III. Zulagen für Beschäftigte im Pflegedienst gemäß Teil IV der Entgeltordnung 
 
Die Zulagen für Beschäftigte im Pflegedienst beträgt: 
 
 

Nr. der  
Entgeltgruppenzulage 

Euro/Monat 

1 140,00 

2 78,34 
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Anlage F zum TV-UKF 

 
 

Beträge der in der Entgeltordnung (Anlage A zum TV-UKF) 
geregelten Zulagen 

 
- gültig ab 1. Dezember 2022 - 

 
 
I. Entgeltgruppenzulagen gemäß Teil II Der Entgeltordnung 
 

1Die Entgeltgruppenzulagen gemäß Teil II der Entgeltordnung verändern sich bei allgemei-
nen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgelt-
gruppe festgelegten Vomhundertsatz, Sockelbeträge, Mindestbeträge und vergleichbare 
nichtlineare Steigerungen bleiben unberücksichtigt. 2Sie betragen: 
 
 

Nr. der  
Entgeltgruppenzulage 

Euro/Monat 

1 170,88 

2 161,18 

3 149,49 

4 141,02 

5 136,70 

6 133,31 

7 (unbesetzt) 

8 120,00 

9 105,76 

10 (unbesetzt) 

11 63,11 

12 (unbesetzt) 

13 (unbesetzt) 

14 (unbesetzt) 

15 94,01 
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II. Vorarbeiterzulagen gemäß Nr. 8. der Vorbemerkungen zu Teil III der Entgeltord-
 nung 
 
Die Vorarbeiterzulagen gemäß Nr. 8 der Vorbemerkungen zu Teil III der Entgeltord-
nung betragen: 
 

Nr. der  
Entgeltgruppenzulage 

Euro/Monat 

1 176,49 

2 302,10 

 
IIa. Zulagen für bestimmte Beschäftigte am Universitätsklinikum gemäß Teil II der 

Entgeltordnung  
  

Nr. 1: 
1Die Zulagen  
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 4 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 5 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 6 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 7 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 8 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 10 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 13 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß der Vorbemerkung zu Abschnitt 10 Unterabschnitt 14 des Teils II der Ent-

geltordnung, 
- gemäß Nr. 2 der Vorbemerkungen zu Abschnitt 22 Unterabschnitt 3 des Teils II 

der Entgeltordnung und 
betragen 71,96 Euro. 2Sie verändern sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um 
den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten 
Vomhundertsatz; Sockelbeträge, Mindestbeträge und vergleichbare nichtlineare Stei-
gerungen bleiben unberücksichtigt. 3Sie wird nur für die Zeiträume gezahlt, in denen 
Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt oder Entgeltfortzahlung nach § 21 haben. 
4Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 Absatz 3) zu berücksichtigen. 
 
Nr. 2 
Zulage gemäß Abschnitt 2.1 zum Teil II der Anlage A: 
Sie beträgt ab 1. Juli 2022 (erstmaliger Anspruch): 
257 Euro. 
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III. Zulagen für Beschäftigte im Pflegedienst gemäß Teil IV der Entgeltord- 
 nung 
 
Die Zulagen für Beschäftigte im Pflegedienst betragen: 
 

Nr. der  
Entgeltgruppenzulage 

Euro/Monat 

1 143,92 

2 80,53 
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Anlage G zum TV-UKF 
 
 

Entgelttabelle für Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst  
 

Monatsbeträge in Euro 
 

- gültig vom 1. Januar 2021 bis 30. November 2022 - 

 

Entgelt- 
gruppe  

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 18 4.017,29 4.139,43 4.673,58 5.074,15 5.675,05 6.042,24 

S 17 3.649,09 3.972,52 4.406,48 4.673,58 5.207,67 5.521,48 

S 16 3.562,72 3.885,75 4.179,49 4.540,02 4.940,62 5.180,97 

S 15 3.429,85 3.738,83 4.005,93 4.313,04 4.807,09 5.020,72 

S 14 3.411,83 3.700,49 3.997,29 4.299,20 4.633,05 4.866,71 

S 13 3.354,04 3.607,46 3.939,14 4.206,18 4.540,02 4.706,93 

S 12 3.307,98 3.597,24 3.915,26 4.195,67 4.542,87 4.689,76 

S 11b 3.222,22 3.546,08 3.715,69 4.142,98 4.476,83 4.677,12 

S 11a 3.156,01 3.477,83 3.646,35 4.072,68 4.406,48 4.606,79 

S 9 2.930,78 3.209,16 3.464,95 3.837,03 4.185,85 4.453,29 

S 8b 2.930,78 3.209,16 3.464,95 3.837,03 4.185,85 4.453,29 

S 8a 2.889,05 3.139,39 3.360,31 3.569,61 3.773,07 3.985,28 

S 7 2.819,68 3.056,50 3.263,94 3.471,33 3.626,92 3.859,03 

S 4 2.669,59 2.920,36 3.101,88 3.225,03 3.341,72 3.523,48 

S 3 2.497,32 2.747,95 2.922,31 3.082,42 3.155,67 3.243,18 

S 2 2.401,55 2.608,91 2.668,44 2.763,68 2.841,07 2.906,55 
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Anlage G zum TV-UKF 
 

Entgelttabelle für Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst  
 

Monatsbeträge in Euro 
 

- gültig ab 1. Dezember 2022 - 

 

Entgelt- 
gruppe  

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 18 4.129,77 4.255,33 4.804,44 5.216,23 5.833,95 6.211,42 

S 17 3.751,26 4.083,75 4.529,86 4.804,44 5.353,48 5.676,08 

S 16 3.662,48 3.994,55 4.296,52 4.667,14 5.078,96 5.326,04 

S 15 3.525,89 3.843,52 4.118,10 4.433,81 4.941,69 5.161,30 

S 14 3.507,36 3.804,10 4.109,21 4.419,58 4.762,78 5.002,98 

S 13 3.447,95 3.708,47 4.049,44 4.323,95 4.667,14 4.838,72 

S 12 3.400,60 3.697,96 4.024,89 4.313,15 4.670,07 4.821,07 

S 11b 3.312,44 3.645,37 3.819,73 4.258,98 4.602,18 4.808,08 

S 11a 3.244,38 3.575,21 3.748,45 4.186,72 4.529,86 4.735,78 

S 9 3.012,84 3.299,02 3.561,97 3.944,47 4.303,05 4.577,98 

S 8b 3.012,84 3.299,02 3.561,97 3.944,47 4.303,05 4.577,98 

S 8a 2.969,94 3.227,29 3.454,40 3.669,56 3.878,72 4.096,87 

S 7 2.898,63 3.142,08 3.355,33 3.568,53 3.728,47 3.967,08 

S 4 2.744,34 3.002,13 3.188,73 3.315,33 3.435,29 3.622,14 

S 3 2.567,24 2.824,89 3.004,13 3.168,73 3.244,03 3.333,99 

S 2 2.468,79 2.681,96 2.743,16 2.841,06 2.920,62 2.987,93 
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Anlage H zum TV-UKF 

 
 

Zusatzregelungen für das Universitätsklinikum Frankfurt 
gemäß §§ 39 und 40 TV-UKF 

 
 

Die folgenden Regelungen fallen unter das Sonderkündigungsrecht des § 39 und 
die besondere Übernahmeregelung des § 40 Absätze 6a und 6b: 
 

1. A – Allgemeiner Teil 
1.1  § 6 Absatz 9 
1.2  § 16 Absatz 1 Satz 2 
1.3  § 16 Absatz 2b und 2c 
1.4  § 16 Absatz 5 Satz 2 sowie die Protokollerklärung zu § 16 Absatz 5 
1.5  § 17 Absatz 4  
1.6  § 20 Absatz 2 Satz 1 
1.7  Niederschriftserklärung zu § 20 Absatz 3 
1.8  Nr. 2 der Protokollerklärung zu § 21 Satz 2 und 3 
1.9  § 39 TV-UKF 
1.10  § 40 TV UKF 

2. Anlage A: Teil II 
2.1 Abschnitt 2.1 
2.2 Abschnitt 10.2 
2.3 Abschnitt 10.4 
2.4 Abschnitt 10.5 
2.5 Abschnitt 10.6 
2.6 Abschnitt 10.9 
2.7 Abschnitt 10.10 
2.8 Abschnitt 10.11 
2.9 Abschnitt 10.13 
2.10 Abschnitt 10.14 
2.11 Abschnitt 10.16 
2.12 Abschnitt 12 

3. Teil IV Gesamt 
4. Anlage C 
5. Anlage F Abschnitt III 
6. TVÜ-UKF: 
 6.1  § 29c 
 6.2  § 29g 
7. Tarifvertragliche Vereinbarung zur Entgeltumwandlung vom 27.10.2008. 
8. Tarifvertrag Nr. 3 über die Nutzung des LandesTicket Hessen durch Beschäf-

tigte des Universitätsklinikum Frankfurt (TV LandesTicket Hessen UKF Nr. 3) 
vom 5. August 2021. 

9.  Tarifvertrag für Studierende in einem dualen Hebammenstudium des Universi-
tätsklinikum Frankfurt (TVH-UKF) vom 6. April 2022. 

10.  Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern 
am Universitätsklinikum Frankfurt vom 6. April 2022. 
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Tarifvertrag 
zur Überleitung der Beschäftigten des Universitätsklinikum 

Frankfurt in den TV-UKF 

und zur Regelung des Übergangsrechts 
(TVÜ-UKF) 

vom 27. Oktober 2008 
 

in der Fassung des 8. Änderungstarifvertrages 
vom 6. April 2022 

 
 

 
 
 

Zwischen 
 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 
 

abgestimmte durchgeschriebene Fassung. 
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Gliederung 

A. Allgemeiner Teil 
 

1. Abschnitt Allgemeine Vorschriften 
§ 1  Geltungsbereich 
§ 2  Ersetzung bisheriger Tarifverträge durch den TV–UKF 

 

2. Abschnitt - Überleitungsregelungen 
§ 3  Überleitung in den TV–UKF 
§ 4  Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen 
§ 5  Vergleichsentgelt 
§ 6  Stufenzuordnung der Angestellten 
§ 7  Stufenzuordnung der Arbeiterinnen und Arbeiter 
§ 8  Bewährungs- und Fallgruppenaufstiege 

 

3. Abschnitt - Besitzstandsregelungen 

§ 9  Vergütungsgruppenzulagen 
§ 10 Fortführung vorübergehend übertragener höherwertiger Tätigkeit 
§ 11  Kinderbezogene Entgeltbestandteile 
§ 12  Strukturausgleich 
§ 13  Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
§ 14  Beschäftigungszeit 
§ 15  Urlaub 
§ 16  Abgeltung 
§ 17  Eingruppierung 

 

4. Abschnitt - Sonstige vom TV-UKF abweichende oder ihn ergänzende Bestimmungen 
§ 18  Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit nach dem 31.12.2008 
§ 19 Entgeltgruppen 2 Ü, 13 Ü und 15 Ü 
§ 20 - § 21 entfällt 
§ 22  Abrechnung unständiger Bezügebestandteile 
§ 23  entfällt 
§ 24  Nebentätigkeiten 
§ 25  Sonderregelungen für Beschäftigte im bisherigen Geltungsbereich der SR 2 a BAT 
§ 26  entfällt 
§ 27  Übergangsregelungen für bestehende Dienstwohnungsverhältnisse 
§ 28 - § 29 entfällt 
§ 29a Überleitung in die Entgeltordnung zum TV-UKF am 1. Januar 2012 
§ 29b Überleitung aus der bisherigen Entgeltgruppe 9 in die Entgeltgruppen 9a und 9b am 

1. Januar 2019 
§ 29c Überleitung der unter die Anlage C fallenden Beschäftigten ab 1. März 2017 
§ 29d Überleitung der Beschäftigten, für die sich ab 1. Januar 2020 Verbesserungen in der 

Eingruppierung ergeben 
§ 29e Überleitung der Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst am 1. Januar 2020 
§ 29f Überleitung der Beschäftigten in der Informationstechnik am 1. Januar 2021 
§ 29g Überleitung der Beschäftigten für die sich am 1. Juli 2022 Verbesserungen in der Ein-

gruppierung ergeben 
 

5. Abschnitt - Übergangs- und Schlussvorschrift 
§ 30  In-Kraft-Treten, Laufzeit 

 

B. Anlagen 
 

Anlage 1  TVÜ-UKF Teil C  Fortgeltende Tarifverträge 
Anlage 2  TVÜ-UKF Teil A  Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen 
Anlage 3  TVÜ-UKF Strukturausgleiche für Angestellte 
Anlage 4  TVÜ-UKF Teil A  Vorläufige Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen 
Anlage 5a  TVÜ-UKF KR-Anwendungstabelle   
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1. Abschnitt – Allgemeine Vorschriften 
 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
(1)  1Dieser Tarifvertrag gilt für Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter (Beschäftigte), de-

ren Arbeitsverhältnis zum Universitätsklinikum Frankfurt über den 30. September 2008 
hinaus fortbesteht, und die am 1. Oktober 2008 unter den Geltungsbereich des Tarif-
vertrages für das Universitätsklinikum Frankfurt (TV- UKF) fallen, für die Dauer des 
ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses. 2Dieser Tarifvertrag gilt ferner 
für die unter § 19 Absatz 3 fallenden Beschäftigten der Entgeltgruppe 15Ü. 

 
Protokollerklärungen zu § 1 Absatz 1 Satz 1: 
Unterbrechungen von bis zu einem Monat sind unschädlich. 
 

(2)  Nur soweit nachfolgend ausdrücklich bestimmt, gelten die Vorschriften dieses Tarifver-
trages auch für Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis zum Universitätsklinikum Frank-
furt nach dem 30. September 2008 beginnt und die unter den Geltungsbereich des TV-
UKF fallen. 

 
(3)  Für geringfügig Beschäftigte im Sinne des § 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB IV, die am 30. Sep-

tember 2008 unter den Geltungsbereich des BAT / MTArb fallen, finden die bisher je-
weils einschlägigen tarifvertraglichen Regelungen für die Dauer ihres ununterbrochen 
fortbestehenden Arbeitsverhältnisses weiterhin Anwendung. 

 
(4)  Die Bestimmungen des TV-UKF gelten, soweit dieser Tarifvertrag keine abweichenden 

Regelungen trifft. 
 
Niederschriftserklärung zu § 1: entfällt 
 
 
§ 2 Ersetzung bisheriger Tarifverträge durch den TV-UKF  
 
(1)  1Der TV-UKF ersetzt in Verbindung mit diesem Tarifvertrag für den Bereich des Univer-

sitätsklinikum Frankfurt die in Anlage 1 TVÜ-Länder Teil A aufgeführten Tarifverträge 
(einschließlich deren Anlagen) beziehungsweise Tarifvertragsregelungen, soweit im 
TV-UKF, in diesem Tarifvertrag oder in den Anlagen nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist. 2Die Ersetzung erfolgt mit Wirkung vom 1. Oktober 2008, soweit kein ab-
weichender Termin bestimmt ist. 

 
Protokollerklärungen zu § 2 Absatz 1: 
1.  1Die Anlage 1 TVÜ-Länder Teil B (Liste der ersetzten Tarifverträge beziehungsweise 

Tarifvertragsregelungen) enthält – über die Anlage 1 TVÜ-Länder Teil A hinaus – 
die Tarifverträge beziehungsweise die Tarifvertragsregelungen, die am 1. Okto-
ber 2008 ohne Nachwirkung außer Kraft treten. 2Ist für diese Tarifvorschriften in der 
Liste ein abweichender Zeitpunkt für das Außerkrafttreten beziehungsweise eine 
vorübergehende Fortgeltung vereinbart, beschränkt sich die Fortgeltung dieser Ta-
rifverträge auf deren bisherigen Geltungsbereich (Arbeiter / Angestellte des Univer-
sitätsklinikum Frankfurt). 

2.  1Von der ersetzenden Wirkung werden ergänzende Tarifverträge, die vom Land 
Hessen abgeschlossen sind, nicht erfasst. 2Satz 1 gilt entsprechend bei ergänzen-
den Tarifverträgen, die von der TdL anstelle einer landesbezirklichen Regelung ab-
geschlossen worden sind. 
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Niederschriftserklärung zu § 2 Absatz 1: 
Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass der TV-UKF und der TVÜ- UKF das 
bisherige Tarifrecht auch dann ersetzen, wenn arbeitsvertragliche Bezugnahmen nicht 
ausdrücklich den Fall der ersetzenden Regelung beinhalten.  
 

(2)  1Tarifverträge, die vom Land Hessen abgeschlossen wurden, sind durch die landesbe-
zirklichen Tarifvertragsparteien hinsichtlich ihrer Weitergeltung zu prüfen und bei Be-
darf an den TV-UKF anzupassen. 2Das Recht zur Kündigung der in Satz 1 genannten 
Tarifverträge bleibt unberührt. 

 
Protokollerklärung zu § 2 Absatz 2: 
Entsprechendes gilt für Tarifverträge, die von der TdL abgeschlossen sind, soweit 
diese anstelle landesbezirklicher Regelungen vereinbart sind. 
 

(3)  entfällt  
 

(4)  Im Übrigen werden solche Tarifvertragsregelungen mit Wirkung vom 1. Oktober 2008 
ersetzt, die 

 
- materiell in Widerspruch zu Regelungen des TV-UKF beziehungsweise dieses Ta-

rifvertrages stehen, 
- einen Regelungsinhalt haben, der nach dem Willen der Tarifvertragsparteien durch 

den TV-UKF beziehungsweise diesen Tarifvertrag ersetzt oder aufgehoben worden 
ist, oder 

- zusammen mit dem TV-UKF beziehungsweise diesem Tarifvertrag zu Doppelleis-
tungen führen würden. 

 
Niederschriftserklärung zu § 2 Absatz 4: 
Mit Abschluss der Verhandlungen über die Anlage 1 TVÜ-UKF Teil B heben die Tarif-
vertragsparteien § 2 Absatz 4 auf.  
 

(5)  1Die in der Anlage 1 TVÜ-UKF Teil C aufgeführten Tarifverträge und Tarifvertragsrege-
lungen gelten fort. 2Die Fortgeltung erfasst auch Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 
2. 

 
(6)  Soweit in nicht ersetzten Tarifverträgen und Tarifvertragsregelungen auf Vorschriften 

verwiesen wird, die aufgehoben oder ersetzt worden sind, gelten an deren Stelle bis zu 
einer redaktionellen Anpassung die Regelungen des TV-UKF beziehungsweise dieses 
Tarifvertrages entsprechend. 
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2. Abschnitt – Überleitungsregelungen 
 
 
§ 3 Überleitung in den TV-UKF 
 
Die von § 1 Absatz 1 erfassten Beschäftigten werden am 1. Januar 2009 in die neuen Entgelt-
gruppen des TV - UKF nach den folgenden Regelungen übergeleitet. 
 

Protokollerklärung zu § 3: 
Es besteht Einvernehmen zwischen den Tarifvertragsparteien, dass für die Überleitung 
in die Entgeltgruppen des TV-UKF am 01.01.2009 die am 31.12.2008 im Geltungsbe-
reich des TV-L vereinbarte Entgelttabelle Anwendung findet. Soweit zum 01.01.2009 
im Geltungsbereich des TV-L eine neue Entgelttabelle vereinbart wird, die gem. § 39 
Abs. 5 TV UKF auch im Universitätsklinikum Anwendung findet, werden die Beschäf-
tigten im Geltungsbereich des TV-UKF so gestellt, als sei die Überleitung in die Ent-
gelttabelle des TV-L bereits am 31.12.2008 erfolgt. Die weiteren Regelungen des 
2. Abschnitts bleiben im Übrigen unberührt. 

 
 
§ 4 Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen 
 
(1)  Für die Überleitung der Beschäftigten wird ihre Vergütungs- beziehungsweise Lohn-

gruppe (§ 22 BAT beziehungsweise entsprechende Regelungen für Arbeiterinnen und 
Arbeiter beziehungsweise besondere tarifvertragliche Vorschriften für bestimmte Be-
rufsgruppen) nach der Anlage 2 TVÜ-UKF Teil A beziehungsweise der Anlagen 5A den 
Entgeltgruppen des TV-UKF zugeordnet.  

 
Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 1: 
1.  1Bis zum In-Kraft-Treten einer neuen Entgeltordnung verständigen sich die Tarifver-

tragsparteien zur besseren Übersichtlichkeit für die Zuordnung der Beschäftigten 
gemäß Anlage 1b zum BAT auf eine Anwendungstabelle gemäß Anlage 5 A; dies 
gilt auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2. 2In den Entgeltgruppen KR 11b 
und KR 12a erhöht sich der Tabellenwert nach 5 Jahren in Stufe 5 um 200,- Euro, 
§ 9 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend; ist bei übergeleiteten Beschäftigten das Ver-
gleichsentgelt höher als das Entgelt der Stufe 5, erhalten sie den erhöhten Tabel-
lenwert ab dem 01.01.2011. 3Die Tarifvertragsparteien sind sich einig, dass diese 
Anwendungstabelle – insbesondere die Bezeichnung der Entgeltgruppen – keinen 
Vorgriff auf die Verhandlungen zu einer neuen Entgeltordnung darstellt.  

2.  Beschäftigte, die im Januar 2009 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts die Vo-
raussetzungen für eine Höhergruppierung, einen Bewährungs-, Fallgruppen-  
oder Tätigkeitsaufstieg erfüllt hätten, werden für die Überleitung so behandelt, als 
wären sie bereits im Dezember 2008 höhergruppiert beziehungsweise höher einge-
reiht worden. 

3.  Beschäftigte, die im Januar 2009 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts in eine 
niedrigere Vergütungs- beziehungsweise Lohngruppe eingruppiert beziehungs-
weise eingereiht worden wären, werden für die Überleitung so behandelt, als wären 
sie bereits im Dezember 2008 herabgruppiert beziehungsweise niedriger eingereiht 
worden. 

 
 
§ 5 Vergleichsentgelt 
 
(1)  Für die Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle des TV-UKF wird für die Beschäf-

tigten nach § 4 ein Vergleichsentgelt auf der Grundlage der Bezüge, die im Dezember 
2008 zustehen, nach den Absätzen 2 bis 6 gebildet. 
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(2)  1Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des BAT setzt sich das Vergleichsentgelt 
aus Grundvergütung, allgemeiner Zulage und Ortszuschlag der Stufe 1 oder 2 zusam-
men. 2Ist auch eine andere Person im Sinne von § 29 Abschnitt B Absatz 5 BAT orts-
zuschlagsberechtigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen familienzuschlagsbe-
rechtigt, wird die Stufe 1 und der jeweilige Anteil des Unterschiedsbetrages der Orts-
zuschlagsstufe 1 und 2 beziehungsweise des Familienzuschlags der Stufe 1, den die 
andere Person aufgrund von Teilzeitbeschäftigung nicht mehr erhält, zugrunde gelegt; 
findet der TV-UKF am 01.01.2009 auch auf die andere Person Anwendung, geht der 
jeweils individuell zustehende Teil des Unterschiedsbetrages zwischen den Stufen 1 
und 2 des Ortszuschlags in das Vergleichsentgelt ein. 3Ferner fließen im Dezember 
2008 tarifvertraglich zustehende Funktionszulagen insoweit in das Vergleichsentgelt 
ein, als sie nach dem TV-UKF nicht mehr vorgesehen sind. 4Erhalten Beschäftigte eine 
Gesamtvergütung (§ 30 BAT), bildet diese das Vergleichsentgelt.  

 
Protokollerklärung zu § 5 Absatz 2 Satz 3: 
1Vorhandene Beschäftigte erhalten unter den bisherigen Voraussetzungen bis zum 
31. Dezember 2018 ihre Techniker- und Meisterzulagen bzw. bis zum 31. Dezember 
2020 ihre Programmiererzulage als persönliche Besitzstandszulage. 2Die Protokoller-
klärung zu § 6 Absatz 1 gilt entsprechend. 

 
(3)  1Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des MTArb wird der Monatstabellenlohn 

als Vergleichsentgelt zugrunde gelegt. 2Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 3Erhalten 
Beschäftigte den Lohn nach § 23 Absatz 1 MTArb, bildet dieser das Vergleichsentgelt. 

 
(4)  1Beschäftigte, die im Januar 2009 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die Grundver-

gütung beziehungsweise den Monatstabellenlohn der nächsthöheren Lebensalters- 
beziehungsweise Lohnstufe erhalten hätten, werden für die Bemessung des Vergleich-
sentgelts so behandelt, als wäre der Stufenaufstieg bereits im Dezember 2008 erfolgt.  
2§ 4 Absatz 2 und 3 gilt bei der Bemessung des Vergleichsentgelts entsprechend. 

 
(5)  Bei Teilzeitbeschäftigten wird das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines entspre-

chenden Vollzeitbeschäftigten bestimmt. 
 
Protokollerklärung zu § 5 Absatz 5: 
1Lediglich das Vergleichsentgelt wird auf der Grundlage eines entsprechenden Vollzeitbe-

schäftigten ermittelt; sodann wird nach der Stufenzuordnung das zustehende Entgelt 
zeitanteilig berechnet. 2Die zeitanteilige Kürzung des auf den Ehegattenanteil im Orts-
zuschlag entfallenden Betrages (§ 5 Absatz 2 Satz 2 2. Halbsatz) unterbleibt nach 
Maßgabe des § 29 Abschnitt B Absatz 5 Satz 2 BAT. 3Neue Ansprüche entstehen hier-
durch nicht. 

 
(6)  Für Beschäftigte, die nicht für alle Tage im Dezember 2008 oder für keinen Tag dieses 

Monats Bezüge erhalten, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt, als hätten sie für alle 
Tage dieses Monats Bezüge erhalten; in den Fällen des § 27 Abschnitt A Absatz 7 BAT 
und § 27 Abschnitt B Absatz 3 Unterabsatz 4 BAT beziehungsweise der entsprechen-
den Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter werden die Beschäftigten für das Ver-
gleichsentgelt so gestellt, als hätten sie am 01.12.2008 die Arbeit wieder aufgenom-
men. 
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§ 6 Stufenzuordnung der Angestellten 
 
(1)  1Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des BAT werden einer ihrem Vergleichsentgelt 

entsprechenden individuellen Zwischenstufe der Entgeltgruppe (§ 4) zugeordnet. 2Zum 
01.01.2011 steigen diese Beschäftigten in die betragsmäßig nächsthöhere reguläre 
Stufe ihrer Entgeltgruppe auf. 3Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Rege-
lungen des TV-UKF. 

 
(2)  1Werden Beschäftigte vor dem 01.01.2011 höhergruppiert (nach § 8 Absatz 1 und 3, 

§ 9 Absatz 3 Buchstabe a oder aufgrund Übertragung einer mit einer höheren Entgelt-
gruppe bewerteten Tätigkeit), so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Tabellen-
entgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag mindestens der individuellen Zwischen-
stufe entspricht, jedoch nicht weniger als das Tabellenentgelt der Stufe 2; der weitere 
Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TV-UKF. 2In den Fällen des Sat-
zes 1 gilt § 17 Absatz 4 Satz 2 TV-UKF entsprechend. 3Werden Beschäftigte vor dem 
01.01.2011 herabgruppiert, werden sie in der niedrigeren Entgeltgruppe derjenigen in-
dividuellen Zwischenstufe zugeordnet, die sich bei Herabgruppierung im Dezember 
2008 ergeben hätte; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach Absatz 1 Satz 2 und 3. 

 
(3)  1Ist bei Beschäftigten, deren Eingruppierung sich nach der Vergütungsordnung für An-

gestellte im Pflegedienst (Anlage 1b zum BAT) richtet, das Vergleichsentgelt niedriger 
als das Entgelt der Stufe 3, entspricht es aber mindestens dem Mittelwert aus den Be-
trägen der Stufen 2 und 3 und ist die / der Beschäftigte am Stichtag mindestens drei 
Jahre in einem Arbeitsverhältnis bei demselben Arbeitgeber beschäftigt, wird sie / er 
abweichend von Absatz 1 bereits zum 01.01.2009 in die Stufe 3 übergeleitet. 2Der wei-
tere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TV-UKF. 

 
(4)  1Liegt das Vergleichsentgelt über der höchsten Stufe der nach § 4 bestimmten Entgelt-

gruppe, werden die Beschäftigten abweichend von Absatz 1 einer dem Vergleichsent-
gelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet. 2Werden Beschäftigte aus ei-
ner individuellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe 
mindestens den Betrag, der ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht. 3Im Üb-
rigen gilt Absatz 2 entsprechend. 4Die individuelle Endstufe verändert sich um densel-
ben Vomhundertsatz beziehungsweise in demselben Umfang wie die höchste Stufe 
der jeweiligen Entgeltgruppe. 

 
(5)  1Beschäftigte, deren Vergleichsentgelt niedriger ist als das Tabellenentgelt in der Stufe 

2, werden abweichend von Absatz 1 der Stufe 2 zugeordnet. 2Der weitere Stufenauf-
stieg richtet sich nach den Regelungen des TV-UKF. 3Abweichend von Satz 1 werden 
Beschäftigte, denen am 31.12.2008 eine in der Allgemeinen Vergütungsordnung (An-
lage 1a zum BAT) durch die Eingruppierung in Vergütungsgruppe Va BAT mit Aufstieg 
nach IVb und IVa BAT abgebildete Tätigkeit übertragen ist, der Stufe 1 der Entgelt-
gruppe 10 zugeordnet. 

 
Protokollerklärungen zu §§ 4 und 6: 
Für die Überleitung in die Entgeltgruppe 8a gemäß Anlagen 5 A TVÜ-UKF gilt für 
übergeleitete Beschäftigte 
- der Vergütungsgruppe Kr. V vier Jahre Kr. Va zwei Jahre Kr. VI 
- der Vergütungsgruppe Kr. Va drei Jahre Kr. VI 
- der Vergütungsgruppe Kr. Va fünf Jahre Kr. VI 
- der Vergütungsgruppe Kr. V sechs Jahre Kr. VI 

  



 

180 

 

mit Ortszuschlag der Stufe 2: 
1. Zunächst erfolgt die Überleitung nach den allgemeinen Grundsätzen. 
2. Die Verweildauer in Stufe 3 wird von drei Jahren auf zwei Jahre verkürzt. 
3. Der Tabellenwert der Stufe 4 wird nach der Überleitung um 100 Euro erhöht. 

 
 
§ 7 Stufenzuordnung der Arbeiterinnen und Arbeiter 
 
(1)  1Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des MTArb werden entsprechend ihrer Be-

schäftigungszeit nach § 6 MTArb der Stufe der gemäß § 4 bestimmten Entgeltgruppe 
zugeordnet, die sie erreicht hätten, wenn die Entgelttabelle des TV-UKF bereits seit 
Beginn ihrer Beschäftigungszeit gegolten hätte; Stufe 1 ist hierbei ausnahmslos mit 
einem Jahr zu berücksichtigen. 2Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Re-
gelungen des TV-UKF. 

 
(2)  § 6 Absatz 4 und Absatz 5 Satz 1 und 2 gilt für Beschäftigte gemäß Absatz 1 entspre-

chend. 
 
(3)  1Ist das Tabellenentgelt nach Absatz 1 Satz 1 niedriger als das Vergleichsentgelt, wer-

den die Beschäftigten einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Zwi-
schenstufe zugeordnet; § 6 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 2Der Aufstieg aus 
der individuellen Zwischenstufe in die betragsmäßig nächsthöhere reguläre Stufe ihrer 
Entgeltgruppe findet zu dem Zeitpunkt statt, zu dem sie gemäß Absatz 1 Satz 1 die 
Voraussetzungen für diesen Stufenaufstieg aufgrund der Beschäftigungszeit erfüllt ha-
ben. 3§ 6 Absatz 4 Satz 4 gilt entsprechend. 

 
(4)  1Werden Beschäftigte während ihrer Verweildauer in der individuellen Zwischenstufe 

höhergruppiert, erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe Tabellenentgelt nach der re-
gulären Stufe, deren Betrag mindestens der individuellen Zwischenstufe entspricht, je-
doch nicht weniger als das Entgelt der Stufe 2; der weitere Stufenaufstieg richtet sich 
nach den Regelungen des TV-UKF. 2§ 17 Absatz 4 Satz 2 TV-UKF gilt entsprechend. 
3Werden Beschäftigte während ihrer Verweildauer in der individuellen Zwischenstufe 
herabgruppiert, erfolgt die Stufenzuordnung in der niedrigeren Entgeltgruppe, als sei 
die niedrigere Einreihung bereits im Dezember 2008 erfolgt; der weitere Stufenaufstieg 
richtet sich bei Zuordnung zu einer individuellen Zwischenstufe nach Absatz 3 Satz 2, 
ansonsten nach Absatz 1 Satz 2. 
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3. Abschnitt – Besitzstandsregelungen 
 
 

Protokollerklärung zum 3. Abschnitt: 
1Einvernehmlich werden die Verhandlungen zur Überleitung der Entgeltsicherung bei 
Leistungsminderung zurückgestellt. 2Da damit die fristgerechte Überleitung bei Be-
schäftigten, die eine Zahlung nach §§ 25, 37 MTArb beziehungsweise § 56 BAT erhal-
ten, nicht sichergestellt ist, erfolgt am 1. Oktober 2008 eine Fortzahlung der bisherigen 
Bezüge als zu verrechnender Abschlag auf das Entgelt, das diesen Beschäftigten nach 
dem noch zu erzielenden künftigen Verhandlungsergebnis zusteht; § 6 Absatz 1 Sätze 
2 und 3 gilt entsprechend. 3Die in Satz 2 genannten Bestimmungen – einschließlich 
etwaiger Sonderregelungen – finden in ihrem jeweiligen Geltungsbereich bis zum In-
Kraft-Treten einer Neuregelung weiterhin Anwendung, und zwar auch für Beschäftigte 
im Sinne des § 1 Absatz 2. 4§ 55 Absatz 2 Unterabsatz 2 Satz 2 BAT bleibt in seinem 
bisherigen Geltungsbereich unberührt. 5Sollte das künftige Verhandlungsergebnis ge-
ringer als bis dahin gewährte Leistungen ausfallen, ist eine Rückforderung ausge-
schlossen. 

 
 
§ 8 Bewährungs- und Fallgruppenaufstiege 
 
(1)  1Beschäftigte, die aus dem Geltungsbereich des BAT in eine der Entgeltgruppen 3, 5, 

6 oder 8 übergeleitet werden und die am 01.01.2009 bei Fortgeltung des bisherigen 
Tarifrechts die für eine Höhergruppierung erforderliche Zeit der Bewährung oder Tätig-
keit zur Hälfte erfüllt haben,  
- bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt weiterhin eine Tätigkeit auszuüben haben, 

die diesen Aufstieg ermöglicht hätte, und 
- bei denen zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die 

bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung entgegengestanden 
hätten, 

sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert wären, in die 
nächsthöhere Entgeltgruppe des TV-UKF eingruppiert. 2Abweichend von Satz 1 erfolgt 
die Höhergruppierung in die Entgeltgruppe 5, wenn die Beschäftigten aus der Vergü-
tungsgruppe VIII BAT mit ausstehendem Aufstieg nach Vergütungsgruppe VII BAT in 
die Entgeltgruppe 3 übergeleitet worden sind; sie erfolgt in die Entgeltgruppe 8, wenn 
die Beschäftigten aus der Vergütungsgruppe VIb BAT mit ausstehendem Aufstieg nach 
Vergütungsgruppe Vc BAT in die Entgeltgruppe 6 übergeleitet worden sind. 3Die Sätze 
1 und 2 gelten nicht in den Fällen des § 4 Absatz 2. 4Erfolgt die Höhergruppierung vor 
dem 01.01.2011, gilt – gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Satzes 2 – § 6 Ab-
satz 2 Satz 1 und 2 entsprechend. 

 
Niederschriftserklärung zu § 8 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 2 sowie § 9 Abs. 2 
bis 4: 
Eine missbräuchliche Entziehung der Tätigkeit mit dem ausschließlichen Ziel, eine Hö-
hergruppierung bzw. eine Besitzstandszulage zu verhindern, ist nicht zulässig. 
 

(2)  1Beschäftigte, die aus dem Geltungsbereich des BAT in eine der Entgeltgruppen 2 so-
wie 9 bis 15 übergeleitet werden und 
- die am 01.01.2009 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts die für eine Höher-

gruppierung erforderliche Zeit der Bewährung oder Tätigkeit zur Hälfte erfüllt haben, 
- in der Zeit zwischen dem 01.02.2009 und dem 31.12.2010 höhergruppiert wären, 
- bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt weiterhin eine Tätigkeit auszuüben haben, 

die diesen Aufstieg ermöglicht hätte, und 
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- bei denen zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die 
bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung entgegengestanden 
hätten, 

erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert wären, 
in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuellen Zwischen- be-
ziehungsweise Endstufe, die sich ergeben hätte, wenn sich ihr Vergleichsentgelt (§ 5) 
nach der Vergütung aufgrund der Höhergruppierung bestimmt hätte. 2Ein etwaiger 
Strukturausgleich wird ab dem individuellen Aufstiegszeitpunkt nicht mehr gezahlt. 3Der 
weitere Stufenaufstieg richtet sich bei Zuordnung zu einer individuellen Zwischenstufe 
nach § 6 Absatz 1. 4§ 4 Absatz 2 bleibt unberührt.  
 
Niederschriftserklärung zu § 8 Absatz 2: 
Die Neuberechnung des Vergleichsentgelts führt nicht zu einem Wechsel der Entgelt-
gruppe. 

 
(3)  1Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gelten die Absätze 1 bezie-

hungsweise 2 auf schriftlichen Antrag entsprechend für übergeleitete Beschäftigte, die 
bei Fortgeltung des BAT bis spätestens zum 31. Oktober 2012 wegen Erfüllung der 
erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit höhergruppiert worden wären, unab-
hängig davon, ob die Hälfte der erforderlichen Bewährungs- oder Tätigkeitszeit am 
Stichtag erfüllt ist. 2In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 erhalten Beschäftigte, die in 
der Zeit zwischen dem 1. Januar 2011 und dem 31. Dezember 2013 bei Fortgeltung 
des BAT höhergruppiert worden wären, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach 
derjenigen individuellen Zwischen- oder Endstufe, die sich aus der Summe des bishe-
rigen Tabellenentgelts und dem nach Absatz 2 ermittelten Höhergruppierungsgewinn 
nach bisherigem Recht ergibt; die Stufenlaufzeit bleibt hiervon unberührt. 3Bei Beschäf-
tigten mit individueller Endstufe erhöht sich in diesen Fällen ihre individuelle Endstufe 
um den nach bisherigem Recht ermittelten Höhergruppierungsgewinn. 
 
Protokollerklärung zu § 8 Absatz 3: 
Wäre die / der Beschäftigte bei Fortgeltung des BAT in der Zeit vom 1. Januar 2011 bis 
31. März 2011 wegen Erfüllung der Voraussetzungen des Absatzes 3 höhergruppiert 
worden, findet Absatz 3 auf schriftlichen Antrag vom 1. April 2011 an Anwendung. 

 
(4)  1Die Absätze 1 bis 3 finden auf übergeleitete Beschäftigte, deren Eingruppierung sich 

bis zum 31. Dezember 2011 nach der Vergütungsordnung für Angestellte im Pflege-
dienst (Anlage 1b zum BAT) richtet und die zum 1. Januar 2012 in den Teil IV der 
Entgeltordnung zum TV-UKF übergeleitet werden, keine Anwendung. 2Satz 1 gilt nicht 
für die gemäß Anlagen 5 A in die Entgeltgruppen 9a bis 9d übergeleiteten Beschäftig-
ten. 

 
 
§ 9 Vergütungsgruppenzulagen 
 
(1)  Aus dem Geltungsbereich des BAT übergeleitete Beschäftigte, denen am 31. Dezem-

ber 2008 nach der Vergütungsordnung zum BAT eine Vergütungsgruppenzulage zu-
steht, erhalten in der Entgeltgruppe, in die sie übergeleitet werden, eine Besitzstands-
zulage in Höhe ihrer bisherigen Vergütungsgruppenzulage. 

 
(2)  1Aus dem Geltungsbereich des BAT übergeleitete Beschäftigte, die bei Fortgeltung des 

bisherigen Rechts nach dem 31. Dezember 2008 eine Vergütungsgruppenzulage ohne 
vorausgehenden Fallgruppenaufstieg erreicht hätten, erhalten ab dem Zeitpunkt, zu 
dem ihnen die Zulage nach bisherigem Recht zugestanden hätte, eine Besitzstands-
zulage. 2Die Höhe der Besitzstandszulage bemisst sich nach dem Betrag, der als Ver- 
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gütungsgruppenzulage zu zahlen gewesen wäre, wenn diese bereits am 31. Dezem-
ber 2008 zugestanden hätte. 3Voraussetzung ist, dass  
- am 01.01.2009 die für die Vergütungsgruppenzulage erforderliche Zeit der Bewäh-

rung oder Tätigkeit nach Maßgabe des § 23b Abschnitt A BAT zur Hälfte erfüllt ist, 
- zu diesem Zeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung des bisheri-

gen Rechts der Vergütungsgruppenzulage entgegengestanden hätten und 
- bis zum individuellen Zeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, 

die zu der Vergütungsgruppenzulage geführt hätte. 
 
(2a) 1Absatz 2 gilt auf schriftlichen Antrag entsprechend für übergeleitete Beschäftigte, die 

bei Fortgeltung des BAT bis spätestens zum 31. Oktober 2012 wegen Erfüllung der 
erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit die Voraussetzungen der Vergütungs-
gruppenzulage erfüllt hätten, unabhängig davon, ob die Hälfte der erforderlichen Zeit 
der Bewährung oder Tätigkeit am Stichtag erfüllt ist. 2Die Protokollerklärung zu § 8 
Absatz 3 gilt entsprechend. 

 
(3)  Für aus dem Geltungsbereich des BAT übergeleitete Beschäftigte, die bei Fortgeltung 

des bisherigen Rechts nach dem 31. Dezember 2008 im Anschluss an einen Fallgrup-
penaufstieg eine Vergütungsgruppenzulage erreicht hätten, gilt Folgendes: 
a) 1In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 übergeleitete Beschäftigte, die den Fall-

gruppenaufstieg am 31. Dezember 2008 noch nicht erreicht haben, sind zu dem 
Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert worden wären, in die 
nächsthöhere Entgeltgruppe des TV-UKF eingruppiert; § 8 Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt 
entsprechend. 2Eine Besitzstandszulage für eine Vergütungsgruppenzulage steht 
nicht zu. 

b) 1Ist ein der Vergütungsgruppenzulage vorausgehender Fallgruppenaufstieg am 
31. Dezember 2008 bereits erfolgt, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, dass am 1. Ja-
nuar 2009 die Hälfte der Gesamtzeit für den Anspruch auf die Vergütungsgruppen-
zulage einschließlich der Zeit für den vorausgehenden Aufstieg zurückgelegt sein 
muss oder die Vergütungsgruppenzulage bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis 
zum 31. Oktober 2012 erworben worden wäre. 2Im Fall des Satzes 1 2. Alternative 
wird die Besitzstandszulage auf schriftlichen Antrag gewährt. 3Die Protokollerklä-
rung zu § 8 Absatz 3 gilt entsprechend. 

c) 1Wäre im Fall des Buchstaben a nach bisherigem Recht der Fallgruppenaufstieg 
spätestens am 31. Oktober 2008 erreicht worden, gilt Absatz 2 auf schriftlichen An-
trag mit der Maßgabe, dass am 1. November 2008 die Hälfte der Gesamtzeit für den 
Anspruch auf die Vergütungsgruppenzulage einschließlich der Zeit für den voraus-
gehenden Aufstieg erreicht worden sein muss und die Vergütungsgruppenzulage 
bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 31. Oktober 2012 erworben worden 
wäre. 2Die Protokollerklärung zu § 8 Absatz 3 gilt entsprechend. 

 
(4)  1Die Besitzstandszulage nach den Absätzen 1, 2 und 3 Buchstabe b wird so lange 

gezahlt, wie die anspruchsbegründende Tätigkeit ununterbrochen ausgeübt wird und 
die sonstigen Voraussetzungen für die Vergütungsgruppenzulage nach bisherigem 
Recht weiterhin bestehen. 2Sie verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um 
den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe vereinbarten 
Vomhundertsatz. 3Daneben steht ein weiterer Anspruch auf eine Entgeltgruppenzulage 
nach der Entgeltordnung zum TV-UKF nicht zu. 
 
Protokollerklärungen zu § 9 Absatz 4: 
Unterbrechungen wegen Mutterschutz, Elternzeit, Krankheit und Urlaub sind unschäd-
lich. 
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Protokollerklärung zu § 9 Absatz 4 Satz 2: 
Die Besitzstandszulage erhöht sich ab 1. Dezember 2022 um 2,8 v. H. 

 
 
§ 10 Fortführung vorübergehend übertragener höherwertiger Tätigkeit 
 
1Beschäftigte, denen am 31. Dezember 2008 eine Zulage nach § 24 BAT zusteht, erhalten 
nach Überleitung in den TV-UKF eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen Zulage, 
solange sie die anspruchsbegründende Tätigkeit weiterhin ausüben und die Zulage nach bis-
herigem Recht zu zahlen wäre. 2Wird die anspruchsbegründende Tätigkeit über den 31. De-
zember 2010 hinaus beibehalten, finden mit Wirkung ab dem 1. Januar 2011 die Regelungen 
des TV-UKF über die vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit Anwendung. 
3Für eine vor dem 1. Januar 2009 vorübergehend übertragene höherwertige Tätigkeit, für die 
am 31. Dezember 2008 wegen der zeitlichen Voraussetzungen des § 24 Absatz 1 beziehungs-
weise 2 BAT noch keine Zulage gezahlt wird, gilt Satz 1 und 2 ab dem Zeitpunkt entsprechend, 
zu dem nach bisherigem Recht die Zulage zu zahlen gewesen wäre.  
4Sätze 1 bis 3 gelten in den Fällen des § 9 MTArb entsprechend; bei Vertretung einer Arbeite-
rin / eines Arbeiters bemisst sich die Zulage nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Lohn 
nach § 9 Absatz 2 Buchstabe a MTArb und dem im Dezember 2008 ohne Zulage zustehenden 
Lohn. 5Sätze 1 bis 4 gelten bei besonderen tarifvertraglichen Vorschriften über die vorüberge-
hende Übertragung höherwertiger Tätigkeiten entsprechend.  
6Die Zulage nach Satz 1 verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den 
Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe vereinbarten Vomhundertsatz. 7Ist Be-
schäftigten, die eine Besitzstandszulage nach Satz 1 erhalten, die anspruchsbegründende Tä-
tigkeit bis zum 31. Dezember 2010 dauerhaft übertragen worden, erhalten sie eine persönliche 
Zulage, wenn sich die Bezüge dadurch verringert haben. 8Die Zulage nach Satz 7 wird für die 
Dauer der Wahrnehmung dieser Tätigkeit auf einen bis zum 31. Dezember 2009 zu stellenden 
schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) der / des Beschäftigten vom 1. März 2009 an gezahlt. 
9Die Höhe der Zulage bemisst sich nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem am 1. Januar 
2009 nach § 6 oder § 7 zustehenden Tabellenentgelt oder Entgelt nach einer individuellen 
Zwischen- oder Endstufe einschließlich der Besitzstandszulage nach Satz 1 und dem Tabel-
lenentgelt nach der Höhergruppierung. 10Nach der Höhergruppierung erfolgte Entgelterhöhun-
gen durch allgemeine Entgeltanpassungen, durch Stufenaufstiege und Höhergruppierungen 
und durch Zulagen, gemäß § 14 Absatz 3 TV-UKF, sind auf die persönliche Zulage in voller 
Höhe anzurechnen. 
 

Protokollerklärung zu § 10 Satz 10: 
Die Anrechnung umfasst auch entsprechende Entgeltsteigerungen, die nach dem 
1. Oktober 2008 erfolgt sind. 
 
Niederschriftserklärung zu § 10: 
Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass die vertretungsweise Übertragung einer hö-
herwertigen Tätigkeit ein Unterfall der vorübergehenden Übertragung einer höherwer-
tigen Tätigkeit ist. 

 
 
§ 11 Kinderbezogene Entgeltbestandteile 
 
(1)  1Für im Dezember 2008 zu berücksichtigende Kinder werden die kinderbezogenen Ent-

geltbestandteile des BAT oder MTArb in der für Dezember 2008 zustehenden Höhe als 
Besitzstandszulage fortgezahlt, solange für diese Kinder Kindergeld nach dem Einkom-
mensteuergesetz (EStG) oder nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) ununterbro-
chen gezahlt wird oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 EStG oder des § 3  
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 oder § 4 BKGG gezahlt würde. 2Die Besitzstandszulage entfällt ab dem Zeitpunkt, zu 
dem einer anderen Person, die im öffentlichen Dienst steht oder auf Grund einer Tätig-
keit im öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder nach einer Ru-
helohnordnung versorgungsberechtigt ist, für ein Kind, für welches die Besitzstandszu-
lage gewährt wird, das Kindergeld gezahlt wird; die Änderung der Kindergeldberechti-
gung hat die / der Beschäftigte dem Arbeitgeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
3Unterbrechungen der Kindergeldzahlung wegen Ableistung von Grundwehrdienst, Zi-
vildienst oder Wehrübungen sowie die Ableistung eines freiwilligen sozialen oder öko-
logischen Jahres sind unschädlich; soweit die unschädliche Unterbrechung bereits im 
Monat Dezember 2008 vorliegt, wird die Besitzstandszulage ab dem Zeitpunkt des 
Wiederauflebens der Kindergeldzahlung gewährt. 

 
Protokollerklärung zu § 11 Absatz 1: 
1. 1Die Unterbrechung der Entgeltzahlung im Dezember 2008 bei Ruhen des Arbeits-

verhältnisses wegen Elternzeit, Rente auf Zeit oder Ablauf der Krankenbezugsfris-
ten ist für das Entstehen des Anspruchs auf die Besitzstandszulage unschädlich. 
2Bei späteren Unterbrechungen der Entgeltzahlung in den Fällen von Satz 1 wird 
die Besitzstandszulage nach Wiederaufnahme der Beschäftigung weitergezahlt. 
3Die Höhe der Besitzstandszulage nach Satz 1 richtet sich nach § 5 Absatz 6. 4Die-
jenigen Beschäftigten, die im Dezember 2008 nicht kindergeldberechtigt waren und 
deshalb keinen kinderbezogenen Ortszuschlagsanteil erhalten haben und bis zum  
28. Februar 2009 einen Berechtigtenwechsel beim Kindergeld vornehmen, haben 
Anspruch auf die Besitzstandszulage nach Satz 1. 5Die Höhe der Besitzstandszu-
lage ist so zu bemessen, als hätte die / der Beschäftigte bereits im Dezember 2008 
Anspruch auf Kindergeld gehabt. 

2. 1Nr. 1 gilt entsprechend auf schriftlichen Antrag bei Ruhen des Arbeitsverhältnisses 
wegen eines Sonderurlaubs aufgrund von Familienpflichten oder eines Sonderur-
laubs, für den der Arbeitgeber vor dessen Antritt ein dienstliches oder betriebliches 
Interesse an der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat. 2Familienpflichten im Sinne 
des Satzes 1 liegen vor, wenn die / der Beschäftigte mindestens ein Kind unter 
18 Jahren oder einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen Angehörigen 
tatsächlich betreut oder pflegt. 3Die / der Beschäftigte hat das Vorliegen der Voraus-
setzungen nachzuweisen und Änderungen anzuzeigen. 

3.  1Bei Tod der / des Kindergeldberechtigten wird ein Anspruch nach Absatz 1 für den 
anderen in den TV-UKF übergeleiteten Beschäftigten auf schriftlichen Antrag auch 
nach dem 1. Januar 2009 begründet. 2Der Anspruch auf die kinderbezogenen Ent-
geltbestandteile muss bei der verstorbenen Person unbeschadet der sonstigen Vo-
raussetzungen des Absatzes 1 bis zum Todestag bestanden haben. 3Die Höhe der 
Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hätte die / der Beschäftigte bereits im 
Oktober 2008 Anspruch auf Kindergeld gehabt. 4Die Besitzstandszulage wird ab 
dem ersten Tag des Monats, der dem Sterbemonat folgt, frühestens jedoch ab 
1. März 2009, gezahlt. 5Satz 3 der Nr. 2 gilt entsprechend. 

 
(2)  1§ 24 Absatz 2 TV-UKF ist anzuwenden. 2Die Besitzstandszulage nach Absatz 1 Satz 

1 verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertrags-
parteien für die jeweilige Entgeltgruppe vereinbarten Vomhundertsatz. 3Ansprüche 
nach Absatz 1 können für Kinder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr durch Vereinba-
rung mit der / dem Beschäftigten abgefunden werden. 

 
(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für  

a) zwischen dem 1. Oktober 2008 und dem 31. März 2009 geborene Kinder der über-
geleiteten Beschäftigten, 
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b) die Kinder von bis zum 31. März 2009 in ein Arbeitsverhältnis übernommenen Aus-
zubildenden, Schülerinnen / Schüler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflege und in der Entbindungspflege sowie Praktikan-
tinnen und Praktikanten aus tarifvertraglich geregelten Beschäftigungsverhältnis-
sen, soweit diese Kinder vor dem 1. April 2009 geboren sind. 

 
 
§ 12 Strukturausgleich 
 
(1)  1Aus dem Geltungsbereich des BAT übergeleitete Beschäftigte erhalten einen nicht 

dynamischen Strukturausgleich ausschließlich in den in Anlage 3 aufgeführten Fällen 
zusätzlich zu ihrem monatlichen Entgelt. 2Maßgeblicher Stichtag für die anspruchsbe-
gründenden Voraussetzungen (Vergütungsgruppe, Lebensaltersstufe, Ortszuschlag, 
Aufstiegszeiten) ist der 1. Januar 2009, sofern in Anlage 3 nicht ausdrücklich etwas 
Anderes geregelt ist. 

 
(2)  Die Zahlung des Strukturausgleichs beginnt im Januar 2011, sofern in Anlage 3 nicht 

etwas Anderes bestimmt ist.  
 
(3)  entfällt 
 
(4) 1Bei Teilzeitbeschäftigung steht der Strukturausgleich anteilig zu (§ 24 Absatz 2 TV-

UKF). 2Satz 1 gilt für Beschäftigte, deren Arbeitszeit nach § 3 des Tarifvertrages zur 
sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992 bzw. vom 12. Oktober 2006 herabgesetzt ist, 
entsprechend. 

 
Protokollerklärung zu § 12 Absatz 4: 
Bei späteren Veränderungen der individuellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
der / des Beschäftigten ändert sich der Strukturausgleich entsprechend. 

 

(5) 1Bei Höhergruppierungen wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf den 
Strukturausgleich angerechnet. 2Dies gilt auch, wenn die Höhergruppierung aufgrund 
der Überleitung von Beschäftigten in die Entgeltordnung zum TV-UKF gemäß § 29a 
Absatz 3 oder aufgrund § 29c Abs. 3, § 29d Absatz 2, § 29e oder § 29f erfolgt. 3Für 
Beschäftigte in einer der Entgeltgruppen 9a bis 15 (Anlage B zum TV-UKF) und in der 
Entgeltgruppe 13Ü (§ 19) wird bei Erreichen der Stufe 6 auch der Unterschiedsbetrag 
zwischen Stufe 5 und Stufe 6 auf den Strukturausgleich angerechnet. 4Satz 3 gilt ab 
1. Januar 2020 entsprechend für Beschäftigte in einer der Entgeltgruppen S 9 bis S 18 
(Anlage G zum TV-UKF). 

 
Protokollerklärungen zu § 12 Absatz 5: 
1. Die Überleitung in die Entgeltgruppe 14 gemäß § 29a Absatz 5 gilt nicht als Höher-

gruppierung. 
 
2. 1Für Beschäftigte, die in der Zeit vom 1. Januar 2018 bis zum 30. September 2018 

der Stufe 6 zugeordnet werden, wird auch die Erhöhung des Unterschiedsbetrages 
am 1. Oktober 2018 auf den Strukturausgleich angerechnet. 2Satz 1 gilt entspre-
chend bei Beschäftigten in Entgeltgruppe 9 mit besonderer Stufenlaufzeit von fünf 
Jahren in Stufe 2 für den Erhöhungsbetrag nach Anlage B zum TV-UKF. 

 
(6) Einzelvertraglich kann der Strukturausgleich abgefunden werden. 
 

Niederschriftserklärung zu § 12: entfällt 
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§ 13 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
 
(1)  1Bei Beschäftigten, für die bis zum 30. September 2008 § 71 BAT gegolten hat und die 

nicht in der privaten Krankenversicherung versichert sind, wird abweichend von § 22 
Absatz 2 TV-UKF für die Dauer des über den 30. September 2008 hinaus ununterbro-
chen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses der Krankengeldzuschuss in Höhe des Un-
terschiedsbetrages zwischen dem festgesetzten Nettokrankengeld oder der entspre-
chenden gesetzlichen Nettoleistung und dem Nettoentgelt (§ 22 Absatz 2 Satz 2 und 3 
TV-UKF) gezahlt. 2Nettokrankengeld ist das um die Arbeitnehmeranteile zur Sozialver-
sicherung reduzierte Krankengeld. 3Bei Beschäftigten, die in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versicherungsfrei oder die von der Versicherungspflicht in der gesetzli-
chen Krankenversicherung befreit sind, werden bei der Berechnung des Krankengeld-
zuschusses diejenigen Leistungen zu Grunde gelegt, die ihnen als Pflichtversicherte in 
der gesetzlichen Krankenversicherung zustünden. 

 
(2)  1Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 erhalten längstens bis zum Ende der 26. Woche 

seit dem Beginn ihrer über den 30. September 2008 hinaus ununterbrochen fortbeste-
henden Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit oder Arbeitsverhinderung in-
folge einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation ihr Entgelt nach 
§ 21 TV-UKF fortgezahlt. 2Tritt nach dem 1. Oktober 2008 Arbeitsunfähigkeit infolge 
derselben Krankheit ein, werden die Zeiten der Entgeltfortzahlung nach Satz 1 auf die 
Fristen gemäß § 22 TV-UKF angerechnet. 

 
(3)  1Bei Beschäftigten, für die bis zum 30. September 2008 § 71 BAT gegolten hat und die 

in der privaten Krankenversicherung versichert sind, wird anstelle des Krankengeldzu-
schusses nach § 22 Absatz 2 und 3 TV-UKF für die Dauer des über den 30. September 
2008 hinaus ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses das Entgelt nach  
§ 21 TV-UKF bis zur Dauer von 26 Wochen gezahlt. 2§ 22 Absatz 4 TV-UKF findet auf 
die Entgeltfortzahlung nach Satz 1 entsprechende Anwendung. 3Die Sätze 1 und 2 gel-
ten auf Antrag entsprechend für bisher unter § 71 BAT fallende Beschäftigte, die frei-
willig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind und am 30. September 
2008 (Stichtag) einen Anspruch auf Krankengeld erst ab der 27. Woche der Arbeitsun-
fähigkeit hatten; der Antrag ist bis zum 31. Dezember 2008 zu stellen. 

 
Protokollerklärung zu § 13: 
1Ansprüche aufgrund von Regelungen für die Gewährung von Beihilfen an Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer im Krankheitsfall bleiben für übergeleitete Beschäftigte, 
die am 30. September 2008 noch Anspruch auf Beihilfe haben, unberührt. 2Änderun-
gen von Beihilfevorschriften für Beamte kommen zur Anwendung, soweit auf Landes- 
beziehungsweise Bundesvorschriften Bezug genommen wird. 

 
 
§ 14 Beschäftigungszeit 
 
(1)  Für die Dauer des über den 30. September 2008 hinaus fortbestehenden Arbeitsver-

hältnisses werden die vor dem 1. Oktober 2008 nach Maßgabe der jeweiligen tarif-
rechtlichen Vorschriften anerkannten Beschäftigungszeiten als Beschäftigungszeit im 
Sinne des § 34 Absatz 3 TV-UKF berücksichtigt. 

 
(2)  Für die Anwendung des § 23 Absatz 2 TV-UKF werden die bis zum 30. Septem-

ber 2008 zurückgelegten Zeiten, die nach Maßgabe 
- des § 39 BAT anerkannte Dienstzeit, 
- des § 45 MTArb anerkannte Jubiläumszeit 
sind, als Beschäftigungszeit im Sinne des § 34 Absatz 3 TV-UKF berücksichtigt. 
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(3)  Beschäftigungszeiten bei einer Tochtergesellschaft des UKF werden den Beschäfti-
gungszeiten nach § 14 TVÜ-UKF gleichgestellt. 

 
 
§ 15 Urlaub 
 
(1)  1Für die Dauer und die Bewilligung des Erholungsurlaubs beziehungsweise von Zu-

satzurlaub für das Urlaubsjahr 2008 sowie für dessen Übertragung auf das Urlaubsjahr 
2009 gelten die im September 2008 jeweils maßgebenden Vorschriften bis zum 31. De-
zember 2008 fort. 2Die Regelungen des TV-UKF gelten für die Bemessung des Ur-
laubsentgelts. 

 
(2)  1Aus dem Geltungsbereich des BAT übergeleitete Beschäftigte der Vergütungsgrup-

pen I und Ia, die für das Urlaubsjahr 2008 einen Anspruch auf 30 Arbeitstage Erho-
lungsurlaub erworben haben, behalten bei einer Fünftagewoche diesen Anspruch für 
die Dauer des über den 30. September 2008 hinaus ununterbrochen fortbestehenden 
Arbeitsverhältnisses. 2Die Urlaubsregelungen des TV-UKF bei abweichender Vertei-
lung der Arbeitszeit gelten entsprechend. 

 
(3)  1§ 49 Absatz 1 und 2 MTArb i. V. m. dem Tarifvertrag über Zusatzurlaub für gesund-

heitsgefährdende Arbeiten für Arbeiter der Länder gelten bis zum In-Kraft-Treten eines 
entsprechenden Tarifvertrags der Länder fort; im Übrigen gilt Absatz 1 entsprechend. 
2Aus dem Geltungsbereich des MTArb übergeleiteten Beschäftigten, die am 30. Sep-
tember 2008 Anspruch auf einen Zusatzurlaub nach § 49 Absatz 4 MTArb haben, be-
halten diesen Anspruch, solange sie die Anspruchsvoraussetzungen in dem über den 
30. September 2008 hinaus ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnis weiter-
hin erfüllen. 

 
(4)  1In den Fällen des § 48a BAT oder § 48a MTArb wird der nach der Arbeitsleistung im 

Kalenderjahr 2008 zu bemessende Zusatzurlaub im Kalenderjahr 2009 gewährt. 2Die 
nach Satz 1 zustehenden Urlaubstage werden auf den nach den Bestimmungen des 
TV-UKF im Kalenderjahr 2009 zustehenden Zusatzurlaub für Wechselschichtarbeit 
und Schichtarbeit angerechnet. 3Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
 
§ 16 Abgeltung 
 
1Durch Vereinbarung mit der / dem Beschäftigten können Entgeltbestandteile aus Besitzstän-
den, ausgenommen für Vergütungsgruppenzulagen, pauschaliert beziehungsweise abgefun-
den werden. 2§ 11 Absatz 2 Satz 3 und § 12 Absatz 6 bleiben unberührt. 
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4. Abschnitt –  Sonstige vom TV-UKF abweichende oder ihn ergänzende 
 Bestimmungen 
 
 
§ 17 Eingruppierung 
 
(1)  1Die §§ 22, 23 BAT einschließlich der Vergütungsordnung, die §§ 1, 2 Absatz 1 und 

§ 5 des Tarifvertrages über das Lohngruppenverzeichnis der Länder zum MTArb 
(Lohngruppen TdL) einschließlich des Lohngruppenverzeichnisses mit Anlagen 1 und 
2 gelten über den 30. September 2008 hinaus bis zum 31. Dezember 2011 fort. 2Für 
Beschäftigte, die gemäß Teil II Abschnitt B der Anlage 1 a zum BAT eingruppiert sind, 
gelten die entsprechenden Vorschriften des Satzes 1 auch über den 31. Dezem-
ber 2011 hinaus fort; dies gilt entsprechend für Beschäftigte, die unter Absatz 10 fallen. 
3Diese über den 31. Dezember 2011 hinaus fortgeltenden Regelungen finden auf über-
geleitete und ab dem 1. Oktober 2008 neu eingestellte Beschäftigte im jeweiligen bis-
herigen Geltungsbereich nach Maßgabe dieses Tarifvertrages Anwendung. 4An die 
Stelle der Begriffe Vergütung und Lohn tritt der Begriff Entgelt. 

 
(2)  Abweichend von Absatz 1 

- gelten Vergütungsordnung und Lohngruppenverzeichnis nicht für ab dem 1. Okto-
ber 2008 in Entgeltgruppe 1 TV-UKF neu eingestellte Beschäftigte, 

- gilt die Vergütungsgruppe I der Vergütungsordnung zum BAT ab dem 1. Okto-
ber 2008 nicht fort; die Ausgestaltung entsprechender Arbeitsverhältnisse erfolgt 
außertariflich. 

 
(3) 1Mit Ausnahme der Eingruppierung in die Entgeltgruppe 1 sind für Beschäftigte, die 

gemäß Teil II Abschnitt B der Anlage 1 a zum BAT eingruppiert sind sowie für Beschäf-
tigte, die unter Absatz 10 fallen, alle zwischen dem 1. Januar 2012 und dem In-Kraft-
Treten entsprechender neuer Eingruppierungsregelungen stattfindenden Eingruppie-
rungsvorgänge (Neueinstellungen und Umgruppierungen) vorläufig und begründen 
keinen Vertrauensschutz und keinen Besitzstand. 2Dies gilt nicht für Aufstiege gemäß 
§ 8 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 3. 

 
(4)  aufgehoben 
 
(5)  1Bewährungs-, Fallgruppen- und Tätigkeitsaufstiege gibt es ab dem 1. Januar 2009 

nicht mehr; §§ 8 und 9 bleiben unberührt. 2Satz 1 gilt auch für Vergütungsgruppenzu-
lagen, es sei denn, dem Tätigkeitsmerkmal einer Vergütungsgruppe der Allgemeinen 
Vergütungsordnung (Anlage 1a zum BAT) ist eine Vergütungsgruppenzulage zugeord-
net, die unmittelbar mit Übertragung der Tätigkeit zusteht; bei Übertragung einer ent-
sprechenden Tätigkeit bis zum 31. Dezember 2011 wird diese unter den Vorausset-
zungen des bisherigen Tarifrechts als Besitzstandszulage in der bisherigen Höhe ge-
zahlt; § 9 Absatz 4 gilt entsprechend. 

 
(6)  Soweit die Anforderungen nach bisherigem Tarifrecht erfüllt wären, erhalten diejenigen 

Beschäftigten, denen ab 1. Oktober 2008 eine anspruchsbegründende Tätigkeit über-
tragen wird, eine persönliche Zulage, 
a) die sich betragsmäßig nach der entfallenen Techniker- und Meisterzulage bemisst 

bis zum 31. Dezember 2018; 
b) die sich betragsmäßig nach der entfallenen Programmiererzulage bemisst bis zum 

31. Dezember 2020. 
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(7)  1Für Eingruppierungen ab dem 1. Oktober 2008 bis zum 31. Dezember 2011 werden 
die Vergütungsgruppen der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage 1a zum BAT) 
und die Lohngruppen des Lohngruppenverzeichnisses gemäß Anlage 4 den Entgelt-
gruppen des TV-UKF, zugeordnet. 2Für Beschäftigte, die gemäß Teil II Abschnitt B der 
Anlage 1a zum BAT eingruppiert sind sowie für Beschäftigte, die unter Absatz 10 fallen, 
gilt Satz 1 auch für Eingruppierungen nach dem 31. Dezember 2011 fort. 3In den Fällen 
des § 16 Absatz 2a TV-UKF kann die Eingruppierung auch über den 31. Dezember 
2011 hinaus unter Anwendung der Anlage 2 in die im unmittelbar vorhergehenden Ar-
beitsverhältnis, gemäß § 4 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 2, § 8 Absatz 1 und 3, 
§ 9 Absatz 3 Buchstabe a oder durch vergleichbare Regelungen erworbene Entgelt-
gruppe erfolgen, sofern das unmittelbar vorhergehende Arbeitsverhältnis vor dem 
1. Oktober 2008 begründet worden ist und derselben Ausgangsvergütungsgruppe zu-
geordnet war; im vorhergehenden Arbeitsverhältnis noch nicht vollzogene Bewäh-
rungs-, Tätigkeits- oder Zeitaufstiege werden in dem neuen Arbeitsverhältnis nicht wei-
tergeführt. 4Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt. 

 
Protokollerklärung zu § 17 Absatz 7: 
Die Protokollerklärung Nr. 1 zu § 4 Absatz 1 gilt entsprechend für übergeleitete und ab 
dem 1. Oktober 2008 neueingestellte Pflegekräfte. 

 
(8)  1Beschäftigte, die ab dem 01.10.2008 in die Entgeltgruppe 13 eingruppiert sind und die 

nach der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage 1a zum BAT ) in Vergütungsgruppe 
IIa BAT mit fünf- beziehungsweise sechsjährigem Aufstieg nach Vergütungsgruppe Ib 
BAT eingruppiert wären, erhalten bis zum 31. Dezember 2011 eine persönliche Zulage 
in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Entgelt ihrer Stufe nach Entgelt-
gruppe 13 und der entsprechenden Stufe der Entgeltgruppe 14. 2Von Satz 1 werden 
auch Fallgruppen der Vergütungsgruppe Ib BAT erfasst, deren Tätigkeitsmerkmale 
eine bestimmte Tätigkeitsdauer voraussetzen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Be-
schäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2.  

 
Niederschriftserklärung zu § 17 Absatz 8: 
Mit dieser Regelung ist keine Entscheidung über Zuordnung und Fortbestand / Besitz-
stand der Zulage im Rahmen einer neuen Entgeltordnung verbunden. 

 
(9)  1Die bisherigen Regelungen für Vorarbeiterinnen und Vorarbeiter gelten bis zum 

31. Dezember 2011 im bisherigen Geltungsbereich fort; dies gilt auch für Beschäftigte 
im Sinne des § 1 Absatz 2. 2Ist anlässlich der vorübergehenden Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit im Sinne des § 14 TV-UKF zusätzlich eine Tätigkeit auszu-
üben, für die nach bisherigem Recht ein Anspruch auf Zahlung einer Zulage für Vorar-
beiterinnen und Vorarbeiter besteht, erhält die / der Beschäftigte bis 31. Dezem-
ber 2011 abweichend von Satz 1 sowie von § 14 Absatz 3 TV-UKF anstelle der Zulage 
nach § 14 TV-UKF für die Dauer der Ausübung sowohl der höherwertigen als auch der 
zulagenberechtigenden Tätigkeit eine persönliche Zulage in Höhe von insgesamt 
10 v. H. ihres / seines Tabellenentgelts. 3Für Beschäftigte, die unter Absatz 10 fallen, 
gelten Satz 1 und 2 auch über den 31. Dezember 2011 hinaus fort. 

 
(10)  Die Absätze 1 bis 9 gelten für besondere tarifvertragliche Vorschriften über die Ein-

gruppierungen entsprechend. 
 

Protokollerklärung zu § 17: 
Die Tarifvertragsparteien sind sich darin einig, dass im Falle einer neuen Entgeltord-
nung die bisherigen unterschiedlichen materiellen Wertigkeiten aus Fachhochschulab-
schlüssen (einschließlich Sozialpädagogen/innen und Ingenieuren/innen) auf das Ni-
veau der vereinbarten Entgeltwerte der Entgeltgruppe 9 ohne Mehrkosten (unter Be- 
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rücksichtigung der Kosten für den Personenkreis, der nach der Übergangsphase nicht 
mehr in eine höhere beziehungsweise niedrigere Entgeltgruppe eingruppiert ist) zu-
sammengeführt werden; die Abbildung von Heraushebungsmerkmalen oberhalb der 
Entgeltgruppe 9 bleibt davon unberührt. 

 
 
§ 18 Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit nach dem 

31. Dezember 2008 
 

(1)  1Wird aus dem Geltungsbereich des BAT übergeleiteten Beschäftigten in der Zeit zwi-
schen dem 1. Januar 2009 und dem 31. Dezember 2010 erstmalig außerhalb von § 10 
eine höherwertige Tätigkeit vorübergehend übertragen, findet der TV-UKF Anwen-
dung. 2Ist die / der Beschäftigte in eine individuelle Zwischenstufe übergeleitet worden, 
gilt für die Bemessung der persönlichen Zulage § 6 Absatz 2 Satz 1 und 2 entspre-
chend. 3Bei Überleitung in eine individuelle Endstufe gilt § 6 Absatz 4 Satz 3 entspre-
chend. 4In den Fällen des § 6 Absatz 5 bestimmt sich die Höhe der Zulage nach den 
Vorschriften des TV-UKF über die vorübergehende Übertragung einer höherwertigen 
Tätigkeit. 

 
(2)  Wird aus dem Geltungsbereich des MTArb übergeleiteten Beschäftigten nach dem 

31. Dezember 2008 erstmalig außerhalb von § 10 eine höherwertige Tätigkeit vorüber-
gehend übertragen, gelten bis zum In-Kraft-Treten eines Tarifvertrages über eine per-
sönliche Zulage die bisherigen Regelungen des MTArb mit der Maßgabe entspre-
chend, dass sich die Höhe der Zulage nach dem TV-UKF richtet, soweit sich aus § 17 
Absatz 9 Satz 2 und 3 nichts anderes ergibt. 

 
(3)  Bis zum 31. Dezember 2011 gilt – auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2 – 

die Regelung des § 14 TV-UKF zur vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen 
Tätigkeit mit der Maßgabe, dass sich die Voraussetzungen für die übertragene höher-
wertige Tätigkeit nach § 22 Absatz 2 BAT beziehungsweise den entsprechenden Re-
gelungen für Arbeiter bestimmen. 2Für Beschäftigte, die gemäß Teil II Abschnitt B der 
Anlage 1a zum BAT eingruppiert sind, sowie für Beschäftigte, die unter § 17 Absatz 10 
fallen, gilt Satz 1 bis zum In-Kraft-Treten entsprechender Eingruppierungsvorschriften 
über den 31. Dezember 2011 hinaus fort. 

 
 
§ 19 Entgeltgruppen 2 Ü, 13 Ü und 15 Ü 
 
(1)  1Für Beschäftigte, die in die Entgeltgruppe 2 Ü übergeleitet worden sind, oder ab dem 

1. Oktober 2008 in die Lohngruppe 1 mit Aufstieg nach 2 und 2a oder in die Lohngruppe 
2 mit Aufstieg nach 2a eingestellt und gemäß § 17 Absatz 7 der Entgeltgruppe 2Ü 
zugeordnet worden sind, gelten besondere Tabellenwerte, soweit sich aus § 29a nichts 
anderes ergibt. 2Die besonderen Tabellenwerte betragen 

 
a) in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 

 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

2.305,31 2.507,71 2.585,10 2.680,36 2.745,84 2.835,13 

 
b) ab 1. Dezember 2022 

 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

2.369,86 2.577,93 2.657,48 2.755,41 2.822,72 2.914,51 
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(2)  1Für Beschäftigte, die in die Entgeltgruppe 13 Ü übergeleitet worden sind, gelten fol-
gende Tabellenwerte: 

 
a) in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 

 

 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4a Stufe 4b Stufe 5 Stufe 6 

  Nach 2 
Jahren in 
Stufe 2 

Nach 4 
Jahren in 
Stufe 3 

Nach 3 
Jahren in 
Stufe 4a 

Nach 3 
Jahren in 
Stufe 4b 

Nach 5 
Jahren in 
Stufe 5 

Beträge 
aus 

(E 13/2) (E 13/3) (E 14/3) (E 14/4) (E 14/5) (E 14/6) 

E 13 Ü 4.385,28 4.619,20 5.026,88 5.441,24 6.076,14 6.258,43 

 

b) ab 1. Dezember 2022 
 

 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4a Stufe 4b Stufe 5 Stufe 6 

  Nach 2 
Jahren in 
Stufe 2 

Nach 4 
Jahren in 
Stufe 3 

Nach 3 
Jahren in 
Stufe 4a 

Nach 3 
Jahren in 
Stufe 4b 

Nach 5 
Jahren in 
Stufe 5 

Beträge 
aus 

(E 13/2) (E 13/3) (E 14/3) (E 14/4) (E 14/5) (E 14/6) 

E 13 Ü 4.508,07 4.748,54 5.167,63 5.593,59 6.246,27 6.433,67 

 
 
(3) 1Übergeleitete Beschäftigte der Vergütungsgruppe I BAT unterliegen dem TV-UKF. 

2Sie werden in die Entgeltgruppe 15 Ü übergeleitet. 3Für sie gelten folgende Tabellen-
werte: 

 
a) in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 

 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 

5.955,87 6.610,80 7.232,37 7.640,03 7.740,31 

 
b) ab 1. Dezember 2022  

 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 

6.122,63 6.795,90 7.434,88 7.853,95 7.957,04 

 
4Die Verweildauer in den Stufen 1 bis 4 beträgt jeweils fünf Jahre. 5§ 6 Absatz 5 findet 
keine Anwendung. 

 
(4)  1Für am 1. Januar 2018 vorhandene Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Ü wird die bis 

zum 31. Dezember 2017 in Stufe 5 bzw. in der individuellen Endstufe zurückgelegte 
Zeit angerechnet. 2Ist das Tabellenentgelt der Stufe 6 niedriger als der bisherige Betrag 
der individuellen Endstufe, werden die Beschäftigten erneut einer individuellen 
Endstufe unter Beibehaltung der bisherigen Entgelthöhe zugeordnet; § 6 Absatz 4 
Sätze 3 bis 5 TVÜ-UKF gelten entsprechend. 

 
 
§ 20 (entfällt) 
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§ 21 Jahressonderzahlung 2008 
 
Beschäftigte nach § 1 Abs. 1 erhalten anstelle der Jahressonderzahlung nach § 20 TV-UKF 
im Jahr 2008 eine Jahressonderzahlung in Höhe der sich aus dem Zuwendungstarifvertrag 
zum BAT bzw. MTArb in der Fassung vom 31. Januar 2003 ergebenden Höhe. 
 
 
§ 22 Abrechnung unständiger Bezügebestandteile 
 
Bezüge im Sinne des § 36 Absatz 1 Unterabsatz 2 BAT, § 31 Absatz 2 Unterabsatz 2 MTArb 
für Arbeitsleistungen bis zum 31. Dezember 2008 werden nach den bis dahin jeweils geltenden 
Regelungen abgerechnet, als ob das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des 31. Dezember 2008 be-
endet worden wäre. 
 
 
§ 23 (entfällt)  
 
 
§ 24 Nebentätigkeiten 
 
Für bis zum 30. September 2008 genehmigte Nebentätigkeiten der übergeleiteten Beschäftig-
ten gelten die bisher anzuwendenden Bestimmungen weiter; eine arbeitsvertragliche Neure-
gelung bleibt unberührt. 
 
 
§ 25 Sonderregelungen für Beschäftigte im bisherigen Geltungsbereich der SR 2 a 

BAT  
 
(1)  Nr. 7 SR 2 a BAT gilt im bisherigen Geltungsbereich für Maßnahmen, die vor dem 1. Ok-

tober 2008 bewilligt worden sind, fort. 
 
(2)  Bestehende Regelungen zur Anrechnung von Wege- und Umkleidezeiten auf die Ar-

beitszeit bleiben durch das In-Kraft-Treten des TV-UKF unberührt. 
 
 
§ 26 (entfällt) 
 
 
§ 27 Übergangsregelungen für bestehende Dienstwohnungsverhältnisse 
 
Für bestehende Dienstwohnungsverhältnisse gelten § 65 BAT, § 69 MTArb und § 5 Abschnitt 
A der Ausbildungsvergütungstarifverträge weiter. 
 
 
§ 28 - § 29 (entfällt) 
 
 
§ 29a Überleitung in die Entgeltordnung zum TV-UKF am 1. Januar 2012 
 
(1) 1Für in den TV-UKF übergeleitete und für zwischen dem 1. Oktober 2008 und dem 

31. Dezember 2011 neu eingestellte Beschäftigte gelten für Eingruppierungen ab dem 
1. Januar 2012 die §§ 12, 13 TV-UKF sowie die Entgeltordnung zum TV-UKF. 2Hängt 
die Eingruppierung nach den §§ 12, 13 TV-UKF von der Zeit einer Tätigkeit oder Be-
rufsausübung ab, wird die vor dem 1. Januar 2012 zurückgelegte Zeit so berücksichtigt,  
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wie sie zu berücksichtigen wäre, wenn die Entgeltordnung zum TV-UKF bereits seit 
dem Beginn des Arbeitsverhältnisses gegolten hätte. 

 
(2) 1In den TV-UKF übergeleitete und ab dem 1. Oktober 2008 neu eingestellte Beschäf-

tigte, 
- deren Arbeitsverhältnis mit dem Universitätsklinikum Frankfurt über den 31. Dezem-

ber 2011 hinaus fortbesteht, und  
- die am 1. Januar 2012 unter den Geltungsbereich des TV-UKF fallen, 
sind – jedoch unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe für die Dauer der un-
verändert auszuübenden Tätigkeit – zum 1. Januar 2012 in die Entgeltordnung zum 
TV-UKF übergeleitet; Absatz 3 bleibt unberührt. 2Soweit an die Tätigkeit in der bisheri-
gen Entgeltgruppe in Abweichung von § 16 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 TV-
UKF besondere Stufenregelungen nach den Anlagen 2, 4 oder 5 geknüpft waren, gel-
ten diese für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit fort. 3Soweit an die 
Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe besondere Entgeltbestandteile geknüpft wa-
ren und diese in der Entgeltordnung zum TV-UKF in geringerer Höhe entsprechend 
vereinbart sind, wird die hieraus am 1. Januar 2012 bestehende Differenz unter den 
bisherigen Voraussetzungen als Besitzstandszulage so lange gezahlt, wie die an-
spruchsbegründende Tätigkeit unverändert ausgeübt wird und die sonstigen Voraus-
setzungen für den besonderen Entgeltbestandteil nach bisherigem Recht weiterhin be-
stehen; § 9 Absatz 4 bleibt unberührt. 4Satz 3 gilt entsprechend, wenn besondere Ent-
geltbestandteile in der Entgeltordnung zum TV-UKF nicht mehr vereinbart sind. 

 
Protokollerklärung zu § 29a Absatz 2: 
1Die vorläufige Zuordnung zu der Entgeltgruppe des TV-UKF nach der Anlage 2 oder 
4 gilt als Eingruppierung. 2Eine Überprüfung und Neufeststellung der Eingruppierungen 
findet aufgrund der Überleitung in die Entgeltordnung zum TV-UKF nicht statt. 
 

(3)  1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 nach der Entgeltordnung zum TV-UKF 
eine höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten auf Antrag in die Entgeltgruppe ein-
gruppiert, die sich nach § 12 TV-UKF ergibt. 2Die Stufenzuordnung in der höheren Ent-
geltgruppe richtet sich nach den Regelungen für Höhergruppierungen (§ 17 Absatz 4 
TV-UKF). 3War die / der Beschäftigte in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zu-
geordnet, wird sie / er abweichend von Satz 2 der Stufe 1 der höheren Entgeltgruppe 
zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet. 4Bei Beschäftigten 
im Sinne von Teil II Abschnitt 22 Unterabschnitt 1 der Entgeltordnung zum TV-UKF 
werden übertariflich gewährte Leistungen auf den Höhergruppierungsgewinn ange-
rechnet. 5Satz 1 gilt für den erstmaligen Anspruch auf eine Entgeltgruppenzulage ent-
sprechend, sofern bei Eingruppierungen zwischen dem 1. Oktober 2008 und dem 
31. Dezember 2011 die vergleichbare Vergütungsgruppenzulage aufgrund von § 17 
Absatz 5 nicht mehr gezahlt wurde. 
 

(4) 1Der Antrag nach Absatz 3 Satz 1 und / oder nach Absatz 3 Satz 5 kann nur bis zum  
30. Juni 2013 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. Januar 2012 zu-
rück; nach dem Inkrafttreten der Entgeltordnung zum TV-UKF eingetretene Änderun-
gen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der Stufenzuord-
nung nach Absatz 3 Satz 2 und 3 unberücksichtigt. 2Ruht das Arbeitsverhältnis am 
1. Januar 2012, beginnt die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; 
der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2012 zurück. 

 
(5) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 sind Beschäftigte mit einem Anspruch auf die 

bisherige Zulage nach § 17 Absatz 8 stufengleich und unter Beibehaltung der in ihrer 
Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 14 übergeleitet. 
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(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für Beschäftigte, die gemäß Teil II Abschnitt B der 
Anlage 1 a zum BAT eingruppiert sind sowie für Beschäftigte, die unter § 17 Absatz 10 
fallen. 

 
 
§ 29b Überleitung aus der bisherigen Entgeltgruppe 9  

in die Entgeltgruppen 9a und 9b am 1. Januar 2019 
 
(1)  1Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die keine besonderen Stufenregelungen gelten,  

- deren Arbeitsverhältnis über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht, und 
- die am 1. Januar 2019 unter den Geltungsbereich des TV-UKF fallen,  
sind stufengleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit 
in die Entgeltgruppe 9b übergeleitet.  

 
(2)  1Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 mit einer besonderen Stufenlaufzeit in der Stufe 2 

von fünf Jahren  
- deren Arbeitsverhältnis über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht, und 
- die am 1. Januar 2019 unter den Geltungsbereich des TV-UKF fallen,  
sind in die Entgeltgruppe 9a übergeleitet. 2Sie sind wie folgt einer Stufe und innerhalb 
dieser Stufe dem Jahr der Stufenlaufzeit ggf. unter Mitnahme der Restzeit zugeordnet: 

 

bisherige Stufe / Jahr innerhalb der 
Stufe / Restzeit (R) 

neue Stufe / Jahr innerhalb der Stufe 
/ Restzeit (R) 

1 / 1 / R 1 / 1 / R 

2 / 1 / R 2 / 1 / R 

2 / 2 / R 2 / 2 / R 

2 / 3 / R 3 / 1 / R 

2 / 4 / R 3 / 2 / R 

2 / 5 / R 3 / 3 / R 

3 / 1 / R 4 / 1 / R 

3 / 2 / R 4 / 2 / R 

3 / 3 / R 4 / 3 / R 

3 / 4 / R 4 / 4 / R 

3 / 5 / R 5 / 1 / - 

3 / 6 / R 5 / 1 / - 

3 / 7 / R 5 / 1 / - 

3 / 8 / R 5 / 1 / - 

3 / 9 / R 5 / 1 / - 

4 / 1 / R 5 / 1 / R 

4 / 2 / R 5 / 2 / R 

4 / 3 / R 5 / 3 / R 

4 / 4 / R 5 / 4 / R 

4 / 5 / R 5 / 5 / R 

4 / 6 und weitere 6 

 
(3) Beschäftigte im Sinne der Absätze 1 bis 3 in einer individuellen Endstufe werden einer 

neuen individuellen Endstufe zugeordnet, die der nach bisherigem Recht für Januar 
2019 zustehenden individuellen Endstufe entspricht; § 6 Absatz 4 Satz 5 gilt entspre-
chend. 

 
Niederschriftserklärung zu § 29b Abs. 3 
Der in der Tabelle in Anlage B zum TV-UKF bis zum 31. Dezember 2018 enthaltene 
Erhöhungsbetrag entfällt ab 1. Januar 2019. 
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(4) Die Regelungen des § 12 TVÜ-UKF finden auf Überleitungsgewinne entsprechende 
Anwendung. 

 
(5) Für Beschäftigte, die am 31. Dezember 2018 der Stufe 4 zugeordnet waren und eine 

Zulage gem. § 16 Abs. 5 TV-UKF erhalten, gilt folgendes: 
Ergänzend zu Absatz 3 behalten diese Beschäftigte ihre jeweilige Zulage nach § 16 
Abs. 5 TV-UKF als Besitzstand. 
 

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2. 
 

 
§ 29c Überleitung der unter die Anlage C fallenden Beschäftigten ab 1. März 2017 
 
(1) Die unter die Anlage C zum TV-UKF in der bis zum 28. Februar 2017 gültigen Fassung 

(Kr-Anwendungstabelle) fallenden Beschäftigten werden stufengleich, und abweichend 
von § 17 Abs. 4 Satz 2, unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit, 
in die Entgeltgruppe, die sich aus Teil 4 der Anlage A TV-UKF ab dem 1. März 2017 
ergibt, übergeleitet. 

 
(2) Aus der Stufe 1 der Entgeltgruppen KR 3a und KR 4a erfolgt die Zuordnung in die Stufe 

2 der Entgeltgruppe P 5 bzw. P 6 und aus den Stufen 1 und 2 der Entgeltgruppen KR 
7a und KR 8a erfolgt die Zuordnung in die Stufe 3 der Entgeltgruppe 7 bzw. 8 der 
Anlage C zum TV-UKF unter Mitnahme der in der Stufe 1 und 2 zurückgelegten Stu-
fenlaufzeiten. 

  
(3) Ein Strukturausgleich nach Anlage 3, Buchstabe B des TVÜ-UKF ist auf einen mögli-

chen Höhergruppierungsgewinn aufgrund der Überleitung in eine neue Entgeltgruppe 
anzurechnen. 

 
(4) 1Für Beschäftigte, deren Tabellenentgelt sich aufgrund der Zuordnung in eine andere 

Entgeltgruppe im Zuge der Änderung der Entgeltordnung durch den Änderungstarifver-
trag Nr. 6 ab dem 1. März 2017 erhöht, ist die nach § 16 Abs. 5 gewährte Zulage auf 
den Erhöhungsbetrag anzurechnen. 2Ist der Unterschiedsbetrag zwischen vorherigem 
Tabellenentgelt und neuem Tabellenentgelt höher als die Zulage nach § 16 Abs. 5, 
entfällt die Zulage vollständig mit Wirkung für die Zukunft. 3Ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen vorherigem Tabellenentgelt und neuem Tabellenentgelt geringer, bleibt die 
Zulage nach § 16 Abs. 5 in Höhe des verbleibenden Unterschiedsbetrags bestehen. 

 
(5) 1Ergibt sich aus den Bestimmungen dieses Änderungstarifvertrages ein geringeres mo-

natliches Entgelt, so ist die Differenz zum bisherigen Entgelt als Besitzstandszulage 
weiter zu gewähren. 2Die Besitzstandszulage ändert sich bei Entgeltanpassungen um 
den gleichen Betrag bzw. den gleichen vom Hundertsatz.  
 
Niederschriftserklärung zu § 29c: 
§ 29c eingefügt durch 6. Änderungstarifvertrag zum TV-UKF vom 8. März 2017. 

 
 
§ 29d Überleitung der Beschäftigten, für die sich ab 1. Januar 2020  

Verbesserungen in der Eingruppierung ergeben  
 

(1)  1Beschäftigte,  
- deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber über den 31. Dezember 2019 hinaus 

fortbesteht, und 
- die am 1. Januar 2020 unter den Geltungsbereich des TV-UKF fallen,  
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sind für den Fall, dass sich für sie eine höhere Eingruppierung ausschließlich aufgrund 
der zum 1. Januar 2020 in Kraft tretenden Änderungen in der Entgeltordnung zum TV-
UKF ergibt, für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit in der bisherigen 
Entgeltgruppe eingruppiert. 2Absatz 2 bleibt unberührt. 3Soweit an die Tätigkeit in der 
bisherigen Entgeltgruppe in Abweichung von § 16 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Satz 
1 TV-UKF besondere Stufenregelungen in den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltord-
nung zum TV-UKF oder nach den Anlagen 2 oder 4 geknüpft waren, gelten diese für 
die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit fort; dies gilt nicht für die besonde-
ren Stufenregelungen nach den Anlagen 2 und 4 für die Entgeltgruppe 9.  
 
Protokollerklärung zu § 29d Absatz 1: 
Die Protokollerklärung zu § 29a Absatz 2 gilt entsprechend. 
 

(2)  1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 nach den Änderungen in der Entgelt-
ordnung zum TV-UKF eine höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten auf Antrag in 
die Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 TV-UKF ergibt. 2Die Stufenzuord-
nung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Regelungen für Höhergrup-
pierungen (§ 17 Absatz 4 TV-UKF). 3War die / der Beschäftigte in der bisherigen Ent-
geltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird sie / er abweichend von Satz 2 der Stufe 1 der 
höheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird ange-
rechnet. 4Regelungen des § 12 TVÜ-UKF finden Anwendung. 5Beschäftigte in einer 
individuellen Endstufe werden wie folgt einer Stufe zugeordnet: 
- übersteigt der Betrag, der ohne die Änderungen in der Entgeltordnung für Januar 

2020 als individuelle Endstufe zustehen würde, den Betrag der höchsten Stufe, wer-
den Beschäftigte einer individuellen Endstufe zugeordnet, die der nach bisherigem 
Recht für Januar 2020 zustehenden individuellen Endstufe entspricht; § 6 Absatz 4 
Satz 4 gilt entsprechend; 

- übersteigt der Betrag, der ohne die Änderungen der Entgeltordnung für Januar 2020 
als individuelle Endstufe zustehen würde, den Betrag der höchsten Stufe nicht, wer-
den sie zunächst der Stufe zugeordnet, in der sie mindestens den Betrag der indivi-
duellen Endstufe erhalten; anschließend erfolgt die Einstufung unter Berücksichti-
gung der in der individuellen Endstufe bisher verbrachten Zeit. 

 
(3)  1Der Antrag nach Absatz 2 Satz 1 kann nur bis zum 31. Dezember 2020 gestellt werden 

(Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. Januar 2020 zurück; nach dem 1. Januar 2020 
eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe blei-
ben bei der Stufenzuordnung nach Absatz 2 Satz 2 und 3 unberücksichtigt. 2Ruht das 
Arbeitsverhältnis am 1. Januar 2020, beginnt die Frist von einem Jahr mit der Wieder-
aufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2020 zurück.  

 
(4)  Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht  

- für Beschäftigte im Sinne von Teil II Abschnitt 20 der Entgeltordnung zum TV-UKF, 
- für Beschäftigte, die unter § 17 Absatz 10 fallen.  
 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2. 
 
 
§ 29e Überleitung der Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst  

am 1. Januar 2020  
 
(1)  Beschäftigte im Sinne von Teil II Abschnitt 20 der Entgeltordnung zum TV-UKF,  

- deren Arbeitsverhältnis, über den 31. Dezember 2019 hinaus fortbesteht, und 
- die am 1. Januar 2020 unter den Geltungsbereich des TV-L fallen,  
sind in die neue S-Entgeltgruppe übergeleitet.  
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(2)  1Beschäftigte im Sinne von Absatz 1 sind wie folgt einer Stufe und innerhalb dieser 
Stufe dem Jahr der Stufenlaufzeit unter Mitnahme der Restzeit zugeordnet:  

 

bisherige Stufe / Jahr innerhalb der 
Stufe / Restzeit (R) 

neue Stufe / Jahr / Restzeit (R) 

1 / 1 / R 1 / 1 / R 

2 / 1 / R 2 / 1 / R 

2 / 2 / R 2 / 2 / R 

3 / 1 / R 2 / 3 / R 

3 / 2 / R 3 / 1 / R 

3 / 3 / R 3 / 2 / R 

4 / 1 / R 3 / 3 / R 

4 / 2 / R 3 / 4 / R 

4 / 3 / R 4 / 1 / R 

4 / 4 / R 4 / 2 / R 

5 / 1 / R 4 / 3 / R 

5 / 2 / R 4 / 4 / R 

5 / 3 / R 5 / 1 / R 

5 / 4 / R 5 / 2 / R 

5 / 5 / R 5 / 3 / R 

6 / 1 / R 5 / 4 / R 

6 / 2 / R 5 / 5 / R 

6 / 3 / R 6 

 
2Für Beschäftigte im Sinne von Teil II Abschnitt 20, deren Eingruppierung sich nach 
Entgeltgruppe S 4 Fallgruppe 2 des Unterabschnitts 6 richtet, gilt Satz 1 mit der Maß-
gabe, dass die Stufe 4 die Endstufe ist. 3Abweichend von Satz 1 gilt für Beschäftigte 
im Sinne von Teil II Abschnitt 20, deren Eingruppierung sich nach Entgeltgruppe S 8b 
des Unterabschnitts 5 oder 6 richtet, Satz 1 mit folgenden Maßgaben: 

 

bisherige Stufe / Jahr innerhalb der 
Stufe / Restzeit (R) 

neue Stufe / Jahr / Restzeit (R) 

1 / 1 / R 1 / 1 / R 

2 / 1 / R 2 / 1 / R 

2 / 2 / R 2 / 2 / R 

3 / 1 / R 2 / 3 / R 

3 / 2 / R 3 / 1 / R 

3 / 3 / R 3 / 2 / R 

4 / 1 / R 3 / 3 / R 

4 / 2 / R 3 / 4 / R 

4 / 3 / R 4 / 1 / R 

4 / 4 / R 4 / 2 / R 

5 / 1 / R 4 / 3 / R 

5 / 2 / R 4 / 4 / R 

5 / 3 / R 4 / 5 / R 

5 / 4 / R 4 / 6 / R 

5 / 5 / R 5 / 1 / R 

6 / 1 / R 5 / 2 / R 

6 / 2 / R 5 / 3 / R 

6 / 3 / R 5 / 4 / R 

6 / 4 / R 5 / 5 / R 

6 / 5 / R 5 / 6 / R 
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6 / 6 / R 5 / 7 / R 

6 / 7 / R 5 / 8 / R 

6 / 8 / R 6 
 

4Für Beschäftigte im Sinne von Teil II Abschnitt 20, deren Eingruppierung sich nach 
Entgeltgruppe S 8b des Unterabschnitts 4 richtet, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass 
die Stufe 4 die Endstufe ist.  
5Abweichend von Satz 1 sind Beschäftigte, deren Eingruppierung sich nach Entgelt-
gruppe S 2 richtet, stufengleich unter Mitnahme der Restzeit übergeleitet.  
6Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den für das jeweilige Tätigkeitsmerkmal 
geltenden Stufenregelungen.  
7Beschäftigte, die im Januar 2020 in ihrer bisherigen Entgeltgruppe bei Fortgeltung des 
bisherigen Rechts einen Stufenaufstieg gehabt hätten, werden für die Bemessung des 
Vergleichsentgelts so behandelt, als wäre der Stufenaufstieg bereits im Dezember 
2019 erfolgt.  
8Beschäftigte in einer individuellen Endstufe werden wie folgt einer Stufe zugeordnet: 
- übersteigt der Betrag, der ohne die Änderungen in Teil II Abschnitt 20 der Entgelt-

ordnung für Januar 2020 als individuelle Endstufe zustehen würde, den Betrag der 
höchsten Stufe, werden Beschäftigte einer individuellen Endstufe zugeordnet, die 
der nach bisherigem Recht für Januar 2020 zustehenden individuellen Endstufe ent-
spricht; § 6 Absatz 4 Satz 4 gilt entsprechend; 

- übersteigt der Betrag, der ohne die Änderungen in Teil II Abschnitt 20 der Entgelt-
ordnung für Januar 2020 als individuelle Endstufe zustehen würde, den Betrag der 
höchsten Stufe nicht, werden sie zunächst der Stufe zugeordnet, in der sie mindes-
tens den Betrag der individuellen Endstufe erhalten; anschließend erfolgt die Ein-
stufung unter Berücksichtigung der in der individuellen Endstufe bisher verbrachten 
Zeit. 

 
(3)  1Es wird ein Vergleichsentgelt gebildet, das sich aus den für Januar 2020 zustehenden 

Entgeltbestandteilen im Sinne des Satzes 2 zusammensetzt, die ohne die Änderungen 
in Teil II Abschnitt 20 der Entgeltordnung zustehen würden. 2Entgeltbestandteile im 
Sinne des Satzes 1 sind nur 
- das Tabellenentgelt nach Anlage B zum TV-UKF einschließlich eines nach § 17 Ab-

satz 4 TV-UKF gegebenenfalls zustehenden Garantiebetrages; 
- das Entgelt aus einer individuellen Endstufe einschließlich eines nach § 17 Absatz 

4 TV-UKF gegebenenfalls zustehenden Garantiebetrages; 
- eine Entgeltgruppenzulage nach Anlage F zum TV-UKF in der bis zum 31. Dezem-

ber 2019 geltenden Fassung, erhöht um 3,12 v. H.; 
- eine nach § 9 oder § 17 Absatz 5 Satz 2 zustehende Besitzstandszulage. 
3Bei Teilzeitbeschäftigten wird das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines ver-
gleichbaren Vollzeitbeschäftigten bestimmt, anschließend wird das zustehende Entgelt 
nach § 24 Absatz 2 TV-UKF berechnet. 4Für Beschäftigte, die nicht für alle Tage im 
Januar 2020 oder für keinen Tag dieses Monats Entgelt erhalten haben, wird das Ver-
gleichsentgelt so bestimmt, als hätten sie für alle Tage dieses Monats Entgelt erhalten.  

 
(4)  1Ist das Vergleichsentgelt nicht höher als das Tabellenentgelt nach Anlage G der sich 

nach Absatz 2 ergebenden Stufe der Entgeltgruppe, in der die / der Beschäftigte am 
1. Januar 2020 eingruppiert ist, erhält die / der Beschäftigte das entsprechende Tabel-
lenentgelt ihrer / seiner Entgeltgruppe. 2Übersteigt das Vergleichsentgelt das Tabellen-
entgelt der sich nach Absatz 2 ergebenden Stufe, erhält die / der Beschäftigte so lange 
das Vergleichsentgelt, bis das jeweils zustehende Tabellenentgelt das Vergleichsent-
gelt erreicht bzw. übersteigt (individuelle Zwischenstufe). 3Die Sätze 1 und 2 gelten  
 

 
  



 

200 

 

 entsprechend für Beschäftigte, die nach Absatz 2 Satz 8 einer neuen individuellen End-
stufe zugeordnet worden sind. 4Das Vergleichsentgelt verändert sich um denselben 
Vomhundertsatz bzw. in demselben Umfang wie die nächstniedrigere Stufe. 5Die Re-
gelungen des § 12 TVÜ-UKF finden Anwendung. 

 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2. 
 
 
§ 29f Überleitung der Beschäftigten in der Informationstechnik am 1. Januar 2021 
 
(1) Für Beschäftigte im Sinne von Teil II Abschnitt 11 der Entgeltordnung zum TV-UKF gilt 

§ 29d mit folgenden Maßgaben: 
 

a) Anstatt bis zum 31. Dezember 2020 kann der Antrag gemäß Absatz 3 Satz 1 bis 
zum 31. Dezember 2021 gestellt werden. 

b)  Abweichend von § 29d Absatz 3 Satz 2 beginnt bei einem Ruhen des Arbeitsver-
hältnisses am 1. Januar 2021 die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme 
der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2021 zurück. 

 
(2) Beschäftigten, die nicht gemäß § 29d Absatz 1 höhergruppiert werden, wird die anstatt 

der Programmiererzulage zustehende persönliche Besitzstandszulage nach der Proto-
kollerklärung zu § 5 Absatz 2 Satz 3 bzw. die persönliche Zulage nach § 17 Absatz 6 
unter den bisherigen Vorrausetzungen über den 31. Dezember 2020 hinaus weiterge-
zahlt. 

 
(3) Absatz 1 gilt auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2. 
 

§ 29g Überleitung der Beschäftigten für die sich am 1. Juli 2022 

Verbesserungen in der Eingruppierung ergeben 

 
Für Beschäftigte, für die sich ab 1. Juli 2022 Verbesserungen in der Eingruppierung ergeben, 
gilt § 29d mit folgenden Maßgaben: 
 

a) Absatz 1: Anstelle der Daten „31. Dezember 2019 und 1. Januar 2020“ gelten die 
Daten „30. Juni 2022 und 1. Juli 2022“. 

b) Absatz 2: Anstelle des Datums „Januar 2020“ gilt das Datum „Juli 2022“. 
c) Absatz 3: Anstelle der Daten „31. Dezember 2020 und 1. Januar 2020“ gelten die 

Daten „30. Juni 2023 und 1. Juli 2022“. 
d) Absatz 4 findet keine Anwendung. 
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5. Abschnitt – Übergangs- und Schlussvorschrift 
 
 
§ 30 In-Kraft-Treten, Laufzeit 
 
(1)  Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2008 in Kraft. Die Überleitung der Beschäftigten 

in die Entgeltgruppen des TV-UKF erfolgt zum 1. Januar 2009. 
 

Niederschriftserklärung zu § 30 Absatz 1: entfällt 
 
(2) Dieser Tarifvertrag kann ohne Einhaltung einer Frist jederzeit schriftlich gekündigt wer-

den, frühestens zum 30. September 2021. 
 
(3)  Soweit Bestimmungen dieses Tarifvertrages Bestimmungen des TVÜ-L entsprechen, 

werden diese bei künftigen Änderungen oder Ergänzungen des TVÜ-L zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Änderung oder Ergänzung entsprechend angepasst, ohne dass 
es einer Kündigung dieses Tarifvertrages bedarf. 
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Anlage 1 TVÜ-UKF Teil C 
 
- Fortgeltende Tarifverträge - 
 
 
1.  Die nachfolgende Liste ist noch nicht abschließend. Sobald die Verhandlungen der Ta-

rifvertragsparteien zu Anlage 1 TVÜ-Länder Teil C abgeschlossen sind, wird geprüft, 
inwieweit die nachfolgende Liste zu ergänzen ist. 

 
2.  Die in dieser Anlage aufgeführten Tarifverträge sind in der jeweils geltenden Fassung 

zitiert. 
 

1. Tarifvertrag über den Rationalisierungsschutz für Angestellte (RatSchTV Ang) vom 
9. Januar 1987 

2. Tarifvertrag zur sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992 
3. Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) vom 5. Mai 1998 
4. Tarifvertrag über die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffentli-

chen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung - ATV) vom 1. März 2002 
5. Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Angestellte vom 

16. März 1974 
6. Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Arbeiter vom 

16. März 1974 
7. Artikel III des Tarifvertrages zu § 71 BAT betreffend Besitzstandwahrung vom 

23. Februar 1961, zuletzt geändert durch den 72. ÄndTV zum BAT vom 15. De-
zember 1995  
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Anlage 2 TVÜ-UKF 
 
Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen zu den Entgeltgruppen für am 30. Sep-
tember 2008 / 1. Oktober 2008 vorhandene Beschäftigte für die Überleitung ab 1. Ja-
nuar 2009 
 
Teil A -  Beschäftigte mit Ausnahme der Lehrkräfte im Sinne des Teils B und der Ärz-

tinnen und Ärzte im Sinne des Teils C 
 

 

 
  

Ent-
gelt-
gruppe  
 

Vergütungsgruppe Lohngruppe  
 

15 Ü I Keine 

15 

Keine Stufe 6 
 
Ia 
Ia nach Aufstieg aus Ib 
 
Ib mit ausstehendem Aufstieg nach Ia 
 

Keine 

14 

Keine Stufe 6 
 
Ib ohne Aufstieg nach Ia 
Ib nach Aufstieg aus IIa 
 
IIa mit ausstehendem Aufstieg nach Ib 
nach 5 oder 6 Jahren 
 

Keine 

13Ü 

Keine Stufe 6 
 
IIa mit ausstehendem Aufstieg nach Ib 
nach 11 oder 15 Jahren 
 

Keine 

13 

Keine Stufe 6 
 
IIa ohne Aufstieg nach Ib  
 

Keine 

12 

Keine Stufe 6 
 
IIa nach Aufstieg aus III 
 
III mit ausstehendem Aufstieg nach IIa 
 

Keine 

11 

Keine Stufe 6 
 
III ohne Aufstieg nach IIa 
III nach Aufstieg aus IVa 
 
IVa mit ausstehendem Aufstieg nach III 
 

Keine 
 
 
 



 

204 

 

 

  

Ent-
gelt-
gruppe 
 

Vergütungsgruppe Lohngruppe  
 

10 

Keine Stufe 6 
 
IVa ohne Aufstieg nach III 
IVa nach Aufstieg aus IVb 
 
IVb mit ausstehendem Aufstieg nach IVa 
 
Va in den ersten sechs Monaten der Be-
rufsausübung, wenn danach IVb mit Auf-
stieg nach IVa (Zuordnung zu Stufe 1) 
 

Keine 

9 

IVb ohne Aufstieg nach IVa (keine Stufe 
6) 
IVb nach Aufstieg aus Va ohne weiteren 
Aufstieg nach IVa (keine Stufe 6) 
IVb nach Aufstieg aus Vb (keine Stufe 6) 
 
Va mit ausstehendem Aufstieg nach IVb 
ohne weiteren Aufstieg nach IVa (keine 
Stufe 6)   
Va ohne Aufstieg nach IVb (Stufe 3 nach 
5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren 
in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)  
 
Vb mit ausstehendem Aufstieg nach IVb 
(keine Stufe 6)  
Vb ohne Aufstieg nach IVb (Stufe 3 nach 
5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren 
in der Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)  
Vb nach Aufstieg aus Vc (Stufe 3 nach 5 
Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren 
in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)  
 

9 
(Stufe 4 nach 7 Jahren in Stufe 3, 
keine Stufen 5 und 6) 

8 

Vc mit ausstehendem Aufstieg nach Vb 
   
Vc ohne Aufstieg nach Vb   
      
Vc nach Aufstieg aus VIb  
     
     
  
 

8a 
 
8 mit ausstehendem Aufstieg nach 
8a  
7 mit ausstehendem Aufstieg nach 8 
und 8a  
 

7 

Keine 7a  
 
7 mit ausstehendem Aufstieg nach 
7a  
7 nach Aufstieg aus 6  
 
6 mit ausstehendem Aufstieg nach 7 
und 7a  
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Ent-
gelt-
gruppe 
 

Vergütungsgruppe Lohngruppe  
 

6 

VIb mit ausstehendem Aufstieg nach Vc 
   
VIb ohne Aufstieg nach Vc   
     
 
VIb nach Aufstieg aus VII   
     
     
     
    
        
 

6a 
 
6 mit ausstehendem Aufstieg nach 6a 
6 nach Aufstieg aus 5 
 
5 mit ausstehendem Aufstieg nach 6 
und 6a     
    

5 

VII mit ausstehendem Aufstieg nach VIb 
   
VII ohne Aufstieg nach VIb   
VII nach Aufstieg aus VIII  
      
 
 
 

5a 
 
5 mit ausstehendem Aufstieg nach 5a  
5 nach Aufstieg aus 4 
 
4 mit ausstehendem Aufstieg nach 5 
und 5a 

4 

Keine 4a  
 
4 mit ausstehendem Aufstieg nach 4a  
4 nach Aufstieg aus 3  
 
3 mit ausstehendem Aufstieg nach 4 
und 4a  
 

3 

Keine Stufe 6     
      
VIII mit ausstehendem Aufstieg nach VII 
  
VIII ohne Aufstieg nach VII   
VIII nach Aufstieg aus IXb   
  
 

3a  
 
3 mit ausstehendem Aufstieg nach 3a  
3 nach Aufstieg aus 2 und 2a mit aus-
stehendem Aufstieg nach 3a  
3 nach Aufstieg aus 2a mit ausste-
hendem Aufstieg nach 3a  
3 nach Aufstieg aus 2 und 2a (keine 
Stufe 6)  
 
2a nach Aufstieg aus 2 mit ausste-
hendem Aufstieg nach 3 und 3a  
2a mit ausstehendem Aufstieg nach 3 
und 3a  
2a nach Aufstieg aus 2 mit ausste-
hendem Aufstieg nach 3 (keine Stufe 
6)  
 
2 mit ausstehendem Aufstieg nach 
2a, 3 und 3a  
2 mit ausstehendem Aufstieg nach 2a 
und 3 (keine Stufe 6) 
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Ent-
gelt-
gruppe  
 

Vergütungsgruppe Lohngruppe  
 

2 Ü 

Keine 2a  
 
2 mit ausstehendem Aufstieg nach 2a  
2 nach Aufstieg aus 1  
 
1 mit ausstehendem Aufstieg nach 2 
und 2a  
 

2 

IXa      
           
IXb mit ausstehendem Aufstieg nach 
VIII           
IXb mit ausstehendem Aufstieg nach 
IXa Stufe 6) 
IXb nach Aufstieg aus X (keine Stufe 6) 
  
 
X (keine Stufe 6)  
 

1a (keine Stufe 6) 
 
1 mit ausstehendem Aufstieg nach 1a 
keine 
 

1 Keine Keine 
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Anlage 3 TVÜ-UKF 
 
In der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 1 des TV-Länder 
 

Strukturausgleiche für Angestellte 
 
Angestellte, deren Ortszuschlag sich nach § 29 Abschn. B Abs. 5 BAT bemisst,  erhalten den 
entsprechenden Anteil, in jedem Fall aber die Hälfte des Strukturausgleichs für Verheiratete.  
 
Soweit nicht anders ausgewiesen, beginnt die Zahlung des Strukturausgleichs am 1. Okto-
ber 2010. Die Angabe "nach … Jahren" bedeutet, dass die Zahlung nach den genannten Jah-
ren ab dem In-Kraft-Treten des TV-UKF beginnt; so wird z. B. bei dem Merkmal "nach 4 Jah-
ren“ der Zahlungsbeginn auf den 1. Oktober 2012 festgelegt, wobei die Auszahlung eines 
Strukturausgleichs mit den jeweiligen Monatsbezügen erfolgt. Die Dauer der Zahlung ist eben-
falls angegeben; dabei bedeutet "dauerhaft" die Zahlung während der Zeit des Arbeitsverhält-
nisses.  
 
Ist die Zahlung „für“ eine bestimmte Zahl von Jahren angegeben, ist der Bezug auf diesen 
Zeitraum begrenzt (z. B. "für 5 Jahre" bedeutet Beginn der Zahlung im November 2008 und 
Ende der Zahlung mit Ablauf Oktober 2013). Eine Ausnahme besteht dann, wenn das Ende 
des Zahlungszeitraumes nicht mit einem Stufenaufstieg in der jeweiligen Entgeltgruppe zeitlich 
zusammenfällt; in diesen Fällen wird der Strukturausgleich bis zum nächsten Stufenaufstieg 
fortgezahlt. Diese Ausnahmeregelung gilt nicht, wenn der Stufenaufstieg in die Endstufe er-
folgt; in diesen Fällen bleibt es bei der festgelegten Dauer.  
 
 

A. 
Angestellte, mit Ausnahme des Pflegepersonals 
im Sinne der Anlage 1 b zum BAT 

 
 
Entgelt- 
gruppe 

Vergütungs- 
Gruppe bei 

Inkrafttreten 
TVÜ 

 
Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

Lebensalters-
stufe 

bei Inkrafttre-
ten TVÜ 

Höhe 
Aus-

gleichs- 
betrag 

Dauer 

2 X IXb nach 
2 Jahren 

OZ 2 23 40 € für 4 Jahre 

2 X IXb nach 
2 Jahren 

OZ 2 29 30 € dauerhaft 

2 X IXb nach 
2 Jahren 

OZ 2 31 30 € dauerhaft 

2 X IXb nach 
2 Jahren 

OZ 2 33 30 € dauerhaft 

2 X IXb nach 
2 Jahren 

OZ 2 35 20 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 25 35 € nach 4 J. 
dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 27 35 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 29 35 € nach 4 J. 
dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 31 35 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 33 35 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 35 35 € dauerhaft 

3 VIII ohne OZ 2 37 20 € dauerhaft 
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Entgelt- 
gruppe 

Vergütungs- 
Gruppe bei 

Inkrafttreten 
TVÜ 

 
Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

Lebensalters-
stufe 

bei Inkrafttre-
ten TVÜ 

Höhe 
Aus-

gleichs- 
betrag 

Dauer 

6 VIb ohne OZ 2 29 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 31 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 33 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 35 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 37 50 € dauerhaft 

6 VIb ohne OZ 2 39 50 € dauerhaft 

8 Vc ohne OZ 2 37 40 € dauerhaft 

8 Vc ohne OZ 2 39 40 € dauerhaft 

9 Vb ohne OZ 1 29 60 € für 12 Jahre 

9 Vb ohne OZ 1 31 60 € nach 4 J. 
für 7 Jahre 

9 Vb ohne OZ 1 33 60 € für 7 Jahre 

9 Vb ohne OZ 2 27 90 € nach 4 J. 
für 7 Jahre 

9 Vb ohne OZ 2 29 90 € für 7 Jahre 

9 Vb ohne OZ 2 35 20 € nach 4 J. 
dauerhaft 

9 Vb ohne OZ 2 37 40 € nach 4 J. 
dauerhaft 

9 Vb ohne OZ 2 39 40 € dauerhaft 

9 Vb Ohne OZ 2 41 40 € dauerhaft 

9 Vb IVb nach 
6 Jahren 

OZ 1 29 50 € für 3 Jahre 

9 Vb IVb nach 
2,3,4,6 
Jahren 

OZ 1 35 60 € für 4 Jahre 

9 Vb IVb nach 
2,3,4,6 
Jahren 

OZ 2 31 50 € für 4 Jahre 

9 Vb IVb nach 
2,3,4,6 
Jahren 

OZ 2 37 60 € dauerhaft 

9 Vb IVb nach 
2,3,4,6 
Jahren 

OZ 2 39 60 € dauerhaft 

9 Vb IVb nach 
2,3,4,6 
Jahren 

OZ 2 41 60 € dauerhaft 

9 IVb ohne OZ 1 35 60 € für 4 Jahre 

9 IVb ohne OZ 2 31 50 € für 4 Jahre 

9 IVb ohne OZ 2 37 60 € dauerhaft 

9 IVb ohne OZ 2 39 60 € dauerhaft 

9 IVb ohne OZ 2 41 60 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 
2,4,6 
Jahren 

OZ 1 35 40 € für 4 Jahre 

10 IVb IVa nach 
2,4,6 
Jahren 

OZ 1 41 30 € dauerhaft 
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Entgelt- 
gruppe 

Vergütungs- 
Gruppe bei 

Inkrafttreten 
TVÜ 

 
Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

Lebensalters-
stufe 

bei Inkrafttre-
ten TVÜ 

Höhe 
Aus-

gleichs- 
betrag 

Dauer 

10 IVb IVa nach 
2,4,6 
Jahren 

OZ 1 43 30 dauerhaft 

10 IVb IVa nach 
6 Jahren 

OZ 2 29 70 € für 7 Jahre 

10 IVb IVa nach 
2,4,6 
Jahren 

OZ 2 37 60 € nach 4 J. 
dauerhaft 

10 IVb IVa nach 
2,4,6 
Jahren 

OZ 2 39 60 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 
2,4,6 
Jahren 

OZ 2 41 85 € dauerhaft 

10 IVb IVa nach 
2,4,6 
Jahren 

OZ 2 43 60 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 1 35 40 € für 4 Jahre 

10 IVa ohne OZ 1 41 30 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 1 43 30 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 2 37 60 € nach 4 J. 
dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 2 39 60 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 2 41 85 € dauerhaft 

10 IVa ohne OZ 2 43 60 € dauerhaft 

11 IVa III nach 
4,6,8 
Jahren 

OZ 1 43 40 € dauerhaft 

11 IVa III nach 
4,6,8 
Jahren 

OZ 2 37 70 € nach 4 J. 
dauerhaft 

11 IVa III nach 
4,6,8 
Jahren 

OZ 2 39 70 € dauerhaft 

11 IVa III nach 
4,6,8 
Jahren 

OZ 2 41 85 € dauerhaft 

11 IVa III nach 
4,6,8 
Jahren 

OZ 2 43 70 € dauerhaft 

11 IVa III nach 
4,6,8 
Jahren 

OZ 1 41 40 € dauerhaft 

11 III ohne OZ 1 41 40 € nach 4 J. 
dauerhaft 

11 III ohne OZ 1 43 40 € dauerhaft 

11 III ohne OZ 2 37 70 € nach 4 J. 
dauerhaft 

11 III ohne OZ 2 39 70 € dauerhaft 
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Entgelt- 
gruppe 

Vergütungs- 
Gruppe bei 

Inkrafttreten 
TVÜ 

 
Aufstieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

Lebensalters-
stufe 

bei Inkrafttre-
ten TVÜ 

Höhe 
Aus-

gleichs- 
betrag 

Dauer 

11 III ohne OZ 2 41 85 € dauerhaft 

11 III ohne OZ 2 43 70 € dauerhaft 

11 IIb ohne OZ 1 31 60 € nach 4 J. 
für 2 Jahre 

11 IIb ohne OZ 1 39 60 € nach 4 J. 
dauerhaft 

11 IIb ohne OZ 1 41 80 € dauerhaft* 

11 IIb ohne OZ 2 29 60 € nach 4 J. 
für 2 Jahre 

11 IIb ohne OZ 2 35 80 € nach 4 J. 
dauerhaft 

11 IIb ohne OZ 2 37 100 € nach 4 J. 
dauerhaft 

11 IIb ohne OZ 2 39 110 € dauerhaft* 

11 IIb ohne OZ 2 41 80 € dauerhaft* 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 1 33 95 € für 5 Jahre 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 1 35 95 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 1 39 50 € nach 4 J. 
dauerhaft 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 1 41 50 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 1 43 50 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 2 33 100 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 2 37 100 € nach 4 J. 
dauerhaft 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 2 39 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 2 41 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
10 Jah-
ren 

OZ 2 43 85 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
8 Jahren 

OZ 1 35 95 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
8 Jahren 

OZ 1 39 50 € nach 4 J. 
dauerhaft 
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Ent-
gelt- 

gruppe 

Vergütungs- 
Gruppe bei 

Inkrafttreten 
TVÜ 

 
Auf-
stieg 

Ortszuschlag 
Stufe 1,2 bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

Lebensalters-
stufe 

bei Inkrafttre-
ten TVÜ 

Höhe 
Aus-

gleichs- 
betrag 

Dauer 

12 III IIa nach 
8 Jahren 

OZ 1 41 50 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
8 Jahren 

OZ 1 43 50 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
8 Jahren 

OZ 2 31 100 € für 5 Jahre 

12 III IIa nach 
8 Jahren 

OZ 2 33 100 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 
5 u. 6 
Jahren 

OZ 2 33 100 € für 4 Jahre 

12 III IIa nach 
5 u. 6 
Jahren 

OZ 2 37 100 € nach 4 J. 
dauerhaft 

12 III IIa nach 
5 u. 6 
Jahren 

OZ 2 39 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
5 u. 6 
Jahren 

OZ 2 41 100 € dauerhaft 

12 III IIa nach 
5 u. 6 
Jahren 

OZ 2 43 85 € dauerhaft 

13 IIa ohne OZ 2 39 60 € nach 4 J. 
dauerhaft 

13 IIa ohne OZ 2 41 60 € dauerhaft 

13 IIa ohne OZ 2 43 60 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 1 27 20 € nach 4 J. 
für 2 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 1 29 20 € nach 2 J. 
für 2 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 1 29 130 € nach 4 J. 
für 2 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 1 39 80 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 1 41 80 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 1 43 80 € Dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 1 45 60 € dauerhaft 
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Ent-
gelt- 

gruppe 

Vergütungs- 
Gruppe bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

 
Aufstieg 

Ortszu-
schlag 

Stufe 1,2 bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

Lebensalters-
stufe 

bei Inkrafttre-
ten TVÜ 

Höhe 
Aus-

gleichs- 
betrag 

Dauer 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 2 27 100 € nach 4 J. 
für 2 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 2 37 110 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 2 39 110 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 2 41 110 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 2 43 110 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
15 Jah-
ren 

OZ 2 45 60 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 1 27 20 € nach 4 J. 
für 2 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 1 29 20 € nach 2 J. 
für 2 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 1 29 130 € nach 4 J. 
für 2 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 1 33 60 € nach 4 J. 
für 4 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 1 35 50 € für 5 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 1 37 110 € nach 2 J. 
für 3 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 1 41 80 € nach 4 J. 
dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 1 43 80 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 1 45 60 € dauerhaft 
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Ent-
gelt- 

gruppe 

Vergütungs- 
Gruppe bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

 
Aufstieg 

Ortszu-
schlag 

Stufe 1,2 bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

Lebensalters-
stufe 

bei Inkrafttre-
ten TVÜ 

Höhe 
Aus-

gleichs- 
betrag 

Dauer 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 2 27 100 € nach 4 J. 
für 2 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 2 35 165 € nach 3 J. 
für 2 Jahre 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 2 37 110 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 2 39 110 € nach 4 J. 
dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 2 41 110 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 2 43 110 € dauerhaft 

13Ü IIa Ib nach 
11 Jah-
ren 

OZ 2 45 60 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 1 31 100 € für 3 Jahre 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 1 35 100 € für 4 Jahre 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 1 41 80 € nach 4 J. 
dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 1 43 80 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 1 45 60 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 2 31 110 € für 7 Jahre 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 2 33 50 € für 4 Jahre 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 2 39 110 € nach 4 J. 
dauerhaft 
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Entgelt- 
gruppe 

Vergü-
tungs- 

Gruppe bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

 
Aufstieg 

Ortszu-
schlag 

Stufe 1,2 bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

Lebensalters-
stufe 

bei Inkrafttre-
ten TVÜ 

Höhe 
Aus-

gleichs- 
betrag 

Dauer 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 2 41 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 2 43 110 € dauerhaft 

14 IIa Ib nach 5 
u. 6 Jah-
ren 

OZ 2 45 60 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 1 35 100 € für 4 Jahre 

14 Ib ohne OZ 1 41 80 € nach 4 J. 
dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 1 43 80 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 1 45 60 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 2 33 50 € für 4 Jahre 

14 Ib ohne OZ 2 39 110 € nach 4 J. 
dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 2 41 110 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 2 43 110 € dauerhaft 

14 Ib ohne OZ 2 45 60 € Dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 1 39 110 € für 4 Jahre 

15 Ia ohne OZ 1 43 50 €  dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 1 45 50 € dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 2 37 110 € für 4 Jahre 

15 Ia ohne OZ 2 41 50 € dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 2 43 50 € dauerhaft 

15 Ia ohne OZ 2 45 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 
Jahren 

OZ 1 39 110 € für 4 Jahre 

15 Ib Ia nach 8 
Jahren 

OZ 1 43 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 
Jahren 

OZ 1 45 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 
Jahren 

OZ 2 37 110 € für 4 Jahre 

15 Ib Ia nach 8 
Jahren 

OZ 2 41 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 
Jahren 

OZ 2 43 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 8 
Jahren 

OZ 2 45 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 4 
Jahren 

OZ 1 39 110 € für 4 Jahre 

15 Ib Ia nach 4 
Jahren 

OZ 1 43 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 4 
Jahren 

OZ 1 45 50 € dauerhaft 
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Ent-
gelt- 

gruppe 

Vergütungs- 
Gruppe bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

 
Aufstieg 

Ortszu-
schlag 

Stufe 1,2 bei 
Inkrafttreten 

TVÜ 

Lebensalters-
stufe 

bei Inkrafttre-
ten TVÜ 

Höhe 
Aus-

gleichs- 
betrag 

Dauer 

15 Ib Ia nach 4 
Jahren 

OZ 2 37 110 € für 4 Jahre 

15 Ib Ia nach 4 
Jahren 

OZ 2 41 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 4 
Jahren 

OZ 2 43 50 € dauerhaft 

15 Ib Ia nach 4 
Jahren 

OZ 2 45 50 € dauerhaft 

15Ü I ohne OZ 2 43 50 € dauerhaft 

15Ü I ohne OZ 2 45 50 € dauerhaft 
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B. 
Pflegepersonal im Sinne der Anlage 1b zum BAT 
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218 
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Anlage 4 TVÜ-UKF 
 
Vorläufige Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen zu den Entgeltgruppen für ab dem 1. Oktober 2008 stattfindende 
Eingruppierungsvorgänge (UKF) 
 
Teil A 
Beschäftigte mit Ausnahme der Lehrkräfte im Sinne des Teils B 
 

Ent-
gelt- 
gruppe 

Vergütungsgruppe Lohngruppe 

15 

keine Stufe 6  
 
Ia  
 
Ib mit Aufstieg nach Ia  
 

- 

14 

keine Stufe 6  
 
Ib ohne Aufstieg nach Ia  
 

- 

13 

keine Stufe 6  
 
Beschäftigte mit Tätigkeiten, die eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulausbil-
dung voraussetzen (IIa mit und ohne Aufstieg nach Ib) [ggf. Zulage nach § 17 Abs. 8 TVÜ]  
 
und weitere Beschäftigte, die nach der Vergütungsordnung zum BAT unmittelbar in II a ein-
gruppiert sind.  
 

- 

12 

keine Stufe 6  
 
III mit Aufstieg nach IIa  
 

- 
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Entgelt- 
gruppe 

Vergütungsgruppe Lohngruppe 

11 

keine Stufe 6  
 
III ohne Aufstieg nach IIa  
 
IVa mit Aufstieg nach III  
 

- 

10 

keine Stufe 6  
 
IVa ohne Aufstieg nach III  
 
IVb mit Aufstieg nach IVa  
Va in den ersten sechs Monaten der Berufsausübung, wenn danach  
IVb mit Aufstieg nach IVa  
 

- 

9 

IVb ohne Aufstieg nach IVa, (keine Stufe 6)  
 
Va mit Aufstieg nach IVb ohne weiteren Aufstieg nach IVa, (keine Stufe 6) 
Va ohne Aufstieg nach IVb, (Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in 
Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)  
 
Vb mit Aufstieg nach IVb (keine Stufe 6)  
Vb ohne Aufstieg nach IVb (Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 
3, keine Stufen 5 und 6)  
 

9 (Stufe 4 nach 7 Jahren in Stufe 3, keine 
Stufen 5 und 6)  
 

8 
Vc mit Aufstieg nach Vb  
Vc ohne Aufstieg nach Vb  
 

8 mit Aufstieg nach 8a  
7 mit Aufstieg nach 8 und 8a  

7 
Keine 7 mit Aufstieg nach 7a  

6 mit Aufstieg nach 7 und 7a  
 

6 
VIb mit Aufstieg nach Vc  
VIb ohne Aufstieg nach Vc  

6 mit Aufstieg nach 6a  
5 mit Aufstieg nach 6 und 6a  
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Entgelt-
gruppe 

Vergütungsgruppe Lohngruppe 

5 
VII mit Aufstieg nach VIb  
VII ohne Aufstieg nach VIb  

5 mit Aufstieg nach 5a  
4 mit Aufstieg nach 5 und 5a  
 

4 
Keine 4 mit Aufstieg nach 4a  

3 mit Aufstieg nach 4 und 4a  
 

3 

Keine Stufe 6  
 
VIII mit Aufstieg nach VII  
VIII ohne Aufstieg nach VII  

3 mit Aufstieg nach 3a  
2a mit Aufstieg nach 3 und 3a  
2 mit Aufstieg nach 2a, 3 und 3a  
2 mit Aufstieg nach 2a und 3 (keine Stufe 6)  
 

2Ü 
Keine 2 mit Aufstieg nach 2a  

1 mit Aufstieg nach 2 und 2a  
 

2 

IXb mit Aufstieg nach VIII  
IXb mit Aufstieg nach IXa  
X mit Aufstieg nach IXb (keine Stufe 6)  
 

1 mit Aufstieg nach 1a (keine Stufe 6)  
 

1 

Beschäftigte mit einfachsten Tätigkeiten, zum Beispiel  
-Essens- und Getränkeausgeber/innen  
-Garderobenpersonal  
-Spülen und Gemüseputzen und sonstige Tätigkeiten im Haus- und Küchenbereich  
-Reiniger/innen in Außenbereichen wie Höfe, Wege, Grünanlagen, Parks  
-Wärter/innen von Bedürfnisanstalten  
-Servierer/innen  
-Hausarbeiter/innen  
-Hausgehilfe/Hausgehilfin  
-Bote/Botin (ohne Aufsichtsfunktion)  
 
Ergänzungen können durch landesbezirklichen Tarifvertrag geregelt werden.  
 
Hinweis: Diese Zuordnung gilt unabhängig von bisherigen tariflichen Zuordnungen zu Ver-
gütungs-/Lohngruppen.  
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Anlage 5 A (2011) TVÜ-UKF 

KR-Anwendungstabelle Gültig vom 1. April 2011 bis 31. Dezember 2011 

Werte aus Entgelt-
gruppe allg. Ta-
belle 

Entgelt-
gruppe KR 

Zuordnungen Vergütungsgrup-
pen KR / KR-Verläufe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
EG 12 

12a XII mit Aufstieg nach XIII 
- - 3.528,41 3.909,29 

nach 2 J. St. 3 
4.401,26 
nach 3 J. St. 4 

- 

EG 11 11b XI mit Aufstieg nach XII - . 
 

3.528,41 4.004,51 - 
EG 11 

11a X mit Aufstieg nach XI 
- - 3.200,44 3.528,41 

nach 2 J. St. 3 
4.004,51 
nach 5 J. St. 4 

- 

EG 10 
10a IX mit Aufstieg nach X 

- - 3.094,63 3.311,53 
nach 2 J. St. 3 

3.724,15 
nach 3 J. St. 4 

- 

EG 9, EG 9b 
9d VIII mit Aufstieg nach IX 

- - 3.015,29 3.290,37 
nach 4 J. St. 3 

3.507,25 
nach 2 J. St. 4 

- 

9c VII mit Aufstieg nach VIII 
- - 2.930,65 3.136,96 

nach 5 J. St. 3 
3.332,68 
nach 5 J. St. 4 

- 

9b 
VI mit Aufstieg nach VII 

  2.666,15 3.015,29 
nach 5 J. St. 3 

3.136,96 
nach 5 J. St. 4 

 

VII ohne Aufstieg 

9a VI ohne Aufstieg 
 - 2.666,15 2.761,37 

nach 5 J. St. 3 
2.930,65 
nach 5 J. St. 4 

- 

EG 7, EG 8, EG 9b 

8a 

Va mit Aufstieg nach VI 
 

2.364,62 2.480,99 2.581,51 2.761,37 2.930,65 V mit Aufstieg nach Va und VI 

V mit Aufstieg nach VI 2.221,79 
EG 7, EG 8 

7a 

V mit Aufstieg nach Va - 

2.221,79 2.364,62 2.581,51 2.692,60 

2.803,68 

IV mit Aufstieg nach V und Va 2.057,80 

IV mit Aufstieg nach V - 

EG 4, EG 6 
4a 

II mit Aufstieg nach III und IV 1.840,92 1.983,75 2.115,99 2.391,07 2.459,84 2.592,09 

III mit Aufstieg nach IV 

EG 3, EG 4 3a I mit Aufstieg nach II 1.761,56 1.952,00 2.004,90 2.089,54 2.158,31 2.311,72 
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KR-Anwendungstabelle Gültig ab 1. Januar 2012 

Werte aus Entgelt-
gruppe allg. Ta-
belle 

Entgelt-
gruppe KR 

Zuordnungen Vergütungsgrup-
pen KR / KR-Verläufe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
EG 12 

12a XII mit Aufstieg nach XIII 
- - 3.612,45 4.000,57 

nach 2 J. St. 3 
4.501,88 
nach 3 J. St. 4 

- 

EG 11 11b XI mit Aufstieg nach XII - - 
 

3.612,45 4.097,60 _ 
EG 11 

11a X mit Aufstieg nach XI 
- - 3.278,25 3.612,45 

nach 2 J. St. 3 
4.097,60 
nach 5 J. St. 4 

- 

EG 10 
10a IX mit Aufstieg nach X 

- - 3.170,43 3.391,45 
nach 2 J. St. 3 

3.811,91 
nach 3 J. St. 4 

- 

EG 9, EG 9b 
9d VIII mit Aufstieg nach IX 

- - 3.089,58 3.369,89 
nach 4 J. St. 3 

3.590,89 
nach 2 J. St. 4 

- 

9c VII mit Aufstieg nach VIII 
- - 3.003,33 3.213,56 

nach 5 J. St. 3 
3.413,00 
nach 5 J. St. 4 

- 

9b 
VI mit Aufstieg nach VII 

  2.733,81 3.089,58 
nach 5 J. St. 3 

3.213,56 
nach 5 J. St. 4 

 

VII ohne Aufstieg 

9a VI ohne Aufstieg 
- - 2.733,81 2.830,84 

nach 5 J. St. 3 
3.003,33 
nach 5 J. St. 4 

- 

EG 7, EG 8, EG 9b 

8a 

Va mit Aufstieg nach VI - 

2.426,55 2.545,13 2.647,56 2.830,84 3.003,33 V mit Aufstieg nach Va und VI 

V mit Aufstieg nach VI 2.281,00 
EG 7, EG 8 

7a 

V mit Aufstieg nach Va - 

2.281,00 2.426,55 2.647,56 2.760,76 

2.873,95 

IV mit Aufstieg nach V und Va 2.113,90 

IV mit Aufstieg nach V - 

EG 4, EG 6 4a II mit Aufstieg nach III und IV 1.892,90 2.038,44 2.173,19 2.453,50 2.523,58 2.658,34 

III mit Aufstieg nach IV 

EG 3, EG 4 3a I mit Aufstieg nach II 1.812,03 2.006,09 2.059,99 2.146,24 2.216,32 2.372,64 

 
In den Entgeltgruppen KR 11b und KR 12a erhöht sich der Tabellenwert nach fünf Jahren in Stufe 5 um 217,73 Euro 
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Tarifvertrag für Auszubildende des 
Universitätsklinikum Frankfurt 

in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz 
(TVA-UKF BBiG) 

vom 15. Juli 2013 
 

in der Fassung des 4. Änderungstarifvertrages 
vom 6. April 2022 

 
 
 
 
 

Zwischen 
 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 
wird Folgendes vereinbart: 
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§ 1 Geltungsbereich 
 
(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Personen, die in Verwaltungen und Betrieben in einem 

staatlich anerkannten oder als staatlich anerkannt geltenden Ausbildungsberuf nach 
dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) ausgebildet werden (Auszubildende). Vorausset-
zung ist, dass sie in Verwaltungen und Betrieben ausgebildet werden, die unter den 
Geltungsbereich des TV-UKF fallen. 
 

(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für  
a) Auszubildende nach dem Pflegeberufegesetz, nach dem Anästhesietechni-

sche- und Operationstechnische-Assistenten-Gesetz sowie Schülerinnen / 
Schüler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflege, Altenpflege, Operationstechnischen Assistenz, Anästhesietechni-
schen Assistenz, Entbindungspflege, Krankenpflegehilfe und Altenpflegehilfe 
sowie nach dem Notfallsanitätergesetz,  

b) Schülerinnen / Schüler, die in den in der Anlage zum TV-UKF Gesundheit auf-
geführten Gesundheitsberufen ausgebildet werden,  

c) Praktikantinnen / Praktikanten und Volontärinnen / Volontäre,  
d) körperlich, geistig oder seelisch behinderte Personen, die aufgrund ihrer Behin-

derung in besonderen Ausbildungswerkstätten, Berufsförderungswerkstätten  
oder in Lebenshilfeeinrichtungen ausgebildet werden, sowie für Personen, die 
in Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten von Justizvollzugseinrich-
tungen ausgebildet werden,  

e) Studierende in einem ausbildungsintegrierten dualen Studium, die vom Gel-
tungsbereich des Tarifvertrages für dual Studierende des Universitätsklinikum 
Frankfurt in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen (TVdS-UKF) erfasst 
sind, 

f) Studierende in einem dualen Hebammenstudium des Universitätsklinikum 
Frankfurt. 

 
(3) Soweit in diesem Tarifvertrag nichts Anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlä-

gigen gesetzlichen Vorschriften. 
 
 
§ 2  Ausbildungsvertrag, Nebenabreden 
 
(1) 1Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag zu 

schließen. 2Dieser enthält neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs mindes-
tens Angaben über 
 
a) die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden 

Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung, 
b) Beginn und Dauer der Ausbildung, 
c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungszeit, 
d) Dauer der Probezeit, 
e) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts, 
f) Dauer des Urlaubs, 
g) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 
h) die Geltung des Tarifvertrages für Auszubildende des Universitätsklinikum 

Frankfurt (TVA-UKF BBiG) sowie einen in allgemeiner Form gehaltenen Hin-
weis auf die Betriebs-/ Dienstvereinbarungen, die auf das Ausbildungsverhältnis 
anzuwenden sind. 

i) die Form des Ausbildungsnachweises gemäß § 13 Satz 2 Nummer 7 Berufsbil-
dungsgesetz. 
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(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie kön-
nen gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 

 
(3) 1Falls im Rahmen eines Ausbildungsvertrages eine Vereinbarung über die Gewäh-

rung einer Personalunterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert kündbaren 
Nebenabrede festzulegen. 2Der Wert der Personalunterkunft wird nach dem Tarif-
vertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Angestellte vom 
16. März 1974 in der jeweils geltenden Fassung auf das Ausbildungsentgelt ange-
rechnet. 3Der nach § 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Tarifvertrages über die Bewer-
tung der Personalunterkünfte für Angestellte vom 16. März 1974 maßgebende 
Quadratmetersatz ist hierbei um 15 v.  H. zu kürzen. 

 
 
§ 3  Probezeit 
 
(1) Die Probezeit beträgt drei Monate. 
 
(2) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von beiden Seiten jederzeit 

ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 
 
 
§ 4  Ärztliche Untersuchungen 
 
(1) 1Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung ihre 

gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis eines Amtsarztes nachzuweisen. 2Für 
Auszubildende, die unter das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist er-
gänzend § 32 Absatz 1 Jugendarbeitsschutzgesetz zu beachten. 

 
(2) 1Die Auszubildenden können bei begründeter Veranlassung verpflichtet werden, 

durch eine ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die 
nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. 2Bei dem 
beauftragten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt 
handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt ha-
ben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende. 

 
(3) 1Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt sind, oder die 

mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten oder mit der Zubereitung von Speisen be-
auftragt werden, sind in regelmäßigen Zeitabständen ärztlich zu untersuchen. 2Die 
Untersuchung ist auf Antrag der Auszubildenden auch bei Beendigung des Ausbil-
dungsverhältnisses durchzuführen. 

 
 
§ 5 Schweigepflicht, Nebentätigkeiten 
 
(1) Auszubildende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die Be-

schäftigten des Ausbildenden. 
 
(2) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubildende ihrem Ausbildenden rechtzei-

tig vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Ausbildende kann die Nebentätigkeit untersa-
gen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungs-
vertrag übernommenen Verpflichtungen der Auszubildenden oder berechtigte Interes-
sen des Ausbildenden zu beeinträchtigen. 
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§ 6  Personalakten 
 
(1) 1Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalak-

ten. 2Sie können das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Bevollmäch-
tigten ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten 
erhalten. 4Die Auszubildenden müssen über Beschwerden und Behauptungen tat-
sächlicher Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor 
Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äußerung ist zu den Personal-
akten zu nehmen. 

 
(2) 1Beurteilungen sind den Auszubildenden unverzüglich bekannt zu geben. 2Die Be-

kanntgabe ist aktenkundig zu machen. 
 
 
§ 7  Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit 
 
(1) Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche 

Ausbildungszeit der Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz 
fallen, richten sich nach den Regelungen für die Beschäftigten des Ausbildenden. 

 
(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachweisen) verlangt, ist den Aus-

zubildenden dazu Gelegenheit während der Ausbildungszeit zu geben. 
 
(3) An Tagen, an denen Auszubildende an einem theoretischen betrieblichen Unterricht 

von mindestens 270 tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, dürfen sie nicht 
zur praktischen Ausbildung herangezogen werden. 

 
(4) 1Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten als Ausbildungszeit. 2Dies gilt 

auch für die notwendige Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungsstätte, 
sofern die Ausbildung nach dem Unterricht fortgesetzt wird. 

 
(5) Auszubildende dürfen an Sonn- und Wochenfeiertagen und in der Nacht zur Ausbil-

dung nur herangezogen werden, wenn dies nach dem Ausbildungszweck erforder-
lich ist. 

 
(6) 1Auszubildende dürfen nicht über die nach Absatz 1 geregelte Ausbildungszeit hin-

aus zu Mehrarbeit herangezogen und nicht mit Akkordarbeit beschäftigt werden. 
2§§ 21, 23 Jugendarbeitsschutzgesetz und § 17 Absatz 3 Berufsbildungsgesetz blei-
ben unberührt. 

 
 
§ 8  Ausbildungsentgelt 
 
(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für Auszubildende  

 
a) in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 
 im ersten Ausbildungsjahr 1.036,82 Euro, 
 im zweiten Ausbildungsjahr 1.090,96 Euro, 
 im dritten Ausbildungsjahr 1.140,61 Euro, 
 im vierten Ausbildungsjahr 1.209,51 Euro, 
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b) ab 1. Dezember 2022 
 im ersten Ausbildungsjahr 1.086,82 Euro, 
 im zweiten Ausbildungsjahr 1.140,96 Euro, 
 im dritten Ausbildungsjahr 1.190,61 Euro, 
 im vierten Ausbildungsjahr 1.259,51 Euro. 

 
(2) Das Ausbildungsentgelt wird zu dem Termin gezahlt, zu dem auch die Beschäftigten 

des Ausbildenden ihr Entgelt erhalten. 
 
(3) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule 

oder wegen einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungs-
zeit verkürzt, gilt für die Höhe des Ausbildungsentgelts der Zeitraum, um den die 
Ausbildungszeit verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit. 

 
(4) Wird die Ausbildungszeit 
 

a) gemäß § 18 Absatz 1 Satz 2 verlängert oder 
b) auf Antrag der Auszubildenden nach § 8 Absatz 2 Berufsbildungsgesetz von der 

zuständigen Stelle oder nach § 2c Absatz 2 der Handwerksordnung von der 
Handwerkskammer verlängert, 

 
wird während des Zeitraums der Verlängerung das Ausbildungsentgelt des letzten 
regelmäßigen Ausbildungsabschnitts gezahlt. 

 
(5) In den Fällen des § 18 Absatz 2 erhalten Auszubildende bis zur Ablegung der Ab-

schlussprüfung das Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen Ausbildungsab-
schnitts, bei Bestehen der Prüfung darüber hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt 
an, an dem das Ausbildungsverhältnis geendet hat, den Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem ihnen gezahlten Ausbildungsentgelt und dem für das vierte Ausbildungs-
jahr maßgebenden Ausbildungsentgelt. 

 

(6) 1Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für 
den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für die 
Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Rege-
lungen sinngemäß. 2Der Zeitzuschlag für Nachtarbeit im Sinne von § 8 Absatz 1 
Satz 2 Buchstabe b TV-UKF beträgt je Stunde mindestens 1,28 Euro. 

 
(7) Zulagen nach dem Tarifvertrag zu § 33 Absatz 1 Buchstabe c) BAT können bei Vor-

liegen der geforderten Voraussetzungen zur Hälfte gezahlt werden. 
 
(8) An Auszubildende, die im Rahmen ihrer Ausbildung in erheblichem Umfang mit Arbei-

ten gemäß § 29 MTArb beschäftigt werden, kann im zweiten bis vierten Ausbildungs-
jahr ein monatlicher Pauschalzuschlag von 10,23 Euro gezahlt werden. 

 
 
§ 9  Urlaub 
 
(1) 1Auszubildende erhalten Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung der für die 

Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen. 2Während des Erholungs-
urlaubs wird das Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1) fortgezahlt. 

 
(2) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend während der unter-

richtsfreien Zeit zu erteilen und in Anspruch zu nehmen. 
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§ 10  Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 
 
(1) Bei Dienstreisen und Reisen zur Ablegung der in den Ausbildungsordnungen vorge-

schriebenen Prüfungen erhalten Auszubildende eine Entschädigung in entspre-
chender Anwendung der Reisekostenbestimmungen, die für die Beschäftigten des 
Ausbildenden jeweils gelten. 

 
(2) 1Bei Reisen zur Teilnahme an überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen im Sinne 

des § 5 Absatz 2 Satz 1 Nr. 6 Berufsbildungsgesetz außerhalb der politischen Ge-
meindegrenze der Ausbildungsstätte werden die entstandenen notwendigen Fahrt-
kosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des 
billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zu-
schläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (zum 
Beispiel Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, Bahn-Card) sind auszunutzen. 2Be-
trägt die Entfernung zwischen den Ausbildungsstätten hierbei mehr als 300 km, kön-
nen im Bahnverkehr Zuschläge beziehungsweise besondere Fahrpreise (zum Bei-
spiel für ICE) erstattet werden. 3Für die Erstattung der nachgewiesenen notwendi-
gen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen Ort gelten, soweit nicht eine unentgelt-
liche Unterkunft zur Verfügung steht, diejenigen Regelungen entsprechend, die für 
die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend sind. 4Zu den Auslagen des bei 
notwendiger auswärtiger Unterbringung entstehenden Verpflegungsmehraufwands 
wird für volle Kalendertage der Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort ein 
Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung 
maßgebenden Sachbezugswerte für Frühstück, Mittagessen und Abendessen ge-
währt. 5Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der jeweilige Sachbezugswert einbe-
halten.6Bei einer über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden 
Ausbildungsmaßnahme werden die dadurch entstandenen Mehrkosten für Unter-
kunft und Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 3 bis 5 erstattet. 

 
(3) 1Für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule werden die notwendigen Fahrt-

kosten sowie die Auslagen für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach Maß-
gabe des Absatzes 2 erstattet. 2Erstattungen durch Dritte sind anzurechnen. 3Sofern 
der Auszubildende auf seinen Antrag eine andere als die regulär zu besuchende 
Berufsschule besucht, wird der Ausbildende von der Kostenübernahme befreit. 

 
(4) Bei Abordnungen und Zuweisungen werden die Kosten nach Maßgabe des Absat-

zes 2 erstattet. 
 
 
§ 11  Familienheimfahrten 
 
1Für Familienheimfahrten von der Ausbildungsstätte oder vom Ort der auswärtigen Berufs-
schule, deren Besuch vom Ausbildenden veranlasst wurde, zum Wohnort der Eltern und 
zurück werden den Auszubildenden monatlich einmal Fahrtkosten erstattet. 2Erstattungsfä-
hig sind die im Bundesgebiet notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahr-
karte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungs-
mittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge). 3Dem Wohnort der Eltern steht der Wohnort der 
Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin / des Ehegatten oder der Lebenspartnerin / des 
Lebenspartners gleich. 4Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (zum 
Beispiel Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, Bahn-Card) sind auszunutzen. 5Beträgt die 
Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge beziehungsweise beson-
dere Fahrpreise (zum Beispiel für ICE) erstattet werden. 6Die Sätze 1 bis 5 gelten nicht, 
wenn aufgrund geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr möglich und zumutbar ist oder 
der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen Berufsschule 
weniger als vier Wochen beträgt. 
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§ 12  Schutzkleidung, Ausbildungsmittel 
 
(1) Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet 

ist, wird sie unentgeltlich zur Verfügung gestellt und bleibt Eigentum des Ausbilden-
den. 

 
(2) Der Ausbildende hat den Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel zur Ver-

fügung zu stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und 
Abschlussprüfungen erforderlich sind. 

 
 
§ 13  Entgelt im Krankheitsfall 
 
(1) 1Sind Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschul-

den verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu erfüllen, erhal-
ten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zu einer Dauer von sechs Wochen das 
Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1) fortgezahlt. 2Bei Wiederholungserkrankungen so-
wie bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses richtet sich die Dauer der Entgelt-
fortzahlung nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 
(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 
 
(3) 1Hat die / der Auszubildende bei dem Ausbildenden einen Arbeitsunfall erlitten oder 

sich eine Berufskrankheit zugezogen, wird bei der jeweils ersten darauf beruhenden 
Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf des Entgeltfortzahlungszeitraums von sechs Wo-
chen ein Krankengeldzuschuss bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit gezahlt. 2Der Krankengeldzuschuss wird in Höhe des Unter-
schiedsbetrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen des Sozialleistungsträ-
gers und dem sich nach Absatz 1 ergebenden Nettoausbildungsentgelt gezahlt. 3Vo-
raussetzung für die Zahlung des Krankengeldzuschusses ist, dass der zuständige 
Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. 

 
 
§ 14  Entgeltfortzahlung in anderen Fällen 
 
(1) Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1) für insgesamt fünf Ausbil-

dungstage fortzuzahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen vorgeschrie-
benen Abschlussprüfungen ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die 
Prüfung vorbereiten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser Anspruch 
für sechs Ausbildungstage. 

 
(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Auszubil-

dende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst 
werden; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage. 

 
(3) Im Übrigen gelten für die Arbeitsbefreiung diejenigen Regelungen entsprechend, die 

für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend sind. 
 
  



 

233 

 

§ 15  Vermögenswirksame Leistungen 
 
(1) 1Auszubildende erhalten eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro 

monatlich, wenn sie diesen Betrag nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes 
in seiner jeweiligen Fassung anlegen. 2Der Anspruch auf vermögenswirksame Leis-
tungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem den Ausbildenden die 
erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen Mo-
nate desselben Kalenderjahres. 3Die vermögenswirksamen Leistungen werden nur 
für Kalendermonate gewährt, für die den Auszubildenden Ausbildungsentgelt, Ent-
geltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 4Für Zeiten, für die Kranken-
geldzuschuss zusteht, sind die vermögenswirksamen Leistungen Teil des Kranken-
geldzuschusses. 

 
(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Ent-

gelt. 
 
 
§ 16  Jahressonderzahlung 
 
(1) 1Auszubildende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungsverhältnis stehen, haben 

Anspruch auf eine Jahressonderzahlung. 2Diese beträgt 95 v.  H. des Ausbildungs-
entgelts (§ 8 Absatz 1), das den Auszubildenden für November zusteht. 

 
(2) 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Aus-

zubildende keinen Anspruch auf Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1), Fortzahlung des 
Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder im Krankheitsfall (§ 13) haben. 
2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die Auszubildende wegen 
Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz 
kein Ausbildungsentgelt erhalten haben. 3Die Verminderung unterbleibt ferner für 
Kalendermonate der Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren 
ist. 4Voraussetzung ist, dass am Tag vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt 
oder auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden hat. 

 
(3) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Ausbildungsentgelt für November ausge-

zahlt. 2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt 
ausgezahlt werden. 

 
(4) 1Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an die Ausbildung von ihrem Aus-

bildenden in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden und am 1. Dezember noch 
in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen Jahres-
sonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Jahressonderzahlung aus 
dem Ausbildungsverhältnis. 2Ist die Übernahme im Laufe eines Kalendermonats er-
folgt, wird dieser Kalendermonat bei der anteiligen Jahressonderzahlung aus dem 
Arbeitsverhältnis berücksichtigt. 

 
 
§ 17  Betriebliche Altersversorgung 
 
1Die Auszubildenden haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung unter Eigenbeteiligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag über die betriebli-
che Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversor-
gung ATV) in seiner jeweils geltenden Fassung. 
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§ 18  Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 
 
(1) 1Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit; abweichende ge-

setzliche Regelungen bleiben unberührt. 2Im Falle des Nichtbestehens der Ab-
schlussprüfung verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der Auszu-
bildenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr. 

 
(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach 

beendeter Ausbildungszeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 
 
(3) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis, hat er dies 

den Auszubildenden drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Ausbildungs-
zeit schriftlich mitzuteilen. 

 
(4) Nach der Probezeit (§ 3) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der gesetz-

lichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden 
a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 
b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. 
 
(5) Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, 

ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsver-
hältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 

 
 
§ 19  Übernahme von Auszubildenden 
 
1Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung bei dienstlichen 
bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis für die 
Dauer von zwölf Monaten in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im Einzelfall 
personenbedingte, verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entge-
genstehen. 2Im Anschluss daran werden diese Beschäftigten bei entsprechender Bewäh-
rung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen.  
3Der dienstliche bzw. betriebliche Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendigung der Ausbil-
dung nach Satz 1 vorliegen und setzt zudem eine frei und besetzbare Stelle bzw. einen 
freien und besetzbaren Arbeitsplatz voraus, die / der eine ausbildungsadäquate Beschäfti-
gung auf Dauer ermöglicht. 4Bei einer Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Ab-
schlussprüfung und die persönliche Eignung zu berücksichtigen. Bestehende Mitbestim-
mungsrechte bleiben unberührt. 
 

Protokollerklärungen zu § 19: 
 
1. 1Für die Prüfung des dienstlichen bzw. betrieblichen Bedarfs, einer freien und 

besetzbaren Stelle bzw. eines freien und zu besetzenden Arbeitsplatzes sowie 
der ausbildungsadäquaten Beschäftigung ist auf die Ausbildungsdienststelle 
bzw. den Ausbildungsbetrieb abzustellen. 2Steht in der Ausbildungsdienststelle 
bzw. dem Ausbildungsbetrieb keine Stelle bzw. kein Arbeitsplatz im Sinne des 
§ 19 Satz 3 zur Verfügung, wirkt die Ausbildungsdienststelle bzw. der Ausbil-
dungsbetrieb auf die Übernahme in eine andere Dienststelle bzw. einen anderen 
Betrieb des Arbeitgebers hin. 

 
2. Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Beschäf-

tigung, ist eine befristete Beschäftigung außerhalb § 19 möglich. 
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§ 20  Abschlussprämie 
 
(1) 1Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses aufgrund erfolgreich abgelegter Ab-

schlussprüfung beziehungsweise staatlicher Prüfung erhalten Auszubildende eine 
Abschlussprämie als Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. 2Die Abschlussprämie 
ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 3Sie ist nach Bestehen der Abschluss-
prüfung beziehungsweise der staatlichen Prüfung fällig. 

 
(2) 1Die Abschlussprämie wird nicht gezahlt, wenn die Ausbildung nach erfolgloser Prü-

fung aufgrund einer Wiederholungsprüfung abgeschlossen wird. 2Im Einzelfall kann 
der Ausbildende dennoch eine Abschlussprämie zahlen. 

 
 
§ 21  Zeugnis 
 
1Der Ausbildende hat den Auszubildenden bei Beendigung des Berufsausbildungsverhält-
nisses ein Zeugnis auszustellen. 2Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer und Ziel der 
Berufsausbildung sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der Auszubilden-
den enthalten. 3Auf deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung und be-
sondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen. 
 
 
§ 22  Ausschlussfrist 
 
1Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Auszubildenden oder vom Ausbil-
denden schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die einma-
lige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus. 
 
 
§ 23  Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Laufzeit 
 
(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.  
 
(1a)  § 19 tritt mit Ablauf des 30. September 2023 außer Kraft. 
 
(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalender-

halbjahres schriftlich gekündigt werden. 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 kann § 16 von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von 

drei Monaten zum 31. Dezember eines Kalenderjahres, schriftlich gekündigt wer-
den. 

 
(4) Abweichend von Absatz 2 können ferner schriftlich gekündigt werden: 
 

a) § 8 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalendermonats, 
frühestens jedoch zum 30. September 2023; eine Kündigung nach Absatz 2 
erfasst nicht den § 8 Absatz 1, 

b) § 20 mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalenderjahres. 
 
(5) Dieser Tarifvertrag ersetzt mit Wirkung vom 1. Januar 2013 die in der Anlage aufge-

führten Tarifverträge. 
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Anlage (zu § 23 Absatz 5) 
 

 
 
 

01. Manteltarifvertrag für Auszubildende vom 6. Dezember 1974, 
 

02. Manteltarifvertrag für Auszubildende (Mantel-TV Azubi-O) vom 5. März 1991, 
 

03. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 22 für Auszubildende vom 31. Januar 2003, 
 

04. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 7 für Auszubildende (Ost) vom 31. Ja-
nuar 2003, 

 
05. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Auszubildende vom 17. Dezem-

ber 1970, 
 

06. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Auszubildende (TV VL Azubi-O) 
vom 8. Mai 1991, 

 
07. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Auszubildende vom 16. März 1977, 

 
08. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Auszubildende (TV Urlaubsgeld Azubi-O) vom 

5. März 1991, 
 

09. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Auszubildende vom 12. Oktober 1973, 
 

10. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Auszubildende (TV Zuwendung Azubi-O) vom 
5. März 1991. 
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Tarifvertrag für Auszubildende des 
Universitätsklinikum Frankfurt 

in Pflegeberufen  
(TVA-UKF Pflege) 

         vom 15. Juli 2013 
 

in der Fassung des 4. Änderungstarifvertrages 
vom 6. April 2022 

 
 
 
 
 

Zwischen 
 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 
 
abgestimmte durchgeschriebene Fassung. 
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§ 1  Geltungsbereich 
 
(1)  1Dieser Tarifvertrag gilt für Auszubildende nach dem Pflegeberufegesetz sowie für 

Schülerinnen / Schüler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege und Altenpflege sowie nach dem Notfall-
sanitätergesetz (Auszubildende). 2Voraussetzung ist, dass sie in Einrichtungen aus-
gebildet werden, die unter den Geltungsbereich des TV-UKF fallen.  

(1a)  1Dieser Tarifvertrag gilt auch für Auszubildende nach dem Anästhesietechnische- 
und Operationstechnische-Assistenten-Gesetz sowie für Schülerinnen / Schüler in 
der Operationstechnischen Assistenz und in der Anästhesie-technischen Assistenz 
jeweils nach der DKG-Empfehlung vom 17. September 2013 (Auszubildende). 2Vo-
raussetzung ist, dass die praktische Ausbildung am Universitätsklinikum erfolgt.   

(2)  Dieser Tarifvertrag gilt nicht für Schülerinnen / Schüler in der Krankenpflegehilfe und 
Altenpflegehilfe, für Studierende in einem ausbildungsintegrierten dualen Studium, 
die vom Geltungsbereich des Tarifvertrages für dual Studierende der Länder in aus-
bildungsintegrierten dualen Studiengängen (TVdS-UKF) erfasst sind, sowie für Stu-
dierende in einem dualen Hebammenstudium des Universitätsklinikum Frankfurt.  

(3)  Soweit in diesem Tarifvertrag nichts Anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlä-
gigen gesetzlichen Vorschriften. 

 
 
§ 2  Ausbildungsvertrag, Nebenabreden 
 
(1) 1Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag zu 

schließen. 2Dieser enthält neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs mindes-
tens Angaben über 

 
a) die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden 

Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung, 
b) Beginn und Dauer der Ausbildung, 
c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungszeit, 
d) Dauer der Probezeit, 
e) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts, 
f) Dauer des Urlaubs, 
g) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 
h) die Geltung des Tarifvertrages für Auszubildende des Universitätsklinikum 

Frankfurt in Pflegeberufen (TVA-UKF Pflege) sowie einen in allgemeiner Form 
gehaltenen Hinweis auf die Betriebs-/ Dienstvereinbarungen, die auf das Aus-
bildungsverhältnis anzuwenden sind. 

 
3Bei Auszubildenden nach dem Pflegeberufegesetz enthält der Ausbildungsvertrag 
darüber hinaus Angaben über:  
 
a) den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich der Ausrichtung nach § 7 Ab-

satz 4 Satz 2 Pflegeberufegesetz,  
b) die Verpflichtung der Auszubildenden / des Auszubildenden zum Besuch der 

Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule,  
c) den Umfang etwaiger Sachbezüge nach § 19 Absatz 2 Pflegeberufegesetz,  
d) den Hinweis auf die Rechte als Arbeitnehmerin / Arbeitnehmer im Sinne von § 5 

Betriebsverfassungsgesetz oder des Hessischen Personalvertretungsgeset-
zes. 
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4Bei Auszubildenden nach dem Anästhesietechnische- und Operations-technische-
Assistenten-Gesetz enthält der Ausbildungsvertrag über Satz 2 hinaus Angaben 
über: 

a)  die Verpflichtung der Auszubildenden / des Auszubildenden zum Besuch der 
Ausbildungsveranstaltungen der Schule, 

b)  den Umfang etwaiger Sachbezüge nach § 30 Anästhesietechnische- und Ope-
rationstechnische-Assistenten-Gesetz, 

c)  den Hinweis auf die Rechte als Arbeitnehmerin / Arbeitnehmer im Sinne von § 5 
Betriebsverfassungsgesetz oder des für die verantwortliche Einrichtung der 
praktischen Ausbildung jeweils geltenden Landespersonalvertretungsgesetzes. 

 
(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie kön-

nen gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 
 
(3) 1Falls im Rahmen eines Ausbildungsvertrages eine Vereinbarung über die Gewäh-

rung einer Personalunterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert kündbaren 
Nebenabrede festzulegen. 2Der Wert der Personalunterkunft wird nach dem Tarif-
vertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Angestellte vom 16. März 
1974 in der jeweils geltenden Fassung auf das Ausbildungsentgelt angerechnet. 
3Der nach § 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Tarifvertrages über die Bewertung der 
Personalunterkünfte für Angestellte vom 16. März 1974 maßgebende Quadratme-
tersatz ist hierbei um 15 v. H. zu kürzen. 

 
 
§ 3  Probezeit 
 
(1) 1Die Probezeit für Auszubildende nach dem Pflegeberufegesetz, nach dem Anäs-

thesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-Gesetz sowie für Schüle-
rinnen / Schüler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinder-
krankenpflege, Entbindungspflege und Altenpflege beträgt sechs Monate. 2Für 
Schülerinnen / Schüler in der Operationstechnischen Assistenz und in der Anästhe-
sietechnischen Assistenz jeweils nach der DKG-Empfehlung vom 17. September 
2013 sowie nach dem Notfallsanitätergesetz beträgt die Probezeit vier Monate. 

 
(2) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von beiden Seiten jederzeit 

ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 
 
 
§ 4  Ärztliche Untersuchungen 
 
(1) 1Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung ihre 

gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis eines Amtsarztes nachzuweisen. 2Für 
Auszubildende, die unter das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist er-
gänzend § 32 Absatz 1 Jugendarbeitsschutzgesetz zu beachten. 

 
(2) 1Die Auszubildenden können bei begründeter Veranlassung verpflichtet werden, 

durch eine ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die 
nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. 2Bei dem 
beauftragten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt 
handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt ha-
ben. 
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(3) 1Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt sind, oder die 
mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten oder mit der Zubereitung von Speisen be-
auftragt werden, sind in regelmäßigen Zeitabständen ärztlich zu untersuchen. 2Die 
Untersuchung ist auf Antrag der Auszubildenden auch bei Beendigung des Ausbil-
dungsverhältnisses durchzuführen. 

 
 
§ 5  Schweigepflicht, Nebentätigkeiten 
 
(1) Auszubildende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die 

Beschäftigten des Ausbildenden. 
 
(2) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubildende ihrem Ausbildenden recht-

zeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Ausbildende kann die Nebentätigkeit un-
tersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach dem Aus-
bildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen der Auszubildenden oder berech-
tigte Interessen des Ausbildenden zu beeinträchtigen. 

 
 
§ 6  Personalakten 
 
(1) 1Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalak-

ten. 2Sie können das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Bevollmäch-
tigten ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten 
erhalten. 4Die Auszubildenden müssen über Beschwerden und Behauptungen tat-
sächlicher Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor 
Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äußerung ist zu den Personal-
akten zu nehmen. 

 
(2) 1Beurteilungen sind den Auszubildenden unverzüglich bekannt zu geben. 2Die Be-

kanntgabe ist aktenkundig zu machen. 
 
 
§ 7  Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit 
 
(1) Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche 

Ausbildungszeit der Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz 
fallen, richten sich nach den Regelungen für die Beschäftigten des Ausbildenden. 

 
(2) Auszubildende dürfen im Rahmen des Ausbildungszwecks auch an Sonntagen und 

Wochenfeiertagen und in der Nacht ausgebildet werden. 
 
(3) 1Eine Beschäftigung, die über die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Aus-

bildungszeit hinausgeht, ist nur ausnahmsweise zulässig. 2§ 19 Absatz 3 Pflegebe-
rufegesetz und § 31 Anästhesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-
Gesetz bleiben unberührt. 
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§ 8  Ausbildungsentgelt 
 

(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für Auszubildende  
 

a) in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 
 im ersten Ausbildungsjahr 1.160,70 Euro, 
 im zweiten Ausbildungsjahr 1.226,70 Euro, 
 im dritten Ausbildungsjahr 1.333,00 Euro, 
b) ab 1. Dezember 2022 
 im ersten Ausbildungsjahr 1.230,70 Euro, 
 im zweiten Ausbildungsjahr 1.296,70 Euro, 
 im dritten Ausbildungsjahr 1.403,00 Euro. 
  

 
(2) Das Ausbildungsentgelt wird zu dem Termin gezahlt, zu dem auch die Beschäftigten 

des Ausbildenden ihr Entgelt erhalten. 
 

(3) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule 
oder wegen einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungs-
zeit verkürzt, gilt für die Höhe des Ausbildungsentgelts der Zeitraum, um den die 
Ausbildungszeit verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit. 

 
(4) 1Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für 

den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für die 
Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Rege-
lungen sinngemäß. 2Der Zeitzuschlag für Nachtarbeit im Sinne von § 8 Absatz 1 Satz 
2 Buchstabe b TV-UKF beträgt je Stunde mindestens 1,28 Euro. 

 
(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen erhalten die Auszubildenden 

 
a) die Zulagen nach dem Tarifvertrag zu § 33 Absatz 1 Buchstabe c) BAT sowie 

die Zulagen nach Nr. 10 der Vorbemerkungen zu Teil IV der Entgeltordnung zum 
TV-UKF (Anlage A) zur Hälfte, 

b) die Schicht- und Wechselschichtzulage nach den für die Beschäftigten gelten-
den Bedingungen jeweils zu drei Vierteln. 

 
 
§ 9  Urlaub 
 
(1) 1Auszubildende erhalten Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung der für die 

Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen. 2Während des Erholungs-
urlaubs wird das Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1) fortgezahlt. 

 
(2) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend während der unter-

richtsfreien Zeit zu erteilen und in Anspruch zu nehmen. 
 
(3) 1Im zweiten und dritten Ausbildungsjahr erhalten Auszubildende im Schichtdienst 

(entsprechend § 7 Absatz 2 TV-UKF) pauschal jeweils einen Tag Zusatzurlaub. 2Ab-
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
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§ 10  Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 
 
(1) Bei Dienstreisen erhalten die Auszubildenden eine Entschädigung in entsprechen-

der Anwendung der Reisekostenbestimmungen, die für die Beschäftigten des Aus-
bildenden jeweils gelten. 

 
(2) Bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrichtung außer-

halb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme an 
Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen 
notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils nied-
rigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im 
Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreis-
ermäßigungen (zum Beispiel Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind 
auszunutzen. 

 
 
§ 11  Familienheimfahrten 
 
1Für Familienheimfahrten von der Ausbildungsstätte zum Wohnort der Eltern und zurück 
werden den Auszubildenden monatlich einmal Fahrtkosten erstattet. 2Erstattungsfähig sind 
die im Bundesgebiet notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der 
jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im 
Bahnverkehr ohne Zuschläge). 3Dem Wohnort der Eltern steht der Wohnort der Erziehungs-
berechtigten oder der Ehegattin / des Ehegatten oder der Lebenspartnerin / des Lebens-
partners gleich. 4Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (zum Beispiel 
Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. 5Die Sätze 1 bis 4 gel-
ten nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr möglich und zumutbar 
ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte weniger als vier Wochen 
beträgt. 
 
 
§ 12  Schutzkleidung, Ausbildungsmittel 
 
(1) Auszubildende erhalten Schutzkleidung nach den Bestimmungen, die für die ent-

sprechenden Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend sind. 
 
(2) Der Ausbildende hat den Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel zur Ver-

fügung zu stellen, die zur Ausbildung und zum Ablegen der staatlichen Prüfung er-
forderlich sind. 

 
 
§ 13  Entgelt im Krankheitsfall 
 
(1) 1Sind Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschul-

den verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu erfüllen, erhal-
ten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zu einer Dauer von sechs Wochen das 
Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1) fortgezahlt. 2Bei Wiederholungserkrankungen so-
wie bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses richtet sich die Dauer der Entgelt-
fortzahlung nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 
(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 
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(3) 1Hat die / der Auszubildende bei dem Ausbildenden einen Arbeitsunfall erlitten oder 
sich eine Berufskrankheit zugezogen, wird bei der jeweils ersten darauf beruhenden 
Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf des Entgeltfortzahlungszeitraums von sechs Wo-
chen ein Krankengeldzuschuss bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit gezahlt. 2Der Krankengeldzuschuss wird in Höhe des Unter-
schiedsbetrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen des Sozialleistungsträ-
gers und dem sich nach Absatz 1 ergebenden Nettoausbildungsentgelt gezahlt. 3Vo-
raussetzung für die Zahlung des Krankengeldzuschusses ist, dass der zuständige 
Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. 

 
 
§ 14  Entgeltfortzahlung in anderen Fällen 
 
(1) Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1) für insgesamt fünf Ausbil-

dungstage fortzuzahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen vorgeschrie-
benen Abschlussprüfungen ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die 
Prüfung vorbereiten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser Anspruch 
für sechs Ausbildungstage. 

 
(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Auszubil-

dende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst 
werden; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage. 

 
(3) Im Übrigen gelten für die Arbeitsbefreiung diejenigen Regelungen entsprechend, die 

für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend sind. 
 
 
§ 15  Vermögenswirksame Leistungen 
 
(1) 1Auszubildende erhalten eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro 

monatlich, wenn sie diesen Betrag nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes 
in seiner jeweiligen Fassung anlegen. 2Der Anspruch auf vermögenswirksame Leis-
tungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem den Ausbildenden die 
erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen Mo-
nate desselben Kalenderjahres. 3Die vermögenswirksamen Leistungen werden nur 
für Kalendermonate gewährt, für die den Auszubildenden Ausbildungsentgelt, Ent-
geltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 4Für Zeiten, für die Kranken-
geldzuschuss zusteht, sind die vermögenswirksamen Leistungen Teil des Kranken-
geldzuschusses. 

 
(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Ent-

gelt. 
 
 
§ 16  Jahressonderzahlung 

 
(1) 1Auszubildende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungsverhältnis stehen, haben 

Anspruch auf eine Jahressonderzahlung. 2Diese beträgt 95 v. H. des Ausbildungs-
entgelts (§ 8 Absatz 1), das den Auszubildenden für November zusteht. 

 
(2) 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Aus-

zubildende keinen Anspruch auf Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1), Fortzahlung des 
Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder im Krankheitsfall (§ 13) haben.  
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 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die Auszubildende wegen 
Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz 
kein Ausbildungsentgelt erhalten haben. 3Die Verminderung unterbleibt ferner für 
Kalendermonate der Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeserziehungs-
geldgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist. 4Vo-
raussetzung ist, dass am Tag vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf 
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden hat. 

 
(3) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Ausbildungsentgelt für November ausge-

zahlt. 2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt 
ausgezahlt werden. 

 
(4) 1Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an die Ausbildung von ihrem Aus-

bildenden in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden und am 1. Dezember noch 
in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen Jahres-
sonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Jahressonderzahlung aus 
dem Ausbildungsverhältnis. 2Ist die Übernahme im Laufe eines Kalendermonats er-
folgt, wird dieser Kalendermonat bei der anteiligen Jahressonderzahlung aus dem 
Arbeitsverhältnis berücksichtigt. 

 
 
§ 17  Betriebliche Altersversorgung 

 
1Die Auszubildenden haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung unter Eigenbeteiligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag über die betriebli-
che Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversor-
gung – ATV) in seiner jeweils geltenden Fassung. 
 
 
§ 18  Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 
 
(1) 1Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit; abweichende ge-

setzliche Regelungen bleiben unberührt. 2Im Falle des Nichtbestehens der Ab-
schlussprüfung verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der Auszu-
bildenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr. 

 
(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach 

beendeter Ausbildungszeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 
 
(3) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis, hat er dies 

den Auszubildenden drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Ausbildungs-
zeit schriftlich mitzuteilen. 

 
(4) Nach der Probezeit (§ 3) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der gesetz-

lichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden 
 
a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 
b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. 

 
(5) Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, 

ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsver-
hältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 
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§ 18a  Übernahme von Auszubildenden 
 
1Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung bei dienstlichen 
bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis für die 
Dauer von zwölf Monaten in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im Einzelfall 
personenbedingte, verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entge-
genstehen. 2Im Anschluss daran werden diese Beschäftigten bei entsprechender Bewäh-
rung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen. 3Der dienstliche bzw. betriebliche 
Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt 
zudem eine frei und besetzbare Stelle bzw. einen freien und besetzbaren Arbeitsplatz vo-
raus, die / der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung auf Dauer ermöglicht. 4Bei einer 
Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und die persönliche Eig-
nung zu berücksichtigen. Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt. 
 

Protokollerklärungen zu § 18a: 
 
1. 1Für die Prüfung des dienstlichen bzw. betrieblichen Bedarfs, einer freien und 

besetzbaren Stelle bzw. eines freien und zu besetzenden Arbeitsplatzes sowie 
der ausbildungsadäquaten Beschäftigung ist auf die Ausbildungsdienststelle 
bzw. den Ausbildungsbetrieb abzustellen. 2Steht in der Ausbildungsdienststelle 
bzw. dem Ausbildungsbetrieb keine Stelle bzw. kein Arbeitsplatz im Sinne des 
§ 18a Satz 3 zur Verfügung, wirkt die Ausbildungsdienststelle bzw. der Ausbil-
dungsbetrieb auf die Übernahme in eine andere Dienststelle bzw. einen anderen 
Betrieb des Arbeitgebers hin. 

 
2. Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Beschäf-

tigung, ist eine befristete Beschäftigung außerhalb § 18a möglich. 
 

 
§ 19  Abschlussprämie 
 
(1) 1Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses aufgrund erfolgreich abgeschlosse-

ner Abschlussprüfung bzw. staatlicher Prüfung erhalten Auszubildende eine Ab-
schlussprämie als Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. 2Die Abschlussprämie ist 
kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 3Sie ist nach Bestehen der Abschluss-
prüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig. 

 
(2) 1Die Abschlussprämie wird nicht gezahlt, wenn die Ausbildung nach erfolgloser Prü-

fung aufgrund einer Wiederholungsprüfung abgeschlossen wird. 2Im Einzelfall kann 
der Ausbildende dennoch eine Abschlussprämie zahlen. 

 
 
§ 20  Ausschlussfrist 
 
1Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Auszubildenden oder vom Ausbil-
denden schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die einma-
lige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus. 
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§ 21  Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Laufzeit 
 
(1) 1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.  
 
(1a) § 18a tritt mit Ablauf des 30. September 2023 außer Kraft. 
 
(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalender-

halbjahres schriftlich gekündigt werden. 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 kann § 16 von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von 

drei Monaten zum 31. Dezember eines Kalenderjahres schriftlich gekündigt werden. 
 
(4) Abweichend von Absatz 2 können ferner schriftlich gekündigt werden: 
 

a) § 8 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalendermonats, 
frühestens jedoch zum 30. September 2023, 

 
b) § 19 mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalenderjahres. 

 
(5) Dieser Tarifvertrag ersetzt mit Wirkung vom 1. Januar 2013 die in der Anlage aufge-

führten Tarifverträge. 
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Anlage (zu § 21 Absatz 5) 
 
 
1. Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Schülerinnen / Schüler, die nach 

Maßgabe des Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet 
werden, vom 28. Februar 1986, 

 
2. Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Schülerinnen / Schüler, die nach 

Maßgabe des Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet 
werden (Mantel-TV Schü-O), vom 5. März 1991, 

 
3. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 12 für Schülerinnen / Schüler, die nach Maß-

gabe des Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet werden, 
vom 31. Januar 2003, 

 
4. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 7 für Schülerinnen / Schüler, die nach Maß-

gabe des Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet werden 
(Ost), vom 31. Januar 2003, 

 
5. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Schülerinnen / Schüler, die nach Maßgabe des 

Krankenpflegegesetzes in der Krankenpflege oder in der Kinderkrankenpflege oder 
nach Maßgabe des Hebammengesetzes ausgebildet werden, vom 21. April 1986, 

 
6. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Schülerinnen / Schüler, die nach Maßgabe des 

Krankenpflegegesetzes in der Krankenpflege oder in der Kinderkrankenpflege oder 
nach Maßgabe des Hebammengesetzes ausgebildet werden (TV Urlaubsgeld  
Schü-O), vom 5. März 1991, 

 
7. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Schülerinnen / Schüler, die nach Maßgabe des 

Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet werden, vom 
21. April 1986, 

 
8. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Schülerinnen / Schüler, die nach Maßgabe des 

Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet werden (TV Zu-
wendung Schü-O), vom 5. März 1991. 
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Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen 
der Praktikantinnen / Praktikanten 
des Universitätsklinikum Frankfurt 

(TV Prakt-UKF) 

vom 15. Juli 2013 
 

in der Fassung des 4. Änderungstarifvertrages 
vom 6. April 2022 

 
 
 
 
 

Zwischen 
 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 
wird Folgendes vereinbart: 
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§ 1 Geltungsbereich 
 
(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Praktikantinnen / Praktikanten für den Beruf 
 

a) der Sozialarbeiterin / des Sozialarbeiters, der Sozialpädagogin / des Sozialpä-
dagogen und der Heilpädagogin / des Heilpädagogen während der praktischen 
Tätigkeit, die nach Abschluss des Fachhochschulstudiums der staatlichen An-
erkennung als Sozialarbeiterin / Sozialarbeiter, Sozialpädagogin / Sozialpäda-
goge oder Heilpädagogin / Heilpädagoge vorauszugehen hat, 

b) der pharmazeutisch-technischen Assistentin / des pharmazeutisch-techni-
schen Assistenten während der praktischen Tätigkeit nach § 6 des Gesetzes 
über den Beruf des pharmazeutisch-technischen Assistenten in der Neufas-
sung vom 23. September 1997 (BGBl. I S. 2349), 

c) der Erzieherin / des Erziehers und der Kinderpflegerin / des Kinderpflegers 
während der praktischen Tätigkeit, die nach den geltenden Ausbildungsordnun-
gen der staatlichen Anerkennung als Erzieherin / Erzieher oder Kinderpflege-
rin / Kinderpfleger vorauszugehen hat, 

d) der Masseurin und medizinischen Bademeisterin / des Masseurs und medizini-
schen Bademeisters während der praktischen Tätigkeit nach § 7 des Gesetzes 
über die Berufe in der Physiotherapie (Masseur- und Physiotherapeutengesetz) 
vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1084), 

 
die in einem Praktikantenverhältnis zu einem Arbeitgeber stehen, dessen Beschäf-
tigte unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages für das Universitätsklinikum 
Frankfurt (TV-UKF) fallen. 

 
(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für Praktikantinnen / Praktikanten, deren praktische Tä-

tigkeit in die schulische Ausbildung oder die Hochschulausbildung integriert ist. 
 
 
§ 2 Praktikantenvertrag, Nebenabreden 
 
(1) Vor Beginn des Praktikantenverhältnisses ist ein schriftlicher Praktikantenvertrag zu 

schließen.  
 
(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie kön-

nen gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 
 
 
§ 3 Probezeit 
 
(1) Die Probezeit beträgt drei Monate. 
 
(2) Während der Probezeit kann das Praktikantenverhältnis von beiden Seiten jederzeit 

ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 
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§ 4 Ärztliche Untersuchungen 
 
(1) 1Die Praktikantinnen / Praktikanten können bei begründeter Veranlassung verpflich-

tet werden, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, 
die nach § 1 Absatz 1 erforderliche praktische Tätigkeit auszuüben. 2Bei dem be-
auftragten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt 
handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt ha-
ben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Arbeitgeber. 

 
(2) Praktikantinnen / Praktikanten, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt 

oder mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt sind, sind auf ihren An-
trag bei Beendigung des Praktikantenverhältnisses ärztlich zu untersuchen. 

 
 
§ 5 Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Haftung, Schutzkleidung 
 
(1) Praktikantinnen / Praktikanten haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu 

wahren wie die Beschäftigten des Arbeitgebers. 
 
(2) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Praktikantinnen / Praktikanten ihrem Arbeit-

geber rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentä-
tigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach 
§ 1 Absatz 1 erforderliche praktische Tätigkeit der Praktikantinnen / Praktikanten 
oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 

 
(3) 1Die Praktikantinnen / Praktikanten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, 

Provisionen oder sonstige Vergünstigungen mit Bezug auf ihre Tätigkeit nicht an-
nehmen. 2Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. 3Werden 
ihnen derartige Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber un-
verzüglich anzuzeigen. 

 
(4) Für die Schadenshaftung der Praktikantinnen / Praktikanten finden die Bestimmun-

gen, die für die Beamten des jeweiligen Landes jeweils gelten, entsprechende An-
wendung. 

 
(5) Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet 

ist, wird sie unentgeltlich zur Verfügung gestellt und bleibt Eigentum des Arbeitge-
bers. 

 
 
§ 6 Personalakten 
 
1Die Praktikantinnen / Praktikanten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Per-
sonalakten. 2Sie können das Recht auf Einsicht durch eine/n hierzu schriftlich Bevollmäch-
tigte/n ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhal-
ten. 4Die Praktikantinnen / Praktikanten müssen über Beschwerden und Behauptungen tat-
sächlicher Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor Auf-
nahme in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äußerung ist zu den Personalakten zu 
nehmen. 
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§ 7 Wöchentliche und tägliche Arbeitszeit 
 
Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tägliche Arbeitszeit der 
Praktikantinnen / Praktikanten richten sich nach den Bestimmungen, die für die Arbeitszeit 
der bei dem Arbeitgeber in dem künftigen Beruf der Praktikantinnen / Praktikanten Beschäf-
tigten gelten. 
 
 
§ 8  Entgelt 
 
(1) Das monatliche Entgelt beträgt für Praktikantinnen / Praktikanten für den Beruf 
 

der Sozialarbeiterin/des Sozialarbeiters, 
der Sozialpädagogin/des Sozialpädagogen, 
der Heilpädagogin/des Heilpädagogen 
vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 1.853,54 Euro, 
ab 1. Dezember 2022 1.903,54 Euro, 
 
der pharmazeutisch-technischen Assistentin/ 
des pharmazeutisch-technischen Assistenten, 
der Erzieherin/des Erziehers 
vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 1.628,26 Euro, 
ab 1. Dezember 2022 1.678,26 Euro, 

 
der Kinderpflegerin/des Kinderpflegers, 
der Masseurin und medizinischen Bademeisterin/ 
des Masseurs und medizinischen Bademeisters 
vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 1.571,31 Euro, 
ab 1. Dezember 2022 1.621,31 Euro. 

 
(2) Für die Berechnung und Auszahlung des Entgelts gilt § 24 TV-UKF entsprechend. 
 
 
§ 9 Sonstige Entgeltregelungen 
 
(1) 1Für die praktische Tätigkeit an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen, am 24. Dezem-

ber und am 31. Dezember, für den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für 
die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des Ar-
beitgebers geltenden Regelungen sinngemäß. 2Dabei gilt als Stundenanteil des Ta-
bellenentgelts im Sinne des § 8 Absatz 1 Satz 2 TV-UKF der auf eine Stunde ent-
fallende Anteil des Entgelts (§ 8 Absatz 1). 3Zur Ermittlung dieses Anteils ist das 
jeweilige Entgelt durch das 4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit (§ 7) zu teilen. 

 
(2) Soweit Beschäftigten im Sinne von § 38 Absatz 5 Satz 1 TV-UKF gemäß § 19 Ab-

satz 5 Satz 2 TV-UKF in Verbindung mit § 33 Absatz 1 Buchstabe c und Absatz 6 
BAT eine Zulage zusteht, erhalten Praktikantinnen / Praktikanten unter denselben 
Voraussetzungen die entsprechende Zulage in voller Höhe. 
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(3) Soweit Beschäftigten, die im Heimerziehungsdienst tätig sind, eine Zulage nach der 
Anlage A zum TV-UKF zusteht, erhalten Praktikantinnen und Praktikanten unter 
denselben Voraussetzungen die entsprechende Zulage in voller Höhe. 

 
(4) Soweit Beschäftigten gemäß § 8 Absatz 7 bzw. 8 TV-UKF eine Wechselschicht- 

bzw. Schichtzulage zusteht, erhalten Praktikantinnen und Praktikanten unter den-
selben Voraussetzungen 75 v. H. des entsprechenden Zulagenbetrages. 

 
(5) 1Falls im Rahmen des Praktikantenvertrages eine Vereinbarung über die Gewäh-

rung einer Personalunterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert kündbaren 
Nebenabrede (§ 2 Absatz 2) festzulegen. 2Der Wert der Personalunterkunft wird 
nach dem Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Angestellte 
vom 16. März 1974 in der jeweils geltenden Fassung auf das Entgelt (§ 8 Absatz 1) 
mit der Maßgabe angerechnet, dass der nach § 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 des ge-
nannten Tarifvertrages maßgebende Quadratmetersatz um 15 v. H. zu kürzen ist. 
3Sachbezüge sind in Höhe der durch Rechtsverordnung nach § 17 Absatz 1 Satz 1 
Nr. 4 SGB IV bestimmten Werte anzurechnen. Kann die Praktikantin / der Praktikant 
während der Zeit, für die nach §§ 10, 11 und 12 Bezüge zustehen, Sachbezüge aus 
berechtigtem Grund nicht abnehmen, sind diese nach den Sachbezugswerten ab-
zugelten. 

 
 
§ 10 Urlaub 
 
1Praktikantinnen / Praktikanten erhalten Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung 
der für die Beschäftigten des Arbeitgebers geltenden Regelungen. 2Während des Erho-
lungsurlaubs wird das Entgelt (§ 8 Absatz 1) fortgezahlt. 
 
 
§ 11 Entgelt im Krankheitsfall 
 
(1) 1Werden Praktikantinnen / Praktikanten durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit 

ohne ihr Verschulden verhindert, die nach § 1 Absatz 1 erforderliche praktische Tä-
tigkeit auszuüben, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zu einer Dauer 
von sechs Wochen das Entgelt (§ 8 Absatz 1) in entsprechender Anwendung der für 
die Beschäftigten des Arbeitgebers geltenden Regelungen fortgezahlt. 2 Im Übrigen 
gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 

 
(2) 1Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Arbeitgeber erlit-

tenen Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Arbeitgeber zugezogene Berufskrankheit 
verursacht ist, erhält die Praktikantin / der Praktikant nach Ablauf des nach Absatz 1 
maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der Arbeits-
unfähigkeit einen Krankengeldzuschuss. 2Der Krankengeldzuschuss wird in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen des Sozialver-
sicherungsträgers und dem sich nach Absatz 1 ergebenden Nettoentgelt gezahlt. 
3Voraussetzung für die Zahlung des Krankengeldzuschusses ist, dass der zuständige 
Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. 
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§ 12 Entgeltfortzahlung in anderen Fällen 
 
Praktikantinnen / Praktikanten haben Anspruch auf Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung ih-
res Entgelts (§ 8 Absatz 1) unter denselben Voraussetzungen wie die Beschäftigten des 
Arbeitgebers. 
 
 
§ 13 Vermögenswirksame Leistungen 
 
Praktikantinnen / Praktikanten haben unter denselben Voraussetzungen wie die Beschäf-
tigten des Arbeitgebers Anspruch auf eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 
13,29 Euro monatlich. 
 
 
§ 14 Jahressonderzahlung 

 
(1) 1Praktikantinnen / Praktikanten, die am 1. Dezember in einem Praktikantenverhält-

nis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung. 2Diese beträgt 95 v. H. 
des Entgelts (§ 8 Absatz 1), das den Praktikantinnen / Praktikanten für November 
zusteht.  

 
(2) 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Prak-

tikantinnen / Praktikanten keinen Anspruch auf Entgelt (§ 8 Absatz 1), Fortzahlung 
des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 10) oder im Krankheitsfall (§ 11) 
haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die Praktikantinnen 
wegen Beschäftigungsverboten nach § 3 Absätze 1 und 2 des Mutterschutzgeset-
zes kein Entgelt erhalten haben. 3Sie unterbleibt ferner für Kalendermonate der In-
anspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
(BEEG) bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am 
Tag vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld bestanden hat. 

 
(3) Die Jahressonderzahlung wird mit dem für November zustehenden Entgelt ausge-

zahlt. 
 
(4) 1Praktikantinnen / Praktikanten, die im unmittelbaren Anschluss an das Praktikan-

tenverhältnis von ihrem Arbeitgeber in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden 
und am 1. Dezember noch in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen 
mit der anteiligen Jahressonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige 
Jahressonderzahlung aus dem Praktikantenverhältnis. 2Erfolgt die Übernahme im 
Laufe eines Kalendermonats, wird für diesen Monat nur die anteilige Jahressonder-
zahlung aus dem Arbeitsverhältnis gezahlt. 
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§ 15 Beendigung des Praktikantenverhältnisses 
 
(1) Das Praktikantenverhältnis endet mit dem im Praktikantenvertrag vereinbarten Zeit-

punkt, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 
 
(2) Nach der Probezeit (§ 3) kann das Praktikantenverhältnis unbeschadet der gesetz-

lichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden 
 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 
b) von der Praktikantin / dem Praktikanten mit einer Kündigungsfrist von vier Wo-

chen. 
 
 
§ 16 Zeugnis 

 
1Der Arbeitgeber hat den Praktikantinnen / Praktikanten bei Beendigung des Praktikanten-
verhältnisses ein Zeugnis auszustellen. 2Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer und 
Ziel des Praktikums sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse enthalten. 3Auf 
Verlangen der Praktikantinnen / Praktikanten sind auch Angaben über Führung, Leistung 
und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen. 
 
 
§ 17 Ausschlussfrist 
 
1Ansprüche aus dem Praktikantenverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von der Praktikantin / dem Praktikanten oder 
vom Arbeitgeber schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die 
einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällig werdende Leistungen aus. 
 
 
§ 18 Inkrafttreten, Laufzeit 
 
(1) 1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 
 
(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalen-

derhalbjahres schriftlich gekündigt werden. 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 kann § 8 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum 

Ende eines Kalendermonats, frühestens jedoch zum 30. September 2023, schrift-
lich gekündigt werden; eine Kündigung nach Absatz 2 erfasst nicht den § 8 Absatz 
1. 

 
(4) Abweichend von Absatz 2 kann § 14 von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von 

drei Monaten zum 31. Dezember eines Kalenderjahres schriftlich gekündigt werden. 
 
(5) Dieser Tarifvertrag ersetzt für das Universitätsklinikum Frankfurt mit Wirkung vom 

1. Januar 2013 die in der Anlage aufgeführten Tarifverträge. 
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Anlage (zu § 18 Absatz 5) 
 
 
1. Tarifvertrag über die vorläufige Weitergeltung der Regelungen für die Praktikantin-

nen / Praktikanten vom 12. Oktober 2006 in der Fassung des Änderungstarifvertra-
ges Nr. 2 vom 10. März 2011. 

 
2. Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen der Praktikantinnen / Prakti-

kanten (TV Prakt) vom 22. März 1991. 
 
3. Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen der Praktikantinnen / Prakti-

kanten (TV Prakt-O) vom 5. März 1991. 
 
4. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Praktikantinnen (Praktikanten) vom  
 12. Oktober 1973. 
 
5. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Praktikantinnen / Praktikanten  
 (TV Zuwendung Prakt-O) vom 5. März 1991. 
 
6. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Auszubildende vom 
 17. Dezember 1970. 
 
7. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Auszubildende 
 (TV VL Azubi-O) vom 8. Mai 1991. 
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Tarifvertrag 

für dual Studierende 

des Universitätsklinikum Frankfurt in 

ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen 

(TVdS-UKF) 

vom 6. April 2022 
 
 
 
 
 
 

Zwischen 
 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 
wird Folgendes vereinbart: 
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§ 1 
 

Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen 

 
(1) 1Dieser Tarifvertrag gilt für Personen, die mit dem Universitätsklinikum Frankfurt ei-

nen Vertrag für die Teilnahme an einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang 
schließen. Voraussetzung ist, dass die Verwaltungen und Betriebe unter den Gel-
tungsbereich des TV-UKF fallen. Voraussetzung ist auch, dass die Personen in ei-
nem Beruf ausgebildet werden, der in der in 

 
a) § 1 Absatz 1 des Tarifvertrages für Auszubildende des Universitätsklinikum 

Frankfurt in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz (TVA-UKF 
BBiG), 

b) § 1 Absatz 1 des Tarifvertrages für Auszubildende des Universitätsklinikum 
Frankfurt in Pflegeberufen (TVA-UKF Pflege), 

c) § 1 Absatz 1 a des Tarifvertrages für Auszubildende des Universitätsklinikum 
Frankfurt in Pflegeberufen (TVA-UKF Pflege) oder 

d) § 1 Absatz 1 des Tarifvertrages für Auszubildende der Länder in Gesundheits-
berufen (TVA-UKF Gesundheit) in Verbindung mit der Anlage zum TVA-UKF 
Gesundheit 

 
geregelt ist. 

 
Protokollerklärung zu § 1 Absatz 1, Satz 2: 
Unter Ausbildung in diesem Sinne ist zu verstehen, dass zwischen Verwaltung oder 
Betrieb und den auszubildenden Personen ein Ausbildungsverhältnis besteht. 

 
(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für Personen, die 
 

a) im Rahmen ihres Hochschulstudiums oder ihrer Ausbildung ein Praktikum ab-
leisten, ohne dass dieses jeweils Teil eines ausbildungsintegrierten dualen Stu-
diums ist, 

c) ein praxisintegriertes duales Studium, ein Praktikum nach § 26 Berufsbildungs-
gesetz oder eine Volontärausbildung ableisten oder 

d) ausbildungsbegleitend oder berufsintegriert beziehungsweise berufsbegleitend 
studieren. 

 
(3) 1Das ausbildungsintegrierte duale Studium verbindet auf der Grundlage eines 

schriftlichen Ausbildungs- und Studienvertrags die Ausbildung in einem Beruf nach 
Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a bis d mit einem Studium, das in einem vom Ausbilden-
den vorgegebenen Studiengang an einer Hochschule absolviert wird. 2Das ausbil-
dungsintegrierte duale Studium gliedert sich in einen Ausbildungsteil und einen Stu-
dienteil, die beide jeweils dem Erreichen der entsprechenden Abschlussqualifikation 
dienen. 3Der Studienteil des dualen Studiums beinhaltet fachtheoretische Studien-
abschnitte an der Hochschule (Lehrveranstaltungen) und berufspraktische Studien-
abschnitte beim Ausbildenden oder einem von dem Ausbildenden zu bestimmenden 
Dritten. 

 
(4) Die Personen werden nachfolgend Studierende genannt; ausbildungsintegrierte du-

ale Studiengänge werden nachfolgend als Studiengang beziehungsweise Studium 
bezeichnet. 
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(5) Soweit in diesem Tarifvertrag nichts anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlä-
gigen gesetzlichen Vorschriften. 

 
 

§ 2 
 

Ausbildungs- und Studienvertrag, Nebenabreden 

 
(1) 1Vor Beginn des Ausbildungs- und Studienverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbil-

dungs- und Studienvertrag zu schließen, der neben der Bezeichnung des beabsich-
tigten Studienabschlusses (Studienteil) und des integrierten Ausbildungsberufes 
(Ausbildungsteil) mindestens folgende Angaben enthält: 

 
a) die maßgebliche Studien- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden Fas-

sung, die kooperierende Hochschule, den Aufbau und die sachliche Gliederung 
des Studiums, die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der je-
weils geltenden Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung des Aus-
bildungsteils, 

b) Beginn, Dauer und Verteilung des Studienteils einschließlich berufspraktischer 
Studienabschnitte (Studienplan) und Festlegung der diesbezüglichen Teilnah-
mepflicht sowie Beginn, Dauer und Verteilung des Ausbildungsteils, 

c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungs- und Stu-
dienzeit, 

d) Dauer der Probezeit, 
e) Zahlung und Höhe des Studienentgelts sowie der Studiengebühren, 
f) Dauer und Inanspruchnahme des Urlaubs, 
g) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs- und Studienvertrag gekündigt 

werden kann, 
h) Bindungs- und Rückzahlungsbedingungen, 
i) die Geltung des Tarifvertrages für dual Studierende des Universitätsklinikum 

Frankfurt in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen (TVdS-UKF) sowie 
einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die Betriebs-/Dienstverein-
barungen, die auf das Ausbildungs- und Studienverhältnis anzuwenden sind, 

j) die Form des Ausbildungsnachweises gemäß § 13 Satz 2 Nr. 7 Berufsbildungs-
gesetz für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 3 
Buchstabe a. 

 
2Bei Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b 
mit einer integrierten Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz enthält der Ausbil-
dungs- und Studienvertrag darüber hinaus Angaben über: 
 
a) den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich einer Ausrichtung nach § 7 Ab-

satz 4 Satz 2 Pflegeberufegesetz, 
b) Verpflichtung der Studierenden / des Studierenden zum Besuch der Ausbil-

dungsveranstaltungen der Pflegeschule, 
c) Umfang etwaiger Sachbezüge nach § 19 Absatz 2 Pflegeberufegesetz, 
d) Hinweis auf die Rechte als Arbeitnehmerin / Arbeitnehmer im Sinne von § 5 des 

Betriebsverfassungsgesetzes oder des Hessischen Personalvertretungsgeset-
zes. 

 
3Bei Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c 
enthält der Ausbildungs- und Studienvertrag über Satz 1 hinaus Angaben über: 
a)  die Verpflichtung der Studierenden / des Studierenden zum Besuch der Ausbil-

dungsveranstaltungen der Schule, 
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b)  den Umfang etwaiger Sachbezüge nach § 30 Anästhesietechnische- und Ope-
rationstechnische-Assistenten-Gesetz, 

c)  den Hinweis auf die Rechte als Arbeitnehmerin / Arbeitnehmer im Sinne von § 5 
Betriebsverfassungsgesetz oder des Hessischen Personalvertretungsgeset-
zes. 

 
(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie kön-

nen gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 
 
(3) 1Falls im Rahmen des Ausbildungs- und Studienvertrages eine Vereinbarung über 

die Bewertung der Personalunterkünfte getroffen wird, ist dies in einer gesondert 
kündbaren Nebenabrede festzulegen. 2Der Wert der Personalunterkunft wird im Ta-
rifgebiet West nach dem Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte 
für Angestellte vom 16. März 1974 in der jeweils geltenden Fassung auf das Stu-
dienentgelt (§ 8 Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2) angerechnet. 3Der nach § 3 
Absatz 1 Unterabs. 1 des Tarifvertrages über die Bewertung der Personalunter-
künfte für Angestellte vom 16. März 1974 maßgebende Quadratmetersatz ist hierbei 
um 15 v. H. zu kürzen. 

 
 

§ 3 
 

Probezeit, Kündigung 

 
(1) Die Probezeit beträgt: 
 

a) drei Monate für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe a, 

b) vier Monate für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe b und c, wenn sie Schülerinnen / Schüler nach dem Notfallsanitäter-
gesetz oder in der Operationstechnischen Assistenz und der Anästhesietechni-
schen Assistenz jeweils nach der DKG-Empfehlung vom 17. September 2013 
sind, 

c) sechs Monate für die übrigen Studierenden. 
 

(2) Während der Probezeit kann der Ausbildungs- und Studienvertrag von beiden Sei-
ten jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

 
(3) Nach der Probezeit kann der Ausbildungs- und Studienvertrag unbeschadet der ge-

setzlichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden 
 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 
b) von den Studierenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. 

 
 

§ 4 
 

Ärztliche Untersuchungen 

(1) 1Studierende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung ihre ge-
sundheitliche Eignung durch das Zeugnis eines Amtsarztes nachzuweisen. 2Für Stu-
dierende, die unter das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist ergän-
zend § 32 Absatz 1 Jugendarbeitsschutzgesetz zu beachten. 
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(2) 1Die Studierenden können bei begründeter Veranlassung verpflichtet werden, durch 

eine ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die nach 
dem Ausbildungs- und Studienvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. 
2Bei dem beauftragten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder 
Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt ge-
einigt haben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende. 

 
(3) 1Studierende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt sind, oder die mit 

gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten oder mit der Zubereitung von Speisen beauf-
tragt werden, sind in regelmäßigen Zeitabständen ärztlich zu untersuchen. 2Die Un-
tersuchung ist auf Antrag der Studierenden auch bei Beendigung des Ausbildungs- 
und Studienverhältnisses durchzuführen. 

 
 

§ 5 
 

Schweigepflicht, Nebentätigkeiten 

 
(1) Studierende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die Be-

schäftigten des Ausbildenden. 
 
(2) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Studierende ihrem Ausbildenden rechtzeitig 

vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Ausbildende kann die Nebentätigkeit untersagen 
oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungs- 
und Studienvertrag übernommenen Verpflichtungen der Studierenden oder berech-
tigte Interessen des Ausbildenden zu beeinträchtigen. 

 
 

§ 6 
 

Nachweispflichten, Personalakten 

 
(1) 1Die Leistungsnachweise aus dem Studienteil des Studiums sind Bestandteil der 

Personalakte der Studierenden. 2Hierzu haben die Studierenden die von den Hoch-
schulen auszustellenden Leistungsübersichten nach den jeweiligen Studien- und 
Prüfungsordnungen sowie eine Abschrift des Abschlusszeugnisses unverzüglich 
dem Ausbildenden vorzulegen. 

 
(2) 1Die Studierenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. 

2Sie können das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten 
ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhal-
ten. 4Die Studierenden müssen über Beschwerden und Behauptungen tatsächlicher 
Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor Aufnahme 
in die Personalakten gehört werden. 5lhre Äußerung ist zu den Personalakten zu 
nehmen. 

 
(3) 1Beurteilungen sind den Studierenden unverzüglich bekannt zu geben. 2Die Be-

kanntgabe ist aktenkundig zu machen. 
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§ 7 
 

Wöchentliche und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit 

 
(1) 1Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit und 

tägliche Ausbildungs- und Studienzeit der Studierenden richten sich während der 
fachtheoretischen Abschnitte nach der jeweiligen Ausbildungs-/Studien- und Prü-
fungsordnung. 2Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungs- und 
Studienzeit und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit der Studierenden, die nicht 
unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, richten sich während der berufsprakti-
schen Studienabschnitte einschließlich der praktischen Ausbildung während des 
Ausbildungsteils beim Ausbildenden nach den für die Beschäftigten des Ausbilden-
den maßgebenden Vorschriften über die Arbeitszeit. 3Gleiches gilt bei der Durchfüh-
rung von berufspraktischen Abschnitten einschließlich der praktischen Ausbildung 
während des Ausbildungsteils bei einem Dritten. 4lm Ausbildungs- und Studienver-
trag (§ 2) wird die Ausbildungs- und Studienzeit der berufspraktischen Abschnitte 
einschließlich der praktischen Ausbildung verbindlich vereinbart. 

 
(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachweisen) verlangt, ist den Stu-

dierenden dazu während der Ausbildungs- und Studienzeit Gelegenheit zu geben. 
 
(3) 1An Tagen, an denen Studierende fachtheoretische Studienabschnitte an der Hoch-

schule absolvieren, gilt die tägliche Ausbildungs- und Studienzeit als erfüllt. 2lm Üb-
rigen gelten für Studierende, die eine Ausbildung nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buch-
stabe a absolvieren, Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen als Ausbildungs- 
und Studienzeit. 3Dies gilt auch für die notwendige Wegezeit zwischen Unterrichtsort 
und Ausbildungsstätte, sofern berufspraktische Studienabschnitte oder die prakti-
sche Ausbildung nach dem Unterricht fortgesetzt werden. 

 
(4) Im Übrigen gilt für Studierende, die eine Ausbildung nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buch-

stabe a absolvieren, dass sie an Tagen, an denen sie im Rahmen ihres Ausbil-
dungsteils an einem theoretisch betrieblichen Unterricht von mindestens 270 tat-
sächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, nicht zur praktischen Ausbildung heran-
gezogen werden dürfen. 

 
(5) Studierende dürfen im Rahmen des Ausbildungs- und Studienzwecks auch an 

Sonntagen und Wochenfeiertagen und in der Nacht ausgebildet werden. 
 
(6) 1Eine Beschäftigung, die über die nach Absatz 1 geregelte Ausbildungs- und Stu-

dienzeit hinausgeht, ist nur ausnahmsweise zulässig. 2§§ 21, 23 Jugendarbeits-
schutzgesetz, § 17 Absatz 7 Berufsbildungsgesetz, § 19 Absatz 3 Pflegeberufege-
setz und § 31 Anästhesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-Ge-
setz bleiben unberührt. 

 
§ 8 

 
Studienentgelt und Studiengebühren 

(1) Studierende erhalten bis zum Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschluss-
prüfung des Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt wird, ein Studienentgelt, das sich 
aus einem monatlichen Entgelt nach Satz 2 und einer Studienzulage von 150 Euro 
monatlich zusammensetzt. 2Das monatliche Entgelt beträgt bei 
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a) einem Studium mit einem Ausbildungsteil nach  
§ 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a 
im ersten Jahr des Ausbildungsteils 1.036,82 Euro, 
im zweiten Jahr des Ausbildungsteils 1.090,96 Euro, 
im dritten Jahr des Ausbildungsteils 1.140,61 Euro, 
im vierten Jahr des Ausbildungsteils 1.209,51 Euro, 
 
ab 1. Dezember 2022 
im ersten Jahr des Ausbildungsteils 1.086,82 Euro, 
im zweiten Jahr des Ausbildungsteils 1.140,96 Euro, 
im dritten Jahr des Ausbildungsteils 1.190,61 Euro, 
im vierten Jahr des Ausbildungsteils 1.259,51 Euro, 

 
b) einem Studium mit einem Ausbildungsteil nach  

§ 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b oder c 
im ersten Jahr des Ausbildungsteils 1.160,70 Euro, 
im zweiten Jahr des Ausbildungsteils 1.226,70 Euro, 
im dritten Jahr des Ausbildungsteils 1.333,00 Euro, 

 
ab 1. Dezember 2022 
im ersten Jahr des Ausbildungsteils 1.230,70 Euro, 
im zweiten Jahr des Ausbildungsteils 1.296,70 Euro, 
im dritten Jahr des Ausbildungsteils 1.403,00 Euro, 

 
c) einem Studium mit einem Ausbildungsteil  

nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d 
im ersten Jahr des Ausbildungsteils 1.060,74 Euro, 
im zweiten Jahr des Ausbildungsteils 1.120,80 Euro, 
im dritten Jahr des Ausbildungsteils 1.217,53 Euro. 
 
ab 1. Dezember 2022 
im ersten Jahr des Ausbildungsteils 1.130,74 Euro, 
im zweiten Jahr des Ausbildungsteils 1.190,80 Euro, 
im dritten Jahr des Ausbildungsteils 1.287,53 Euro. 
 

(2) Nach dem Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschlussprüfung des Ausbil-
dungsteils erfolgreich abgelegt wurde, erhalten die Studierenden anstelle des Stu-
dienentgelts nach Absatz 1 bis zur Beendigung des Studiums ein monatliches Stu-
dienentgelt bei 

 
a) einem Studium mit einem Ausbildungsteil nach 

§ 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a  
in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 1.250,00 Euro 
ab 1. Dezember 2022 1.300,00 Euro 

b) einem Studium mit einem Ausbildungsteil nach  
§ 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d 
in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 1.310,00 Euro 
ab 1. Dezember 2022 1.380,00 Euro 

c) einem Studium mit einem Ausbildungsteil 
nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b oder c 
in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 1.440,00 Euro 
ab 1. Dezember 2022 1.510,00 Euro 
 

(3) Das Studienentgelt wird zu dem Termin gezahlt, zu dem auch die Beschäftigten des 
Ausbildenden ihr Entgelt erhalten. 
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(4) Der Ausbildende übernimmt die notwendigen Studiengebühren. 
 
(5) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule 

oder wegen einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungs-
zeit des Ausbildungsteils verkürzt, gilt für die Höhe des Studienentgelts nach Ab-
satz 1 der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils verkürzt wird, 
als abgeleistete Ausbildungszeit. 

 
(6) Wird bei einem Studium mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buch-

stabe a die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils 
 

a) im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung auf Verlangen der Studie-
renden / des Studierenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung ver-
längert (höchstens um ein Jahr) oder 

b) auf Antrag der Studierenden / des Studierenden nach § 8 Absatz 2 Berufsbil-
dungsgesetz von der zuständigen Stelle oder nach § 27c Absatz 2 der Hand-
werksordnung von der Handwerkskammer verlängert,  

 wird während des Zeitraums der Verlängerung das Studienentgelt nach Ab-
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buchstabe a für den jeweils letzten re-
gelmäßigen Ausbildungsabschnitt des Ausbildungsteils gezahlt. 
 

(7) 1Können Studierende bei einem Studium mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 2 Buchstabe a ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung des 
Ausbildungsteils erst nach beendeter Ausbildungsdauer (§ 2 Absatz 1 Satz 1 
2. Halbsatz Buchstabe b) ablegen (spätestens nach einem Jahr), erhalten die Stu-
dierenden bis zur Ablegung der Abschlussprüfung des Ausbildungsteils ein Studien-
entgelt nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buchstabe a für den letzten 
regelmäßigen Ausbildungsabschnitt. 2Bei Bestehen der Prüfung erhalten die Studie-
renden darüber hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem der Ausbil-
dungsteil geendet hat, den Unterschiedsbetrag zwischen dem ihnen gezahlten Stu-
dienentgelt nach Satz 1 und dem für das vierte Jahr des Ausbildungsteils maßge-
benden Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buchstabe a. 

 
 

§ 8a 
 

Unständige Entgeltbestandteile, sonstige Entgeltregelungen 

 
(1) 1Für Studierende, deren berufspraktische Studienabschnitte einschließlich der prak-

tischen Ausbildung des Ausbildungsteils an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und 
Vorfesttagen stattfinden, gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden gelten-
den Regelungen sinngemäß. 2Dies gilt auch für den Bereitschaftsdienst und die Ruf-
bereitschaft, für die Überstunden und für die Zeitzuschläge. 3Der Zeitzuschlag für 
Nachtarbeit im Sinne von § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b TV-UKF beträgt je 
Stunde mindestens 1,28 Euro. 

 
(2) Zulagen nach dem Tarifvertrag zu § 33 Absatz 1 Buchstabe c BAT/BAT-O können 

bei Vorliegen der Voraussetzungen zur Hälfte gezahlt werden. 
 
(3) An Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a, 

die im Rahmen ihres Ausbildungsteils in erheblichem Umfang mit Arbeiten gemäß 
§ 29 MTArb/MTArb-0 beschäftigt werden, kann im zweiten bis vierten Jahr des Aus-
bildungsteils ein monatlicher Pauschalzuschlag von 10,23 Euro gezahlt werden. 
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(4) Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b und c 
erhalten bei Vorliegen der Voraussetzungen die Zulagen nach der Vorbemerkung 
Nr. 10 zu Teil IV Abschnitt 1 der Entgeltordnung zum TV-UKF (Anlage A) zur Hälfte. 

 
(5) Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b bis d 

erhalten bei Vorliegen der Voraussetzungen die Schicht- und Wechselschichtzulage 
nach den für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Bedingungen jeweils zu 
drei Vierteln. 

 
 

§ 9 
 

Urlaub 

(1) 1Studierende erhalten Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung der für die 
Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen. 2Während des Erholungs-
urlaubs wird das Studienentgelt (§ 8 Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2) fortge-
zahlt. 

 
(2) Der Erholungsurlaub ist in der vorlesungs- und unterrichtsfreien Zeit in Anspruch zu 

nehmen. 
 
(3) 1Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b, c o-

der d, die im Ausbildungsteil im Schichtdienst (entsprechend § 7 Absatz 2 TV-UKF) 
eingesetzt werden, erhalten im zweiten und dritten Jahr des Ausbildungsteils pau-
schal jeweils einen Tag Zusatzurlaub. 2Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
 

§ 10 
 

Ausbildungs- und Studienmaßnahmen 
außerhalb der Ausbildungsstätte 

(1) 1Bei Dienstreisen, die im Rahmen des Ausbildungsteils oder der berufspraktischen 
Studienabschnitte erfolgen, erhalten die Studierenden eine Entschädigung in ent-
sprechender Anwendung der Reisekostenbestimmungen, die für die Beschäftigten 
des Ausbildenden jeweils gelten. 2Gleiches gilt für Studierende mit einem Ausbil-
dungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a bei Reisen zur Ablegung der in den 
Ausbildungsordnungen beziehungsweise in den Studien-und Prüfungsordnungen 
vorgeschriebenen Prüfungen. 

 
(2) 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 

Buchstabe a, die im Rahmen des Ausbildungsteils an überbetrieblichen Ausbil-
dungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Absatz 2 Satz 1 Nr. 6 Berufsbildungsgesetz au-
ßerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte erfolgen, werden die 
entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der 
jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmit-
tels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von 
Fahrpreisermäßigungen (zum Beispiel Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, Bahn-
Card, Semesterticket, LandesTicket) sind auszunutzen. 2Beträgt die Entfernung zwi-
schen den Ausbildungsstätten hierbei mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zu-
schläge beziehungsweise besondere Fahrpreise (zum Beispiel für ICE) erstattet 
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werden. 3Für die Erstattung der nachgewiesenen notwendigen Kosten einer Unter-
kunft am auswärtigen Ort gelten, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur Ver-
fügung steht, diejenigen Regelungen entsprechend, die für die Beschäftigten des 
Ausbildenden maßgebend sind. 4Zu den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger 
Unterbringung entstehenden Verpflegungsmehraufwands wird für volle Kalender-
tage der Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort ein Verpflegungszuschuss in 
Höhe der nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sachbe-
zugswerte für Frühstück, Mittagessen und Abendessen gewährt. 5Bei unentgeltli-
cher Verpflegung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten.6Bei einer über ein 
Wochenende odereinen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme wer-
den die dadurch entstandenen Mehrkosten für Unterkunft und Verpflegungsmehr-
aufwand nach Maßgabe der Sätze 3 bis 5 erstattet. 7Die Sätze 1 bis 6 gelten auch 
für Reisen im Rahmen der fachtheoretischen Studienabschnitte, wenn die Hoch-
schule außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte liegt. 

 
(3) 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 

Buchstabe b, c oder d, die im Rahmen des Ausbildungsteils zur vorübergehenden 
Ausbildung an einer anderen Einrichtung außerhalb der politischen Gemeinde-
grenze der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an Arbeitsgemein-
schaften oder an Übungen erfolgen, werden die entstandenen notwendigen Fahrt-
kosten bis zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des 
billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zu-
schläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (zum 
Beispiel Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard, Semesterticket, Landes-
Ticket) sind auszunutzen. 2Satz 1 gilt auch für die Reisen im Rahmen der fachtheo-
retischen Studienabschnitte, wenn die Hochschule außerhalb der politischen Ge-
meindegrenze der Ausbildungsstätte liegt. 

 
(4) 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 

Buchstabe a, die im Rahmen des Ausbildungsteils zum Zwecke des Besuchs einer 
auswärtigen Berufsschule erfolgen, werden die notwendigen Fahrtkosten sowie die 
Auslagen für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe des Absat-
zes 2 erstattet. 2Erstattungen durch Dritte sind anzurechnen. 3Sofern der Studie-
rende auf seinen Antrag eine andere als die regulär zu besuchende Berufsschule 
besucht, wird der Ausbildende von der Kostenübernahme befreit. 

 
(5) Bei Abordnungen und Zuweisungen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil 

nach § 1 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe a, die im Rahmen des Ausbildungsteils erfol-
gen, werden die Kosten nach Maßgabe des Absatzes 2 erstattet. 

 
 

§ 11 
 

Familienheimfahrten 

(1) Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a wer-
den für Familienheimfahrten von der Ausbildungsstätte oder vom Ort der auswärti-
gen Berufsschule / Hochschule, deren Besuch vom Ausbildenden veranlasst wurde, 
zum Wohnort der Eltern und zurück monatlich einmal Fahrtkosten erstattet. 2Erstat-
tungsfähig sind die im Bundesgebiet notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der 
Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig ver-
kehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge). 3Dem Wohnort 
der Eltern steht der Wohnort der Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin/des 
Ehegatten oder der Lebenspartnerin/des Lebenspartners gleich. Möglichkeiten zur 
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Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (zum Beispiel Schülerfahrkarten, Monats-
fahrkarten, BahnCard, Semesterticket, LandesTicket) sind auszunutzen. 5Beträgt 
die Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge beziehungs-
weise besondere Fahrpreise (zum Beispiel für ICE) erstattet werden. 6Die Sätze 1 
bis 5 gelten nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr mög-
lich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte 
oder der auswärtigen Berufsschule / Hochschule weniger als vier Wochen beträgt. 

 
(2) Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b,  

c oder d werden für Familienheimfahrten von der Ausbildungsstätte zum Wohnort 
der Eltern und zurück monatlich einmal Fahrtkosten erstattet. 2Die Regelungen des 
Absatzes 1, Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn aufgrund geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr möglich und zumutbar 
ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte weniger als vier Wo-
chen beträgt. 

 
§ 12 

 
Schutzkleidung, Ausbildungsmittel 

(1) 1Für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a 
wird Schutzkleidung unentgeltlich zur Verfügung gestellt, soweit das Tragen von 
Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist. 2Die Schutzkleidung 
bleibt Eigentum des Ausbildenden. 3Der Ausbildende hat den Studierenden mit ei-
nem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a kostenlos die Ausbil-
dungsmittel zur Verfügung zu stellen, die für die Ausbildung im Rahmen des Ausbil-
dungsteils und zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen im Rahmen 
des Ausbildungsteils erforderlich sind. 

 
(2) 1Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b,  

c oder d erhalten Schutzkleidung nach den Bestimmungen, die für die entsprechen-
den Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend sind. 2Der Ausbildende hat den 
Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b, 
c oder d kostenlos die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen, die für die Ausbil-
dung im Rahmen des Ausbildungsteils und zum Ablegen der staatliehen Prüfung im 
Rahmen des Ausbildungsteils erforderlich sind. 

 
 

§ 13 
 

Entgelt im Krankheitsfall 

(1) Sind Studierende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschulden 
verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungs- und Studienvertrag zu erfül-
len, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zu einer Dauer von sechs 
Wochen das Studienentgelt (§ 8 Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2) fortgezahlt. 

 
(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 
 
(3) 1Hat die Studierende / der Studierende bei dem Ausbildenden einen Arbeitsunfall 

erlitten oder sich eine Berufskrankheit zugezogen, wird bei der jeweils ersten darauf 
beruhenden Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf des Entgeltfortzahlungszeitraums von 
sechs Wochen ein Krankengeldzuschuss bis zum Ende der 26. Woche seit dem 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit gezahlt. 2Der Krankengeldzuschuss wird in Höhe des 
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Unterschiedsbetrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen des Sozialleis-
tungsträgers und dem sich nach Absatz 1 jeweils ergebenden Nettoentgelt gezahlt. 
Voraussetzung für die Zahlung des Krankengeldzuschusses ist, dass der zustän-
dige Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit aner-
kennt. 

§ 14 
 

Entgeltfortzahlung in anderen Fällen 

(1) Studierenden ist das Studienentgelt (§ 8 Absatz 1) für insgesamt fünf Tage fortzu-
zahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen für den Ausbildungsteil vor-
geschriebenen Abschlussprüfungen ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung 
auf die Prüfung vorbereiten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser An-
spruch für sechs Ausbildungstage. 

 
(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Studie-

rende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst wer-
den; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage. 

 
(3) Im Übrigen gelten für die Arbeitsbefreiung diejenigen Regelungen entsprechend, die 

für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend sind. 
 
 

§ 15 
 

Vermögenswirksame Leistungen 

(1) 1Studierende erhalten eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro 
monatlich, wenn sie diesen Betrag nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes 
in seiner jeweiligen Fassung anlegen. 2Der Anspruch auf vermögenswirksame Leis-
tungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem dem Ausbildenden die 
erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen Mo-
nate desselben Kalenderjahres. 3Die vermögenswirksamen Leistungen werden nur 
für Kalendermonate gewährt, für die den Studierenden Studienentgelt nach § 8 Ab-
satz 1 oder 2, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 4Für Zeiten, 
für die Krankengeldzuschuss zusteht, sind die vermögenswirksamen Leistungen 
Teil des Krankengeldzuschusses. 

 
(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Ent-

gelt. 
 
 

§ 16 
 

Jahressonderzahlung 

 
(1) 1Studierende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungs- und Studienverhältnis ste-

hen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung. 2Diese beträgt bei Studieren-
den 95 v. H. des Studienentgelts nach § 8 Absatz 1 beziehungsweise 95 v. H. des 
Studienentgelts nach § 8 Absatz 2, das den Studierenden für November zusteht. 
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(2) 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Stu-
dierende keinen Anspruch auf Studienentgelt nach § 8 Absatz 1 beziehungsweise 
Absatz 2, Fortzahlung des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder im 
Krankheitsfall (§ 13) haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für 
die Studierende wegen Beschäftigungsverboten nach § 3 Absätze 1 und 2 Mutter-
schutzgesetz kein Studienentgelt nach § 8 Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2 er- 

 halten haben. 3Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermonate der Inan-
spruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis 
zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist. Voraussetzung ist, dass 
am Tag vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf Zuschuss zum Mut-
terschaftsgeld bestanden hat. 

 
(3) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Studienentgelt für November ausgezahlt. 

2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausge-
zahlt werden. 

 
(4) Studierende, die im unmittelbaren Anschluss an das Studium von ihrem Ausbilden-

den in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden und am 1. Dezember noch in die-
sem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen Jahressonder-
zählung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Jahressonderzahlung aus dem 
Ausbildungs- und Studienverhältnis. 2lst die Übernahme im Laufe eines Kalender-
monats erfolgt, wird dieser Kalendermonat bei der anteiligen Jahressonderzahlung 
aus dem Arbeitsverhältnis berücksichtigt. 

 
 

§ 17 
 

Betriebliche Altersversorgung 

 
1Die Studierenden haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung unter Eigenbeteiligung. Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag über die betriebliche 
Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversor-
gung – ATV) in seiner jeweils geltenden Fassung. 
 
 

§ 18 
 

Beendigung, Verkürzung und Verlängerung des 
Ausbildungs- und Studienverhältnisses 

 
(1) 1Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet mit dem Ablauf der im Ausbildungs- 

und Studienvertrag vereinbarten Dauer (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b); abwei-
chende gesetzliche Regelungen bleiben unberührt. 

 
(2) 1Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet abweichend von Absatz 1: 
 

a) bei wirksamer Kündigung (§ 3 Absätze 2 und 3) oder 
b) bei Exmatrikulation durch die Hochschule nach der jeweiligen Studien- und Prü-

fungsordnung oder 
c) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungsprüfung des 

Ausbildungsteils; dies gilt nicht, wenn sich im Falle des Nichtbestehens der Ab-
schlussprüfung der Ausbildungsteil auf Verlangen der Studierenden bis zur 
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nächstmöglichen Wiederholungsprüfung (höchstens um ein Jahr) verlängert o-
der die Abschlussprüfung ohne eigenes Verschulden des Studierenden erst 
nach beendeter Ausbildungszeit des Ausbildungsteils abgelegt wird (spätestens 
nach einem Jahr). 

 
2Abweichende gesetzliche Regelungen bleiben unberührt. 
 

(3) 1Eine Verkürzung des Studienteils (Regelstudienzeit) kann in Abstimmung mit dem 
Ausbildenden beantragt werden, sofern eine Verkürzung nach der Studien-und Prü-
fungsordnung für das Studium zulässig ist und Vereinbarkeit mit dem gleichzeitig zu 
absolvierenden Ausbildungsteil gewährleistet ist. 2Der Ausbildungs- und Studienver-
trag ist entsprechend anzupassen. 3Abweichende gesetzliche Regelungen bleiben 
unberührt. 

 
(4) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis, hat er dies 

der Studierenden / dem Studierenden drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende 
des Ausbildungs- und Studienverhältnisses schriftlich mitzuteilen. 

 
(5) Werden Studierende im Anschluss an das Ausbildungs- und Studienverhältnis be-

schäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 

 
 

§ 19 
 

Abschlussprämie 

(1) 1Bei Beendigung des Ausbildungsteils aufgrund erfolgreich abgelegter Abschluss-
prüfung beziehungsweise staatlicher Prüfung erhalten Studierende eine Abschluss-
prämie als Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. 2Die Abschlussprämie ist kein zu-
satzversorgungspflichtiges Entgelt. 3Sie ist nach Bestehen der Abschlussprüfung 
beziehungsweise der staatlichen Prüfung fällig. 

 
(2) 1Die Abschlussprämie wird nicht gezahlt, wenn der Ausbildungsteil nach erfolgloser 

Prüfung aufgrund einer Wiederholungsprüfung abgeschlossen wird. 2lm Einzelfall 
kann der Ausbildende dennoch eine Abschlussprämie zahlen. 

 
 

§ 20 
 

Zeugnis 

1Der Ausbildende hat den Studierenden bei Beendigung des Ausbildungsteils nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 2 Buchstabe a ein Zeugnis auszustellen. 2Das Zeugnis muss Angaben über Art, 
Dauer und Ziel der Berufsausbildung sowie die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse 
der Studierenden enthalten. 3Auf Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung und 
besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen. 
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§ 21 
 

Rückzahlungsgrundsätze 

(1) Verpflichtet sich der Ausbildende, Studierende nach Beendigung ihres Studiums in 
ein Beschäftigungsverhältnis entsprechend ihrer mit dem Studium erworbenen Ab-
schlussqualifikation zu übernehmen, sind die ehemals Studierenden verpflichtet, 
dort für die Dauer von fünf Jahren beruflich tätig zu sein (Bindungsdauer). 

 
(2) Der vom Ausbildenden bis zur Beendigung oder bis zum Abbruch des Studiums ge-

zahlte Betrag, bestehend aus der Studienzulage nach § 8 Absatz 1 Satz 1, dem Stu-
dienentgelt nach § 8 Absatz 2 sowie den übernommenen Studiengebühren nach § 8 
Absatz 4, ist von den Studierenden oder den ehemals Studierenden zurückzuerstat-
ten: 

 
a) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungs- oder Studien-

prüfung, wenn die Erfolglosigkeit in den Verantwortungsbereich der Studieren-
den fällt, weil sie es schuldhaft unterlassen haben, den erfolgreichen Abschluss 
des Studiums im Rahmen des ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen; dies 
gilt nicht in den Fällen des § 18 Absatz 2 Buchstabe c, 2. Halbsatz, 

b) bei Beendigung des Studiums durch Kündigung vom Ausbildenden aus einem 
von den Studierenden zu vertretenden Grund oder durch eine Eigenkündigung 
der Studierenden nach Ende der Probezeit, die nicht durch einen wichtigen 
Grund gemäß § 626 BGB gerechtfertigt ist, 

c) bei Ablehnung des Angebots, beim Ausbildenden im Anschluss an das erfolg-
reich bestandene Studium entsprechend der erworbenen Abschlussqualifika-
tion ein Beschäftigungsverhältnis zu begründen oder 

d) soweit das Beschäftigungsverhältnis, das beim Ausbildenden im Anschluss an 
das erfolgreich bestandene Studium entsprechend der erworbenen Abschluss-
qualifikation begründet wurde, aus einem von den ehemals Studierenden zu 
vertretenden Grund innerhalb der ersten fünf Jahre seines Bestehens endet. 

 
(3) Sofern berufspraktische Studienabschnitte beim Ausbildenden absolviert wurden, 

verringert sich der Rückzahlungsbetrag auf 75 v. H. des Gesamtbetrages nach Ab-
satz 2. 

 
(4) Der zurückzuerstattende Gesamtbetrag nach Absatz 2 beziehungsweise Absatz 3 

wird für jeden vollen Monat, in dem nach Beendigung des Studiums ein Beschäfti-
gungsverhältnis bestand, um 1/60 vermindert. 

 
(5) 1Die Rückzahlungspflicht in den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe a oder b entfällt, 

wenn die Studierenden nach endgültigem Nichtbestehen der notwendigen Studien-
prüfung oder nach Kündigung infolge des Abbruchs des Studiums in ein Beschäfti-
gungsverhältnis beim Ausbildenden entsprechend der mit der Ausbildung erworbe-
nen Abschlussqualifikation übernommen werden und dieses Beschäftigungsverhält-
nis für die Bindungsdauer nach Satz 3 fortbesteht. 2Die Rückzahlungspflicht entfällt 
nicht, wenn das Beschäftigungsverhältnis innerhalb der Bindungsdauer nach Satz 3 
aus einem von der Beschäftigten / vom Beschäftigten zu vertretenden Grund endet. 
3Abweichend von Absatz 1 bemisst sich die Bindungsdauer nach der Dauer des 
Ausbildungs- und Studienverhältnisses, wobei jeder volle Monat des Ausbildungs- 
und Studienverhältnisses einem Monat Bindungsdauer entspricht. 4Zur Berechnung 
des zurückzuerstattenden Betrages gilt Absatz 3; Absatz 4 ist sinngemäß anzuwen-
den. 
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(6) Auf die Rückzahlungspflicht kann ganz oder teilweise verzichtet werden, soweit sie 
für die Studierenden oder die ehemals Studierenden eine besondere Härte bedeu-
ten würde. 

 
§ 22 

 
Ausschlussfrist 

1Ansprüche aus dem Ausbildungs- und Studienverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb 
einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Studierenden oder vom 
Ausbildenden schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die 
einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus. 
 
 

 
§ 23 

 
Inkrafttreten, Laufzeit und Übergangsrecht 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 
 
(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalen-

derhalbjahres schriftlich gekündigt werden. 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 kann § 16 von jeder Tarifvertragspartei auf landesbezirk-

licher Ebene mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalenderjahres 
schriftlich gekündigt werden. 

 
(4) Abweichend von Absatz 2 können ferner schriftlich gekündigt werden 
 

a) § 8 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss 
eines Kalendermonats, frühestens jedoch zum 30. September 2023; eine Kün-
digung nach Absatz 2 erfasst nicht den § 8 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2, 

b) § 19 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss des Kalenderjahres.  
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Tarifvertrag 

für Auszubildende 

des Universitätsklinikum Frankfurt 

in Gesundheitsberufen 

(TVA-UKF Gesundheit) 

 
       vom 6. April 2022 

 
 
 
 
 
 

Zwischen 
 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 
wird Folgendes vereinbart: 
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§ 1 
 

Geltungsbereich 

(1) 1Dieser Tarifvertrag gilt für Schülerinnen / Schüler, die in den in der Anlage aufge-
führten Gesundheitsberufen ausgebildet werden (Auszubildende). 2Voraussetzung 
ist, dass sie in Verwaltungen und Betrieben ausgebildet werden, die unter den Gel-
tungsbereich des TV-UKF fallen  

 
Protokollerklärung zu § 1 Abs. 1: 
Unter Ausbildung in diesem Sinne ist zu verstehen, dass zwischen dem Universi-
tätsklinikum Frankfurt und der Schülerin / dem Schüler ein Ausbildungsverhältnis 
besteht. 

 
(1a) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für Studierende in einem ausbildungsintegrierten dualen 

Studium, die vom Geltungsbereich des Tarifvertrages für dual Studierende am UKF 
- in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen (TVdS-UKF) erfasst sind. 

 
(2) Soweit in diesem Tarifvertrag nichts Anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlä-

gigen gesetzlichen Vorschriften. 
 
 

§ 2  
 

Ausbildungsvertrag, Nebenabreden 

(1) 1Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag zu 
schließen. 2Dieser enthält neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs mindes-
tens Angaben über 

 
a) die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden 

Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung, 
b) Beginn und Dauer der Ausbildung, 
c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungszeit, 
d) Dauer der Probezeit, 
e) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts, 
f) Dauer des Urlaubs, 
g) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 
h) die Geltung des Tarifvertrages für Auszubildende am Universitätsklinikum 

Frankfurt in Gesundheitsberufen (TVA-UKF Gesundheit) - sowie einen in allge-
meiner Form gehaltenen Hinweis auf die Betriebs-/ Dienstvereinbarungen, die 
auf das Ausbildungsverhältnis anzuwenden sind. 

 
(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie kön-

nen gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 
 
(3) 1Falls im Rahmen eines Ausbildungsvertrages eine Vereinbarung über die Gewäh-

rung einer Personalunterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert kündbaren 
Nebenabrede festzulegen. 2Der Wert der Personalunterkunft wird im Tarifgebiet 
West nach dem Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Ange-
stellte vom 16. März 1974 in der jeweils geltenden Fassung auf das Ausbildungs-
entgelt angerechnet. 3Der nach § 3 Abs. 1 Unterabs. 1 des Tarifvertrages über die 
Bewertung der Personalunterkünfte für Angestellte vom 16. März 1974 maßge-
bende Quadratmetersatz ist hierbei um 15 v. H. zu kürzen. 
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§ 3 
 

Probezeit 

(1) Die Probezeit beträgt sechs Monate. 
 
(2) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von beiden Seiten jederzeit 

ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 
 
 

§ 4 
 

Ärztliche Untersuchungen 

(1) 1Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung ihre 
gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis eines Amtsarztes nachzuweisen. 2Für 
Auszubildende, die unter das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist er-
gänzend § 32 Abs. 1 Jugendarbeitsschutzgesetz zu beachten. 

 
(2) 1Die Auszubildenden können bei begründeter Veranlassung verpflichtet werden, 

durch eine ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die 
nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. 2Bei dem 
beauftragten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt 
handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt ha-
ben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende. 

 
(3) 1Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt sind, oder die 

mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten oder mit der Zubereitung von Speisen be-
auftragt werden, sind in regelmäßigen Zeitabständen ärztlich zu untersuchen. 2Die 
Untersuchung ist auf Antrag der Auszubildenden auch bei Beendigung des Ausbil-
dungsverhältnisses durchzuführen. 

 
 

§ 5 
 

Schweigepflicht, Nebentätigkeiten 

(1) Auszubildende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die 
Beschäftigten des Ausbildenden. 

 
(2) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubildende ihrem Ausbildenden recht-

zeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Ausbildende kann die Nebentätigkeit un-
tersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach dem Aus-
bildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen der Auszubildenden oder berech-
tigte Interessen des Ausbildenden zu beeinträchtigen. 
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§ 6 
 

Personalakten 

(1) 1Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalak-
ten. 2Sie können das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Bevollmäch-
tigten ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten 
erhalten. 4Die Auszubildenden müssen über Beschwerden und Behauptungen tat-
sächlicher Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor 
Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 5lhre Äußerung ist zu den Personal-
akten zu nehmen. 

 
(2) 1Beurteilungen sind den Auszubildenden unverzüglich bekannt zu geben. 2Die Be-

kanntgabe ist aktenkundig zu machen. 
 
 

§ 7 
 

Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit 

(1) Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche 
Ausbildungszeit der Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz 
fallen, richten sich nach den Regelungen für die Beschäftigten des Ausbildenden. 

 
(2) Auszubildende dürfen im Rahmen des Ausbildungszwecks auch an Sonntagen und 

Wochenfeiertagen und in der Nacht ausgebildet werden. 
 
(3) Eine Beschäftigung, die über die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Aus-

bildungszeit hinausgeht, ist nur ausnahmsweise zulässig. 
 
 

§ 8 
 

Ausbildungsentgelt 

(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für Auszubildende  
 

a) in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022 
 im ersten Ausbildungsjahr 1.060,74 Euro, 
 im zweiten Ausbildungsjahr 1.120,80 Euro, 
 im dritten Ausbildungsjahr 1.217,53 Euro, 
b) ab 1. Dezember 2022 
 im ersten Ausbildungsjahr 1.130,74 Euro, 
 im zweiten Ausbildungsjahr 1.190,80 Euro, 
 im dritten Ausbildungsjahr 1.287,53 Euro. 

 
(2) Das Ausbildungsentgelt wird zu dem Termin gezahlt, zu dem auch die Beschäftigten 

des Ausbildenden ihr Entgelt erhalten. 
 
(3) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule 

oder wegen einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungs-
zeit verkürzt, gilt für die Höhe des Ausbildungsentgelts der Zeitraum, um den die 
Ausbildungszeit verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit. 
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(4) 1Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für 
den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für die 
Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Rege-
lungen sinngemäß. 2Der Zeitzuschlag für Nachtarbeit im Sinne von § 8 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. b TV-UKF beträgt je Stunde mindestens 1,28 Euro. 

 
(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen erhalten die Auszubildenden 

 
a) die Zulagen nach dem Tarifvertrag zu § 33 Abs. 1 Buchst. c BAT-zur Hälfte, 
b) die Schicht- und Wechselschichtzulage nach den für die Beschäftigten gelten-

den Bedingungen jeweils zu drei Vierteln. 
 
 

§ 9 
 

Urlaub 

(1) 1Auszubildende erhalten Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung der für die 
Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen. 2Während des Erholungs-
urlaubs wird das Ausbildungsentgelt (§ 8 Abs. 1) fortgezahlt. 

 
(2) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend während der unter-

richtsfreien Zeit zu erteilen und in Anspruch zu nehmen. 
 
(3) 1lm zweiten und dritten Ausbildungsjahr erhalten Auszubildende im Schichtdienst 

(entsprechend § 7 Abs. 2 TV-UKF) pauschal jeweils einen Tag Zusatzurlaub. 2Abs. 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

 
 

§ 10 
 

Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstelle 

(1) Bei Dienstreisen erhalten die Auszubildenden eine Entschädigung in entsprechen-
der Anwendung der Reisekostenbestimmungen, die für die Beschäftigten des Aus-
bildenden jeweils gelten. 

 
(2) Bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrichtung außer-

halb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme an 
Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen 
notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils nied-
rigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im 
Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreis-
ermäßigungen (zum Beispiel Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard, Lan-
desticket UKF) sind auszunutzen. 
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§ 11 
 

Familienheimfahrten 

1Für Familienheimfahrten von der Ausbildungsstätte zum Wohnort der Eltern und zurück 
werden den Auszubildenden monatlich einmal Fahrtkosten erstattet. 2Erstattungsfähig sind 
die im Bundesgebiet notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der 
jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im 
Bahnverkehr ohne Zuschläge). 3Dem Wohnort der Eltern steht der Wohnort der Erziehungs-
berechtigten oder der Ehegattin / des Ehegatten oder der Lebenspartnerin / des Lebens-
partners gleich. 4Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (zum Beispiel 
Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard, Landesticket UKF) sind auszunutzen. 
5Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr 
möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte we-
niger als vier Wochen beträgt. 
 
 

§ 12 
 

Schutzkleidung, Ausbildungsmittel 

(1) Auszubildende erhalten Schutzkleidung nach den Bestimmungen, die für die ent-
sprechenden Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend sind. 

 
(2) Der Ausbildende hat den Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel zur Ver-

fügung zu stellen, die zur Ausbildung und zum Ablegen der staatlichen Prüfung er-
forderlich sind. 

 
 

§ 13 
 

Entgelt im Krankheitsfall 

(1) 1Sind Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschul-
den verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu erfüllen, erhal-
ten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zu einer Dauer von sechs Wochen das 
Ausbildungsentgelt (§ 8 Abs. 1) fortgezahlt. 2Bei Wiederholungserkrankungen sowie 
bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses richtet sich die Dauer der Entgeltfort-
zahlung nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 
(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 
 
(3) 1Hat die/der Auszubildende bei dem Ausbildenden einen Arbeitsunfall erlitten oder 

sich eine Berufskrankheit zugezogen, wird bei der jeweils ersten darauf beruhenden 
Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf des Entgeltfortzahlungszeitraums von sechs Wo-
chen ein Krankengeldzuschuss bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit gezahlt. 2Der Krankengeldzuschuss wird in Höhe des Unter-
schiedsbetrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen des Sozialleistungsträ-
gers und dem sich nach Abs. 1 ergebenden Nettoausbildungsentgelt gezahlt. 3Vo-
raussetzung für die Zahlung des Krankengeldzuschusses ist, dass der zuständige 
Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. 
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§ 14 
 

Entgeltfortzahlung in anderen Fällen  

(1) Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 8 Abs. 1) für insgesamt fünf Ausbil-
dungstage fortzuzahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen vorgeschrie-
benen Abschlussprüfungen ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die 
Prüfung vorbereiten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser Anspruch 
für sechs Ausbildungstage. 

 
(2) Der Freistellungsanspruch nach Abs. 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Auszubil-

dende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst 
werden; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage. 

 
(3) Im Übrigen gelten für die Arbeitsbefreiung diejenigen Regelungen entsprechend, die 

für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend sind. 
 
 

§ 15 
 

Vermögenswirksame Leistungen 

(1) 1Auszubildende erhalten eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro 
monatlich, wenn sie diesen Betrag nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes 
in seiner jeweiligen Fassung anlegen. 2Der Anspruch auf vermögenswirksame Leis-
tungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem dem Ausbildenden die 
erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen Mo-
nate desselben Kalenderjahres. 3Die vermögenswirksamen Leistungen werden nur 
für Kalendermonate gewährt, für die den Auszubildenden Ausbildungsentgelt, Ent-
geltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 4Für Zeiten, für die Kranken-
geldzuschuss zusteht, sind die vermögenswirksamen Leistungen Teil des Kranken-
geldzuschusses. 

 
(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Ent-

gelt. 
 
 

§ 16 
 

Jahressonderzahlung 

(1) 1Auszubildende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungsverhältnis stehen, haben 
Anspruch auf eine Jahressonderzahlung. 2Diese beträgt 95 v. H. des Ausbildungs-
entgelts (§ 8 Abs. 1), das den Auszubildenden für November zusteht. 

 
(2) 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Aus-

zubildende keinen Anspruch auf Ausbildungsentgelt (§ 8 Abs. 1), Fortzahlung des 
Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder im Krankheitsfall (§ 13) haben. 
2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die Auszubildende wegen 
Beschäftigungsverboten nach § 3 Absätze 1 und 2 Mutterschutzgesetz kein Ausbil-
dungsentgelt erhalten haben. 3Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermo-
nate der Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-
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zeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist. Voraus-
setzung ist, dass am Tag vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf 
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden hat. 

 
(3) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Ausbildungsentgelt für November ausge-

zahlt. 2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt 
ausgezahlt werden. 

 
(4) 1Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an die Ausbildung von ihrem Aus-

bildenden in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden und am 1. Dezember noch 
in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen Jahres-
sonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Jahressonderzahlung aus 
dem Ausbildungsverhältnis. 2lst die Übernahme im Laufe eines Kalendermonats er-
folgt, wird dieser Kalendermonat bei der anteiligen Jahressonderzahlung aus dem 
Arbeitsverhältnis berücksichtigt. 

 
 

§ 17 
 

Betriebliche Altersversorgung 

1Die Auszubildenden haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung unter Eigenbeteiligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag über die betriebli-
che Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversor-
gung – ATV) in seiner jeweils geltenden Fassung. 
 
 

§ 18 
 

Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 

(1) 1Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit; abweichende ge-
setzliche Regelungen bleiben unberührt. 2lm Falle des Nichtbestehens der Ab-
schlussprüfung verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der Auszu-
bildenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr. 

 
(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach 

beendeter Ausbildungszeit ablegen, gilt Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 
 
(3) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis, hat er dies 

den Auszubildenden drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Ausbildungs-
zeit schriftlich mitzuteilen. 

 
(4) Nach der Probezeit (§ 3) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der gesetz-

lichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden 
 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 
b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. 

 
(5) Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, 

ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsver-
hältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 
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§ 18a 
 

Übernahme von Auszubildenden 

1Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung bei dienstlichem 
bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis für die 
Dauer von zwölf Monaten in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im Einzelfall 
personenbedingte, verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entge-
genstehen. 2lm Anschluss daran werden diese Beschäftigten bei entsprechender Bewäh-
rung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen.3Der dienstliche bzw. betriebliche 
Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt 
zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen freien und zu besetzenden Arbeitsplatz 
voraus, die/der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung auf Dauer ermöglicht. 4Bei einer 
Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und die persönliche Eig-
nung zu berücksichtigen. 5Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt. 
 

Protokollerklärung zu § 18a: 
1. 1Für die Prüfung des dienstlichen bzw. betrieblichen Bedarfs, einer freien und 

besetzbaren Stelle bzw. eines freien und zu besetzenden Arbeitsplatzes sowie 
der ausbildungsadäquaten Beschäftigung ist auf die Ausbildungsdienststelle 
bzw. den Ausbildungsbetrieb abzustellen. 2Steht in der Ausbildungsdienststelle 
bzw. dem Ausbildungsbetrieb keine Stelle bzw. kein Arbeitsplatz im Sinne des 
§ 18a Satz 3 zur Verfügung, wirkt die Ausbildungsdienststelle bzw. der Ausbil-
dungsbetrieb auf eine Übernahme in eine andere Dienststelle bzw. einen ande-
ren Betrieb des Arbeitgebers hin. 

2. Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Beschäf-
tigung, ist eine befristete Beschäftigung außerhalb von § 18a möglich. 

 
§ 19 

 
Abschlussprämie 

(1) 1Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses aufgrund erfolgreich abgelegter Ab-
schlussprüfung bzw. staatlicher Prüfung erhalten Auszubildende eine Abschlussprä-
mie als Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. 2Die Abschlussprämie ist kein zusatz-
versorgungspflichtiges Entgelt. 3Sie ist nach Bestehen der Abschlussprüfung bzw. 
der staatlichen Prüfung fällig. 

 
(2) 1Die Abschlussprämie wird nicht gezahlt, wenn die Ausbildung nach erfolgloser Prü-

fung aufgrund einer Wiederholungsprüfung abgeschlossen wird. 2lm Einzelfall kann 
der Ausbildende dennoch eine Abschlussprämie zahlen. 

 
 

§ 20 
 

Ausschlussfrist 

1Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Auszubildenden oder vom Ausbil-
denden schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die einma-
lige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus. 
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§ 21 

 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Laufzeit 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 
 
(1a) § 18a tritt mit Ablauf des 30. September 2023 außer Kraft. 
 
(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalender-

halbjahres schriftlich gekündigt werden. 
 
(3) Abweichend von Abs. 2 kann § 16 von jeder Tarifvertragspartei – mit einer Frist von 

drei Monaten zum 31. Dezember eines Kalenderjahres – schriftlich gekündigt wer-
den. 

 
(4) Abweichend von Abs. 2 können ferner schriftlich gekündigt werden: 
 

a) § 8 Abs. 1 mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalendermonats, 
frühestens jedoch zum 30. September 2023; eine Kündigung nach Abs. 2 er-
fasst nicht den § 8 Abs. 1, 

b) § 19 mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalenderjahres.  
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Anlage 
zum TVA-UKF Gesundheit 

 
 

 Ausbildungsberufe gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 

 Berufsausbildung 
Gesetzliche Vorschriften 
in der jeweils geltenden 
Fassung 

1. Orthoptistinnen -und Orthoptisten 

Orthoptistengesetz vom 28. 
November 1989 (BGBl. I S. 
2061)  
Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für Orthoptistin-
nen und Orthoptisten vom 
21. März 1990 (BGBl. I 
S. 563) 

2. Logopädinnen und Logopäden 

Gesetz über den Beruf des 
Logopäden vom 7. Mai 1980 
(BGBl, i S. 529)  
Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung für Logopäden vom 
1. Oktober 1980 (BGBl. I 
S. 1892) 

3. 

a) Medizinisch-technische  
Laboratoriumsassistentinnen und Medi-
zinisch-technische Laboratoriumsassis-
tenten  

b) Medizinisch-technische  
Radiologieassistentinnen und  
Medizinisch-technische Radiologieas-
sistenten 

c) Medizinisch-technische Assistentinnen 
für Funktionsdiagnostik und Medizi-
nisch-technische Assistenten für Funkti-
onsdiagnostik  

d) Veterinärmedizinisch-technische Assis-
tentinnen und Veterinärmedizinisch-
technische Assistenten 

MTA-Gesetz vom 2. August 
1993 (BGBl. I S. 1402)  
Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für technische 
Assistenten in der Medizin 
vom 25. April 1994 (BGBl I 
S. 922) 

4. Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten 

Ergotherapeutengesetz vom 
25. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1246)  
Ergotherapeuten-Ausbil-
dungs- und Prüfungs-Ver-
ordnung vom 2. August 
1999 (BGBl. I S. 1731) 

5. 
Physiotherapeutinnen und Physiotherapeu-
ten 

Masseur- und Physiothera-
peutengesetz vom 26. Mai 
1994 (BGBl. I S. 1084)  
Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für Physiothera-
peuten vom 6. Dezember 
1994 (BGBl. I S. 3786) 
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6. Diätassistentinnen und Diätassistenten 

Diätassistentengesetz vom 
8. März 1994 (BGBl. I S. 
446) Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für Diätas-
sistentinnen und Diätassis-
tenten vom 1 August 1994 
(BGBL I S. 2088). 

 
 

Niederschriftserklärung zu § 9 Absatz 3 TVA-UKF Pflege und § 9 Absatz 3 TVA-
UKF Gesundheit 
Sollten die darüber hinaus gehenden Anforderungen für Wechselschichtdienst (ent-
sprechend § 7 Absatz 1 TV-UKF) erfüllt sein, ist dies für den Anspruch auf Zusatzur-
laub unschädlich. 
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Tarifvertrag 

für Studierende in einem dualen Hebammenstudium 

des Universitätsklinikum Frankfurt  

(TVH-UKF) 

        vom 6. April 2022 
 
 
 
 
 
 

Zwischen 
 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 
wird Folgendes vereinbart: 
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§ 1 
 

Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt für Personen, die auf der Grundlage des Gesetzes über das Studium 
und den Beruf von Hebammen (Hebammengesetz – HebG) vom 22. November 2019 einen 
Studienvertrag (§ 3) mit dem Universitätsklinikum Frankfurt (§ 2 Abs. 4) zur akademischen 
Hebammenausbildung für die Teilnahme an einem dualen Hebammenstudium schließen.  
 
 

§ 2 
 

Begriffsbestimmungen 

(1) Die Personen, die ein duales Hebammenstudium absolvieren, werden nachfolgend 
als Studierende bezeichnet. 

 
(2) Das duale Hebammenstudium verbindet auf der Grundlage eines schriftlichen Stu-

dienvertrages (§ 3) einen hochschulischen Studienteil, der sowohl praktische als 
auch theoretische Lehrveranstaltungen umfasst, mit einem berufspraktischen Stu-
dienteil beim Universitätsklinikum Frankfurt als verantwortliche Praxiseinrichtung.  

 
(3) 1Der berufspraktische Studienteil umfasst Praxiseinsätze im Universitätsklinikum 

Frankfurt (§ 13 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 HebG) und bei freiberuflichen Hebammen oder in 
ambulanten hebammengeleiteten Einrichtungen (§ 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 HebG). 
2Praxiseinsätze bei freiberuflichen Hebammen und in ambulanten hebammengelei-
tete Einrichtungen können auch in weiteren zur berufspraktischen Ausbildung von 
Hebammen geeigneten Einrichtungen (§ 13 Abs. 1 Satz 2 HebG) stattfinden. 3Um-
fang und Inhalt der Praxiseinsätze ergeben sich aus der Studien- und Prüfungsver-
ordnung für Hebammen (HebStPrV). 

 
(4) 1Verantwortlich für die Durchführung des berufspraktischen Studienteils gegenüber 

den Studierenden einschließlich deren Organisation und Koordination bei mehreren 
an der berufspraktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen und Hebammen ist 
das Universitätsklinikum Frankfurt. Dieses bildet Hebammenstudierende berufs-
praktisch aus und ist gemäß § 108 SGB V zur Versorgung zugelassen (§ 15 HebG). 
2Das Universitätsklinikum Frankfurt, das mit dem/der Studierenden den Studienver-
trag (§ 3) abschließt, wird nachfolgend als verantwortliche Praxiseinrichtung be-
zeichnet. 

 
(5) Das Studienentgelt und die sonstigen in diesem Tarifvertrag geregelten Entgeltbe-

standteile ergeben die Vergütung im Sinne des Hebammengesetzes. 
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§ 3 
 

Studienvertrag, Nebenabreden 

(1)  Vor Beginn des dualen Hebammenstudiums ist ein schriftlicher Studienvertrag zwi-
schen der/dem Studierenden und der verantwortlichen Praxiseinrichtung abzu-
schließen, der die Bezeichnung „duales Hebammenstudium“ und mindestens fol-
gende Angaben enthält: 

 
a) den Beginn des Studiums, 
b) den Praxisplan, der den Aufbau und die zeitliche und sachliche Gliederung der 

Praxiseinsätze enthält, auf dessen Grundlage der berufspraktische Teil des Stu-
diums durchgeführt wird und der von der verantwortlichen Praxiseinrichtung für 
die/den Studierenden zu erstellen ist, 

c) die Verpflichtung der/des Studierenden, an den anwesenheitspflichtigen hoch-
schulischen Lehrveranstaltungen teilzunehmen, 

d) die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen berufspraktischen 
Ausbildungszeit, 

e) die Zahlungsmodalitäten und die Höhe des Studienentgelts sowie, soweit sie 
von der verantwortlichen Praxiseinrichtung getragen werden, die Studienge-
bühren sowie den Umfang etwaiger Sachbezüge, 

f) die dem Studium zugrundeliegende Studien- und Prüfungsverordnung, § 71 
HebG in der jeweils geltenden Fassung sowie den etwaigen Kooperationsver-
trag mit der Hochschule, 

g)  die Dauer der Probezeit, 
h)  den Zeitpunkt, zu dem das Vertragsverhältnis endet, 
i)  den Hinweis auf die Möglichkeit der Vertragsverlängerung nach § 37 Abs. 2 

HebG, 
j) die Geltung dieses Tarifvertrages sowie einen in allgemeiner Form gehaltener 

Hinweis auf die dem Vertrag zugrundeliegenden tariflichen Bestimmungen, Be-
triebsvereinbarungen oder Dienstvereinbarungen, die auf das Studienverhältnis 
Anwendung finden, 

 
(2)  Der Studienvertrag ist erst dann wirksam, wenn der/die Studierende der verantwort-

lichen Praxiseinrichtung eine Studienplatzzusage der Hochschule in Textform, mit 
der die verantwortliche Praxiseinrichtung eine Kooperationsvereinbarung abge-
schlossen hat, vorlegt. 

 
(3) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie kön-

nen gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 
 
  



 

289 

 

 
§ 4 

 
Probezeit, Kündigung 

(1) Die Probezeit beträgt sechs Monate. 
 
(2) Während der Probezeit kann das Vertragsverhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne 

Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden.  
 
(3) Nach der Probezeit kann das Vertragsverhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kün-

digungsgründe nur gekündigt werden 
 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 
b) von den Studierenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen zum Monats-

ende. 
 
 

§ 5 
 

Ärztliche Untersuchungen 

(1) 1Studierende haben auf Verlangen der verantwortlichen Praxiseinrichtung vor ihrer 
Einstellung ihre gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis einer Betriebsärztin / 
eines Betriebsarztes, einer Personalärztin/eines Personalarztes oder einer Amtsärz-
tin/eines Amtsarztes nachzuweisen, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine 
andere Ärztin / einen anderen Arzt geeinigt haben. 2Für Studierende, die unter das 
Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 JArbSchG 
zu beachten. 

 
(2) 1Die verantwortliche Praxiseinrichtung ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, 

Studierende zu verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie 
in der Lage sind, die nach dem Studienvertrag übernommenen Verpflichtungen zu 
erfüllen. 2Bei der von der verantwortlichen Praxiseinrichtung beauftragten Ärztin / 
dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin / einen Betriebsarzt, eine 
Personalärztin / einen Personalarzt oder eine Amtsärztin / einen Amtsarzt handeln, 
soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin / einen anderen Arzt 
geeinigt haben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt die verantwortliche Praxis-
einrichtung. 

 
(3) Studierende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt oder mit gesund-

heitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt sind, sind in regelmäßigen Zeitabständen 
zur ärztlichen Untersuchung verpflichtet. 
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§ 6 

 
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadenshaftung 

(1) Studierende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die Be-
schäftigten der verantwortlichen Praxiseinrichtung oder die Beschäftigten der weite-
ren Einrichtungen, bei der Praxiseinsätze geleistet werden (§ 2 Abs. 3), und über 
Betriebsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren.  

 
(2) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Studierende ihrer verantwortlichen Praxis-

einrichtung rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 2Die verantwortliche Praxisein-
richtung kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn 
diese geeignet ist, die nach dem Studienvertrag übernommenen Verpflichtungen 
der Studierenden oder berechtigte Interessen der verantwortlichen Praxiseinrich-
tung zu beeinträchtigen. 

 
(3) Für die Schadenshaftung der Studierenden finden die für die Beschäftigten der pra-

xisverantwortlichen Einrichtung geltenden tariflichen Bestimmungen entsprechende 
Anwendung. 

 
 

§ 7 
 

Nachweispflicht, Akteneinsichtsrecht 

(1) 1Die Leistungsnachweise des dualen Hebammenstudiums sind Bestandteil der Per-
sonalakte der Studierenden. 2Hierzu haben die Studierenden die von den Hoch-
schulen auszustellenden Leistungsübersichten nach den jeweiligen Studien- und 
Prüfungsordnungen sowie eine Abschrift des Abschlusszeugnisses unverzüglich 
nach Aushändigung der verantwortlichen Praxiseinrichtung vorzulegen. 

 
(2) 1Die Studierenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. 

2Sie können das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten 
ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhal-
ten.  

 
(3) 1Beurteilungen sind Studierenden unverzüglich bekannt zu geben. 2Die Bekannt-

gabe ist aktenkundig zu machen. 
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§ 8 

 
Wöchentliche und tägliche Studienzeit 

(1)  Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Studienzeit und die tägliche Stu-
dienzeit der Studierenden während des hochschulischen Studienteils richten sich 
nach dem Studienplan sowie der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung. 

 
(2) 1Die vereinbarte regelmäßige tägliche oder wöchentliche Studienzeit (berufsprakti-

sche Ausbildungszeit im Sinne des Hebammengesetzes) der Studierenden, die 
nicht unter das JArbSchG fallen, während des berufspraktischen Studienteils bei der 
verantwortlichen Praxiseinrichtung richtet sich nach den für die Beschäftigten der 
verantwortlichen Praxiseinrichtung maßgebenden Vorschriften über die Arbeitszeit. 
2Gleiches gilt bei der Durchführung des berufspraktischen Studienteils bei einer an-
deren Einrichtung. 3In dem Studienvertrag nach § 3 werden die berufspraktischen 
Studienteile (berufspraktische Ausbildungszeit im Sinne des Hebammengesetzes) 
verbindlich in einem Praxisplan vereinbart. 

 
(3)  An Tagen, an denen Studierende hochschulische Lehrveranstaltungen an der Hoch-

schule absolvieren, gilt die berufspraktische Studienzeit (berufspraktische Ausbil-
dungszeit im Sinne des Hebammengesetzes) als erfüllt. 

 
(4) Studierende dürfen im Rahmen und zu Zwecken des dualen Hebammenstudiums 

während der berufspraktischen Studienteile auch an Sonntagen und Wochenfeier-
tagen und in der Nacht ausgebildet werden, sofern die hochschulrechtlichen Best-
immungen dies nicht ausschließen.  

 
(5) 1Eine Beschäftigung, die über die nach Absatz 2 geregelte Ausbildungszeit hinaus-

geht, ist nur ausnahmsweise zulässig. 2§§ 21, 23 JArbSchG bleiben unberührt. 
 
 

§ 9 
 

Studienentgelt, Studiengebühren 

(1) Die Studierenden erhalten für die Dauer des Studienvertragsverhältnisses ein mo-
natliches Studienentgelt in Höhe von   

 

ab dem 1. Juli 2022 

1.515,00 Euro. 

 
(2) Das Studienentgelt ist steuer-, sozialversicherungs- und zusatzversorgungspflichti-

ges Entgelt und wird bei seiner Berechnung und Auszahlung sowie der Bemessung 
anderer Entgeltleistungen wie Ausbildungsentgelt behandelt.  

 
(3) Das Studienentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig, wie das den Beschäftigten der 

verantwortlichen Praxiseinrichtung gezahlte Entgelt. 
 
(4) Die verantwortliche Praxiseinrichtung und die Studierenden können die Übernahme 

der Studiengebühren vereinbaren. 
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§ 10  
 

Unständige Entgeltbestandteile 

(1) 1Für Studierende, deren berufspraktische Studienabschnitte an Samstagen, Sonnta-
gen, Feiertagen und Vorfesttagen stattfinden, gelten die für die Beschäftigten der ver-
antwortlichen Praxiseinrichtung geltenden Regelungen sinngemäß. 2Dies gilt auch für 
den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für die Zeit-
zuschläge.  

 
(2) 1Der Zeitzuschlag für Nachtarbeit im Sinne von § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b TV-

UKF beträgt mindestens 1,28 Euro pro Stunde. 2Die Studierenden erhalten unter den-
selben Voraussetzungen wie die bei der verantwortlichen Praxiseinrichtung Beschäf-
tigten die Schicht- und Wechselschichtzulage nach den für die Beschäftigten gelten-
den Bedingungen (§ 8 Absatz 7 und 8 TV-UKF) jeweils zu drei Vierteln. 

 
 

§ 11 
 

Sonstige Entgeltregelungen 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen erhalten die Studierenden die Zulagen nach dem Ta-
rifvertrag zu § 33 Absatz 1 Buchstabe c) BAT sowie die Zulagen nach Nr. 10 der Vorbemer-
kungen zu Teil IV der Entgeltordnung zum TV-UKF (Anlage A) zur Hälfte.  
 
 

§ 12 
 

Urlaub 

(1) Studierende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Studienentgelts in 
entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten der verantwortlichen Praxis-
einrichtung geltenden Regelungen mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei 
Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche 
in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage beträgt.  

 
(2) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit in der vorlesungs- und unterrichtsfreien 

Zeit in Anspruch zu nehmen.  
 
(3) 1Studierende, die im Schichtdienst eingesetzt werden, erhalten im zweiten und drit-

ten Jahr des Studiums jeweils einen Tag Zusatzurlaub. 2Absatz 2 gilt entsprechend. 
 
 

§ 13 
 

Studienmaßnahmen außerhalb der verantwortlichen Praxiseinrichtung 

(1) Bei Dienstreisen, die im Rahmen des berufspraktischen Studienteils erfolgen, erhal-
ten die Studierenden eine Entschädigung in analoger Anwendung der Reisekosten-
bestimmungen, die für die Beschäftigten der verantwortlichen Praxiseinrichtung je-
weils gelten.  
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(2) Bei Reisen von Studierenden zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen 
Einrichtung außerhalb der politischen Gemeindegrenze der verantwortlichen Pra-
xiseinrichtung sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften  
oder an Übungen werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe 
der Kosten für die Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig 
verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; 
Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z. B. Monatsfahrkarten, 
BahnCard, Semesterticket, Landesticket UKF) sind auszunutzen. 

 
 

§ 14 
 

Familienheimfahrten 

(1) 1Für Familienheimfahrten vom von der verantwortlichen Praxiseinrichtung veran-
lassten Einsatzort oder vom Ort der auswärtigen Hochschule, zum Wohnort der El-
tern, der Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin / des Ehegatten oder der Le-
benspartnerin / des Lebenspartners werden den Studierenden monatlich einmal die 
im Bundesgebiet entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten 
der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden 
Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur 
Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z. B. Monatsfahrkarten, Semesterticket, 
BahnCard, LandesTicket UKF) sind auszunutzen. 2Satz 1 gilt nicht, wenn aufgrund 
geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der Auf-
enthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen Hochschule 
weniger als vier Wochen beträgt.  

 
(2) Soweit in der verantwortlichen Praxiseinrichtung günstigere Regelungen zur pau-

schalen Abgeltung etwaig entstehender Kosten für Familienheimfahrten gemäß Ab-
satz 1 bestehen, gehen diese vor und schließen eine Erstattung nach Absatz 1 aus.  

 
 

§ 15 
 

Schutzkleidung, Arbeitsmittel  

(1) 1Studierende erhalten Schutzkleidung nach den Bestimmungen, die für die entspre-
chenden Beschäftigten der verantwortlichen Praxiseinrichtung maßgebend sind. 
2Diese wird unentgeltlich zur Verfügung gestellt, soweit das Tragen von Schutzklei-
dung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist. 3Die Schutzkleidung bleibt Ei-
gentum der verantwortlichen Praxiseinrichtung. 

 
(2) Die verantwortliche Praxiseinrichtung hat den Studierenden unentgeltlich Fachbü-

cher, Instrumente und Apparate zur Verfügung zu stellen, die für die Absolvierung 
des berufspraktischen Teils des Studiums und für das Ablegen der staatlichen Prü-
fung erforderlich sind. 
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§ 16 
 

Entgelt im Krankheitsfall 

(1) Werden Studierende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschul-
den verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem Studienvertrag zu erfüllen, erhalten 
sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von bis zu sechs Wochen sowie 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen 
das Studienentgelt (§ 9) in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten der 
verantwortlichen Praxiseinrichtung geltenden Regelungen fortgezahlt.  

 
(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.  
 
(3) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei der verantwortlichen 

Praxiseinrichtung oder einer Praxiseinrichtung, in der Praxiseinsätze stattfinden (§ 2 
Abs. 3), erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine bei den zuvor genannten Praxisein-
richtungen zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhalten Studierende nach 
Ablauf des nach Absatz 1 maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche 
seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Krankengeldzuschuss in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen des Sozialleis-
tungsträgers und dem sich nach Absatz 1 ergebenden Nettostudienentgelt, wenn 
der zuständige Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit 
anerkennt.  

 
 

§ 17 
 

Entgeltfortzahlung in sonstigen Fällen 

Die für die Beschäftigten der verantwortlichen Praxiseinrichtung maßgebenden Regelun-
gen zur Arbeitsbefreiung gelten entsprechend. 
 
 

§ 18 
 

Vermögenswirksame Leistungen 

(1) 1Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung er-
halten Studierende eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro mo-
natlich. 2Der Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für 
den Kalendermonat, in welchem der verantwortlichen Praxiseinrichtung (Universi-
tätsklinikum Frankfurt) die erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die bei-
den vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. 3Die vermögenswirksa-
men Leistungen werden nur für Kalendermonate gewährt, für die den Studierenden 
Studienentgelt, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 4Für Zeiten, 
für die Krankengeldzuschuss zusteht, sind die vermögenswirksamen Leistungen 
Teil des Krankengeldzuschusses. 

 
(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Ent-

gelt. 
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§ 19 
 

Jahressonderzahlung 

(1) Studierende, die am 1. Dezember in einem Studienverhältnis stehen, haben An-
spruch auf eine Jahressonderzahlung von 95 v. H. des den Studierenden für No-
vember zustehenden Studienentgelts (§ 9). 

 
(2) 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Stu-

dierende keinen Anspruch auf Studienentgelt (§ 9), Fortzahlung des Entgelts wäh-
rend des Erholungsurlaubs (§ 12) oder im Krankheitsfall (§ 16) haben. 2Die Vermin-
derung unterbleibt für Kalendermonate, für die Studierende wegen Beschäftigungs-
verboten nach § 3 Abs. 1 und 2 des Mutterschutzgesetzes kein Studienentgelt er-
halten haben. 3Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermonate der Inan-
spruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis 
zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt 
der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat. 

 
(3) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem für November zustehenden Studienentgelt 

ausgezahlt. 2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeit-
punkt ausgezahlt werden.  

 
(4) Studierende, die im unmittelbaren Anschluss an das duale Hebammenstudium von 

der verantwortlichen Praxiseinrichtung (Universitätsklinikum Frankfurt) in ein Be-
schäftigungsverhältnis übernommen werden und Anspruch auf eine Jahressonder-
zahlung nach §§ 20, 21 TV-UKF haben, erhalten einmalig zusammen mit der antei-
ligen Jahressonderzahlung aus dem Beschäftigungsverhältnis die anteilige Jahres-
sonderzahlung aus dem Studienverhältnis. Ist die Übernahme im Laufe eines Ka-
lendermonats erfolgt, wird dieser Kalendermonat bei der anteiligen Jahressonder-
zahlung aus dem Beschäftigungsverhältnis berücksichtigt. 

 
 

§ 20 
 

Zusätzliche Altersversorgung 

1Die Studierenden haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen-ver-
sorgung unter Eigenbeteiligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag über die betriebli-
che Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersver-
sorgung – ATV) in seiner jeweils geltenden Fassung. 
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§ 21 
 

Beendigung und Verlängerung des dualen Hebammenstudiums 

(1)  1Das Vertragsverhältnis endet mit Ablauf des letzten im akkreditierten Konzept des 
Studiengangs festgelegten Semesters. 2Der Zeitpunkt der Beendigung ist unabhän-
gig vom Zeitpunkt der staatlichen Prüfung. 

 
(2)  Das Vertragsverhältnis endet zudem:  
 

a)  bei wirksamer Kündigung,  
b)  bei Exmatrikulation durch die Hochschule nach der jeweiligen Studien- und Prü-

fungsordnung. 
 

(3)  Besteht die studierende Person die staatliche Prüfung nicht oder kann die staatliche 
Prüfung ohne eigenes Verschulden nicht vor Ablauf des letzten Studiensemesters 
abgelegt werden, so verlängert sich das Vertragsverhältnis auf schriftlichen Antrag 
gegenüber der verantwortlichen Praxiseinrichtung bis zur nächstmöglichen Wieder-
holungsprüfung, höchstens jedoch um ein Jahr. 

 
 

§ 22 
 

Rückzahlungsgrundsätze 

(1)  Werden die Studierenden von der verantwortlichen Praxiseinrichtung nach Beendi-
gung ihres dualen Hebammenstudiums in ein Beschäftigungsverhältnis entspre-
chend ihrer erworbenen Abschlussqualifikation übernommen, sind die ehemals Stu-
dierenden, sofern ihre Studiengebühren aufgrund einer Vereinbarung gemäß § 9 
Abs. 4 von der verantwortlichen Praxiseinrichtung übernommen wurden, verpflich-
tet, dort für die Dauer von zwölf Monaten beruflich tätig zu sein.  

 
(2) Die von der verantwortlichen Praxiseinrichtung bis zur Beendigung oder Abbruch 

des Studiums aufgrund einer Vereinbarung gemäß § 9 Abs. 4 übernommenen Stu-
diengebühren sind von den Studierenden oder den ehemals Studierenden zurück-
zuerstatten: 

 
a)  bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Studienprüfung, wenn die 

Erfolglosigkeit in den Verantwortungsbereich der Studierenden fällt, weil sie es 
schuldhaft unterlassen haben, den erfolgreichen Abschluss des Studiums im 
Rahmen des ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen, 

b)  bei Beendigung des Vertragsverhältnisses durch Kündigung durch die verant-
wortliche Praxiseinrichtung aus einem von den Studierenden zu vertretenden 
Grund oder durch eine Eigenkündigung der Studierenden nach der Probezeit, 
die nicht durch einen wichtigen Grund gem. § 626 BGB gerechtfertigt ist, 

c)  bei Ablehnung des Angebots, bei der verantwortlichen Praxiseinrichtung im An-
schluss an das erfolgreich bestandene duale Hebammenstudium entsprechend 
der erworbenen Abschlussqualifikation ein Beschäftigungsverhältnis zu begrün-
den, 

d)  soweit das Beschäftigungsverhältnis, das bei der verantwortlichen Praxisein-
richtung im Anschluss an das erfolgreich bestandene duale Hebammenstudium 
entsprechend der erworbenen Abschlussqualifikation begründet wurde, aus ei-
nem von den ehemals Studierenden zu vertretenden Grund innerhalb der ers-
ten zwölf Monate seines Bestehens endet. 
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(3) Sofern berufspraktische Studienabschnitte bei der verantwortlichen Praxiseinrich-

tung absolviert wurden, verringert sich der Rückzahlungsbetrag auf 75 v. H. des 
Gesamtbetrages nach Absatz 2.  

 
(4)  Der zurückzuerstattende Gesamtbetrag nach Absatz 3 wird für jeden vollen Monat, 

in dem nach Beendigung des dualen Hebammenstudiums ein Beschäftigungsver-
hältnis nach Absatz 1 bestand, um 1/12 vermindert.  

 
(5)  Von den Regelungen der Absätze 1 bis 4 kann einzelvertraglich ganz oder teilweise 

abgesehen werden. 
 
 

§ 23 
 

Ausschlussfrist 

Ansprüche aus dem Studienvertrag verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist 
von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Studierenden oder von der verantwortlichen 
Praxiseinrichtung Textform geltend gemacht werden. 
 
 

§ 24 
 

Inkrafttreten und Laufzeit 

(1) 1Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2022 in Kraft.  
 
(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalender-

halbjahres schriftlich gekündigt werden, frühestens jedoch zum 31. Dezember 2023. 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 können ferner  
 

a) § 9 Abs. 1 mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalendermonats, 
frühestens jedoch zum 31. Dezember 2022; eine Kündigung nach Absatz 2 er-
fasst nicht den § 9 Abs. 1, 

b) § 19 zum 31. Dezember eines jeden Jahres  
 

 gesondert schriftlich gekündigt werden.  
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Tarifvertrag 

zur Entgeltumwandlung 

zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern  

am Universitätsklinikum Frankfurt 
vom 6. April 2022 

 
 
 
 
 
 

Zwischen 
 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 
wird Folgendes vereinbart: 
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§ 1 
 

Geltungsbereich 

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für alle Beschäftigten, die in einem ungekündigten Arbeitsver-
hältnis zum Universitätsklinikum Frankfurt, – Anstalt des öffentlichen Rechts – ste-
hen, unabhängig von dem auf das jeweilige Arbeitsverhältnis wirkenden Tarifvertra-
ges. 

 
(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für  
 

- Auszubildende, Schülerinnen und Schüler, Dual Studierende sowie Praktikantin-
nen und Praktikanten, 

- Kurzfristig Beschäftigte gem. § 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB IV, 
- Beschäftigte in der Freistellungsphase des Altersteilzeit-Blockmodells. 
 

 
§ 2 

 
Grundsätze der Entgeltumwandlung zum Zwecke des Fahrradleasings 

(1) 1Beschäftigte und Arbeitgeber können einzelvertraglich vereinbaren, künftige mo-
natliche Entgeltbestandteile der Beschäftigten zum Zwecke des Leasings von Fahr-
rädern gemäß § 63a Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sowie leasingfähigen 
Zubehörs umzuwandeln. 2Bietet der Arbeitgeber die Möglichkeit zum Abschluss ei-
ner Vereinbarung gemäß Satz 1 an, so hat er dieses Angebot zur Entgeltumwand-
lung allen Beschäftigen zu unterbreiten, die unter den Geltungsbereich dieses Tarif-
vertrags fallen. 3Werden Entgeltansprüche der/des Beschäftigten auf Basis einer 
Vereinbarung gemäß Satz 1 umgewandelt, müssen für die Dauer des Leasingver-
trages des Arbeitgebers Entgeltbestandteile in Höhe der jeweiligen Leasingrate ver-
wendet werden. 

 
(2) 1Für die Zeit der Entgeltumwandlung gemäß Absatz 1 überlässt der Arbeitgeber als 

Leasingnehmender der/dem Beschäftigten das Fahrrad zur dienstlichen und priva-
ten Nutzung. 2Aus der Überlassungsvereinbarung müssen sich die Regelungen zum 
Überlassungsgegenstand und dessen Nutzung, sowie die Rechte und Pflichten 
der/des Beschäftigten ergeben. 

 
 

§ 3 
 

Nutzungsdauer 

Die Beschäftigten sind an die Vereinbarungen gemäß § 2 mindestens für die Laufzeit des 
Leasingvertrages, längstens jedoch für die Dauer von 36 Monaten (Überlassungszeitraum) 
gebunden, sofern kein wichtiger Grund für die vorzeitige Kündigung besteht. 
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§ 4 
 

Ausgestaltung 

(1) Zusammen mit dem Fahrrad können etwaige Zusatzleistungen (z.B. Versicherun-
gen) des Leasinggebers und fest mit dem Fahrrad verbundenes Zubehör geleast 
und überlassen werden. 

 
(2) 1Aus dem Angebot des Leasinggebers kann die/der Beschäftigte ein Fahrrad aus-

wählen, das einschließlich des leasingfähigen Zubehörs den Wert in Höhe von 
7.000,00 Euro nicht überschreitet. 2Maßgeblich für den Preis des Fahrrads ist die 
unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers, Importeurs oder Großhändlers ein-
schließlich der Umsatzsteuer. 

 
(3) 1Die Umwandlungsraten umfassen die Raten für die Leistungen nach Absatz 1. 2Die 

Entgeltumwandlung beginnt mit der Entgeltzahlung im Monat der Übernahme und 
endet mit dem Ablauf des auf den letzten Monat der vereinbarten Laufzeit folgenden 
Monats. 

 
(4) Jeder/Jedem Beschäftigten kann jeweils nur ein Fahrrad überlassen werden. 
 
(5) Die gesetzlichen Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechte des Personalrates blei-

ben unberührt. 
 
 

§ 5 
 

Inkrafttreten 

1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 2Er kann mit einer Frist von drei Monaten 
zum Ende eines Kalenderjahres, frühestens zum 31. Dezember 2023 schriftlich gekündigt 
werden.  
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Tarifvertragliche Vereinbarung 

zur Entgeltumwandlung 

(TV-EntgeltU UKF) 

vom 27. Oktober 2008 
 

in der Fassung des 1. Änderungstarifvertrages vom 
19. November 2009 

 
 
 
 
 

 
zwischen  
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 
und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di),  
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 
 
 
 
 
abgestimmte durchgeschriebene Fassung. 
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§ 1  Anwendung des Tarifvertrages zur Entgeltumwandlung der Beschäftigten 
der Länder (TV-EntgeltU-L) 

 
Der TV-EntgeltU-L findet im UKF entsprechende Anwendung. 

 
 
§ 2  Weitere Anbieter der Entgeltumwandlung 

 
a. Es besteht Einvernehmen, dass für die Entgeltumwandlung der Beschäftigten 

des UKF die folgenden Grundsätze umzusetzen sind: 
 

1. Die Kosten eines Vertrages (Abschluss-, Verwaltungs- und sonstige Kos-
ten) zur Entgeltumwandlung müssen über die gesamte Vertragslaufzeit 
verteilt werden. 

 
2. Ein für die Entgeltumwandlung nach diesem Tarifvertrag einzusetzender 

Tarif eines Vorsorgeträgers muss die Riesterförderung ermöglichen. 
 

b. § 6 TV-EntgeltU-L wird mit folgender Maßgabe angewandt: 
 

Für den Durchführungsweg gelten die Vorschriften des Betriebsrentengeset-
zes. 
Mitglieder der Gewerkschaft ver.di haben das Recht, die Entgeltumwandlung 
auch über die ver.di-Vorteilsservice GmbH durchzuführen. 
 

 
§ 3  Inkrafttreten und Laufzeit 
 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt ab dem 01.10.2008 in Kraft 
 
(2) Änderungen, Ergänzungen und zusätzliche oder ersetzende Tarifverträge zum 

TV-EntgeltU-L gelten entsprechend auch für diesen Tarifvertrag. 
 
(3) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von 3 Monaten zum Ende eines Kalen-

derjahres, frühestens zum 31.12.2011 gekündigt werden. 
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Tarifvertrag 

zur wirtschaftlichen Zukunfts- und 

Beschäftigungssicherung 

für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des 

Universitätsklinikum Frankfurt  

(TV-ZuSi UKF) 

vom 03. Juli 2008 
 

in der Fassung des Änderungstarifvertrages 
vom 22. November 2011 

 
 
 
 
 
zwischen  
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 
und der 
 
 
Rhein-Main-Personalservice GmbH (RMPS) 
vertreten durch den Geschäftsführer        

einerseits 
 
 
sowie 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di),  
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen     

andererseits 
 
 
 

abgestimmte durchgeschriebene Fassung. 
 
 
 
Anm.: Die am 31. Dezember 2014 außer Kraft getretenen Bestimmungen dieses 
Tarifvertrages sind zur besseren Lesbarkeit „kursiv grau“ gedruckt
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§ 1  Geltungsbereich  

Dieser Tarifvertrag gilt für die Beschäftigten des Universitätsklinikum Frankfurt. 
 
 

§ 2  Zusätzliche betriebliche Altersversorgung nach dem ATV 

(1) Zur Beseitigung der wirtschaftlichen Notlage des UKF wird für die Beschäftigten für 
die Zeit ab dem 1. Januar 2009 anstelle der nach § 8 Abs. 2 des Tarifvertrages über 
die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes – Alters-
vorsorge-TV (ATV) vom 1. März 2002 zugesagten Leistung gemäß § 15 Abs. 3 ATV 
eine Leistung in Höhe von 2 v. H. vereinbart. Dadurch reduziert sich der Finanzie-
rungsaufwand entsprechend. 

 
(2) Beschäftigte, die bis zum 31. Dezember 2008 eine Altersteilzeitvereinbarung abge-

schlossen haben sowie Auszubildende, Schülerinnen und Schüler nach dem Kran-
kenpflege-, Hebammen- oder Altenpflegegesetz sind von der Verminderung der 
Leistungszusage nach Abs. 1 ausgenommen. Satz 1 gilt entsprechend für befristet 
Beschäftigte, die erstmalig in einem befristeten Arbeitsverhältnis ohne Sachgrund 
mit einer Gesamtdauer bis zu zwei Jahren stehen nach Ablauf der Probezeit gem. 
§ 30 Abs. 4 TV UKF. 

 
 

§ 3  Beschäftigungssicherung 

(1) Während der Laufzeit dieses Tarifvertrages sind betriebsbedingte Beendigungskün-
digungen ausgeschlossen. 

 
(2) Während der Laufzeit dieses Tarifvertrages dürfen keine Neu-, Um- oder Ausgrün-

dungen mit dem Ziel der Anwendung eines anderen als dem für die Beschäftigten 
des UKF geltenden Tarifrechts vorgenommen werden. Dies beinhaltet während der 
Laufzeit dieses Tarifvertrages auch den Verzicht auf Einstellung zu Lasten des ta-
rifgebundenen Personalbestandes bei einer nicht an das Tarifrecht des UKF gebun-
denen Einrichtung oder Tochtergesellschaft des Klinikums oder einem sonstigen 
Beschäftigungsträger.  

 
§ 3 Abs. 2 Unterabs.2 sowie Niederschriftserklärung zu § 3 Abs. 2 Unterabs. 1 Satz 2 gestrichen 
durch 1. Änderungstarifvertrag zu TV ZuSi UKF vom 22.11.2011 

 
 
§ 4  Paritätische Kommission 

(1) Für die Laufzeit des Tarifvertrages wird von den Tarifvertragsparteien eine paritä-
tisch besetzte Kommission gebildet. Diese Kommission setzt sich aus je fünf Arbeit-
gebervertretern und fünf Arbeitnehmervertretern zusammen, von denen je einer 
nicht dem Betrieb angehören muss. Die Arbeitnehmervertreter werden von der Ge-
werkschaft ver.di benannt. 

 
(2) Aufgabe der paritätischen Kommission ist die Begleitung der Umsetzung des Sanie-

rungskonzeptes. Die paritätische Kommission ist zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
diesem Tarifvertrag umfassend und rechtzeitig zu informieren und tritt mindestens 
einmal im Halbjahr zusammen. Auf Verlangen von mindestens einem Drittel der Mit-
glieder der paritätischen Kommission finden weitere Sitzungen statt.  
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(3) Die Kommission ist berechtigt, Sachverständige zu ihrer Beratung hinzuzuziehen. 

Für die Arbeit der paritätischen Kommission werden deren Mitglieder unter Fortzah-
lung der Urlaubsvergütung von ihrer dienstlichen Tätigkeit freigestellt.  Die notwen-
digen Kosten der Arbeit der paritätischen Kommission werden vom Klinikum getra-
gen. 

 
 
§ 5  Wirksamkeitsvoraussetzungen 
 
(1) Dieser Tarifvertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit der Erfüllung der gegenüber den 

Beschäftigten der Tochtergesellschaften des Klinikums im Eckpunktepapier vom 
03.07.2008 unter Ziff. 3 und 4 erfolgten Leistungszusagen. 

 
(2) Ab dem 01.01.2012 ist dieser Tarifvertrag im Weiteren nur wirksam unter Einhaltung 

der folgenden Regelungen 
 

a. Ab dem 01.01.2012 erfolgen keine Einstellungen mehr in der Rhein-Main-Per-
sonalservice GmbH.  

b. Ab dem 01.01.2012 werden Ausbildungen grundsätzlich im UKF durchgeführt. 
Für die Auszubildenden in der Gesundheits-. Kranken- und Kinderkranken-
pflege gilt Satz 1 unter der Maßgabe, dass künftige Auszubildende grundsätz-
lich zu den jeweiligen tariflichen Bedingungen des TVA-L Pflege im Klinikum 
beschäftigt werden, sofern die oder der Auszubildende nicht im Einzelfall aus-
drücklich wünscht, das Ausbildungsverhältnis mit der HP Hospital-Pflege 
GmbH, Frankfurt als Betreiberin der Agnes-Karll-Schule abzuschließen. Es be-
steht Einvernehmen, dass die Auszubildenden in der Gesundheits-. Kranken- 
und Kinderkrankenpflege des UKF der HP Hospital – Pflege GmbH, Frankfurt 
gestellt werden. 

 
§ 6  Förderung der privaten Altersvorsorge 

Die private zusätzliche Altersvorsorge von Beschäftigten bei der VBL wird ab dem 
01.01.2012 durch monatliche Arbeitgeberzuschüsse gefördert. Bei einer  
 

a. Altersvorsorgeleistung in Höhe von 40 € bis 59,99 € beträgt der Zuschuss 10 € 
b. Altersvorsorgeleistung in Höhe von 60 € bis 99,99 € beträgt der Zuschuss 13,30 

€ 
c. Altersvorsorgeleistung in Höhe 100 € und mehr beträgt der Zuschuss 20% der 

Altersvorsorgeleistung. 
 

Protokollnotiz zu § 6: 
§ 6 gilt auch für Beschäftigte, die nach dem Änderungstarifvertrag Nr. 1 zur tarifver-
traglichen Vereinbarung zur Entgeltumwandlung vom 19.11.2009 Entgeltumwand-
lung über die ver.di-Mitgliedervorteilsservice GmbH durchführen. 
 

 
§ 7  Inkrafttreten und Laufzeit 
 
(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 01.01.2009 in Kraft. 
 
(2) Dieser Tarifvertrag tritt am 31.12.2014 außer Kraft. Die Nachwirkung wird ausge-

schlossen mit Ausnahme des § 5 Abs. 2 lit. a und b, die über den 31.12.2014 hinaus 
nachwirken. 
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Tarifvertrag Nr. 3 

über die Nutzung des LandesTicket Hessen 

durch Beschäftigte des Universitätsklinikum Frankfurt 
(TV LandesTicket Hessen UKF Nr. 3) 

vom 5. August 2021 
 
 
 
 
 

zwischen 
 
 
dem Universitätsklinikum Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand 
 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen 
 
 

andererseits 
 
 
 
 
 
wird Folgendes vereinbart: 
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Präambel 

Dieser Tarifvertrag stellt einen Baustein im Interesse des Klimaschutzes und zur weiteren 
Stärkung des umwelt- und klimafreundlichen öffentlichen Personennahverkehrs in Hessen 
dar. Er soll zudem die Attraktivität der Arbeitsbedingungen des Universitätsklinikum Frank-
furt steigern und das Personal nach Möglichkeit langfristig binden. Die Parteien schließen 
daher den nachfolgenden Tarifvertrag ab. 
 
 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) 1Dieser Tarifvertrag gilt für alle Beschäftigten, die in einem Arbeitsverhältnis zum 

Universitätsklinikum Frankfurt, Anstalt des öffentlichen Rechts – stehen, unabhän-

gig von dem auf das jeweilige Arbeitsverhältnis wirkenden Tarifvertrages.  

2Dieser Tarifvertrag gilt nicht für  
 

 Beschäftigte, die unter die Regelungen des § 1 Absatz 2 Buchstaben a), f), g) 
TV-UKF fallen,  

 Beschäftigte in Arbeitnehmerüberlassung, 

 kurzfristig Beschäftigte gem. § 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB IV, 

 studentische Hilfskräfte.    
 

(2) Dieser Tarifvertrag gilt für alle Auszubildenden, die in einem Ausbildungsverhältnis 

mit dem Universitätsklinikum Frankfurt stehen, unabhängig von der Ausbildungs-

form (duale Ausbildung, schulische Ausbildung, duales Studium). 

 

(3) Der Tarifvertrag gilt ferner für Praktikantinnen und Praktikanten, die unter den Gel-

tungsbereich des Tarifvertrages über die Regelungen der Arbeitsbedingungen der 

Praktikantinnen und Praktikanten des Universitätsklinikum Frankfurt (TV Prakt-UKF) 

fallen. 

 

 

§ 2 

Nutzungsberechtigung und Pauschalversteuerung 

(1) 1Die Beschäftigten erhalten eine Nutzungsberechtigung für das LandesTicket Hes-
sen des Universitätsklinikum Frankfurt. 2Diese berechtigt die Beschäftigten, die Leis-
tungen im Nah- und Regionalverkehr im Bereich des Landes Hessen unentgeltlich 
zu den im Anhang zu diesem Tarifvertrag aufgeführten Nutzungsbedingungen in 
Anspruch zu nehmen. 

 
(2) 1Der Anspruch auf eine Nutzungsberechtigung nach Absatz 1 besteht für die Dauer 

des ununterbrochen fortbestehenden Arbeits-, Ausbildungs- oder Praktikantenver-
hältnisses. 2Ausgenommen hiervon sind Kalendermonate, in denen Beschäftigte 
keinen Anspruch auf Entgelt haben. 

 
Protokollerklärungen zu § 2 Absatz 2 
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1. 1Anspruch auf Entgelt sind auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung und der 
Anspruch auf Krankengeldzuschuss, auch wenn dieser wegen der Höhe der 
Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 2Einem An-
spruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach 
§ 44 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen und der Bezug von  
Mutterschaftslohn oder Mutterschaftsgeld nach §§ 18, 19 MuSchG bzw. 
§24i SGB V. Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist auch der Bezug von 
Krankentagegeld eines privat versicherten Beschäftigten auf Grundlage einer 
privaten Krankentagegeldversicherung. 

2. Zeiten des Entgeltbezugs stehen ferner gleich:  
- Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt 

schriftlich ein betriebliches Interesse anerkannt hat, bis zum Ende des Ka-
lenderjahres des Antritts, 

- Zeiten der Inanspruchnahme der Elternzeit nach § 15 BEEG bis zum Ende 
des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren wurde, 

- Zeiten der Inanspruchnahme der vollständigen Freistellung von der Arbeits-
leistung nach § 3 PflegeZG bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem die 
vollständige Freistellung von der Arbeitsleistung angetreten wurde. 

 
(3)  Das Universitätsklinikum Frankfurt wird in seiner Eigenschaft als Arbeitgeber den 

sich aus der kostenlosen Nutzung des LandesTickets entstehenden geldwerten Vor-
teil pauschal gegenüber der Finanzverwaltung versteuern und für seine Beschäftig-
ten längstens bis zum Ablauf dieses Tarifvertrages tragen. 

 
 

§ 3 Inkrafttreten, Laufzeit 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2021 in Kraft. 
 
(2) 1Dieser Tarifvertrag ist bis zum 31. Dezember 2023 befristet. 2Er tritt zu diesem Zeit-

punkt ohne Nachwirkung außer Kraft. 3Die Parteien verpflichten sich, im ersten 
Quartal 2023, möglichst bereits im Januar 2023, Verhandlungen darüber aufzuneh-
men, unter welchen Bedingungen dieser Tarifvertrag verlängert werden kann. 

 
(3) 1Abweichend von der in Absatz 2 bestimmten Frist kann dieser Tarifvertrag von je-

der Tarifvertragspartei mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalen-
dermonats außerordentlich schriftlich gekündigt werden, wenn sich die steuerrecht-
liche oder sozialversicherungsrechtliche Behandlung, die diesem Tarifvertrag zu-
grunde liegt, nachträglich zu Lasten des Universitätsklinikum Frankfurt oder der Be-
schäftigten ändert. 2Dies gilt auch, wenn die Änderung der steuerrechtlichen oder 
sozialversicherungsrechtlichen Behandlung nicht auf einer Änderung der jeweiligen 
Rechtsgrundlage beruht. 3Der Tarifvertrag tritt mit Ablauf der Kündigungsfrist ohne 
Nachwirkung außer Kraft. 

 
Protokollerklärung zu § 3 Absatz 3 
Sollte der Tarifvertrag von einer Tarifvertragspartei außerordentlich gekündigt wer-
den, verpflichten sich die Tarifvertragsparteien, unverzüglich Verhandlungen über 
eine Neuregelung aufzunehmen.  
 
Niederschriftserklärung zu § 3 Abs. 3 
Zur Erläuterung des § 3 Absatz 3 sind sich die Tarifvertragsparteien über steuer- 
oder sozialversicherungsrechtliche Kündigungstatbestände einig, insbesondere  
- wesentliche Änderungen der steuerlichen Bestimmungen in den §§ 3 Nr. 15 so-

wie 9 Absatz 1 Nr. 4 EStG 
- Verbeitragung nach SGB IV oder Sozialversicherungsentgeltverordnung 
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Anhang 
zum TV LandesTicket Hessen UKF Nr. 2 

 
Für die Nutzungsbedingungen nach § 2 Absatz 1 Satz 2 dieses Tarifvertrages gilt Folgen-
des: 
 
1. Die öffentlichen Verkehrsmittel der Verkehrsverbünde RMV, NVV und VRN – im 

Folgenden: VV – dürfen entsprechend der jeweiligen Tarifbestimmungen und Beför-
derungsbedingungen genutzt werden. Die Fahrtberechtigung umfasst die ÖPNV-
Leistungen der VV nach der in Anlage A definierten räumlichen Gültigkeit, die aktuell 
analog der des Hessentickets ist. 

 
2. Zum Nachweis der Fahrtberechtigung ist bei der Inanspruchnahme dieser Leistun-

gen die in Anlage B bezeichnete Bescheinigung in Verbindung mit einem amtlichen 
Lichtbildausweis gegenüber dem Prüfpersonal auf Verlangen vorzulegen.  

 
3. Die mit dem Nachweis gemäß Anlage B verbundene Fahrtberechtigung ist nicht 

übertragbar. Sie beinhaltet jedoch das Recht, von montags bis freitags ab 19:00 Uhr 
und am Wochenende sowie an Feiertagen ganztags einen Erwachsenen und alle 
zum Haushalt gehörenden Kinder bis 14 Jahre kostenfrei mitzunehmen. 

 
4. Die Verkehrsdienstleistungen werden von den in den VV zusammenwirkenden Ver-

kehrsunternehmen erbracht. Bei der Beförderung gelten grundsätzlich die jeweiligen 
Tarifbestimmungen und Beförderungsbedingungen der VV. So begründet die Inan-
spruchnahme der Beförderungsleistung ein Vertragsverhältnis zwischen der einzel-
nen Nutzerin / des einzelnen Nutzers der Fahrtberechtigung und den Verkehrsun-
ternehmen. Demzufolge sind eventuelle Leistungsstörungen, Haftungsfragen etc. 
ausschließlich im Verhältnis zwischen den Verkehrsunternehmen und der Nutze- 
rin / dem Nutzer der Fahrtberechtigung abzuwickeln. 

 
5. Für die Benutzung der 1. Wagenklasse und weiterer zuschlagspflichtiger Verkehrs-

mittel ist eine Zuschlag-Zeitkarte bzw. – pro Einzelfahrt – ein Einzelzuschlag not-
wendig. Diese Zuschläge können nur auf eigene Kosten durch die Nutzerin / den 
Nutzer der Fahrtberechtigung erworben werden. Werden im Rahmen der Regelung 
nach Ziffer 3 Personen mitgenommen, ist auch für diese ein entsprechender Zu-
schlag zu erwerben. Die Fahrtberechtigung erstreckt sich nicht auf die Nutzung des 
DB-Fernverkehrs (IC/ICE).  

 
6. Bisherigen Inhaberinnen und Inhabern von Jahreskarten wird gemäß den jeweiligen 

Tarifbestimmungen und Beförderungsbedingungen der VV ein Sonderkündigungs-
recht eingeräumt. Bei dessen Ausübung wird der mit einer Jahreskarte verbundene 
Preisnachlass zeitanteilig für den verbleibenden verkürzten Gültigkeitszeitraum be-
rücksichtigt.  

 
7. Wird eine Nutzerin / ein Nutzer der Fahrtberechtigung bei der Fahrt im Rahmen einer 

Fahrausweiskontrolle ohne ihren/seinen Nachweis gemäß Ziffer 2 angetroffen oder 
kann er/sie sich nicht ausweisen, so ist gemäß den Beförderungsbedingungen das 
erhöhte Beförderungsentgelt (Stand Januar 2019: 60,00 €) an das Verkehrsunter-
nehmen zu zahlen. Es ermäßigt sich jedoch (Stand Januar 2019: auf 7,00 €), wenn 
die Nutzerin / der Nutzer der Fahrtberechtigung innerhalb einer Woche ab dem Fest-
stellungstag durch Vorlage ihres/seines Nachweises bei dem Verkehrsunterneh-
men, das das erhöhte Beförderungsentgelt nach den jeweiligen Tarifbestimmungen 
und Beförderungsbedingungen der VV erhebt, nachweist, dass sie/er zum Zeitpunkt 
der Feststellung Inhaberin / Inhaber der Fahrtberechtigung war. 
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Anlage A 
 

  



 

311 

 

Anlage B  
Fahrtberechtigungsnachweis 
 
Vorderseite „Land Hessen“ mit den persönlichen Mitarbeiterdaten: 
 

 
 
Inhalte (werden durch das Universitätsklinikum personalisiert): 
Nachname, Vorname 
Geburtsdatum (TT.MM.JJJJ) 
Ausstellende Behörde  
Kennung und laufende Nummer des LandesTickets 
Gültigkeit von – bis (TT.MM.JJJJ – TT.MM.JJJJ) 
Unterschriftsfeld 
 
 
Rückseite „Hessische Verkehrsverbünde“: 
 

 
 
 
 
 

 


